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Vor fünfJahren, mit der Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik, wurde Deutschland wirt-
schaftlich wiedervereint. Was sich in vier Jahrzehnten weit auseinanderentwickelt hatte, wächst seit-
her unter großen Schwierigkeiten wieder zusammen! Erst im nachhinein zeigt sich in aller Deutlich-
keit, was dafür an Kraft, Geld und Zeit notwendig ist.

Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW), Berlin, das Institut für Weltwirtschaft (IfW),
Kiel, und das Institut für Wirtschaftsforschung Halle (IWH) haben den wirtschaftlichen Neuaufbau in
Ostdeutschland im Rahmen eines Forschungsprojekts, das vom Bundesministerium für Wirtschaft in
Auftrag gegeben wurde, von Anfang an begleitet. Seine Ergebnisse sind in zwölf Berichten dokumen-
tiert.1

Der dreizehnte Bericht ist eine Bilanz der vergangenen fünf Jahre. Er beschreibt noch einmal die
damalige Ausgangslage und schildert die vielfältigen Schwierigkeiten des Neubeginns. Er zeigt auf,
welch große Erfolge bei der Erneuerung der ostdeutschen Wirtschaft erzielt wurden, läßt aber auch
erkennen, welch große Anstrengungen weiterhin notwendig sind, um den Rückstand zur westdeutschen
Wirtschaft aufzuholen.

I. Erneuerung der Wirtschaftsstruktur: Erste Muster erkennbar

Die Bildung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen den beiden deutschen Staaten hat
für die staatseigenen ostdeutschen Betriebe einen radikalen Bruch mit vorhandenen Strukturen auf der
Beschaffungs- und der Absatzseite und damit völlig veränderte Entwicklungsperspektiven zur Folge ge-
habt. Viele Betriebe sahen sich vom ersten Tag an mit westlichen Konkurrenten konfrontiert, gegen die
sie weder bei der Produktqualität noch bei den Kosten und Preisen bestehen konnten. Nur mit massiver
Unterstützung — am Anfang vor allem durch die Treuhandanstalt, nach der Privatisierung auch durch
westliche Muttergesellschaften — konnte ihr vollständiger Zusammenbruch verhindert werden.

Es war rasch erkennbar, daß die Wettbewerbsschwächen kein Übergangsproblem sein würden, die
mit dem abrupten Systemwechsel zusammenhingen. Die ostdeutsche Wirtschaft wies gravierende
Defizite auf, die das Erbe von vierzig Jahren sozialistischer Planwirtschaft waren:

- Der Kapitalstock war stark verschlissen und technisch weitgehend veraltet. Die Betriebe produzierten
mit übermäßig hohem Material- und Arbeitseinsatz. Entsprechend niedrig waren Produktivität und
Rentabilität.

- Die Produktion orientierte sich am Plan und nicht am Markt. Die Kunden fanden häufig nicht das,
was sie suchten. Die Qualität der Produkte ließ zu wünschen übrig — auf westlichen Märkten waren
diese nur schwer verkäuflich, und die Erlöse, die sich dort erzielen ließen, deckten in der Regel nur
einen Bruchteil der Kosten. Die Verluste der Betriebe wurden mit Mitteln aus dem Staatshaushalt
abgedeckt.

- Die Einbindung in die weltwirtschaftliche Arbeitsteilung war sehr unvollkommen. Spezialisierungs-
vorteile durch internationalen Handel wurden nur unzureichend wahrgenommen. Die meisten Betriebe
produzierten ein breites und heterogenes Sortiment, das vornehmlich der Deckung des heimischen Be-
darfs diente. Der grenzüberschreitende Güteraustausch konzentrierte sich auf die sozialistischen Bru-
derländer, der Handel mit nichtsozialistischen Ländern hatte überwiegend eine Lückenfüllerfunktion,
vornehmlich um Devisen zu beschaffen.

- Die Umweltbelastung durch die Produktion war unvertretbar groß. Die Industriestruktur war geprägt
durch „Schornsteinindustrie" mit hohem Schadstoffausstoß wie die Braunkohleverstromung, die
Grundstoffchemie und die Metallurgie. Immissionsschutz wurde zudem kaum betrieben, weil die
Mittel dafür fehlten. Noch schlimmer stand es um die Beseitigung von Sonderabfällen.



Es lassen sich also viele Gründe nennen, warum die DDR-Wirtschaft beim Übergang zur Marktwirt-
schaft wie ein Kartenhaus zusammenbrach. Andere Gründe waren der desolate Zustand der Infrastruk-
tur und die Schwerfälligkeit des Planungsapparates. Der Einsturz war letztlich nicht zu verhindern, weil
das Fundament schon seit langem brüchig war. Damit war es auch mit Reparaturen an der Fassade
nicht getan. Es mußte ein weitgehender Neuaufbau ins Auge gefaßt werden, der unter den gegebenen
Bedingungen ohne den Abriß von großen Teilen der Altsubstanz nicht möglich war.

Beim Aufbau einer neuen Wirtschaftsbasis hat die ostdeutsche Wirtschaft inzwischen unübersehbare
Fortschritte gemacht. Das läßt sich auch an der Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen Produktion ab-
lesen: Das Bruttoinlandsprodukt war im vergangenen Jahr in konstanten Preisen gerechnet um reichlich
ein Drittel und in jeweiligen Preisen um knapp ein Viertel höher als im Jahr 1991 (Tabelle l ) .2

Tabelle 1 - Produktion, Absorption und Ressourcentransfer in der ostdeutschen Wirtschaft 1990-1994 (Mrd. DM)

Bruttoinlandsprodukt
Letzte inländische Verwendung

Privater Verbrauch und Staatsverbrauch
Bruttoinvestitionen

Außenbeitraga

Ausfuhr
Einfuhr

Ressourcentransfer''
Erwerbs- und Vermögenseinkommen
Laufende Übertragungen und Vermögensübertragungen
Finanzierungssaldo

Bruttoinlandsprodukt
Letzte inländische Verwendung

Privater Verbrauch und Staatsverbrauch
Bruttoinvestitionen

Außenbeitraga

Ausfuhr
Einfuhr

Ressourcentransfer
Erwerbs- und Vermögenseinkommen

1990

223,9
277,5
223,8

53,7
-53,6

61,1
114,7
53,6

1.3
43,6

8,7

254,4
308,9
261,1
47,8

-54,5
56,4

110,9

1,4

1991 1992 1993

In jeweiligen Preisen

206,0
358,3
267,3

91,0
-152,3

46,9
199,2
152,3

8,0
114,6
29,7

262,6
457,4
328,4
128,9

-194,8
52,1

246,8
194,8

10,8
131,9
52,1

303,0
512,1
357,8
154,3

-206,7
54,9

261,6
206,7

9,4
134,6
62,7

In Preisen von 1991

206,0
358,3
267,3

91,0
-152,3

46,9
199,2

8,0

222,1
412,0
290,6
121,4

-189,9
51,7

241,6

10,1
aInlandskonzept; ohne Erwerbs- und Vermögenseinkommen. — "Salden mit der übrigen Welt.

235,0
434,2
295,8
139,4

-199,2
54,6

253,8

8,5

1994

334,8
562,4
381,3
181,1

-221,8
67,6

289,4
221,8

8,3
124,5
89,1

256,7
467,6
305,7
161,9

-210,8
66,9

277,7

7,3

Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des D1W.

Nach wie vor klafft eine riesige Lücke zwischen Absorption und Produktion, die sich nur sehr lang-
sam schließt. Das Bruttoinlandsprodukt deckte im Jahr 1994 gerade drei Fünftel der Güterverwendung.
Dies zeigt, daß die ostdeutsche Wirtschaft noch längst nicht auf eigenen Füßen steht, sondern auf Jahre
hinaus auf Ressourcentransfer angewiesen ist. Positiv zu vermerken ist allerdings, daß der Mittelzufluß
in zunehmendem Maße auch eine Folge der regen Investitionstätigkeit ist: 1994 entfielen zwei Fünftel
der in Ostdeutschland verwendeten Güter auf Investitionen. 1991 war es erst ein Viertel. Die Einkom-
mens- und Vermögensübertragungen gingen im vergangenen Jahr erstmals auch dem Betrag nach zu-
rück; diese dienen freilich auch weiterhin ganz überwiegend der Aümentierung konsumtiver Ausgaben.

Der große Transferbedarf ist nicht zuletzt auch eine Folge der hohen Unterbeschäftigung. Fünf Jahre
nach der deutschen Vereinigung hat sich der Arbeitsmarkt in den neuen Bundesländern weitgehend sta-
bilisiert, die Zahl der Erwerbstätigen hat den Tiefstand im Herbst 1993 erreicht und nimmt seither leicht
zu (Tabelle 2).



Tabelle 2 - Arbeitsmarktbilanz für Ostdeutschland 1990-1994a (1 000 Personen)

Erwerbstätige im Inland
darunter \

ABM-Beschäftigte
Kurzarbeiter

Altersregelungen
Berufliche Vollzeitweiterbildung
Arbeitslose
Wanderungssaldo
Pendlersaldo
Erwerbspersonen
Erwerbstätige Inländer

Selbständige und mithelfende Familienangehörige
Abhängig Beschäftigte

aJahresdurchschnittswerte.

1990

8 820

758
239

240
252
79

9139
8 899

252
8 647

1991

7 321

183
1616

545
169
913
119
269

8 503
7 590

371
7 219

1992

6 386

388
370
812
425

1 170
62

338
7 894
6 724

417
6 307

1993

6196

260
181
853
345

1 149
37

325
7 670
6 521

452
6 059

1994

6 267

280
97

652
241

1 142
20

326
7 735
6 593

478
6 115

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit; Berechnungen des DIW.

Die Zahl der registrierten Arbeitslosen sinkt sogar stärker, als die Zahl der Erwerbstätigen steigt, weil
die Erwerbsbeteiligung aus verschiedenen Gründen zurückgeht. Alles in allem wird der Arbeitsmarkt
weiterhin in erheblichem Umfang durch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen der Bundesanstalt für Ar-
beit entlastet, auch wenn die Zahl der Personen, die damit erreicht werden, rückläufig ist (1992:
1,8 Millionen; 1994: 1,2 Millionen).

Die Anpassungsprozesse sind — gemessen an der Entwicklung von Bruttowertschöpfung, Produkti-
vität, Lohnstückkosten und Beschäftigung — in den einzelnen Wirtschaftsbereichen unterschiedlich vor-
angekommen:

In der Landwirtschaft sind große Fortschritte zu verzeichnen. Dort konnte die Produktivität fast an
das westdeutsche Niveau herangeführt werden. Allerdings wurde dies nicht nur durch eine Modernisie-
rung der Anlagen erreicht, sondern in erheblichem Maße auch durch die Stillegung von Anbauflächen
und von Kapazitäten in der Tierproduktion sowie durch einen drastischen Beschäftigungsabbau — also
durch „passive Sanierung". Dank ihrer großen Leistungskraft steuert die ostdeutsche Landwirtschaft in-
zwischen einen beachtlichen Teil zur gesamtdeutschen Agrarproduktion bei (Tabelle 3).

Ahnliches gilt für den Bergbau sowie die Energie- und Wasserwirtschaft. Die Produktivität hat hier
im Durchschnitt drei Viertel des westdeutschen Niveaus erreicht. Der Produktivitätsschub war vor allem
die Folge eines drastischen Personalabbaus. Dieser Bereich produziert in Ostdeutschland als einziger
mit Lohnstückkosten, die niedriger als in Westdeutschland sind.

Auch in der Bauwirtschaft reicht die Produktivität in Ostdeutschland inzwischen zu drei Vierteln an
die Verhältnisse in Westdeutschland heran. Dank der guten Baukonjunktur vollzieht sich dort die Um-
strukturierung bei einem kräftigen Kapazitätsaufbau. Die Zahl der Beschäftigten im Baugewerbe ist in
Ostdeutschland, bezogen auf die Bevölkerungszahl, doppelt so groß wie in Westdeutschland.

Das Verarbeitende Gewerbe in Ostdeutschland hat den tiefen Einbruch nach der Wende noch nicht
wieder wettmachen können. Es trägt weiterhin nur einen vergleichsweise geringen Teil zur gesamtdeut-
schen Wertschöpfung dieses Wirtschaftsbereichs bei. Die Produktivität hat gerade 50 vH des west-
deutschen Niveaus erreicht. Die Lohnstückkosten sind immer noch um ein Drittel höher, obwohl der
Abstand gegenüber Westdeutschland schon geringer geworden ist.

Für große Teile des tertiären Sektors ist die Entwicklung von Wertschöpfung, Produktivität und
Lohnstückkosten wegen Unzulänglichkeiten bei den verfügbaren Statistiken schwer einzuschätzen. Es
ist aber unverkennbar, daß es trotz beachtlicher Fortschritte noch große Rückstände gegenüber dem



Tabelle 3 - Ostdeutschland und Westdeutschland im Vergleich 1990 und 1994a

Land- und Forstwirtschaft
Produzierendes Gewerbe

Bergbau, Energie
Verarbeitendes Gewerbe
Baugewerbe

Handel und Verkehr
Handel
Verkehr

Dienstleistungsunternehmen
Staat, private Haushalte u.a.
Alle Wirtschaftsbereiche

Bruttowertschöp-
fungb

Deutschland

1990

20
8

18
5

16
9
9
8
3

10
9

aJeweils 2. Halbjahr. — ^Zu jeweiligen Preisen
nichtabzugsfähige Umsatzsteuer unc
werbstätigen. — dBruttoeinkommei

= 100

1994

18
11
17
6

27
10
10
8
8

16
11

Produktivität0 Lohnstückkosten^

Westdeutschland = 100

1990

36
26
31
18
58
39
53
23
22
35
34

1994

82
61
73
50
75
52
66
33
47
68
55

. Einschließlich unterstelltet
. Einfuhrabgaben. — cBruttowertschöpfunj
l aus unselbständiger

reinigt). — x = keine sinnvolle Angabe möglich.

1990

X

119,
75

155
90

100
68

166
203
100
107

Entgelte für

1994

X

110
87

130
104
147
119
212
158
103
131

Erwerbstätige

je 1 000 Einwohner

Ost- West-
deutschland

15
141

7
67
66
71
45
26
77

103
407

13
158

6
120
31
84
60
24
94
88

435

Bankdienstleistungen, ohne
zu jeweiligen Preisen (unbereinigt) je Er-

Arbeit je nominale Produkteinheit (Bruttowertschöpfung, unbe-

Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW.

Westen gibt. Zum Teil spiegelt sich darin die noch nicht abgeschlossene Anpassung bei den Mieten und
den Verkehrstarifen wider. Hinzu kommt, daß die Kaufkraft noch nicht so groß ist wie in den alten Bun-
desländern. Zudem haben der Staat sowie Bahn und Post noch einen beträchtlichen Personalüberhang.

Bei alledem ist freilich zu berücksichtigen, daß es große Unterschiede zwischen einzelnen Betrieben
gibt, die bei Betrachtung allein der Durchschnittswerte zu Fehlschlüssen Anlaß geben können. In Betrie-
ben, in denen die Umstrukturierung — meist mit Hilfe erfahrener westlicher Kapitalgeber — frühzeitig
in Angriff genommen wurde, wird heute vielerorts ein Produktivitätsniveau erreicht, das dem westlicher
Konkurrenten entspricht. Ähnliches gilt für solche Betriebsstätten, die neu errichtet wurden. Bei dem
niedrigeren Lohnniveau in Ostdeutschland haben diese Unternehmen sogar Wettbewerbsvorteile. Andere
Unternehmen hingegen sind noch nicht so weit vorangekommen; bei ihnen liegt die Produktivität oftmals
weit unter dem Durchschnitt, die Lohnstückkosten folglich darüber. Soweit solche Betriebe aus dem
Markt ausscheiden, hebt sich der Durchschnitt, ohne daß die verbleibenden Betriebe wettbewerbsfähiger
werden.

Trotz unübersehbarer Fortschritte bleibt die strukturelle Erneuerung der ostdeutschen Wirtschaft die
vordringliche Aufgabe. Noch immer haben es nur wenige Unternehmen geschafft, sich auf überregiona-
len Märkten zu etablieren. Nur ein Fünftel der Produktion konnte im vergangenen Jahr dort abgesetzt
werden, das meiste davon in Westdeutschland. Das ist extrem wenig: Entsprechend seiner Größe und
seinem Entwicklungsstand müßte Ostdeutschland eigentlich eine zwei- bis dreimal so breite Exportbasis
haben.

Die Strukturdefizite der ostdeutschen Wirtschaft lassen sich anhand mehrerer Merkmale aufzeigen.
Ins Auge springen diese Defizite vor allem (1) beim sektoralen Muster von Produktion und Beschäfti-
gung, (2) bei der Größenstruktur der Unternehmen, (3) bei der Einbindung in die überregionale Arbeits-
teilung und (4) bei der räumlichen Verteilung der Produktionsstandorte.



1. Branchenmuster

Ein Merkmal der sozialistischen Planwirtschaft war, daß die Warenproduktion (Landwirtschaft, Pro-
duzierendes Gewerbe) ein deutliches Übergewicht gegenüber der Dienstleistungsproduktion besaß — in
einer entwickelten Marktwirtschaft ist es umgekehrt Zum Zeitpunkt der wirtschaftlichen Vereinigung
besaß die ostdeutsche Wirtschaft eine Produktions- und Beschäftigungsstruktur, wie sie die westdeut-
sche Wirtschaft schon ein Vierteljahrhundert früher, Mitte der sechziger Jahre, aufwies (Tabelle 4).

Tabelle 4 - BruttowertschÖpfung und Beschäftigung in Ostdeutschland 1990-1994 (Anteile in vH)

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei
Produzierendes Gewerbe
darunter

Verarbeitendes Gewerbe
Baugewerbe

Handel und Verkehr
Dienstieis tungsuntemehmen
Staat, private Haushalte u.a.

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei
Produzierendes Gewerbe
darunter

Verarbeitendes Gewerbe
Baugewerbe

Handel und Verkehr
Dienstleistungsunternehmen
Staat, private Haushalte u.a.

1990

l.Hj. 2. Hj.

7,1 3,4
53,0 41,6

f

. m

13,2 18,0
8,6 17,0

18,0 20,3

8,9
44,7

38,8
7,1

15,9
7,8

22,8
aIn jeweiligen Preisen (1. Halbjahr 1990 in Mark).

1991 1992 1993

BruttowertschÖpfung
3,4

36,6

17,0
11,8
14,4
22,0
23,6

6,2
40,8

28,0
9,6

17,0
12,7
23,3

2,7
34,7

14,6
14,6
12,9
25,5
24,3

2,2
34,6

13,8
16,1
12,8
27,8
22.5

Erwerbstätige
4,5

35,8

20,6
12,4
17,9
15,9
25,9

3.9
34,9

18,1
14,5
18,0
17,6
25.6

1994

a

1,9
36.9

12,6
18,6
12,5
27,7
20,9

3,6
34,5

16,6
16,0
17,8
18,7
25,3

Nachrichtlich:
Westdeutschland

1965

4,4
53,0

40,2
8,0

17,9
15,2
9.6

10,7
49,1

37,6
9,2

17,9
9,9

12,4

1994

1,0
35,2

26,8
6,6

14,4
36,1
13,2

2.9
36,2

27,8
7.0

19,3
21,4
20,2

Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW.

Inzwischen hat sich das sektorale Muster der Produktion in Ostdeutschland in groben Zügen an die
westdeutsche Struktur angenähert. Das Verhältnis von Warenproduktion zu Dienstleistungsproduktion
(einschließlich staatlicher Produktion), das vordem im Osten etwa 2 : 1 betrug, liegt nun wie im Westen
bei 1: 2.

Bei genauerem Hinsehen zeigen sich freilich bemerkenswerte Unterschiede. In Ostdeutschland ist
inzwischen der Anteil des Verarbeitenden Gewerbes an der BruttowertschÖpfung nur noch halb so groß
wie in Westdeutschland, der Anteil des Baugewerbes hingegen ist dreimal so groß. Das Baugewerbe hat
im Osten inzwischen bei der BruttowertschÖpfung das Verarbeitende Gewerbe klar übertroffen. Es trägt
dort zur Hälfte zur Wertschöpfung des Produzierenden Gewerbes bei, verglichen mit nicht einmal einem
Fünftel im Westen. In diesen Unterschieden spiegelt sich beides zugleich wider: Zusammenbruch und
Neuaufbau. Das Verarbeitende Gewerbe war wie kein änderer Wirtschaftszweig durch den Transforma-
tionsschock betroffen, und es hat sich bislang nicht durchgreifend erholt Das Baugewerbe hingegen,
aufgrund hoher Transportkosten gegen überregionale Konkurrenz abgeschirmt, profitiert vom Wieder-
aufbau, ohne einen dramatischen Niedergang erfahren zu haben.

Der industrielle Sektor ist zur Achillesferse geworden, weil sich dort anfangs die Probleme — große
Rückstände bei der Produktionstechnologie, schlechte Verkäuflichkeit der Produkte, unzureichende Prä-
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senz auf westlichen Märkten und vor allem übermächtiger Konkurrenzdruck — häuften. Der Schrump-
fungsprozeß ist deshalb sehr weit gegangen, doch sieht es so aus, als könne die ostdeutsche Industrie
nun wieder neues Terrain gewinnen. Das gilt allerdings bislang überwiegend für solche Branchen, in
denen die Betriebe für lokale und regionale Märkte produzieren. In anderen Branchen, in denen die Be-
triebe üblicherweise stark in die überregionale und internationale Arbeitsteilung integriert sind, fällt so
etwas noch immer schwer. Der Maschinenbau, einst das Herzstück der DDR-Industrie, hat inzwischen
nur noch das Gewicht wie die Steine- und Erdenindustrie, und dasselbe gilt für die Elektrotechnik (Ta-
belle 5). Dabei zeigen sich deutliche Unterschiede zur westdeutschen Industriestruktur: Die Industrie-
zweige, die dort den Kern bilden (Maschinenbau, Elektrotechnik, Teile der Chemieindustrie und Stra-
ßenfahrzeugbau), haben heute in den ostdeutschen Ländern nur noch einen Produktionsanteil am Verar-
beitenden Gewerbe von einem Viertel. Bedenklich erscheint dieses Spezialisierungsmuster vor allem
auch deshalb, weil sich die ostdeutschen Industrieunternehmen auf Produktionen konzentrieren, die nach
aller Voraussicht langfristig in ganz Deutschland weiter an Bedeutung verlieren werden.

Generell gilt, daß bislang vor allem diejenigen Industriebranchen ihre Position halten oder ausbauen
konnten, (1) die in Ostdeutschland von Anfang an gute Marktbedingungen vorfanden, (2) die vom über-
regionalen Wettbewerb abgeschirmt waren, (3) in denen die Betriebe rasch privatisiert wurden und (4)
die massive staatliche Stützung erfuhren.

Tabelle 5 - Struktur der Nettoproduktion im Produzierenden Gewerbe* in Ostdeutschland 1990b und 1994C (vH)

Elektrizitäts- und Gasversorgung
Bergbau
Verarbeitendes Gewerbe

Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe
darunter

Mineralölverarbeitung
Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Erden
Eisenschaffende Industrie
Gießerei
Chemische Industrie

Investitionsgüter produzierendes Gewerbe
darunter

Stahl- und Leichtmetallbau, Schienenfahrzeugbau
Maschinenbau
Straßenfahrzeugbau
Elektrotechnik
Feinmechanik, Optik, Herstellung von Uhren
Herstellung von Eisen-, Blech- und Metallwaren

Verbrauchsgüter produzierendes Gewerbe
darunter

Holzverarbeitung
Druckerei, Vervielfältigung
Textilgewerbe

Nahrungs- und Genußmittelgewerbe
darunter

Ernährungsgewerbe
Tabakverarbeitung

Bauhauptgewerbe
Hochbau
Tiefbau

1990b

12,4
9,6

60,0
11,5

1,3
2,5
0,8
1,1
4,0

32,9

2,9
15,2
2,7
8,5
1,1
0,9
7,2

1,5
1,3
1,7
8,3

6,9
1,4

18,1
8,8
9,3

1994C

13,2
3,0

49,1
12,2

1,8
5,1
0,6
0,5
2,7

21,0

5,4
5,0
3,0
5,1
0,3
1,4
6,9

1,6
1,9
0.6
9,2

7,8
1,4

34,5
17,0
17,5

aBetriebe von Unternehmen mit 20 und mehr Beschäftigten; fachliche Unternehmensteile; arbeitstäglich bereinigt. —
"2. Halbjahr. — berechnet aus dem Nettoproduktionsindex
Zeitraum 2. Halbjahr 1990.

für das Jahr 1994, multipliziert mit dem Gewicht im Basis-

Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des IfW.
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Zur ersten Gruppe zählen insbesondere die Steine- und Erdenindustrie, der Stahl- und Leichtmetall-
bau und die Druckindustrie, zur zweiten und dritten Gruppe wiederum die Steine- und Erdenindustrie
sowie das Emährungsgewerbe, und zur vierten Gruppe zählen innerhalb des Stahl- und Leichtmetall-
baus vor allem der Waggonbau. In diesen Branchen kann man schwerlich das Rückgrat der künftigen
ostdeutschen Industrie sehen.

Im Branchenquerschnitt wird allerdings der enorme strukturelle Wandel in der ostdeutschen Industrie
nicht voll sichtbar. In fast allen Branchen finden sich Unternehmen, die im Wettbewerb bereits gut mit-
halten können, und andere, die weiter hinterherhinken. Produzenten, die erfolgversprechende Marktideen
verwirklicht, die Produktpalette erneuert und die Produktionsanlagen modernisiert haben, können sich
durchaus mit ihren westlichen Konkurrenten messen. Da und dort haben sie diese auch schon hinter sich
gelassen. Andere Unternehmen — und das ist der überwiegende Teil — haben hingegen das Ziel noch
nicht in Sichtweite. Am größten ist der Produktivitätsrückstand, gemessen am Nettoproduktionswert, im
Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe und im Investitionsgüter produzierenden Gewerbe. Dort wur-
den 1994 im Durchschnitt erst knapp 50 vH des westdeutschen Niveaus erreicht. Lediglich im Bergbau,
wo allerdings die Ausgangsbedingungen erheblich besser sind, wurden bereits vier Fünftel des westdeut-
schen Produktivitätsniveaus erreicht (Tabelle 6).

Tabelle 6 - Produktivität im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbea im Ost-West-Vergleich 1991-1994 (Westdeutschland

=100)

Bergbau
Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe
darunter:

Chemische Industrie
Investitionsgüter produzierendes Geweibe
darunter:

Maschinenbau
Straßenfahrzeugbau

Veibrauchsgüter produzierendes Gewerbe
Nahrungs- und Genußmittelgewerbe
Insgesamt

1991b

NPW

67.2
16,9

16,0
21.9

22.9
20.6
16.2
33,7
24,6

NWS

42.1
4,7

2,9
15.4

14.5
13.6
7.8

25.4
14.5

1992b

NPW

66,7
28,7

22.7
35.3

31.1
30.7
37,1
48,9
38,3

NWS

45,8
9.3

-3,0
23.8

16.9
11.0
26.9
30.1
23.1

1993C

NPW

81,7
37,0

24,2
42,7

37,7
43,8
49.3
58,4
49,5

NWS

1994C

NPW NWS

80,1
49,0

31,3
48,3

41.4
47.6
59,0
64,3
54,5

aBetriebe von Unternehmen mit 20 und mehr Beschäftigten. — "Ergebnisse der Kostenstrukturstatistik. — Ergebnisse des Jahres 1992, fortge-
schrieben mit dem Index der Nettoproduktion je
sten.

Beschäftigten. — NP '̂: Nettoproduktionswert. — NWS: Nettowertschöpfung zu Faktorko-

Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des IfW.

Dennoch dürfen die beachtlichen Erfolge nicht darüber hinwegtäuschen, daß viele Unternehmen in
Ostdeutschland noch weit davon entfernt sind, auskömmliche Gewinne zu erwirtschaften. Nach den bis
zum Jahr 1994 behelfsmäßig fortgeschriebenen Zahlen ist bei der Nettowertschöpfung zu Faktorkosten
die Kluft zu den westdeutschen Betrieben immer noch groß, so daß im Durchschnitt weiterhin Verluste
entstehen. Im Jahr 1992 waren die gesamten Kosten der ostdeutschen Betriebe noch um fast ein Fünftel
höher als die Produktionswerte, und daran hat sich vermutlich nicht viel geändert.3 Am besten stand das
Nahrungs- und Genußmittelgewerbe, am schlechtesten das Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe
(und dort vor allem die Chemische Industrie) da.

Worauf die großen Strukturdefizite vieler ostdeutscher Industriebetriebe beruhen — ob auf Rückstän-
den bei der Modernisierung der Produktionskapazitäten, bei der Erneuerung der Produktpalette, bei der
Verbesserung der Logistik oder bei der Erschließung neuer Absatzmärkte —, ist schwer zu sagen. Diese
Gründe spielen sicher immer noch eine Rolle. Aber damit ist nicht alles erklärt. Ein weiterer wichtiger
Grund ist vermutlich die unzureichende Einbindung in industrielle Netzwerke: Industrielle Produktion ist
heute in hohem Maße integrierte Produktion, die die gesamte Wertschöpfungskette von ihrem Anfang
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bis zum Ende einschließt. Sie reicht etwa in der Bekleidungsindustrie von der Faserproduktion über
Kämmerei, Spinnerei, Weberei, Färberei, Zuschneiderei und Näherei bis zur Anlieferung der Ware im
Geschäft. Dabei bestimmt häufig der Endabnehmer allein über Liefersortiment, Lieferumfang und
Iiefenhythmus. Das verlangt von den einzelnen Betrieben nicht nur eine hohe Leistungsfähigkeit (etwa
in bezug auf Produktqualität, Lieferumfang und Termintreue), sondern auch eine hohe Anpassungsfä-
higkeit (etwa einen raschen Wechsel der Modellpalette oder eine rasche Änderung der produzierten
Stückzahlen). Die integrierte Produktion verträgt nicht ein schwaches Glied.

Viele ostdeutsche Betriebe haben in dieser Hinsicht noch gravierende Schwächen. Die Netzwerke, in
die sie früher eingebettet waren, sind mit der Auflösung der Kombinate zerrissen, und sie wären auch
sonst schwerlich intakt gebliebea4 Der Zugang zu neuen Netzwerken ist aber häufig mit hohen Hürden
versehen. So müssen Betriebe, die sich als Zulieferer profilieren wollen, nicht selten einen Standort-
wechsel ins Auge fassen, etwa um „just in time" liefern zu können. Oder sie müssen ihre Kapazitäten er-
weitern, um in der Lage zu sein, die geforderten hohen Stückzahlen zu produzieren — ohne daß die Ab-
nehmer ihnen auf mittlere Sicht den Absatz garantieren.

Ein Problem ist wohl auch, daß die Unternehmen, die solche Netzwerkaktivitäten initiieren, organi-
sieren, koordinieren und überwachen, meistens in Westdeutschland ihren Hauptsitz haben. Diese Unter-
nehmen verfügen über jahrzehntelang bewährte Beziehungen zu externen Zulieferern, die sie nicht ohne
guten Grund kappen. Die ostdeutschen Industriebetriebe haben dies größtenteils noch nicht geschafft;
sie müssen sich ihre Reputation erst erwerben. Das braucht Zeit. Noch ist die Lage labil.

2. Unternehmensgröße

Defizite besitzen die ostdeutschen Unternehmen auch bei der Untemehmensgröße, und dies erschwert
ebenfalls ihre Einbindung in arbeitsteilige Strukturen. Ein Teil der Unternehmen — das gilt vor allem
für die privatisierten, ehemaligen Treuhandbetriebe — ist oftmals nicht mehr groß genug, ein anderer
Teil — das sind insbesondere die neugegründeten Betriebe — ist noch zu klein.

Ost-West-Vergleiche über die Größenstruktur von Betrieben müssen sich auf die produzierenden
Bereiche beschränken, bis eine umfassende Arbeitsstättenzählung vorliegt. Auffälliger Unterschied im
Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe in Ostdeutschland ist die im Vergleich zu Westdeutschland
schwache Präsenz von größeren Betrieben: 1993 war nur ein knappes Viertel der Beschäftigten in Be-
trieben mit mehr als 1 000 Mitarbeitern tätig, in Westdeutschland war es reichlich ein Drittel. 1989 hat-
ten rund drei Viertel und 1991 immerhin noch fast die Hälfte der Beschäftigten in der ostdeutschen In-
dustrie in Großbetrieben ihren Arbeitsplatz (Tabelle 7).

Tabelle 7 - Betriebe im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe nach Beschäftigtengrößenklassen in Ostdeutschland
1991 und 1993a (Anteile an der Beschäftigung in vH)

Betriebe mit... Beschäftigten
1 bis 19

20 bis 49
SO bis 99

100 bis 199
200 bis 499
500 bis 999

über 1000

'Jeweils Ende September.

1991

0,6
4.2
6,8

10,7
17,5
14,0
46,1

1993

1,2
12,2
14,3
17,0
17,7
11,6
26,0

Nachrichtlich:
Westdeutschland 1993

0,9
8,6

10,1
12,6
19,2
14,0
34,5

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Die dramatische Veränderung der Größenstruktur geht nicht zuletzt auf die Privatisierungstätigkeit
der Treuhandanstalt zurück, die häufig ihre Unternehmen nur in Teilen verkaufen konnte und zudem die
Belegschaften kräftig reduzieren mußte. Die meisten dieser Großbetriebe, soweit sie in ihrem Kern über-
haupt erhalten blieben, verloren bis zu neun Zehntel ihrer Beschäftigten. So sind mittlerweile fast alle
ostdeutschen Maschinenbaubetriebe (etwa 20 hatten mehr als 5 000 Beschäftigte) zu mittelständischen
Betrieben (mit maximal 500 Beschäftigten) zusammengeschrumpft.

Die abweichende Größenstruktur zwischen Ost und West erklärt sich freilich auch damit, daß die
Unternehmen mit Sitz in Ostdeutschland viel weniger Mehrbetriebsunternehmen sind als die mit Sitz in
Westdeutschland. Auch darin zeigt sich die Handschrift der Treuhandanstalt, die nolens volens alte
Strukturen aufbrechen mußte. Zum Vergleich: Im Jahr 1991 gab es in Ostdeutschland noch 845 indu-
strielle Mehrbetriebsunternehmen und 4 392 Einbetriebsunternehmen; zwei Jahre später war die Anzahl
der Mehrbetriebsunternehmen auf 261 zurückgegangen und die Anzahl der Einbetriebsunternehmen auf
5 162 gestiegen. Die wechselseitigen, kapitalmäßigen Verflechtungen zwischen den Betrieben in Ost-
deutschland dürften wesentlich geringer sein als in Westdeutschland.5

3. Stellung in der überregionalen Arbeitsteilung

Mit der unzureichenden Einbindung der ostdeutschen Betriebe in Netzwerke läßt sich zum Teil auch
ihre eklatante Exportschwäche erklären. Wertschöpfungsketten werden in wachsendem Maße grenz-
überschreitend mit Lieferanten und Abnehmern in vielen Ländern geknüpft. Etwa ein Drittel des interna-
tionalen Handels mit Industriegütern besteht aus wechselseitigen Lieferungen zwischen multinationalen
Unternehmen und ihren ausländischen Töchtern, und ein weiteres Drittel setzt sich aus Lieferungen zwi-
schen Unternehmen zusammen, die schon lange miteinander kooperieren, etwa im Rahmen von Lohnver-
edelung oder Lizenzproduktion.

Ein flüchtiger Blick auf die Entwicklung der Exportquoten mag den Eindruck erwecken, daß die ost-
deutsche Industrie bei der Erschließung ausländischer Märkte keinerlei Fortschritte macht. Der Anteil
der Auslandsumsätze am Gesamtumsatz — er war im Jahr 1994 im Durchschnitt und in den meisten
Wirtschaftsbereichen nur knapp halb so hoch wie bei der westdeutschen Industrie — hat sich seit 1991
kaum verändert. Von den vier Hauptgruppen des Verarbeitenden Gewerbes hat nur das Nahrungs- und
Genußmittelgewerbe — von einem sehr niedrigen Niveau aus — seine Exportquote deutlich ausweiten
können. Die anderen Bereiche, insbesondere das Investitionsgüter produzierende Gewerbe, haben sogar
weiter an Boden verloren (Tabelle 8).

Allerdings verbergen sich hinter diesen Zahlen beträchtliche Verschiebungen in der regionalen
Struktur des Außenhandels. Die ehemaligen Handelspartner der DDR in Mittel- und Osteuropa haben
für die ostdeutschen Betriebe stark an Bedeutung verloren. Dafür konnten, wenn auch nicht im gleichen
Ausmaß, Lieferbeziehungen zu Partnern im westlichen Ausland geknüpft werden. Das ist vor allem bei
solchen Betrieben der Fall, die sich im Eigentum westdeutscher Unternehmen befinden und die deren
Absatzkanäle nutzen können.

Der anhaltende Rückgang der Exporte ostdeutscher Betriebe nach Mittel- und Osteuropa muß gleich-
wohl zu denken geben. Er läßt sich nur vordergründig mit der schwierigen Wirtschaftslage in den Re-
formländem erklären. Dagegen sprechen nämlich die Absatzerfolge westdeutscher Unternehmen in die-
sen Ländern. Die Exporte aus Westdeutschland nach Mittel- und Osteuropa sind inzwischen dem Wert
nach fast doppelt so hoch wie zu Zeiten der sozialistischen Planwirtschaft.6 Das unterstreicht einmal
mehr die generelle Wettbewerbsschwäche ostdeutscher Betriebe, denen es auch und gerade auf den im
Umbruch befindlichen Märkten im Osten schwerfallt, wieder Fuß zu fassen.

Nicht nur ostdeutsche Produzenten von Industriegütern, auch Dienstleister haben Schwierigkeiten,
sich auf überregionalen Märkten zu etablieren. Beides hängt eng zusammen: Dienstleistungen sind häu-
fig integraler Bestandteil der Wertschöpfungskette. So kümmern sich nicht selten die Spediteure vor Ort
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Tabelle 8 - Exportquote* im Verarbeitenden Gewerbe Ostdeutschlands nach Wirtschaftsbereichen 1991-1994 (vH)

Grundstoff- und Produktions gütergewerbe
Eisenschaffende Industrie
Chemische Industrie

Investitionsgüter produzierendes Gewerbe
Maschinenbau
Straßenfahrzeugbau

Verbrauchsgüter produzierendes Gewerbe
Textilgewerbe
Bekleidungsgewerbe

Nahrungs- und Genußmittelgewerbe
Insgesamt
Nachrichtlich:
Anteil Ostdeutschlands an der gesamten deut-
schen Ausfuhr13

aAnteil des Auslandsumsatzes am Gesamtumsatz

1991

17,3
28,2
24,9
22,2
27,8

9,6
11,8
15,8
7,3
3,8

15,8

•

1992

15,3
26,0
23,0
19,9
26,7

9,4
10,3
16,9
6,6
5,7

14,6

2,1

. — "Spezialhandel. —

1993

12,5
24,0
23,0
17,3
30,4
11,5
8,5

13,2
6,4
6,3

12,7

1,9

1994

11,9
25,2
22,3
15,0
25,6

6,8
8,6

15,2
8,3
6,0

13,1

1,8

Nachrichtlich:
Westdeutschland 1994

27,0
35,8
41,5
37,7
43.5
44,7
18,9
28,4
21,4

9,5
28,7

X

- x = keine sinnvolle Angabe möglich.

Quelle: Statistisches Bundesamt

um Verpackung, Transport, Zollabfertigung und Auslieferung der Waren im Ausland, oder die Haus-
banken besorgen die Finanzierung, Forfaitierung und Absicherung von Devisengeschäften. Auch auslän-
dische Filialen von inländischen Unternehmen nutzen häufig die Leistungen von heimischen Dienstlei-
stern. Ostdeutsche Betriebe verfügen aber bisher kaum über Produktionsstätten im Ausland.

Alles in allem trägt die ostdeutsche Wirtschaft nicht einmal 2 vH zur gesamtdeutschen Ausfuhr von
Waren bei. Zum Vergleich: Der Bevölkerungsanteil Ostdeutschlands beträgt 19 vH.

Die Belieferung ausländischer Märkte ist nur ein Teilaspekt des überregionalen Absatzes ostdeut-
scher Betriebe. Auf den westdeutschen Märkten sind sie bisher ebenfalls nur in geringem Maße vertre-
ten, auch wenn sie dort offenbar leichter Marktanteile gewinnen als im Ausland. Im Jahr 1994 wurden
in den alten Bundesländern Waren und Dienste im Wert von schätzungsweise 30 Mrd. DM abgesetzt,
etwa ein Viertel mehr als im Jahr 1993. Dem standen Bezüge in einer Größenordnung von 225 Mrd.
DM gegenüber, im Vergleich zum Jahr 1993 war das ein Zehntel mehr.

Es ist naheliegend, daß sich die ostdeutschen Betriebe, solange sie auf überregionalen Märkten noch
nicht voll wettbewerbsfähig sind, auf den Nahabsatz und hier insbesondere auf die Bereiche konzentrie-
ren, die vom überregionalen Wettbewerb vergleichsweise gut abgeschirmt sind. Eine Untergliederung
der Umsätze des ostdeutschen Verarbeitenden Gewerbes nach dem Grad der Handelbariceit der Güter
zeigt,7 daß überregional durchschnittlich und schwer handelbare Güter — das sind solche mit hohem
Gewicht, leichter Verderblichkeit und leichter Zerbrechlichkeit — das Bild dominieren (Tabelle 9). Im-
merhin ist inzwischen eine Korrektur der Entwicklung erkennbar — und zwar eine Verschiebung von
den schwer handelbaren zu den durchschnittlich handelbaren Gütern —, ohne daß damit das Mißver-
hältnis bei der Produktion von „tradables" und „nontradables" schon beseitigt wäre.

Tabelle 9 - Umsätze im Verarbeitenden Gewerbe Ostdeutschlands nach dem Grad der Handelbarkeit der Güter 1990,1992
und 1994 (Anteile in vH)

Leicht überregional handelbar
Durchschnittlich überregional handelbar
Schwer überregional handelbar

3. Quartal 1990 3. Quartal 1992 3. Quartal 1994

4,8 3,7 3,1
68,6 55,5 63,2
26,6 40,8 33,7

Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des IfW.
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Gleichwohl wird hieran das Dilemma der ostdeutschen Wirtschaft deutlich: Die Abhängigkeit von ho-
hen Transfers birgt die Gefahr, daß sich die schieflastige Produktionsstruktur verfestigt. Und das wiede-
rum kann dazu führen, daß die Chancen, die in der überregionalen Arbeitsteilung liegen, nämlich von
Einkommenstransfers unabhängig zu werden, nicht hinreichend gesucht werden.

In engem Zusammenhang mit der geringen Einbindung der ostdeutschen Betriebe in die überregionale
Arbeitsteilung steht ein weiteres Strukturproblem: der Mangel an Konzemzentralen in den neuen Bun-
desländern. In der Industrie läßt sich dieses Defizit anhand von Statistiken belegen; aber auch in anderen
Bereichen ist es spürbar — so im Handel sowie in der Kreditwirtschaft und im Versicherungsgewerbe.
In einigen anderen Bereichen, wie bei der Bauwirtschaft und bei den Dienstieistungsuntemehmen im en-
gsren Sinne, fällt der Mangel an Zentralen deshalb nicht ins Gewicht, weil das Bild von mittelstän-
dischen Betrieben geprägt wird.

Der wichtigste Hebel zur Umstrukturierung der ehemaligen DDR-Ökonomie waren die Investitionen
von Unternehmen aus Westdeutschland und aus dem westlichen Ausland. Deren vorrangiges Motiv war,
den Markt in den neuen Bundesländern zu bedienen. Dafür war es in der Regel nicht erforderlich, zen-
trale Aufgabenbereiche dorthin zu verlagern. So finden sich im Handel außer einer Reihe ostdeutscher
Mittelständler im wesentlichen nur Zweigbetriebe westdeutscher Handelsketten in Form von Laden-
ketten, Super- und Verbrauchermärkten oder Verteilzentren. Die Zentralen der Filialbetriebe befinden
sich im Westen, und von dort wird der Handel in Ostdeutschland gelenkt. Aus diesem Grund werden in
Ostdeutschland nur vergleichsweise geringe Leistungen vom ortsansässigen Großhandel bezogen. Die
im überregionalen oder gar internationalen Geschäft tätigen westdeutschen Großhandelsunternehmen
hatten keinen Anlaß, sich in den neuen Bundesländern niederzulassen. Ähnliches gilt für Kreditinstitute
und Versicherungsuntemehmen. Abgesehen von den üblicherweise auf regionale Märkte ausgerichteten
Sparkassen sowie einigen Spezialinstituten finden sich in Ostdeutschland keine Unternehmenszentralen
von Finanzdienstleistern.

Auch bei der Industrie waren die Absatzmöglichkeiten in Ostdeutschland das herausragende Motiv
für Investoren aus dem Westen, sich dort anzusiedeln. Das zeigte sich deutlich in der Konzentration auf
diejenigen Fertigungslinien, bei denen die marktnahe Produktion ein gewichtiger Standortvorteil ist: Die
Druckindustrien, die Betriebe des Ernährungsgewerbes sowie die Hersteller von Baustoffen konnten
meistens rasch privatisiert werden, und sie konnten nach der Umstrukturierung rasch expandieren.
Genereil gilt, daß westliche Investoren sich vornehmlich auf solche Produktionen konzentriert haben, in
denen sich die dispositiven Funktionen auf die Regelung des Produktionsablaufes und auf den Wei-
tertransport der Güter beschränken. Andere dispositive Funktionen wie Forschung und Entwicklung,
Marketing, Organisation des Absatzes und Erarbeitung längerfristiger Unternehmenskonzepte sind in
den ostdeutschen Zweigbetrieben nur in geringem Umfang verblieben.

Das Defizit an großen Unternehmenszentralen erweist sich in zweierlei Hinsicht als großes Hindernis
im Aufholprozeß. Zum einen hat es zur Folge, daß die Struktur der Arbeitsplätze vergleichsweise un-
günstig ist: Einfache Tätigkeiten haben im Osten ein weit größeres, anspruchsvollere Tätigkeiten ein ge-
ringeres Gewicht als im Westen. Das schlägt sich in entsprechend niedrigeren Einkommen nieder. Die-
ses Strukturdefizit schränkt die Entwicklungsmöglichkeiten von Handel und konsumnahen Dienstlei-
stungen in Ostdeutschland ein.

Zum anderen — und dieses Problem ist noch gewichtiger — fehlen Ausstrahlungseffekte, die von
Konzemzentralen auf ortsnahe Anbieter in vor- und nachgelagerten Bereichen häufig ausgehen. Das be-
kommen vor allem die ostdeutschen Unternehmen zu spüren, die Dienstleistungen für Produktions-
zwecke anbieten. Auch in dieser Hinsicht macht sich der Mangel an Zentralen großer Unternehmen be-
merkbar. Wie sich gezeigt hat, waren die Zentralen maßgeblich daran beteiligt, daß sich bestimmte
westdeutsche Gebiete zu Wachstumszentren entwickeltea Beispiele sind der Münchener Raum und der
Stuttgarter Raum, die als Sitz von Konzernen der Elektroindustrie, des Straßenfahrzeugbaus sowie des
Luft- und Raumfahrzeugbaus Unternehmen angezogen haben, die Vorleistungen erbringen. Das gilt vor
allem für know-how-intensive produktionsnahe Dienstieistungsuntemehmen, etwa aus der EDV-Bran-
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ehe. Die räumliche Nähe zu gleichartigen Unternehmen hat die Herausbildung einer „business com-
munity" entscheidend gefördert. Ahnliches ist auch anderenorts geschehen, so in Frankfurt, Hamburg,
Hannover, Düsseldorf und Köln.

Gewiß, es gibt Zeichen, daß sich auch einige ostdeutsche Großstädte nebst ihrem Umland in dieser
Hinsicht profilieren können. So gewinnt offenbar Dresden als Standort der Mikroelektronik zunehmend
an Bedeutung, und der Berliner Raum scheint zum Zentrum des deutschen Schienenfahrzeugbaus zu
werden. Aber entscheidend verschieben sich die Gewichte dadurch nicht.

4. Räumliche Entwicklungen

Die Entwicklungsperspektiven der ostdeutschen Wirtschaft werden letztlich davon bestimmt, ob und wie
sie sich in die überregionale Arbeitsteilung integrieren kann. Dabei geht es um die Einbindung in
gewachsene Strukturen im Westen, aber auch in die sich entwickelnden, neuen Strukturen im Osten. In
dieser Hinsicht kann Ostdeutschland vielleicht sogar eine Brückenfunktion übernehmen. Daß zwischen
Geographie und Handel eine enge Verbindung besteht, ist in jüngster Zeit wieder verstärkt ins Bewußt-
sein gerückt worden.8

Es greift zu kurz, Ostdeutschland immer nur als regionale Einheit zu sehen. Wie in Westdeutschland
und anderswo bestehen auch dort erhebliche Entwicklungsdisparitäten, deren Wurzeln weit in der Ver-
gangenheit liegen. Der Norden war immer von Landwirtschaft und kleingewerblicher Produktion ge-
prägt, die Mitte und der Süden hingegen von der Industrie. Daran hat sich auch in vierzig Jahren So-
zialismus wenig geändert, trotz mehr oder weniger geglückter Industrialisierungsanstrengungen an der
Küste (Schiffbau, Elektrotechnik) und an der Oder (Stahl, Petrochemie). Die meisten Untersuchungen,
die sich mit der künftigen räumlichen Struktur der ostdeutschen Wirtschaft befassen, nehmen an, daß
das traditionelle Süd-Nord-Gefälle auch künftig erhalten bleibt oder sich sogar noch verstärkt.9

In der Regionaltheorie wird meistens angenommen, daß die Ausstattung mit produktionsrelevanten
Ressourcen über die Entwicklungsperspektiven von Wirtschaftsräumen entscheidet. Dazu gehören etwa
Infrastrukturausstattung, Bodenverfügbarkeit, Humankapitalbestand, Siedlungsstruktur und Agglome-
rationsgrad. Das würde in der Tat eher für eine Vertiefung als für eine Einebnung des Süd-Nord-Ge-
fälles sprechen. Bei alledem ist aber zu bedenken, daß im Transformationsprozeß ein großer Teil der
Ressourcenausstattung entwertet worden und damit unwiederbringlich verlorengegangen ist.

Im jetzigen Stadium sollten eigentlich vor allem jene Regionen in Ostdeutschland beste Entwicklungs-
chancen haben, die aufgrund ihrer räumlichen Nähe sowohl zu Westdeutschland als auch zu den Nach-
barländern Polen und Tschechien außerregionale Nachfrage an sich ziehen können, wenn auch auf
unterschiedliche Weise. Mit Westdeutschland sollte sich dabei eine vorwiegend substitutive und mit
Polen und Tschechien eine komplementäre Arbeitsteilung herausbilden.

Es gibt bislang nur wenige Indikatoren, die in Ostdeutschland regionale Entwicklungen in hinreichen-
der Tiefe abbilden. Sie sind darüber hinaus mit methodischen Problemen befrachtet, die ihren Aussage-
wert einschränken. Ein gravierendes Problem ist die Veränderung des Zuschnitts der Land- und Stadt-
kreise durch die Verwaltungsreform von 1994.10

Regionale Entwicklungsmuster sollten vor allem an der Veränderung der Zahl der (sozialversiche-
rungspflichtig) Beschäftigten erkennbar werden, wenngleich dieser Indikator bei kleinräumiger Betrach-
tung ein verzerrtes Bild zeichnen kann, namentlich wenn er Personen in arbeitsmarktpolitischen Maß-
nahmen einschließt. Doch wie bei anderen Indikatoren mischen sich dort zur Zeit noch gegenläufige
Tendenzen, und zwar der Abbau alter und der Aufbau neuer Strukturen (Schaubild 1). Es gibt in allen
Landesteilen Arbeitsamtsbezirke, in denen die Entwicklung besser als im Durchschnitt verläuft, und
andere, in denen sie schlechter verläuft. Weder die Bezirke an der ehemaligen innerdeutschen noch die
an der Grenze zu Polen und Tschechien konnten bisher aus ihrer exponierten Lage etwas machen, und
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Schaubild 1 - Entwicklung der Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in Ostdeutschland nach Arbeitsamts-

bezirken 1994 gegenüber 1993a

Mecklenburg-Vorpommern
1 Neubrsndenburg
2 Rostock
3 Schwerin
4 Strakund

Brandenburg
S Cottbus
6 Eberswalde
7 Frankfurt/Oder
8 Neunippin
9 Potsdam

'Jeweils 2. Quartal.

Sachsen
18 Annaberg
19 Bautzen
20 Chemnitz
21 Dresden
22 Leipzig
23 Oschatz
24 Pima
25 Hauen
26 Riesa
27 Zwickau

Sachsen-Anhalt
10 Dessau
11 Halberstadt
12 Halle
13 Magdeburg
14 Meiseburg
15 Sangerhausen
16 Stendal
17 Wittenberg

Thüringen
28 Erfurt
29 Gera
30 Gotha
31 Jena
32 Nordhausen
33 Suhl
34 Altenburg

35 Berlin-Ost

Quelle: Bundesanstalt für ArbeiL
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auch die mitteldeutschen Industriezentren, die wegen möglicher Agglomerationsvorteile Investoren scha-
renweise anlocken sollten, vermochten daraus noch nicht die erhofften Vorteile zu ziehen. Auch in die-
sen Regionen ist das Erbe aus der Zeit des Sozialismus noch immer eine schwere Hypothek.

Gleichwohl ist davon auszugehen, daß künftig die Gebiete, die in dem Dreieck Erfurt-Dresden-Berlin
liegen, vor allem wegen ihrer zentralen Lage und ihrer vergleichsweise guten Infrastrukturausstattung
die Rolle der Wachstumslokomotive spielen. Darauf deutet auch die regionale Verteilung der Investitio-
nen in der gewerblichen Wirtschaft hin, die mit Fördermitteln bezuschußt werden. Diese sind, je Ein-
wohner gerechnet, in den traditionellen Industriestandorten entlang der Achse Dresden/Chemnitz-
Halle/Leipzig deutlich höher als in den stärker ländlich strukturierten Regionen im Norden und Nord-
osten. In unmittelbarer Nachbarschaft zu Polen und Tschechien sind die Investitionsaktivitäten dagegen
bislang schwach. Dort erschwert nicht zuletzt der schlechte Zustand der Verkehrsinfrastruktur (mit ex-
trem langen Wartezeiten an den Grenzübergängen) den Aufbau von grenzüberschreitenden, arbeitstei-
ligen Strukturen.

Die Entwicklungsperspektiven einzelner Regionen in Ostdeutschland werden letztlich davon be-
stimmt, ob ihre verkehrsmäßige Anbindung an benachbarte Wirtschaftszentren gelingt. Nicht von unge-
fähr ballen sich bislang die Ihvestitionsprojekte längs der Hauptverkehrsachsen. Auf den Ausbau der
Infrastruktur muß die Wirtschaftspolitik ihr Augenmerk richten: Er ist auf lange Sicht ohnehin die wir-
kungsvollste Art der Investitionsförderung.

5. Künftige Strukturen

Im ganzen gesehen kommt die Erneuerung der ostdeutschen Wirtschaft jetzt zügig voran, aber nicht
überall sind die Aufräumarbeiten schon beendet. Wie hoch das Tempo des Strukturwandels ist, zeigt die
sehr unterschiedliche Entwicklung der Beschäftigung in einzelnen Branchen: Im vergangenen Jahr wur-
de bei einem Drittel aller Branchen die Beschäftigung gegenüber dem Vorjahr aufgestockt, bei zwei
Dritteln wurde sie weiter abgebaut, bei einigen Branchen sogar beträchtlich (Schaubild 2). In der Sum-
me glichen sich Beschäftigungsaufbau und -abbau etwa aus. Auffällig sind hohe Arbeitsplatzgewinne in
den meisten Dienstleistungsbranchen und hohe Arbeitsplatzverluste in den meisten industriellen Bran-
chen. So konnten die Rechts- und Wirtschaftsberatung sowie die Privaten Organisationen ohne Er-
werbszweck die Beschäftigtenzahl binnen eines Jahres um mehr als ein Fünftel aufstocken, während die
Eisen-, Stahl- und NE-Metallerzeugung sowie die Chemische Industrie und die Mineralölindustrie noch-
mals um mehr als ein Viertel reduzieren mußten.

Noch ist unklar, wie das künftige Gesicht der ostdeutschen Wirtschaft im Detail aussehen wird. Si-
cherlich wird es rächt genau der Struktur der westdeutschen Wirtschaft entsprechen. Es gibt auch in den
alten Bundesländern großräumige Regionen mit sehr unterschiedlicher Wirtschaftsstruktur, was sich
hauptsächlich aus unterschiedlichen Standortbedingungen und historischen Zufallen erklärt. Bei einem
Ost-West-Vergleich fallen jedoch einige Besonderheiten auf, die vielleicht zur Orientierung dienen kön-
nen:
- Das Gewicht des primären Sektors ist in Ostdeutschland derzeit etwas höher als in Westdeutschland.

Das könnte wegen unterschiedlicher Standortbedingungen auch künftig der Fall sein: Die Landwirt-
schaft kann dort wegen ihrer besseren Betriebsgrößenstruktur, der Bergbau wegen besserer geologi-
scher Bedingungen kostengünstiger produzieren.

- Der sekundäre Sektor hat in beiden Teilen Deutschlands inzwischen ein ähnlich großes Gewicht, und
daran dürfte sich wenig ändern. Allerdings spielt im Osten derzeit das Baugewerbe (und in ihrem
Schlepptau das Produzierende Handwerk) die dominierende Rolle und nicht, wie im Westen, die Indu-
strie. Auf mittlere Sicht wird sich das vermutlich wieder etwas ausbalancieren, das heißt, die Indu-
strie wird Boden gutmachen, und die Bauwirtschaft wird an Boden verlieren.
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Schaubild 2 - Wirtschaftszweige mit Arbeitsplatzgewinnen und -verlustena in Ostdeutschland" 1994 gegenüber 1993 (vH)

Rechts- und Wirtschaftsberatung
Private Organisationen ohne Erwerbszweck

Sonstige Dienstleistungen
Bauhauptgewerbe, Zimmerei, Dachdeckerei

Baunebengewerbe
Luftfahrt, sonstiges Verkehrsgewerbe

Stahl- u. Waggonbau, Montage
Kindertaqessfatten, Altersheime

Wäschereien, Reinigung, Friseure
Holzbe- una-Verarbeitung

Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe
Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Erden

Gesundheits- und Veterinärwesen
Straßenverkehr

Kunststoff-, Gummi- und Asbestverarbeitung
Papierverarbeitung

Ziehereien, Stahlverformung
Druckerei, Vervielfältigung

Straßenfahrzeugbau
Schulen, Kunst, Verjage

Kredit- und Finanzierungsinstitüie

Arbeitsplatzverluste

-27.8
-28

-23.5
-23.8

J15.5

1121.7
Ü20.9

J14

T7.9
J7.7
7.5
7.3

T6.9

J10.3
J12.6

Arbeitsplatzgewinne

Nahrungs- und Genußmittelgewerbe
Spedition, Lagerei
Herstellung von Musikinstrumenten, Spielwaren
Deutsche Bundespost
Versicherungsgewerbe
Elektrotechnik
Land- und Forstwirtschaft
Schmuckwarenherstellung
Herstellung und Verarbeitung von Glas
Herstellung von EBM-Waren
Luftfahrzeugbau
Herstellung von Uhren
Gebietskörperschaften
Fischerei
Sozialversicherung
Bekleidungsgewerbe
Schiffbau
Textilgewerbe
Energiewirtschaft
Feinmechanik, Optik
Schiffahrt, Wasserstraßen, Häfen
Feinkeramik
Ledererzeugung, Herstellung von Schuhen
Eisenbahnen
Maschinenbau
Gießerei
Bergbau
Papiererzeugung
EDV-Anlagen, Buromaschinen
Eisen-, Stahl-, NE-Metallerzeugung
Chemische Industrie, Mineralörverarbeitung

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte. — bOhne Ost-Berlin.

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit.

- Der tertiäre Sektor hat in Ostdeutschland mächtig aufgeholt und, wiederum im ganzen betrachtet, fast
eine ähnliche Bedeutung wie in Westdeutschland erlangt. Allerdings ist im Osten der Anteil des
Staates weiterhin deutlich höher als im Westen, die Anteile des Handels und des Verkehrssektors
sowie der Dienstieistungsuntemehmen in engerem Sinne sind deutlich niedriger. Mit fortschreitender
Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen (der Osten hat hier noch Nachholbedarf) dürfte sich das
aber weitgehend korrigieren.
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Eine offene Frage ist, ob sich das bestehende Süd-Nord-Gefälle bei der wirtschaftlichen Leistungs-
kraft verringern oder ob es sich noch verstärken wird. Da die Reindustrialisierung vor allem den Süden
begünstigt, sollte man erwarten, daß die Disparitäten eher noch größer denn kleiner werden. Sicher ist
das aber nicht. So ist es denkbar, daß die Bedeutung Berlins als Sitz der Bundesregierung auch in den
Norden ausstrahlt und sich dort Dienstleistungsunternehmen mit hoher Wertschöpfung ansiedeln. Zu-
dem lassen sich auch im Fremdenverkehr und in der Landwirtschaft hohe Einkommen erwirtschaften;
auch nichtindustrielle Aktivitäten können einer Region zu einer breiten Exportbasis verhelfen.

II. Entwicklungstrends in großen Wirtschaftsbereichen: Beachtliche
Anpassungsfortschritte

1. Landwirtschaft: Leistungsrückstand aufgeholt

Die ostdeutsche Landwirtschaft hat fünf Jahre nach der deutschen Vereinigung weitgehend zu den west-
lichen Bundesländern aufgeschlossen. Nach Maßgabe wichtiger Leistungskriterien könnten die west-
deutschen Landwirte sogar bald ins Hintertreffen geraten. Entscheidend für den Erfolg sind die gün-
stigen strukturellen Voraussetzungen: die reichliche Flächenausstattung und die großbetriebliche Pro-
duktionsweise. Das Tempo des Aufholprozesses wurde durch massive Kapitalhilfen beschleunigt, die
nicht nur zur Umstrukturierung im Produktionsbereich führten, sondern auch zu einer fast vollständigen
Umstrukturierung und Erneuerung der Kapazitäten der Verarbeitungsindustrie beitrugen. Diese insge-
samt positive Zwischenbilanz sagt allerdings wenig darüber aus, ob sich der hohe staatliche Kapital-
einsatz gesamtwirtschaftlich letztlich lohnt. Bedenken sind vor allem bezüglich der intersektoralen Allo-
kation angebracht. Auch kann nicht übersehen werden, daß wichtige politische Entscheidungen in der
Bodenpolitik eine zügige Annäherung an eine effiziente Allokation eher behindern und daß zahlreiche
agrarpolitische Interventionen die Rahmenbedingungen im Ost-West-Vergleich verzerren.

a. Produktivität, Produktion und Preise

Die pflanzliche und tierische Produktion haben sich in den neuen Bundesländern seit der deutschen Ver-
einigung sehr unterschiedlich entwickelt. Während die pflanzliche Produktion11 nach einem anfänglich
leichten Rückgang, der vor allem eine Folge der obligatorischen Flächenstillegung war, seit 1991/92
etwa stagniert, hat die tierische Produktion kräftig abgenommen. In der Struktur der pflanzlichen Pro-
duktion gewannen Getreide und Ölsaaten an Gewicht, während Kartoffeln und Futterpflanzen an Bedeu-
tung verloren. Sieht man von einem unterschiedlichen Grünlandanteil ab, so hat sich die Struktur der
Bodennutzung stark jener der alten Bundesländer angenähert. Bestimmend hierfür dürfte sein, daß die
Hektarerträge (Tabelle 10) und die Erzeugerpreise weitgehend das westliche Niveau erreicht haben.
Verbleibende Rückstände bei den Hektarerträgen in den neuen Bundesländern dürften vor allem die
Unterschiede in der Faktorausstattung widerspiegeln: Reichliche Flächenausstattung und relative Ka-
pitalknappheit führen zu einer extensiveren Bewirtschaftung. Der Anteil der stillgelegten Fläche, die
auch nicht mit nachwachsenden Rohstoffen bebaut wurde, lag 1994 mit etwa 13 vH deutlich höher als
in den alten Bundesländern mit reichlich 6 vH. Die wesentliche Ursache liegt darin, daß der Anteil von
Kleinbetrieben im Osten sehr gering ist, und nur diese sind von der Stillegungsverpflichtung befreit.

Die tierische Produktion hat in den neuen Ländern zunächst drastisch, zuletzt aber — zumindest bei
Rindern —nur noch langsam abgenommen (Tabelle 11). Seit der Vereinigung hat sich der Rinder-
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Tabelle 10 - Hektarerträge wichtiger Feldfrüchte in Ostdeutschland und Westdeutschland 1988-1994 (dt/ha)

Getreide
Zuckerrüben
Winterraps
Silomais
aDurchschnitt.

1988-1993a

Ostdeutschland Westdeutschland

47 59
343 542

31
361 460

1993

Ostdeutschland Westdeutschland

52 60
455 585
28 30

452 477

1994

Ostdeutschland Westdeutschland

56 59
392 518
30 27

309 429

Quelle: Agra - Europe, Markt + Meinung (16) 1995: 19.

Tabelle 11- Tierbestände in Ostdeutschland 1989-1994a (1 000 Stück)

1989b

5 724
1957

12 013
1338
2 294e

1992

2 831
1036
4 400

583
827

1993

2 810
1059
3 974

507
814

1994

2 784
1006
3 290

399
755

Rinder
darunter: Milchkühe
Schweine
darunter: Zuchtsauen
Schafed

Jeweils Dezember. — bOktober. — Vorläufig. — dJuni. — e1990.

Quelle: Hahn, T., S. Kruse und V. Niendieker, Produktion und Wertschöpfung der Landwirtschaft in Deutschland. Agrar-
wirtschaft, 44 (4/5) 1995: 164; Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Agrarwirtschaft in den
neuen Ländern, Bonn, Januar 1995.

bestand halbiert, der Bestand an Schweinen ist sogar auf weniger als ein Drittel zurückgegangen. Diese
Entwicklung wird nur wenig dadurch relativiert, daß auch im alten Bundesgebiet die Bestände im Ver-
gleich zu 1989 abnahmen (Rinder -11 vH, Schweine -3 vH). Die jüngste Entwicklung überrascht zu-
nächst auch deshalb, weil sich die Absatzbedingungen durch den Bau modemer Schlachthöfe und
Molkereien und wichtige Leistungskennzahlen deutlich verbessert haben. So liegt der Erzeugerpreis für
Milch nur noch geringfügig unter dem Niveau in Westdeutschland, und der Milchertrag je Kuh war
1993 mit 5 225 kg nur 20 kg geringer.12 Die durchschnittlichen Tierbestände je Betrieb gehen im Ge-
gensatz zu Westdeutschland zwar zurück, sie liegen aber z.B. bei Milchkühen mit etwa 140 Stück und
bei Schweinen mit 250 Stück (jeweils 1993) noch etwa siebenmal so hoch wie im Westen.13 Das er-
möglicht somit in hohem Maße die Ausnutzung von Skaleneffekten. Entscheidend für den anhaltenden
Niedergang der Tierproduktion dürfte deshalb das Zusammenwirken mehrerer anderer Faktoren sein:
Kapital ist nach wie vor der knappste Faktor für die Betriebe.14 Die Kapitalrendite wird bei nach wie
vor reichlich verfügbarem Boden und niedrigen Pachtpreisen, bei reichlicher Arbeitskapazität, aber
stark steigenden Löhnen (bzw. Lohnansprüchen in existierenden Großbetrieben) in der Bodenproduktion
höher als in der Tierproduktion eingeschätzt. Da nach wie vor der ganz überwiegende Teil des Viehs in
alten Stauanlagen steht, die meist von LPG-Nachfolgebetrieben (vornehmlich in der Rechtsform der ein-
getragenen Genossenschaft) bewirtschaftet werden,15 die besonders unter Kapitalmangel leiden, können
die zur Erhöhung der Arbeitsproduktivität notwendigen Investitionen für neue Stalleinrichtungen häufig
nicht getätigt werden. Der Bestandsabbau in großen Altbetrieben wird durch neue Betriebe oder durch
Aufstockung in dynamischen Einzeluntemehmen oder Personengesellschaften bisher nicht aufgewogen.
Anders als in Westdeutschland, wo kleinere und mittlere Betriebe zum Erhalt der Einkommenskapazität
vornehmlich in die Viehhaltung investieren, wird in Ostdeutschland die Expansion über Flächenerweite-
rung als der einfachere und rentablere Weg angesehen. Dabei wird das Investitionsrisiko in der Vieh-
haltung offensichtlich als relativ groß eingeschätzt. Es besteht neben der Preisunsicherheit, die insbe-
sondere die Schweinehaltung betrifft, auch darin, daß in der Müchproduktion expansionswilligen Er-
zeugern die notwendigen Produktionsquoten nur zeitlich befristet zugeteilt werden, obwohl die Gesamt-
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müchquote in den neuen Ländern nicht ausgenutzt wird. In jüngster Zeit dürfte auch der unerwartete
Rückgang der Müchpreise potentielle Investoren zusätzlich verunsichern.

b. Betriebsstrukturen und Beschäftigung

Die Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe hat sich insgesamt stark erhöht — auch im Jahr 1994. Zu-
genommen haben vor allem Einzeluntemehmen und Personengesellschaften. Die Zahl der juristischen
Personen — dabei handelt es sich im wesentlichen um LPG-Nachfolgebetriebe — nahm dagegen ab,
ebenso ihr Flächenanteil (Tabelle 12). Juristische Personen bewirtschaften aber trotzdem noch an-
nähernd 60 vH der Landwirtschaftsfläche. Die wachsende Zahl von Einzelunternehmen und Personen-
gesellschaften und deren steigender Flächenanteil resultiert sowohl aus der Übernahme von Flächen, die
zuvor von juristischen Personen bewirtschaftet wurden, als auch daraus, daß juristische Personen durch
Rechtsformwechsel in andere Untemehmensformen umgewandelt wurden. Unter den juristischen Perso-
nen ist eine Verschiebung von den Genossenschaften zugunsten der GmbHs zu beobachten. Die durch-
schnittliche Betriebsgröße aller Betriebe mit mehr als 1 Hektar Landwirtschaftsfläche nahm geringfügig
auf 196 Hektar ab (in den alten Bundesländern lag sie dagegen bei etwa 20 Hektar). Einzeluntemehmen
im Vollerwerb bewirtschafteten 1994 etwa 150 Hektar, Personengesellschaften 470, eingetragene Ge-
nossenschaften 1 460 und Gesellschaften mit beschränkter Haftung 880 Hektar. Der Pachtflächenanteil
an der gesamten Landwirtschaftsfläche betrug 1993 annähernd 90 vH, in den alten Ländern dagegen nur
etwa 45 vH. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, daß in den neuen Ländern hierin auch jene Flächen
enthalten sind, die von Mitgliedern oder Gesellschaftern an juristische Personen verpachtet sind. Der
Anteil der Betriebe, die überhaupt Pachtflächen bewirtschaften, lag in den neuen Ländern mit 57 vH
etwas niedriger als in den alten Ländern mit 62 vH.16

Tabelle 12 - Landwirtschaftliche Betriebea nach Flächenanteil und Rechtsform in Ostdeutschland 1992-1994

Natürliche Personen
Einzeluntemehmen
Personengesellschaften

GbR
oHG
KG

Sonstige
Juristische Personen des
privaten Rechts

e.G.
GmbH
AG
Sonstige*1

Juristische Personen des
öffentlichen Rechts
Insgesamt

1992b

Betriebe

Anzahl

14 610
12 647

933
-
_
—

1030

3 039
1475
1120

_
444

_
17 649

Fläche

vH

83
72

5
—
_
—
6

17
8
6
_
3

_
100

aBetriebe mit 1 Hektar Landwirtschaftsfläche (LF)
läufig. — ^Einschließlich LPG in Liquidation.

25
17
7
-
_
—
0

75
44
21
_

11

_
100

und mehr

1993

Betriebe

Anzahl

22477
20 597

1880
1417

13
311
139

2 836
1389
1308

64
75

73
25 386

. — bMit

Räche

vH

89
81
7
6
0
1
1

11
6
5
0
0

0
100

1993 und

36
18
18
11
0
7
0

64
39
23

2
0

0
100

1994C

Betriebe

Anzahl

24 884
22 505
2 379
1890

7
331
151

2 821
1336
1335

64
86

78
27 783

Fläche

vH

90 40
81 20
9 21
7 13
0 0
1 7
1 0

10 59
5 36
5 22
0 2
0 0

0 0
100 100

1994 nicht voll vergleichbar. — cVor-

Quelle: Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Agrarwirtschaft in den neuen Ländern, Bonn,
Januar 1993; Bundesregierung, Agrarbericht 1995, Bonn 1995: 14.
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Die Zahl der Arbeitskräfte in der Landwirtschaft hat auch 1994 weiter abgenommen; allerdings hat
sich der Rückgang verlangsamt. Gemessen in Arbeitskrafteinheiten wurde die Beschäftigung seit 1991
von 312 OOO auf 132 000 (1994) reduziert. Dies entspricht einer Beschäftigtenzahl von 174 000 Per-
sonen.17 Unter den vollbeschäftigten Arbeitskräften haben die Familienarbeitskräfte anhaltend auf zu-
letzt 10 300 zugenommen, während die Zahl der Fremdarbeitskräfte, die ganz überwiegend in den Groß-
betrieben tätig sind, weiter kräftig abgenommen hat und 1994 noch 103 000 Personen betrug. Der Ar-
beitskräftebesatz je Flächeneinheit hat sich sowohl in den Einzeluntemehmen und Personengesellschaf-
ten als auch in den Betrieben von Genossenschaften und Kapitalgesellschaften auf 2,1 bzw. 2,7 Arbeits-
krafteinheiten je 100 Hektar weiter vermindert.18 Im früheren Bundesgebiet werden im Durchschnitt
5,1 Arbeitskrafteinheiten erreicht, was neben der kleinbetrieblichen Struktur auf den höheren Viehbesatz
zurückzuführen ist.

Da eine für Ost und West getrennte sektorale Gesamtrechnung vom Statistischen Bundesamt nicht
mehr erstellt wird, sind Hinweise auf die wirtschaftliche Lage der Landwirtschaft in Ostdeutschland nur
auf der Basis der Hochrechnung von Stichproben möglich. Die Ergebnisse für die Testbetriebe des
Agrarberichts der Bundesregierung weisen im Durchschnitt für jede der drei Gruppen (Einzeluntemeh-
men, Personengesellschaften, juristische Personen) positive Eigenkapitalveränderungen aus. Die aus
Gründen der Vergleichbarkeit zwischen den Rechtsformen herangezogene Größe „Gewinn plus Fremd-
löhne je Arbeitskraft" hat durchschnittlich für Personengesellschaften den höchsten und für juristische
Personen den niedrigsten Wert. Die Einzeluntemehmen verfehlen allerdings das Ergebnis der Perso-
nengesellschaften nur wenig. Im Vergleich zu den alten Bundesländern (wobei nur Einzeluntemehmen
herangezogen wurden) schneiden die Betriebe in den neuen Ländern bezüglich der Gewinne je Familien-
arbeitskraft besser ab.19 Dabei fällt auf, daß — anders als in der Gesamtmitteilung der Flächenerträge
— die Flächenerträge in der Stichprobe in den alten Bundesländern deutlich über jenen in den neuen
Ländern liegen; dies wird allerdings im Ertrag-Aufwand-Verhältnis durch die extensivere Bewirtschaf-
tung (niedrigerer Aufwand u.a. bei Dünger, Pflanzenschutzmitteln, aber auch bei Maschinen) in den
neuen Ländern mehr als kompensiert.

Die insgesamt positive wirtschaftliche Entwicklung der landwirtschaftlichen Unternehmen darf aller-
dings nicht den Blick dafür verstellen, daß die Umstrukturierung der Betriebe noch nicht abgeschlossen
ist. Zahlreiche LPG-Nachfolgebetriebe in Form der eingetragenen Genossenschaft oder GmbH haben
bei den Arbeitskräften noch Rationalisierungsbedarf. Im Zusammenhang hiermit, aber auch wegen einer
hohen Belastung mit Altschulden und nicht zuletzt auch durch schlechtes Management sind etliche Be-
triebe in wirtschaftlichen Schwierigkeiten.20

c. Anpassungsprozesse und agrarpolitische Rahmenbedingungen

Die Anreizstrukturen, unter denen sich die sektoralen und einzelbetrieblichen Anpassungsprozesse in
den neuen Bundesländern vollziehen, sind nach wie vor weitgehend durch politische Entscheidungen be-
stimmt, die weit über die Festlegung des ordnungspolitischen Rahmens hinausgehen. Dazu zählen neben
der europäischen Agrarpolitik nationale Programme und Maßnahmen, bei denen zwischen allgemeinen
Maßnahmen und spezifischen Regelungen für die neuen Länder unterschieden werden kann. Maßstab
für die Beurteilung der politischen Eingriffe sind Allokations- und Verteilungswirkungen, wobei hin-
sichtlich der Wirkungsebene differenziert werden muß.

Intersektorale Aspekte

Nach den regelmäßigen Schätzungen der OECD erhält der Agrarsektor in der Europäischen Union, ge-
messen in Subventionsäquivalenten, 50 vH seiner Einnahmen als Transfers von Verbrauchern und
Steuerzahlern. Seit der deutschen Vereinigung gilt damit auch für die neuen Bundesländer, daß relativ
zu anderen Sektoren zu viele Ressourcen in die Landwirtschaft wandern bzw. dort gehalten werden.
Diese Einschätzung wird dadurch verstärkt, daß die Übergangsschwierigkeiten hinsichtlich der Produkt-
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Palette und Produktionsverfahren im Agrarsektor im intersektoralen Vergleich relativ gering waren. Die
Struktur des Agrarschutzes hat sich mit der EU-Agrarreform von 1992 von der produktionsbezogenen
mehr auf eine flächengebundene Unterstützung verlagert. Außerdem wird die direkte Investitionsförde-
rung (Agrarinvestitionsförderung) eher noch ausgeweitet. Diese Form der Investitionslenkung und das
zur Kontrolle der tier- und flächenbezogenen Zahlungen notwendige Überwachungssystem haben zu-
sammen den Dirigismus insgesamt deutlich zu Lasten leistungsorientierter Anreize verstärkt und die Al-
lokationsverzerrungen zunächst nicht vermindert; außerdem führen sie zu Verteilungswirkungen, die
schwer begründbar sind. So erhalten landwirtschaftliche Unternehmen Prämien für die Nichtbewirt-
schaftung von Flächen,21 die in den neuen Bundesländern von 607 DM in Teilen Brandenburgs bis zu
836 DM in Sachsen reichen. In großen Betrieben, die in der Anpassung ihres Arbeits- und Kapitalein-
satzes sehr flexibel sind, führte dies 1993/94 allein zu „leistungslosen" Transfers von mehr als 100 000
DM pro Unternehmen und Jahr (Testbetriebe; juristische Personen). Diese Summe erhöht sich noch um
etwa 460 000 DM, wenn man die produktbezogenen Preisausgleichszahlungen hinzurechnet, die als
Kompensation für die in der Reform beschlossenen eher begrenzten Senkungen der Garantiepreise ge-
zahlt werden.22

Diese Form der sektorspezifischen Alimentierung hat gerade in den neuen Ländern aufgrund der dort
vorherrschenden Großbetriebe besondere Bedeutung, ist in ihren Auswirkungen wohl aber gerade dort
unter intersektoralen und interpersonellen Verteilungsgesichtspunkten kaum noch vermittelbar.23 Sie
erklärt aber die starke Politisierung der Entscheidungen über die Existenz oder Umstrukturierung von
landwirtschaftlichen Unternehmen und den Zugang zu Bodeneigentum und -nutzungsrechten. Das Pro-
blem liegt dabei aber nicht in der Größe von Unternehmen, sondern in agrarpolitischen Interventionen,
die marktwirtschaftliche Allokationsmechanismen weitgehend außer Kraft setzen und Einkommen nicht
leistungsbezogen, sondern nach Maßgabe an Eigentums- oder Produktionsrechten zuteilen.

Interregionale und zwischenbetriebliche Aspekte

Nicht nur intersektoral, sondern auch interregional — wobei hier der Ost-West-Vergleich im Vorder-
grund steht — und zwischenbetrieblich haben die massiven staatlichen Interventionen Allokations- und
Verteilungswirkungen, die zu Effizienzverlusten führen. Da ein genereller Abbau der Interventionen
kaum in Erwägung gezogen wird, konzentriert sich die Diskussion auf häufig schwer definierbare und
noch schwerer erfüllbare Gleichbehandlungsforderungen seitens der Betroffenen und ihrer politischen
Vertreter. So führt eine scheinbare Gleichbehandlung der Regionen durch eine Verpflichtung zur Stille-
gung von gegenwärtig mindestens 12 vH der Ackerfläche zwecks Produktionsdrosselung schon ohne
Ausnahmeregelung, wie sie für Kleinerzeuger gilt, aufgrund der unterschiedlichen Faktorausstattung
und Opportunitätskosten zu ganz anderen Allokationsergebnissen als eine preisgesteuerte Produktions-
einschränkung. Infolge der Kleinerzeugerregelung muß in den großbetrieblich strukturierten neuen Bun-
desländern de facto mehr Fläche stillgelegt werden. Diese Regelung wie auch schwer begründbar niedri-
ge Produktionsquoten für Milch und Zucker bedeuten fraglos eine Benachteiligung24 der Landwirtschaft
in den neuen Bundesländern.25

Vergleichbare Schwierigkeiten sind in den Bereichen Steuerpolitik, Sozialpolitik und insbesondere In-
vestitionsförderung evident. Zwar könnte man angesichts des auch in der Landwirtschaft weitgehend
veralteten Kapitalstocks zwecks schnellerer Überwindung der Anpassungsprobleme und zur Ver-
meidung kurzfristiger Produktionseinbrüche eine Rechtfertigung für Investitionskostenzuschüsse ablei-
ten, dazu wäre allerdings ein einheitlicher Fördersatz besser gewesen als die jetzige Regelung. Die au-
ßerdem auch an landwirtschaftliche Unternehmer in den neuen Ländern außerdem gewährte allgemeine
Investitionszulage von 8 vH (bzw. 5 vH nach dem 30. Juni 1994) sollte planmäßig 1997 auslaufen. Die
Überleitung der landwirtschaftlichen Investitionsförderung in eine Dauereinrichtung nach westlichem
Muster, wie sie nach Ablauf der Sonderbestimmungen im Jahr 1996 jetzt vorgesehen ist,26 ist aber öko-
nomisch nicht zu rechtfertigen und wiederum nur auf den Versuch der Gleichbehandlung mit dem
Westen zurückzuführen, wo die einzelbetriebliche Investitionsförderung ab 1995 neu gestaltet wurde.
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Zwar mag man den Versuch, die Förderungsrichtlinien so zu fassen, daß es nicht zu offensichtlichen
Diskriminierungen zwischen „bäuerlicher" Betriebsstruktur im Westen und Großbetrieben mit anderer
Verfassung im Osten kommt, positiv bewerten: Dazu zählen z.B. die Auflockerung der Obergrenzen bei
der Förderung und die Bereitstellung von Ausfallbürgschaften, die für Betriebe mit wenig Sicherheiten
und/oder hoher Altschuldenbelastung und resultierenden Schwierigkeiten bei der Darlehensbeschaffung
eine Hilfe darstellen. Eine „Gleichbehandlung" der Betriebe oder Regionen ist allerdings eine Illusion,
da dieses Förderinstrument aufgrund der diskreten Eingriffe geradezu auf Diskriminierung abgestellt ist.
Der Gesetzgeber oder die Regierung haben keine Informationen, die es ihnen erlauben, Investitionen in
verschiedene Betriebszweige unterschiedlich zu fördern und bestimmte Höchstgrenzen einzuführen. Dies
gilt insbesondere hinsichtlich der Marktentwicklung. Sonderprämien als Starthilfe für Junglandwirte
sind vor dem Hintergrund stark schrumpfender Beschäftigungsmöglichkeiten — vor allem im Westen —
geradezu ein Anachronismus, um nur einige Beispiele zu nennen. Jede Investitionshüfe ist im Prinzip
eine Wskriminierung jener, die diese Hilfen nicht erhalten und auf eigenes Risiko Marktchancen kalku-
lieren. Eine wichtige Triebfeder dieser staatlichen Investitionslenkung liegt in der Mischfinanzierung
durch EU, Bund und Länder. Die Länder sind die durchführende Instanz, tragen aber nur einen Teil der
Kosten und unterliegen damit einer Finanzierungsillusion. Die Einführung fiskalischer Äquivalenz und
Eigenverantwortlichkeit würde diese Form der Intervention zumindest deutlich verringern.

Das separate soziale Sicherungssystem für den Agrarsektor, das auch der Kanalisierung von Subven-
tionen dient, führt zu unterschiedlichen Belastungen des Faktors Arbeit zwischen alten und neuen Bun-
desländern. Da nur landwirtschaftliche Unternehmer27 in das landwirtschaftliche Sicherungssystem auf-
genommen werden, abhängig Beschäftigte aber der gesetzlichen Sozialversicherung angehören — was
bei vergleichbaren Leistungen zu höheren Beiträgen führt —, werden Unternehmen mit abhängig Be-
schäftigten stärker belastet. Dies ist eine Frage der Unternehmensgröße und der Rechtsform, da z.B.
Mitglieder einer Personengesellschaft unter Umständen anders behandelt werden als Mitarbeiter einer
eingetragenen Genossenschaft oder GmbH. Bei den derzeitigen Strukturunterschieden zwischen Ost und
West kann darin eine Benachteiligung der Landwirtschaft in den alten Ländern gesehen werden, jedoch
liegt das Kernproblem in dem gesonderten sozialen Sicherungssystem für den Agrarsektor. Auch besteht
die Möglichkeit des Rechtsformwechsels.

Von der gewählten Rechtsform gehen vielfältige Wirkungen auf die Steuerbelastung der Unternehmen
aus. Dabei gelten zahlreiche Sonderregelungen für den Agrarsektor, die — folgend aus der westlichen
Agrarstruktur — auf natürliche Personen beschränkt sind, sofern sie Land- oder Forstwirtschaft, aber
kein Gewerbe betreiben. Ein wesentlicher Punkt ist deren Befreiung von der Gewerbesteuer und eine —
im Vergleich zu gewerblichen Unternehmen, zu denen alle juristischen Personen zählen — günstigere
Bewertung des Vermögens sowie die Gewährung verschiedener Freibeträge und eines Steuerermäßi-
gungsbetrags.28 Um grobe Benachteiligungen in den neuen Ländern zu vermeiden, wird die Gewerbe-
kapitalsteuer bis Ende 1995 ausgesetzt. Um angeblichen oder tatsächlichen Ungerechtigkeiten auszuwei-
chen, hat der Gesetzgeber neue Möglichkeiten zur Umwandlung landwirtschaftlicher Unternehmen ge-
schaffen (u.a. Teilung, Zusammenschluß, Rechtsformwechsel).29 Der bessere Weg wäre auch hier, die
Sonderregelungen für den Agrarsektor grundsätzlich zu überdenkea Damit würde ein wesentlicher Bei-
trag zur Steuervereinfachung geleistet und auch die angedeuteten Ungleichbehandlungen landwirtschaft-
licher Unternehmen unterschiedlicher Rechtsform würden zumindest gemildert, wenn nicht sogar besei-
tigt.

Ein spezielles, nach wie vor ungelöstes Problem stellt die Frage der Altschulden dar, mit denen zahl-
reiche LPG-Nachfolgebetriebe belastet sind. Von den ursprünglich insgesamt 7,6 Mrd. DM entfallen
rund 2,1 Mrd. DM auf Unternehmen in Liquidation oder Gesamtvollstreckung, und 0,6 Mrd. DM wur-
den von den Unternehmen selbst getilgt,30 so daß sich die zur Debatte stehende Summe auf 4,9 Mrd.
DM vermindert hat. Hiervon wurden 1,4 Mrd. DM im Rahmen einer Entschuldung (staatlich aufge-
zwungener Verbindlichkeiten) von der Treuhandanstalt übernommen, und für 2,8 Mrd. DM wurde eine
Stundung des Kapitaldienstes verbunden mit einer Rangrücktrittsvereinbarung gewährt, so daß nur etwa
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0,7 Mrd. DM planmäßig bedient werdea Zahlreiche Betriebe mit Altschulden, vor allem Genossen-
schaften, sind so hoch belastet, daß ihnen eine planmäßige Bedienung der Altschulden nicht möglich er-
scheint.31 Sie haben starke Anreize, auf Gewinnausweise zugunsten höherer Lohnzahlungen zu verzich-
ten, da ausgewiesene Gewinne die Stundung im Rahmen der bilanziellen Entlastung aufheben.

Insgesamt dürften sich die Unternehmensentscheidungen in betroffenen Genossenschaften mehr an
kurzfristigen Stabilisierungszielen als an notwendigen längerfristigen Investitionszielen orientieren. Dies
gilt auch deshalb, weil der Zugang zu Fremdkapital weitgehend versperrt ist und die Stärkung durch
Eigenkapitalaufstockung über Genossenschaftsmitglieder, die zum großen Teil nicht mehr im Unterneh-
men arbeiten, kaum erfolgversprechend ist. Im Interesse einer gesamtwirtschaftlich effizienten Alloka-
tion der Ressourcen wäre es deshalb wohl besser, die Altschulden mit der Maßgabe zu streichen, daß
außerlandwirtschaftliche Vermögensteile veräußert und dann verrechnet werden und weitere (vertei-
lungs)politisch bestimmte Eingriffe in die Unternehmensstruktur und die Bodenallokation unterbleiben.
Gegen einen generellen Schuldenerlaß spricht allerdings auch, daß hierin für ähnliche Fälle in anderen
Sektoren ein Präzedenzfall gesehen werden könnte.32

Die Chancen, die dem Staat durch das Verfassungsgerichtsurteil von 1991 zugefallenen Flächen
schnell zu privatisieren und damit einer effizienten Nutzung zuzuführen,33 dürften durch das Ent-
schädigungs- und Ausgleichsleistungsgesetz (EALG) vom 1. Dezember 1994 wohl vertan sein. Anstatt
einer schnellen Veräußerung mit anschließend unbeschränkten Verfügungsrechten der neuen Besitzer
hat man sich für eine politisch bürokratische Zuteilung der Flächen entschieden. Auch wenn die dazuge-
hörige Flächenerwerbsverordnung noch nicht verabschiedet ist, wird erkennbar, daß die derzeit wirt-
schaftenden Unternehmen, die inzwischen weitgehend langfristige Pachtverträge mit der Bodenverwer-
tungs- und Verwaltungsgeseilschaft (BVVG) geschlossen haben, nun auch vorrangig an einem Erwerbs-
programm zu in den meisten Regionen deutlich unter dem Marktniveau liegenden Preisen teilnehmen
können. Nichtwirtschaftende Alteigentümer ohne Restitutionsanspruch werden eher nachrangig behan-
delt34 Besonders kritisch ist dabei ein zwanzigjähriges — quasi — Veräußerungsverbot zu sehen, das
der Spekulation vorbeugen soll und durch eine Gewinnabschöpfungsklausel in der Praxis nur wenig
gelockert wird. Tatsächlich dürfte das Wandern der Flächen zum „besten Wirt" anhaltend behindert
werdea Die AHmentierung bestehender Unternehmen, vor allem juristischer Personen, durch niedrige
Pachtpreise in Regionen, in denen die BVVG der wichtigste Flächenanbieter ist,35 wird durch diese Ver-
äußerungsregelung fortgesetzt. Nichtortsansässigen potentiellen Investoren, zu denen wegen starker Bin-
dungen an ihren Herkunftsort vor allem auch Alteigentümer zu zählen wären, wird damit weitgehend der
Zugang zu Flächen versperrt. Ökonomisch von Nachteil ist hieran vor allen Dingen, daß angesichts des
akuten Kapitalmangels ein wichtiger potentieller Kanal versperrt wird und zur Rettung kapitalschwa-
cher Betriebe im Zweifel weiterhin oder noch verstärkt zu dirigistischen Hilfsprogrammen gegriffen
wird. Das dabei häufig vorgebrachte Argument, nur so seien vorhandene landwirtschaftliche Arbeits-
plätze zu erhalten, ist wenig glaubwürdig und wird durch die tatsächliche Beschäftigungsentwicklung,
die sich längerfristig an harten ökonomischen Rentabilitätskriterien orientiert, überzeugend widerlegt.

2. Energiewirtschaft: Starker Rückgang des Energieverbrauchs

Die ostdeutsche Energiewirtschaft36 hat seit der Wende einen enormen Strukturwandel durchgemacht.
Dort hatten sich während der sozialistischen Planwirtschaft im Vergleich zu Westdeutschland37 vor
allem folgende Unterschiede herausgebildet:

- Im Zuge einer offen propagierten Autarkiepolitik erfolgte der Einsatz aller Energieträger unter der
Prämisse eines höchstmöglichen Einsatzes von Braunkohle, die als einziger heimischer Energieträger
reichlich zur Verfügung stand. Versorgungslücken wurden fast ausschließlich durch Energieeinfuhren
aus den übrigen RGW-Ländern abgedeckt.
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- Die Preisgestaltung im Energiesektor orientierte sich nicht immer an den Kosten zur Bereitstellung
der Energieträger, sondern auch an anderen Zielen, so bei der Lieferung an die privaten Haushalte an
sozialpolitischen Zielen. Der Energiesektor wurde pro Jahr mit etwa 20 Mrd. Mark subventioniert;
davon entfielen reichlich 8 Mrd. Mark auf Energielieferungen an private Haushalte, bei denen die
Energiepreise im Durchschnitt nur ein Viertel der dafür aufgewendeten Kosten deckten.

- Die völlig unzureichenden Anstrengungen bei der Rückhaltung von Luftschadstoffen führten dazu,
daß die DDR bis zur Wende eines der in Europa am höchsten mit Umweltgiften (insbesondere mit
Schwefeldioxid und Staubemissionen) belasteten Gebiete war.

a. Energieverbrauch und Umweltbelastung

Der Primärenergieverbrauch pro Kopf der Bevölkerung überstieg 1989 in der DDR trotz eines deutlich
niedrigeren wirtschaftlichen Aktivitätsniveaus jenen in der Bundesrepublik Deutschland um gut ein
Viertel (Tabelle 13). Der gesamte Primärenergieverbrauch hat sich seitdem drastisch vermindert und er-
reichte 1994 nur noch gut die Hälfte des Niveaus von 1989. Pro Kopf der Bevölkerung war er deutlich
geringer als in Westdeutschland.

Die Emissionen der Luftschadstoffe Schwefeldioxid und Staub in Ostdeutschland, wiederum pro
Kopf der Bevölkerung gemessen, überstiegen jene in Westdeutschland um das fast Zwanzigfache, und
die Emissionen des gesundheitsschädlichen Kohlenmonoxid und des Klimaschadstoffs Kohlendioxid
waren doppelt so hoch wie jene in Westdeutschland (Tabelle 14). Nur bei den Stickoxidemissionen, die
hauptsächlich durch die Verbrennungsprozesse in Kraftfahrzeugen verursacht werden, sah bei einem
Vergleich der Emissionen pro Kopf die Schadstoffbilanz der DDR etwas günstiger aus.

Nach 1989 haben sich die Emissionen an Luftschadstoffen in Ostdeutschland deutlich vermindert,
hauptsächlich infolge des drastischen Rückgangs des Primärenergieverbrauchs und der Veränderung
seiner Zusammensetzung. Bei Neuanlagen gelten seit dem 1. Juli 1990 auch dort die hohen Sicherheits-
und Umweltschutzbestimmungen, wie sie in den alten Ländern üblich sind. Bestehende alte Anlagen
müssen bis zum 30. Juni 1996 an die westdeutschen Emissionsvorschriften durch Nachrüstung herange-
führt oder stillgelegt werden. In Einzelfällen kann auch eine längere Restnutzungsdauer genehmigt wer-
den. Zur umwelttechnischen Nachrüstung von acht 500-MW-Kraftwerksblöcken wird allein die Ver-
einigte Energiewerke AG (VEAG) eine Investitionssumme von gut 8 Mrd. DM aufwenden.

Ähnlich drastisch wie beim Primärenergieverbrauch (Tabelle 15) änderten sich auch Höhe und Zu-
sammensetzung des Endenergieverbrauchs (Tabelle 16 und Tabelle AI). Dieser verminderte sich von

Tabelle 13 - Primärenergieverbrauch in Ostdeutschland und Westdeutschland 1989-1994

1989
1990
1991
1992
1993
1994

1994

Primärenergieverbrauch

Ost-
deutschland

Mm. t
128,2
112,6
84.3
74.5
73,0
71.2

-444

West-
deutschland

SKEa

Primärenergieverbrauch je Einwohner

Ost-
deutschland

West-
deutschland

tSKEa

382,8 7.801 6,107
392.2 7,025 6,154
409,1 5,339 6,344
406,2 4,750 6,222
409,4 4,680 6.228
408.6 4.570 6.212

Veränderung gegenüber 1989 in vH

6.7 -41,4 1,7

a l t Steinkohleneinheiten (SKE) = 29,308 GJ. — x = keine sinnvolle Angabe möglich.

Ostdeutschland
in vH von West-

deutschland

128
114
84
76
75
74

X

Quelle: Statistisches Bundesamt; Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen; Berechnungen des IfW.
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Tabelle 14 - Durch Energieverbrauch bedingte Emissionen an Luftschadstoffen in Ostdeutschland und Westdeutschland
1989-1991

Stickoxide (NOX) (1000 t/a)
Pro Kopf der Bevölkerung (kg/a)

Schwefeldioxid (SO2) (1000 t/a)
Pro Kopf der Bevölkerung (kg/a)

Kohlenmonoxid (CO) (1 000 t/a)
Pro Kopf der Bevölkerung (kg/a)

Staub (1000 t/a)
Pro Kopf der Bevölkerung (kg/a)

Kohlendioxid (CO2) (Mill. t/a)
Pro Kopf der Bevölkerung (t/a)

1989

650
39,6

5 300
322,5
3 800
231,2
2 250
136,9

333
20,3

Ostdeutschland

1990

590
36,8

4 800
299,5
3 650
227,7
1950
121,7

298
18,6

1991

490
31,0

3 550
224,8
2 700
171,0
1350
85,5
218
13,8

1989

2 750
43,9

1050
16,8

7 700
122,8

460
7,3
686
10,9

Westdeutschland

1990

2 600
40,8

1000
15,7

7 300
114,6

450
7,1
706
11,1

1991

2 550
39,5

1000
15,5

6 800
105,5

450
7,0
739
11,4

Quelle: Umweltbundesamt; Berechnungen des IfW.

Tabelle 15 - Primärenergieverbrauch nach Energieträgem in Ostdeutschland und Westdeutschland 1989-1994 (Mill. t
Steinkohleneinheiten (SKE)a und vH (Klammerwerte))

1989

1990

1991

1992

1993

1994d

1989/1994

1989

1990

1991

1992

1993

1994d

1989/1994

Primär-
energie

128,2
(100,0)
112,6

(100,0)
84,3

(100,0)
74,5

(100,0)
73.0

(100,0)
71,2

(100,0)

-11.1

382,8
(100,0)
392,2

(100,0)
409,1

(100,0)
406,2

(100,0)
409,4

(100,0)
408,6

(100,0)

1,3

Mineralöl

17,8
(13,9)
18,0

(16,0)
20,7

(24,5)
22,8

(30,6)
24,7

(33,8)
25,6

(36,0)

7,5

153,2
(40,0)
160,6
(40,9)
168,5
(41,2)
168,7
(41,6)
171,8
(42.0)
168,4
(41,2)

1,9

davon:;

Steinkohle

5,3
(4,2)
4,7

(4,2)
3,2

(3,8)
2,7

(3,6)
2,1

(2,9)
1,8

(2,5)

3rimärenergieeinsatz der folgenden Energieträger

Braunkohle Naturgas

Ostdeutschland

87.7
(68,5)
77,1

(68,5)
52,5

(62,2)
40,5

(54,4)
35,9

(49,2)
31,6

(44,4)

11,9
(9,3)
9,6

(8,5)
8,4

(10,0)
8,7

(11.7)
10,3

(14,1)
12,2

(17,1)

Kernenergie

4,8
(3,7)
2,2

(2,0)
0,0

(0,0)
0,0

(0,0)
0,0

(0,0)
0,0

(0,0)

Jahresdurchschnittliche Veränderung (vH)

-19,4

73,3
(19,2)
74,0

(18,9)
76,4

(18,7)
71,2

(17,5)
70,5

(17,2)
72,5

(17,7)

-18,5 0,5

' Westdeutschland

32.5
(8,5)
32,1
(8.2)
32,9
(8,0)
33.4
(8,2)
31,4
(7,7)
31,7
(7.8)

66,4
(17,3)
69,4

(17,8)
74,6

(18,2)
73,4

(18,1)
75,3

(18,4)
75,5

(18,4)

-100,0

48,2
(12,6)
47,2

(12,0)
47,3

(11,6)
50,9

(12,5)
49,1

(12,0)
48,1

(11,8)

Jahresdurchschnittliche Veränderung (vH)

-0,2 -0,5
a l t SKE = 29,308 GJ. — bEinschließlich Außenhandelssaldo Stron
Werte. .

2,6 -0,0

Wasserkraft' Sonstige0

0,4 0,2
(0,3) (0,1)
0,8 0,2

(0,7) (0.1)
-0,8 0,3

(-0,9) (0,4)
-0,5 0,3

(-0,7) (0,4)
-0,4 0,4

(-0,6) (0,6)
-0,4 0,4

(-0,6) (0,6)

14,9

5,4 3,8
(1.4) (1,0)
4,8 4,1

(1.2) (1,0)
5,2 4,2

(1,3) (1,0)
4,4 4,2 •

( l .D (LO)
6,3 5,0

(1.5) (1,2)
7,4 5,0

(1,8) (1,2)

6,5 5,6

l. — Brennholz, Brenntorf und Müll. — Vorläufige

Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen; Berechnungen des IfW.
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Tabelle 16 - Ausgewählte Kennziffern des Energieverbrauchs in Ostdeutschland und Westdeutschland 1991-1993

Primärenergieverbrauch pro Kopf der Bevölkerung
(tSKE)a

Primärenergieverbrauch je 1000 DM Bruttoinlands-
produkt13 (kg)

Endenergieverbrauch des Sektors Bergbau und Ver-
arbeitendes Gewerbe je 1 000 DM Bruttowert-
schÖpfung0 (kg)

Endenergieverbrauch des Sektors Private Haushalte
je Haushalt (t SKE)a

Durchschnittlicher Kraftstoffverbrauch in Liter pro
PKW und 100 km

Ostdeutschland

1991

5,34

467,5

460,6

1,96

9,3

1992

4,75

382,2

354,9

1,64

9,3
a l tSteinkohleneinheiten (SKE) = 29,308 GJ. — bIn konstanten Preisen des

1993

4,68

344,6

272,9

1,85

9,4

Jahres 1991

Westdeutschland

1991 1992 1993

6,34 6,22 6,23

157,0 153,5 157,0

98,9 95,5 95,5

2,53 2,43 2,50

9,6 9,6 9,6

Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft; Berechnungen des IfW.

1989 bis 1993 um durchschnittlich 12 vH. Die größten Rückgänge waren bei allen festen Brennstoffen
sowie beim Stadtgas zu verzeichnen. Der Verbrauch von Kraftstoffen, leichtem Heizöl und Naturgas
nahm hingegen zu. Der Absatz von Fernwärme war absolut rückläufig, aber nicht so stark wie der
Endenergieverbrauch insgesamt, so daß sich im Zeitverlauf der Marktanteil erhöhte. Mit knapp 12 vH
am Endenergieverbrauch (1993) hat die Fernwärme in den neuen Bundesländern einen sehr viel höheren
Stellenwert als in den alten Bundesländern mit knapp 3 vH. Deutlich niedriger ist hingegen immer noch
der Marktanteil von leichtem Heizöl sowie von Erdgas.

b. Freigabe der Energiepreise

Mit der Schaffung der Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion wurden auch die bislang administrier-
ten Preise zum größten Teil freigegeben; dies galt allerdings nicht für die Energiepreise, deren niedriges
Niveau zunächst bis zum 31. Dezember 1990 festgeschrieben wurde. An den Preisen von Heizenergien
für die privaten Haushalte wurde sogar bis zum 30. April 1991 festgehalten; die Preise von Heizener-
gien für Mieter wurden zum 1. Oktober 1991 freigegeben. Allerdings war dies mit einer Kappungsgren-
ze von 3,~ DM/m2 (2,60 DM für Wärme und 0,40 DM für Warmwasser) pro Monat verbunden, sofern
der Vermieter die Wärme den Mietern über Zentralheizungssysteme zur Verfügung stellt. Diese Kap-
pungsgrenze wurde ab 1994 auf 2,50 DM/m2 (2,10 DM für Heizung und 0,40 DM für Warmwasser)
gesenkt. In Ostdeutschland sind die Erzeugungskosten für Fernwärme infolge ungünstiger Isolierung der
Leitungen und die Verbrauchswerte pro Wohnung infolge schwacher Isolierung der Gebäude deutlich
höher als in Westdeutschland. Auch unter Einbeziehung der Kappungsgrenze lagen die Verbraucher-
preise für Fernwärme in den neuen Bundesländern 1994 um knapp 30 vH über denen in den alten Bun-
desländern (VEA-Fernwärmepreisvergleich 1994).38 Alle übrigen Energiepreise bilden sich spätestens
seit April 1991 nach gleichen Regeln und Prinzipien und unterscheiden sich seitdem in beiden Landes-
teilen nicht wesentlich. Wenn der Kohlepfennig ab 1996 nicht mehr erhoben wird, dürften die Elektrizi-
tätstarife in den alten Bundesländern allerdings niedriger sein.

Höhe und Entwicklung der Energieintensität des Sozialprodukts werden weitgehend auch von den
Anteilen einzelner Verbrauchssektoren und deren Energieverbrauch bestimmt. In Ostdeutschland ist der
Verkehrssektor der einzige Verbrauchsbereich, der Verbrauchsanteile nicht nur relativ hinzugewonnen,
sondern auch den Endenergieverbrauch absolut um jahresdurchschnittlich 8 vH erhöht hat (Tabelle 17).
Mit einem Anteil von knapp einem Viertel des Endenergieverbrauchs erreicht der Verkehrssektor dort
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Tabelle 17 - Endenergieverbrauch nach Verbrauchssektoren in Ostdeutschland und in Westdeutschland 1989-1993 (Mill. t |
Steinkohleneinheiten (SKE)a und vH (Klammerwerte)) I

Endenergieverbrauch

Industrie"

Verkehr

Haushalte

Kleinverbraucher

Militärischer Dienst

Endenergieverbrauch

Industrie"

Verkehr

Haushalte

Kleinverbraucher

Militärischer Dienst

1989

77,6
(100,0)

33,1
(42,6)

8,3
(10,7)
16,9

(21,7)
16,6

(21,5)
2,7

(3,5)

246,4
(100.0)

77,9
(31,6)
67,9

(27,6)
60,4

(24,5)
37,0

(15,0)
3,2

(1,3)

1990

68,6
(100,0)

24,7
(36,0)

9,8
(14,3)
17,8

(25,9)
14,4

(21,0)
1,9

(2,8)

253,5
(100,0)

76,9
(30,3)
71,3

(28,2)
63,4

(25,0)
39,0

(15,4)
2,9

0,1)
a l t SKE = 29,308 GJ. — Einschließlich Bergbau.

1991 1992

Ostdeutschland

50,8 45,8
(100,0) (100,0)

14,7 12,8
(28,9) (28,0)
10,0 10,6

(19,7) (23,1)
13,1 11,0

(25,8) (24,0)
12,1 11,4

(23,8) (24,9)
0,9 0,0

(1,8) (0,0)

Westdeutschland

267,1 264,5
(100,0) (100,0)

77,2 75,4
(28,9) (28,5)
72,9 74,8

(27,3) (28,3)
72,2 70,4

(27,0) (26,6)
42,2 42,1

(15,8) (15,9)
2,4 1,8

(0,9) (0,7)

1993

46,2
(100,0)

10,6
(22,9)
11,3

(24,5)
12,0

(26,0)
12,2

(26,4)
0,1

(0,2)

267,8
(100,0)

72,0
(26,9)
77,2

(28,8)
74,1

(27,7)
43,1

(16,1)
1.4

(0,5)

Jahresdurchschnitt-
liche Veränderung

1989/93 (vH)

-12,2

-24,8

8,0

-8,2

-7,4

-56,1

2,1

-2,0

3,3

5,2

3,9

-18,7

Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen; Berechnungen des IfW.

fast den gleichen Anteil wie in Westdeutschland. Diese Entwicklung für sich genommen hat die Energie-
intensität des Sozialprodukts in Ostdeutschland in der Tendenz gesteigert. Die privaten Haushalte und
andere sogenannte Kleinverbraucher — dazu gehören die Landwirtschaft, die Dienstleistungsbereiche
und der öffentliche Dienst — haben ihren Energieverbrauch während des Beobachtungszeitraums um
jeweils etwa 8 vH pro Jahr vermindert, was in der Tendenz die Energieintensität des Sozialprodukts
gesenkt hat

c. Anpassungsreaktionen der Haushalte

Bei den privaten Haushalten war der Energieverbrauch 1990 zunächst noch einmal deutlich angestiegen
(Tabelle 17), was allerdings mit der Aufhebung der Preisreglementierungen für Heizenergien ab
1. Mai 1991 erklärt werden kann. Da diese Regelung schon lange vorher bekannt war, hatten die Haus-
halte mit Kohleheizung ihre Bestände noch einmal kräftig aufgestockt. Bis zum Jahr 1993 dürfte dieser
Effekt aber weitgehend verpufft gewesen sein, so daß ein Vergleich der Strukturen von 1989 mit jenen
des Jahres 1993 ein realistisches Bild der zwischenzeitlichen Anpassungsprozesse offenbaren dürfte
(Tabelle 18). Bis zum Jahr 1993 hat sich der Anteil der festen Brennstoffe von ursprünglich 62,1 vH bis
auf 30 vH mehr als halbiert; gleichzeitig haben Heizöl und Erdgas einen Anteil von fast einem Viertel
des Endenergieverbrauchs erreicht.
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Tabelle 18 - Endenergieverbrauch bei den privaten Haushalten und beim Verarbeitenden Gewerbe in Ostdeutschland und
Westdeutschland 1989 und 1993

Braunkohle
Übrige feste Brennstoffe
Heizöle
Naturgase
Übrige Gase
Elektrizität
Femwärme
Insgesamt

Braunkohle
Übrige feste Brennstoffe
Heizöle0

Naturgase
Übrige Gase
Elektrizität
Femwärme
Insgesamt

1989

Mill. t
SKEa

9,8
0,7
—
0,2
1,4
2,2
2,6

16,9

12,3
4,8
1,3
4,8
2,2
5,7
2,0

33,1

vH

58,0
4,1
_
1,2
8,3

13,0
15,4

100,0

37,2
14,5
3,9

14,5
6,6

17,2
6,0

100,0

Ostdeutschland

1993

Mill. t
SKEa

3,3
0,3
1,1
1,8
0,8
2,2
2,5

12,0

1,9
1,2
1,3
2,8
0,4
1.8
1,2

10,6

vH

27,5
2,5
9,2

15,0
6,7

18,3
20,8

100,0

17,9
11,3
12,3
26,4

3,8
17,0
11,3

100,0

Jahresdurch-
schnittliche

Veränderung
1989/93 (vH)

Westdeutschland

1989

Mill. t
SKEa

vH

Private Haushalte

-23,8
-19,1

73,2
-13,1

0,0
-1,0
-8,2

0,9
2,3

22,9
18,6

1,0
12,0
2,7

60,4

1,5
3,8

37,9
30,8

1,7
19,9
4,5

100,0

Verarbeitendes Gewerbe"

-37,3
-29,3

0,0
-12,6
-34,7
-25,0
-12,0
-24,8

0,8
17,3
10,1
20,2

7,0
21,2

1,3
77,9

1,0
22,2
13,0
25,9
9,0

27,2
1.7

100,0

1993

Mill. t
SKEa

0,7
2,1

28,8
25,1

0,9
13,3
3,2

74,1

0,8
13,1
10,0
20,8

5,4
20,4

1,5
72,0

vH

0,9
2.8

38,9
33,9

1,2
17,9
4,3

100,0

1,1
18,2
13,9
28,9

7,5
28,3

2,1
100,0

a l t SKE = 29,308 GJ. — ''Einschließlich übriger Bergbau. — Einschließlich übriger Mineralölprodukte.

Jahresdurch-
schnittliche

Veränderung
1989/93 (vH)

-6,1
-2,3

5,9
7,8

-2,6
2,6
4,3
5,2

0,0
-6,7
-0,3

0,7
-6,3
-1,0

3.6
-2,0

Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen; Berechnungen des IfW.

Der Elektrizitätsverbrauch der Haushalte hat sich während des Beobachtungszeitraums zunächst
rückläufig entwickelt, seit 1991 ist er aber wieder kräftig bis zum früheren Niveau angestiegen — trotz
drastischer Preiserhöhungen und eines spürbaren Bevölkerungsrückgangs. Ebenfalls fast unverändert ist
der absolute Verbrauch an Fernwärme geblieben.

Die Anpassung der Energiepreise hat sich deutlich in den Verbrauchsausgaben der Haushalte für
Energiekäufe niedergeschlagen. Der Anteil der Energieausgaben an den ausgabefähigen Einkommen hat
sich in Ostdeutschland bei allen Haushaltstypen 1992 gegenüber 1991 etwa um 50 vH erhöht und inzwi-
schen in etwa den gleichen Anteilswert wie in Westdeutschland erreicht, zum Teil liegt er sogar bereits
darüber (Tabelle 19). Besonders markant war die Erhöhung des Anteilwerts für die Position „sonstige
Energien", was auf den vergleichsweise hohen Anteil der Fernwärme in der Beheizungsstruktur zurück-
zuführen ist.

d. Hohe Energieintensität der industriellen Produktion

Den stärksten Verbrauchsrückgang an Endenergie hatte, von den militärischen Dienststellen einmal ab-
gesehen, das Verarbeitende Gewerbe (einschließlich übriger Bergbau) zu verzeichnen. Von 1989 bis
1993 ist der Endenergieverbrauch um knapp zwei Drittel in diesem Bereich gesunken (Tabelle 17). Die
stärksten Verbrauchsrückgänge waren auch hier bei festen Brennstoffen zu verzeichnen, aber auch der
Elektrizitätsverbrauch verminderte sich etwa im gleichen Ausmaß wie der gesamte industrielle End-
energieverbrauch (Tabelle 18).
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Tabelle 19 - Anteil der Energieausgaben der privaten Haushalte am ausgabenfähigen Einkommen nach Energieträgem und
Haushaltstyp in Ostdeutschland und Westdeutschland 1991-1993 (vH)

Haushaltstyp l a

Elektrizität
Gas
Heizöl
Sonstige Energie"
Kraftstoff0

Nachrichtlich:
Wohnungsmieten ohne Energiekosten

Haushaltstyp 2 d

Elektrizität
Gas
Heizöl
Sonstige Energie"
Kraftstoff0

Nachrichtlich:
Wohnungsmieten ohne Energiekosten

Haushaltstyp 3 e

Elektrizität
Gas
Heizöl
Sonstige Energie"
Kraftstoff0

Nachrichtlich:
Wohnungsmieten ohne Energiekosten

Ostdeutschland

1991 1992

4,5 7,0
0,2 1,2
0,1 0,5
0,1 0,2
1,8 3,2
2,3 1,9

6,1 9,4
5,2 7,4
0,1 0,7
0,0 0,2
0,1 0,1
1,2 2,8
3,8 3,6

4,0 6,7
4,9 6,4
0,1 0,7
0,0 0,2
0,0 0,1
1,4 2,4
3,4 3,0

3,6 5,4

1993

7,5
1,7
0,8
0,3
2,9
1,8

13,5
7,6
1,4
0,3
0,2
2,4
3,3

10,1
6,5
1,1
0,4
0,2
2,0
2,8

8,0

Westdeutschland

1991

7,4
2,7
0,7
0,6
2,0
1,4

22,6
6,4
1,9
0,5
0,5
0,8
2.7

16,2
4,8
1,4
0,5
0,4
0,4
2,1

13,5
aZwei-Personen-Haushalt von Renten- oder Sozialhilfeempfängern mit geringem Einkommen. —
wärme, Umlagen für Heizung und Warmwasser, Flüssiggas und sonstige Brennstoffe

1992

7,4
2,8
0,7
0,6
1,8
1,5

22,5
6,2
1,7
0,6
0,4
0,8
2.7

16,2
4,6
1.2
0,6
0,3
0,4
2,1

13,5

1993

7,5
3,0
0,6
0,6
1.8
1,5

23,1
5,9
1,7
0,6
0.4
0,7
2,5

16,7
4,6
1,2
0,6
0,3
0,4
2,1

13,9

"Unter anderem Fem-
. — cJährliche Aufwendungen je

Haushalt mit Personenkraftwagen. — dVier-Personen-Haushalt von Arbeitern und Angestellten i
men. — eVier-Personen-Haushalt von Angestellten und Beamten mit höherem Einkommen

nit mittlerem Einkom-

Quelle: Statistisches Bundesamt.

Der Rückgang im Endenergieverbrauch ist vorrangig eine Folge des drastischen Rückgangs der Indu-
strieproduktion in den ersten Jahren nach der Wende. Er hängt aber auch mit dem Rückgang der Ener-
gieintensität der Produktion zusammen. So hat sich nach den Ergebnissen der Kostenstrukturerhebung
der Anteil der Energiekosten am Bruttoproduktionswert von 1991 auf 1992 in allen in die Betrachtung
einbezogenen Wirtschaftsgruppen — zum Teil recht deutlich — vermindert (Tabelle 20). Zu vermuten
ist, daß sich diese Entwicklung fortgesetzt hat. Dennoch lagen die Anteilswerte 1992 — und liegen der-
zeit vermutlich immer noch — in fast allen Branchen deutlich über denen in den alten Bundesländern.
Relativ gering war der Abstand nur bei der besonders energieintensiven Eisenschaffenden Industrie. Bei
der ebenfalls sehr energieintensiven Chemischen Industrie war der Abstand hingegen besonders hoch.
Auch die relativ wenig energiekostenintensiven Branchen des Investitionsgütergewerbes arbeiten im
Osten weiterhin mit relativ hohen Energiekosten. Dies läßt den Schluß zu, daß die vergleichsweise hohe
Energieintensität im Verarbeitenden Gewerbe in Ostdeutschland vorrangig darauf zurückzuführen ist,
daß ein Teil des noch genutzten Kapitalbestands mit vergleichsweise wenig energieeffizienten Produk-
tionsprozessen verbunden ist.
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Tabelle 20 - Energiekosten im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe in Ostdeutschland und Westdeutschland 1991 und
1992

Beigbau
Verarbeitendes Gewerbe

Grundstoff- und RoduktionsgUter-
gewerbe
darunter:

Mineralölverarbeitung
Eisenschaffende Industrie
NE-Meullerzeugung und
NE-Metal)halbwerkzeug
Chemische Industrie
Zellstoff, Holzschliffeizeugung
Papier- und Pappeeizeugung

Investitionsguter produzierendes
Gewerbe
darunter:

Maschinenbau
StraBcnfahrzeugbau und Reparatur
von Kraftfahrzeugen usw.

VeibrauchsgUter produzierendes
Gewerbe
Nahrungs- und Genußmittelgewerbe
darunter:

Emährungsgewerbe

'Bnittoproduktionswert.

MiU. DM

1831
6967

3 0 3 4

299
655

135
1087

207

2153

793

47

987
794

786

Ostdeutschland

1991

_
vHdesBPW"

15,7
73

12,1

7.0
15.8

8,2
12,5

19.7

52

5.6

33

9,6
4,2

4,6

MiU. DM

1084
4832

2279

88
368

117
944

109

1388

517

174

629
536

533

1992

vHdesBPW*

13,9
5,5

103

5,1
11,8

6,1
12,1

14,1

33

45

2^

53
3,0

33

MU1.DM

2949
42294

22123

949
5403

1553
7428

1825

10500

2639

2895

6026
3 645

3594

Westdeutschland

1991

_
vHdesBPW*

9,9
22

4,4

0,9
11,1

5.7
3,7

92

1,1

1,2

1.0

22
1,6

13

MUl. DM

2963
40896

20845

956
5056

1488
6903

1703

10754

2523

3044

5687
3610

3535

1992

vHdesBPW3

9,9
2,1

42

09
11,1

5,7
3,5

92

1,1

12

1.1

2,1
1.6

1,7

Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des IfW.

e. Transformation des Energiesektors

Der Übergang zur Marktwirtschaft hatte auch für die Energiewirtschaft der neuen Bundesländer eine
grundlegend veränderte Situation geschaffen. Allerdings wurde ein großer Teil — und zwar der lei-
tungsgebundene — nicht in den Wettbewerb entlassen; er wurde vielmehr den gleichen wettbewerbs-
beschränkenden Regelungen unterworfen, die in Westdeutschland gelten.

Bei der Transformation der Elektrizitätswirtschaft, dem bedeutsamsten Segment des Energiesektors
(Tabelle 21), wurde am konsequentesten auf die Leitbilder wettbewerblicher Ausnahmebereiche zurück-
gegriffen. Der Stromvertrag vom August 1990 wurde zwischen einem Konsortium der drei größten
westdeutschen Verbundgesellschaften (RWE Energie, PreußenElektra und Bayemwerk) und der Regie-
rung de Maiziere geschlossen. Mit diesem Vertrag war eine Vielzahl von Gemeinden und Städten in den
neuen Bundesländern nicht einverstanden, und auch die unter der Regie der Treuhandanstalt im Februar
1991 getroffene „Grundsatzvereinbaning über die künftige Rolle von Stadtwerken" zwischen den haupt-
beteiligten Konfliktparteien konnte 164 Kommunen nicht davon abhalten, Anfang September 1991 eine
kommunale Verfassungsklage beim Bundesverfassungsgericht einzureichen. Die Zuständigkeit für die
Stromversorgung der Endverbraucher war den regionalen Versorgungsunternehmen als Rechtsnachfol-
ger der vormaligen 15 Bezirks-Energiekombinate zuerkannt worden; im Gegenzug erhielten die Gebiets-
körperschaften des Versorgungsgebiets einen (unentgeltlichen) Kapitalanteil von zusammen 49 vH des
Kapitals des regionalen Elektrizitätsversorgungsunternehmens. Der Einigungsvertrag gesteht den Ge-
meinden in den neuen Bundesländern seit dem 1. Januar 1992 das uneingeschränkte Wegerecht zu: Es
steht allen Gemeinden seitdem frei, ob sie mit der Stromversorgung (1) ein fremdes Unternehmen beauf-
tragen und hierfür, wie in Teilen Westdeutschlands, eine Konzessionsgebühr erheben oder ob sie (2) ein
eigenes Unternehmen errichten, das den Strom entweder selbst herstellt oder von anderen Gesellschaften
bezieht.
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Tabelle 21 - Wirtschaftliche Kennziffern für den Energiesektor in Ostdeutschland und Westdeutschland 1991-1993

Beschäftigte (Tsd.)
Steinkohlenbergbau
Braunkohlenbergbau
Erdöl- und Erdgasgewinnung
Mineralölverarbeitung
Gasversorgung
Elektrizitätsversorgung
Fernwärmeversorgung

Umsatz (Mill. DM)
Steinkohlenbergbau
Braunkohlenbergbau
Erdöl- und Erdgasgewinnung
Mineralölverarbeitung
Gasversorgung
Elektrizitätsversorgung
Femwärmeversorgung

Investitionen (Mill. DM)
Steinkohlenbergbau
Braunkohlenbergbau
Mineralölverarbeitung
Gasversorgung
Elektrizitätsversorgung
Fernwärmeversorgung

aVorläufige Angaben.

1991

-
98,2

-
13,8
5,8

56,2
.

-
8 708

-
3 413
4 828

18 234

-
1455

127
566

1659

Ostdeutschland

1992

-
68,7

-
10,2
8,6

48,8
15,9

-
6 039

-
1976
5 576

18 391
4000

-
879
133

1847
3 380
1158

1993a

-
45,6

-
6,8
9,0

37,3

-
5 283

-
2 608

-

Westdeutschland

1991

122,9
17,4
5,6

23,3
31,1

236,6
2,3

20 255
3 186
2 811

105 903
38 064

132 453
1322

1035
252

2 276
3 005

14 704
206

1992

120,9
17,0
5,0

20,9
29,3

235,6

19405
3 227
3 092

103 016
36 280

133 403

1110
-

2 213
3 748

16 754

1993a

112,5
16,1
4,6

22,6
26,4

212,5

19138
3 260
3 141

102 580

•

Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft; Berechnungen des IfW.

Zur Debatte stand also nicht, ob die Kommunen in Ostdeutschland eigene Stadtwerke errichten dür-
fen (dies ist unbestreitbar), sondern, wem die bereits auf kommunalem Gebiet befindlichen Erzeugungs-
und Verteilungsanlagen rechtlich als Eigentümer zuzuordnen sind. Nach derzeitiger Rechtslage sind dies
die regionalen Stromversorgungsunternehmen, so daß eine Gemeinde, die ein eigenes Stadtwerk gründen
möchte, diese Anlagen zuvor vom Regionalunternehmen entgeltlich erwerben müßte. Dies wirft in der
Praxis eine ganze Reihe von äußerst schwierigen Bewertungsproblemen auf (historische Preise abzüg-
lich Abschreibungen versus Wiederbeschaffungskosten).

Der Streit vor dem Bundesverfassungsgericht endete am 27. Oktober 1992 mit einem Kompromiß-
vorschlag des Gerichts, dem mittlerweile alle klageführenden Gemeinden zugestimmt haben.39 Aller-
dings bedürfen die Gründungen von Stadtwerken nach § 5 des Energiewirtschaftsgesetzes der Zustim-
mung der Landesbehörden. Es gibt Anzeichen dafür, daß die Genehmigungen nur schleppend erteilt
werden. Bis zum 13. September 1994 hatten 147 Kommunen den Antrag auf Errichtung eigener kom-
munaler Versorgungsbetriebe eingereicht. Davon waren aber erst 82 Anträge genehmigt und 9 Anträge
abgelehnt worden. Die Entscheidung über 56 Anträge war hingegen noch offen.

Die endgültige Übertragung der Eigentumsrechte der VEAG an das Übemahmekonsortium erfolgte
am 6. September 1994 rückwirkend zum 1. Januar 1994. Neben den drei großen Elektrizitätsunter-
nehmen Bayemwerk AG (22,5 vH), PreußenElektra AG (26,25 vH) und RWE Energie AG (26,25 vH)
sind an dem Konsortium mit einem Kapitalanteil von insgesamt 25 vH vier weitere kleinere Elektrizi-
tätsuntemehmen (BEWAG, Berlin, EVS, Stuttgart, HEW, Hamburg, und VEW, Dortmund) beteiligt.
Den Gesamterlös aus mehreren Teilkomponenten bei der Veräußerung der VEAG bezifferte die Treu-
handanstalt mit 8 Mrd. DM. Das Konsortium verpflichtet sich vertraglich, bis zum Jahr 2005 ein Inve-
stitionsvolumen von 15 Mrd. DM bereitzustellen; bis zum Jahr 2012 sollen insgesamt 23,3 Mrd. DM
investiert werden. Von den derzeit 12 700 Arbeitsplätzen sollen langfristig 6 700 erhalten werdea Be-
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reits bestehende Braunkohlenkraftwerke an den Standorten Boxberg und Jänschwalde mit einer Leistung
von insgesamt 4 000 MW sollen nachgerüstet und neue Braunkohlenkraftwerice mit einer Gesamtkapa-
zität von ebenfalls 4 000 MW neu errichtet werden.

Zweifellos war die Lösung des lange schwelenden Streits um die Stromverträge eine Voraussetzung
dafür, auch die Privatisierung der Braunkohlengesellschaften voranzubringen. Ende des Jahres 1993
wurde die Mitteldeutsche Braunkohle AG (MIBRAG) von einem angloamerikanischen Konsortium,
bestehend aus der PowerGen Ltd., der NRG Energy Inc. und der Morrisson Knudsen Corp., vermutlich
zu einem Kaufpreis von 2 Mrd. DM erworben. Das Konsortium beabsichtigt, in die Zeche 1 Mrd. DM
bis zum Jahr 2004 zu investieren und die Abbaumenge von derzeit 18 Mill. t/Jahr mittelfristig zu er-
höhen. Die Verhandlungen zur Veräußerung der Lausitzer Braunkohle AG (LAUBAG) wurden zeit-
gleich mit dem Vertragsabschluß der VEAG ebenfalls rückwirkend zum 1. Januar 1994 abgeschlossen.
Konsortialführer ist hierbei die Rheinbraun AG, eine Tochter der RWE Energie AG in Essen, mit einem
Kapitalanteil von 39,5 vH. Des weiteren an dem Konsortium beteiligt sind die drei Konsortialführer aus
dem Stromvertrag BayemwerkAG (15 vH), PreußenElektra AG (30 vH) und RWE Energie AG
(5,5 vH); die restlichen 10 vH werden von den fünf kleineren Elektrizitätsversorgungsuntemehmen
übernommen, die auch ein Viertel des Aktienkapitals der VEAG übernommen haben. Die Einnahmen
aus der Veräußerung der LAUBAG beziffert die Treuhandanstalt auf 2,1 Mrd. DM. Dies entspricht in
etwa den Verkaufserlösen aus der MIBRAG. Bis zum Jahr 2005 sollen, vertraglich garantiert, 2,5 Mrd.
DM und bis zum Jahr 2015 insgesamt 6 Mrd. DM investiert werdea Von den derzeit 12 000 Arbeits-
plätzen sollen langfristig 8 000 gesichert werden; die langfristige durchschnittliche jährliche Förderung
von Rohbraunkohle wird mit 55 Mill. t pro Jahr avisiert.

Die Stromerzeugung in Ostdeutschland hat sich insbesondere infolge des starken Rückgangs der indu-
striellen Produktion von 1989 bis 1993 um fast 40 vH vermindert (Tabelle A2). Stammten anfangs
schon 80 vH des Stroms aus Braunkohle, so waren es nach dem Abschalten der in Ostdeutschland ar-
beitenden Kernkraftwerke zeitweilig sogar über 90 vH. Nach der Inbetriebnahme des 500-MW-Kraft-
werkes Rostock Ende 1994 steuert auch importierte Steinkohle, etwa im gleichen Umfang wie Erdgas,
einen nennenswerten Beitrag zur Elektrizitätserzeugung bei. Ob die Braunkohle den verbliebenen Strom-
markt halten kann, ist angesichts der doch recht zahlreich geplanten kommunalen Versorgungsbetriebe
äußerst fraglich. Die Chancen für den Verstromungseinsatz für Braunkohle würden sich deutlich ver-
bessern, wenn das Stromnetz wie vorgesehen dem westeuropäischen Verbundnetz zugeschaltet wird.
Dies wird nach Maßgabe der hierzu notwendigen Trassenanbindung aber kaum vor Ende des Jahres
1995 zu erwarten sein.

Von 1989 bis 1991 war der Einsatz von Naturgas (Erdgas) in Ostdeutschland absolut rückläufig,
verursacht vor allem durch den Rückgang der Nachfrage von industriellen Großabnehmern; bereits seit
1992 nimmt er aber wieder deutlich zu (Tabelle AI). Der Gasmarkt wurde bis zur Wende mit drei ver-
schiedenen Gasarten beliefert, die von der Erzeugung bis zum Endverbraucher in getrennten Leitungs-
systemen transportiert werden mußten. Die wichtigste Anforderung an die Erdgaswirtschaft besteht in
der zügigen Umstellung der Leitungssysteme von Stadtgas auf Erdgas — sie ist bereits recht weit fort-
geschritten und soll bis Ende 1995 abgeschlossen sein40 — und in der Erschließung von Marktpoten-
tialen in den Bereichen, in denen der Einsatz von Erdgas früher durch staatliche Reglementierungen be-
hindert oder untersagt war. Dies betrifft insbesondere die industriellen Abnehmer und die privaten Haus-
halte. In der DDR wurden die Gaslieferungen von den Energiekombinaten der Bezirke im Querverbund
mit den Stromlieferungen angeboten. Im Zuge der Stromverträge vom August 1990 wurde dieser Quer-
verbund untersagt, und es mußten technisch und wirtschaftlich unabhängige regionale Gasversorgungs-
untemehmen gebildet werden. Dieser Umstellungsprozeß ist weitgehend abgeschlossen und verlief re-
lativ konfliktfrei.

Die Femgasstufe in Form der vormaligen VEB Verbundnetz Gas wurde im Juni 1990 in die
Verbundnetz Gas AG (VNG) umgewandelt. Bei der Vergabe der Kapitalanteile konnten sich die Ruhr-
gas AG mit 35 vH und die BEB Erdgas und Erdöl GmbH, die im Besitz der Erdölgesellschaften Shell
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und Esso ist und ihrerseits einen Kapitalanteil von 25 vH an der Ruhrgas AG besitzt, mit 10 vH eine
relative Kapitalmehrheit sichern. Ihnen gegenüber standen die Wintershall AG, ein Tochterunternehmen
der BASF, und die Wintershall Erdgas Handelshaus GmbH (WEH), ein gemeinsames Tochterunterneh-
men der Wintershall AG und der Gazprom, dem Exportmonopolisten russischen Erdgases. Die Winter-
shall AG wurde mit 15 vH (plus 1 Aktie) und die Gazprom mit 5 vH des Aktienkapitals der VNG be-
dacht, obwohl diese Gesellschaften eine deutlich höhere Kapitalbeteiligung angestrebt hatten. Bei dem
Eigentumsübergang war russisches Erdgas die einzige ausländische Bezugsquelle. So entstand eine
asymmetrische Ausgangslage, bei der die eine Seite (Ruhrgas AG und BEB) das Leitungsnetz, die ande-
re Seite (WTJEH und Gazprom) das damals verfügbare Erdgasangebot aus externen Quellen dominierte.
Damit war der Gaskonflikt des Jahres 1991 vorprogrammiert, zunächst als unüberbrückbarer Dissens
über den „angemessenen" Lieferpreis. Nachdem die WIEH gegen Ende des Jahres 1991 mehrfach Lie-
ferkürzungen angekündigt hatte, falls es nicht zu einem langfristig akzeptablen Liefervertrag käme,
einigten sich die Kontrahenten am Rande deutsch-russischer Wirtschaftsgespräche im Februar 1992 auf
einen Kompromiß, den „Petersberg-Preis", über dessen Modalitäten alle Seiten Stillschweigen bewahr-
ten. Erst Ende Januar 1994 einigten sich die WIEH und die VNG auf einen langfristigen Liefervertrag
mit einer Laufzeit von 20 Jahren und beendeten damit den über dreijährigen Gaskonflikt.

In der Marktstrategie verfolgten beide Kontrahenten unterschiedliche Ziele. Die VNG strebte die
Westanbindung an, um den Kreis der Erdgaslieferanten zu erweitern, während die WIEH eine eigene
Weiterleitung russischen Erdgases erreichen wollte, um den Kreis möglicher Abnehmer zu diversifizie-
rea So ist es nicht verwunderlich, daß zwischen Sayda (Übergabepunkt des russischen Erdgases in die
neuen Länder) und der Ostgrenze von Hessen beide Gruppen fast parallel Erdgasleitungen verlegten, die
VNG die EVG-Leitung und die WIEH die „Sächsisch-Thüringische Erdgas-Leitung" (STEGAL). Beide
Leitungssysteme erreichten im Spätherbst 1992 die Westanbindung, wobei die STEGAL Ende 1993 an
die .^Mittel-Deutschland-Anbindungs-Leitung" (MIDAL) angeschlossen wurde. Durch diese parallelen
Leitungen sind beide Anbietergruppen in der Lage, Versorgungsgebiete und Abnehmer in Ostdeutsch-
land in direktem Wettbewerb zu erreichen, ein wettbewerbliches Novum — allerdings mit dem Schön-
heitsfehler, daß die WDEH-Gruppe zusätzlich auch noch Transportleitungen von der STEGAL zu den
Versorgungsgebieten und Großabnehmern verlegen müßte.

Aber auch hier zeichnete sich zunächst ein neuer Konflikt ab. Als die WIEH Anfang 1992 die VNG
aufforderte, in Verhandlungen über Durchleitungen von der STEGAL zu der Papierfabrik Weißenbom
in Sachsen einzutreten, verweigerte die VNG dies beharrlich. Dies führte im April 1992 zur Eröffnung
eines Mißbrauchsverfahrens durch das Bundeskartellamt in Berlin, gefolgt von einem Beschluß zur
Durchleitungsverpflichtung im Juni 1992. Das Kammergericht Berlin hob den Durchleitungsbeschluß
des Bundeskartellamtes später wieder auf. Das nachfolgende Rechtsbeschwerdeverfahren des Bundes-
kartellamtes entschied der Kartellsenat des Bundesgerichtshofs (BGH) am 15. November 1994 in letzter
Instanz im Sinne des Kammergerichts Berlin. Damit war dieser Vorstoß zur Auflockerung wettbewerb-
licher Ausnahmebereiche zunächst gescheitert.

In Hinblick auf die Westanbindung des Erdgasnetzes und die Diversifizierung der Anbieter konnte die
VNG recht zügig voranschreiten. Seit Mitte 1994 sind drei Anbindungs- und Übergabepunkte zwischen
dem VNG-Netz und dem westdeutschen Netz vorhanden, und im Jahr 1994 entstammten nur noch drei
Viertel der VNG-Bezüge aus russischen Erdgasquellen. Durch einen gemeinsamen Gasbezugsvertrag
der Ruhrgas mit den norwegischen Erdgasproduzenten wird die VNG durch direkte Lieferungen ab
Herbst 1996 mit norwegischem Gas beliefert; bis zum Jahr 2005 sollen diese Lieferungen dann etwa ein
Viertel der gesamten VNG-Erdgasbezüge erreichen. Der Marktanteil russischen Erdgases wird sich
dann in etwa halbieren, nicht aber das bisherige Liefervolumen. Bis zum Jahr 2005 rechnet die VNG mit
einer Verdoppelung ihres derzeitigen Erdgasabsatzes — sicherlich keine unrealistische Erwartung.

Der Verbrauch von Erdgas und Mineralölprodukten ist der einzige stark expandierende Bereich der
Energiewirtschaft in den neuen Bundesländern (Tabelle 15). Ebenso wie beim Bezug von Erdgas war
Rußland für die DDR der alleinige Lieferant von Rohöl über die Pipeline „Freundschaft". Die Raffine-
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riekapazitäten in der DDR wiesen zur Zeit der Wende eine Größenordnung von 22 Mill. t Jahresdurch-
satz auf. Die beiden Raffmerieschwerpunkte bildeten die Raffinerie in Schwedt/Oder (12 Mill. t/Jahr)
und der sächsisch-anhaltinische Raffineriekomplex mit den Raffinerien in Leuna (5,2 Mill. t/Fahr), Zeitz
(3,2 Mill. t/Jahr), Lützkendorf (0,55 Mill. t/Jahr) und Bohlen (2,1 Mill. t/Jahr). Der Betrieb der
Raffinerie Bohlen wurde schon 1990 eingestellt. Das Vertriebsmonopol aller Mineralölprodukte ein-
schließlich des Tankstellenbetriebs lag bei der Minol.

Als erste Raffinerie wurde Mitte 1991 die Petrolchemie und Kraftstoffe AG (PCK) in Schwedt an ein
Konsortium veräußert, das von der DEA Mineralöl AG und der Veba Oel AG mit jeweils 37,5 vH
Kapitalanteil sowie von Agip, Total und Elf Aquitaine S.A. mit zusammen 25 vH Anteil gebildet wurde.
Der Kaufpreis soll 1 Mrd. DM betragen haben, 1,5 Mrd. DM sollen in die Modernisierung der Raffi-
nerie und in Umweltschutzmaßnahmen investiert werden.

Die sächsisch-anhaltinischen Raffineriekapazitäten in Leuna und Zeitz wurden zusammen mit der
Minol zu einem Paket verbunden und gemeinsam angeboten; um dieses Paket hatten sich drei Konsor-
tien beworben. Den Zuschlag erhielt im Januar 1992 das TED-Konsortium, bestehend aus der Elf
Aquitaine S.A., der Thyssen Handelsunion und der Deutschen SB-Kauf AG. Die Einzelheiten des
Übernahmevertrags wurden Mitte 1992 vereinbart; sie fanden im Herbst die Billigung des Verwaltungs-
rats der Treuhandanstalt und der Kommission der Europäischen Gemeinschaft.

Die Kernelemente des Übernahmevertrags betreffen folgende Regelungsbereiche:

- Neubau einer Raffinerie in Leuna bis zum Jahr 1996 mit einer Verarbeitungskapazität von 10 Mill. t
pro Jahr, also in gleicher Größenordnung wie in Schwedt; hierfür ist ein Investitionsvolumen von gut
4 Mrd. DM vorgesehen;

- Weiterbetrieb der bisherigen Raffinerien in Leuna und Zeitz bis zur Inbetriebnahme der neuen Raffi-
nerie, allerdings mit geringem finanziellen Risiko für das TED-Konsortium: Die Treuhandanstalt
übernimmt in dieser Zeit einen großen Teil des Verlustrisikos sowie der Abbruch- und Altlastbeseiti-
gungskosten der alten Raffinerien;

- Weiterführung des Minol-Tankstellenbereichs unter eigener Marke;
- Übergabe der an den Bundesautobahnen gelegenen Minol-Tankstellen an die neugegründete Auto-

bahntankstellen Holding Company (OAT GmbH).

Zum Jahreswechsel 1993/94 überraschte die Geschäftsführung der Elf Aquitaine S.A. mit der Mit-
teilung, sie sei nicht länger gewillt, einen Anteil von zwei Dritteln am Raffinerieprojekt „Leuna 2000"
zu halten, sondern wünsche diesen auf 35 vH zurückzuführen. Bliebe Elf Aquitaine S.A. bei der Suche
nach neuen Teilhabern erfolglos, so erwäge man dort, sich aus dem gesamten TED-Konsortium zurück-
zuziehen. Das restliche Drittel wurde bis dahin von der Thyssen Handelsunion AG (THU) gehalten, je-
doch verbunden mit der Option, diesen Anteil 1997 an Elf Aquitaine S.A. zu veräußern. Die THU war
vorrangig an dem Bau, nicht jedoch unbedingt am Betrieb der Raffinerie interessiert

Wie schon beim Erwerb des Minol-Leuna-Pakets durch das TED-Konsortium Mitte des Jahres 1992
waren an der nachfolgenden Lösungssuche neben der Treuhandanstalt in hohem Maße politische Ent-
scheidungsträger auf Landes- und Bundesebene beteiligt. Ende März 1994 wurde dann folgende Lösung
von den projektbeteiligten Unternehmen gebilligt:

- Die drei russischen staatseigenen Energieunternehmen Rosneft, Surguneftegaz und Megionneftegaz
übernehmen gemeinsam einen Projektanteil von 24 vH; dadurch vermindert sich der Anteil von Elf
Aquitaine S.A. von ursprünglich 66,7 vH auf nunmehr 43,0 vH.

- Falls die THU von der Verkaufsoption Gebrauch macht, wird das Projekt „Leuna 2000" von der
Buna GmbH in Schkopau, die sich noch in Treuhandbesitz befindet, übernommen. Im Gegenzug
räumt Elf Aquitaine S.A. dann der Buna GmbH einen Anteil von einem Drittel an der Tanksteilen-
gesellschaft Elf Minol AG ein. Die Treuhandanstalt hoffte, daß hierdurch dann die Chancen für eine
Privatisierung der Buna GmbH vergrößert würden.
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Die Modalitäten dieses Übernahmevertrags und seiner Begleiterscheinungen haben allerdings in der
deutschen Mineralölindustrie erhebliche Kritik hervorgerufen. Zwischenzeitlich wurden die Schätzungen
der Investitionskosten für das Projekt,.Leuna 2000" auf gut 5 Mrd. DM nach oben und die projektierte
Verarbeitungskapazität auf 9 Mill. t pro Jahr nach unten korrigiert. Das Projekt firmiert nunmehr unter
der Bezeichnung „Mitteldeutsche Erdoel-Raffinerie" (Mider).

Somit war die Privatisierung des Komplexes Mineralölverarbeitung im engeren Sinn im Jahr 1994
abgeschlossen; es verblieb aus dem vormaligen petrochemischen Bereich die Veräußerung des Olefiri-
verbundes Buna GmbH in Schkopau, der Sächsischen Olefinwerke GmbH in Bohlen und der Leuna
Polyolefin GmbH in Merseburg. Dieser Olefinverbund sollte nach dem Willen der Bundesregierung und
der Treuhandanstalt als „Kern der ostdeutschen Chemieindustrie im Dreieck Halle-Bitterfeld-Merse-
burg" auf jeden Fall erhalten und, soweit möglich, an einen privaten Investor übertragen werden.

Dieser fand sich in der amerikanischen The Dow Chemical Company nach sehr langwierigen und
schwierigen Verhandlungen. Der Übernahmevertrag wurde am 4. April 1995 geschlossen, und die Über-
gabe selbst ist am 1. Juni 1995 erfolgt. Dieser Übernahmevertrag ist mit dem Preis erheblicher staatli-
cher Mittelzuwendungen verbunden: Bis zum Ende der auf fünf Jahre angelegten Umstrukturierungs-
phase bleibt der Bund mit einem Kapitalanteil von 20 vH an der neu gegründeten BSL Olefinverbund
GmbH beteiligt; danach kann Dow Chemical für die Bundesanteile eine Kaufoption ausüben. Bis dahin
ist der Bund aber an den geplanten Umstnikturierungsmaßnahmen von insgesamt 4 Mrd. DM zu drei
Vierteln und an etwaigen Verlusten im operativen Geschäft immerhin zur Hälfte beteiligt. Die Ein-
Drittel-Beteiligung von Buna an Mider, im Rahmen des Projekts Leuna, wollte und brauchte Dow
Chemical nicht zu übernehmen: Dieser Kapitalanteil ist auf die Treuhandnachfolgeorganisation, die
Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben (BVS), rückübertragen worden. Ob und zu
welchem Preis die BVS ihn veräußern kann, ist derzeit ungewiß. Ein Ende staatlicher Zuschüsse bei
diesem „Schlußstein der Privatisierung" ist derzeit noch nicht abzusehen.

3. Verarbeitendes Gewerbe: Auf heimische Märkte ausgerichtet

a. Die Entwicklung seit 1990

Als am 1. Juli 1990 die Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen den beiden deutschen
Staaten in Kraft trat, war abzusehen, daß die Industrie der DDR dem Druck der westlichen Konkurrenz
nicht lange würde standhalten können. Schon im ersten Halbjahr 1990 hatte bei einer sukzessiven Auf-
wertung der Mark der DDR gegenüber der D-Mark von 1 :4 auf 1 : 2 die Abwanderung der Nachfrage
nach Westen begonnen. Bei einem Kurs von 1 : 1 und bei kräftig steigenden Lohnkosten waren große
Teile des in der Planwirtschaft aufgebauten Produktionsapparates nicht wettbewerbsfähig. Im zweiten
Halbjahr 1990 war die BruttowertschÖpfung nur noch etwa halb so groß wie im ersten Halbjahr. Um
das Tempo des Einbruchs abzubremsen, wurde vor allem die Industrie massiv unterstützt. Die Treu-
handanstalt, in deren Obhut die Kombinate und volkseigenen Betriebe überführt worden waren, sicherte
großzügig die Liquiditätsversorgung durch die Übernahme von Bürgschaften. Besonders gefördert wur-
de der Export in die ehemaligen RGW-Länder.

In den Jahren 1991 und 1992 ging die Produktion noch leicht zurück, seit Beginn des Jahres 1993
steigt sie aber wieder an, und zwar mit zunehmenden Raten (Schaubild 3). Im zweiten Halbjahr 1994
war die Nettoproduktion um rund ein Sechstel höher als in der entsprechenden Periode des vorhergehen-
den Jahres. Das Niveau der Produktion — betrachtet man allein die Produktionsmenge — ist freilich
noch immer geringer als vor der Währungsumstellung. Doch sind weder die heute produzierten Güter
noch die Produktionsbedingungen in einer nach außen offenen Marktwirtschaft mit denen einer weit-
gehend geschlossenen Planwirtschaft vergleichbar.
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Schaubild 3 - Produktion und Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe in Ostdeutschland 1990-1994 (2. Halbjahr
1990=100)

I'I Auftragseingang Ausland8

Nettoproduktiont

Auftragseingang lnlanda

i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i
9 12 3 6 9 12 3 6

i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i i
9 12 3 6 9 12 3 6 9 12

1990 1991 1992 1993 1994

aWertndex. — bFachliche Unternehmensteile; arbeitstäglich bereinigt.

Quelle: Statistisches Bundesamt

Zunächst erholte sich die Produktion bei den Gütern, die vornehmlich für den ostdeutschen Markt be-
stimmt waren und bei denen die marktnahe Fertigung den Herstellern Standortvorteile brachte. Dazu ge-
hören transportkostenintensive Güter wie Baustoffe oder solche, die schnell den Verbraucher erreichen
müssen, wie frische Nahrungsmittel und Zeitungen (Tabelle A3). So kam es in der Steine- und Erden-
industrie rasch zu einer kräftigen Produktionssteigerung. Auch beim Stahlbau, bei der Herstellung von
Eisen-, Blech- und Metallwaren, bei der Druckindustrie, bei der Kunststoffverarbeitung und in Teilen
der Emährungsindustrie setzte die Erholung vergleichsweise früh ein. Etwas später folgten andere Bran-
chen wie die Papierund Pappeverarbeitung und der Straßenfahrzeugbau. Mittlerweile zieht die Produk-
tion auch in Problembranchen wie der Eisen- und Stahlerzeugung und der Chemieindustrie an. Im Ma-
schinenbau und im Schiffbau sind, wenn überhaupt, nur leichte Besserungstendenzen erkennbar.

In den fünf Jahren seit der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion hat die ostdeutsche Industrie
einen beispiellosen Strukturwandel durchgemacht. Ins Auge springt vor allem der Bedeutungsverlust des
Investitionsgüter produzierenden Gewerbes. Im zweiten Halbjahr 1990 entfiel auf diesen Bereich noch
über die Hälfte der gesamten Produktion des Verarbeitenden Gewerbes, im zweiten Halbjahr 1994
waren es nur noch knapp zwei Fünftel. Innerhalb des Investitionsgütersektors war der Maschinenbau
besonders stark von Produktionseinschränkungen betroffen. Früher war er mit einem Produktionsanteil
von 25 vH der bei weitem größte Industriezweig. Nun beläuft sich sein Beitrag zur Industrieproduktion
nur noch auf rund ein Zehntel — das ist soviel wie der Beitrag der Steine- und Erdenindustrie. Einen
ähnlich starken Bedeutungsverlust hat auch die elektrotechnische Industrie, die zweite Säule der DDR-
Industrie, erlebt. Der bedeutendste Industriezweig ist heute das Nahrungs- und Genußmittelgewerbe, auf
das ein Sechstel der gesamten Produktion entfällt.

Alles in allem haben diejenigen Branchen, die ihre Produkte in der Regel auf internationalen Märkten
absetzen, stark an Bedeutung verloren, und diejenigen, die für den heimischen Markt produzieren, haben
an Gewicht gewonnen. Das wird deutlich, wenn man die Branchen nach ihrer internationalen Handels-
intensität eingruppiert. Demzufolge ist bei den Branchen, die eine unterdurchschnittliche Handelsintensi-
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tat aufweisen, der Anteil an der gesamten Produktion von 38 vH (1990) auf 63 vH (1994) gestiegen und
bei den Branchen mit überdurchschnittlicher Handelsintensität entsprechend von 62 vH auf 37 vH ge-
sunken.41

Die wachsende Orientierung der ostdeutschen Industrie auf den Binnenmarkt ist auch daran abzule-
sen, daß die Inlandsumsätze kräftig zugenommen haben, die Auslandsumsätze sind indes kaum gestie-
gen. Der Anteil des Auslandsumsatzes am gesamten Umsatz lag 1994 bei rund 12 vH (Tabelle A4). Die
westdeutsche Industrie exportierte hingegen im Durchschnitt der letzten Jahre 27 vH ihrer Produkte.
Alle Wirtschaftszweige der ostdeutschen Industrie weisen geringere Exportquoten auf als die entspre-
chenden Branchen in Westdeutschland. Laut Außenhandelsstatistik geht immer noch ein großer Teil der
Exporte nach Osteuropa. Allerdings verändert sich die regionale Lieferstruktur der Exporte aus Ost-
deutschland stark: Der Absatz in die mittel- und osteuropäischen Länder verliert rasch an Bedeutung,
der in die westlichen Länder nimmt dagegen zu.

Der Anpassungs- und Umstrukturierungsprozeß in der ostdeutschen Industrie hat einen kräftigen
Produktivitätsschub ausgelöst (Schaubild 4). Das Produktionsergebnis je Arbeitsstunde war Ende 1992
schon doppelt und Ende 1994 dreimal so hoch wie zu Anfang des Jahres 1991. Dieser Produktivitäts-
fortschritt wurde bei zunächst stagnierender Produktion durch eine massive Verringerung des Arbeitsvo-
lumens erreicht; im Verlaufe der Jahre 1991 und 1992 sank die Zahl der geleisteten Arbeitsstunden um
mehr als die Hälfte. Inzwischen steigt die Produktivität — bei kräftig expandierender Produktion — vor
allem als Ergebnis der Modemisierungs- und Umstrukturierungsmaßnahmen. Die hohen Investitionen
zahlen sich nun aus. Produktivitätssteigerungen in großem Umfang wurden in allen Branchen erzielt.

Gleichwohl ist erst ein Teil der Wegstrecke zurückgelegt. Die Produktivität in der ostdeutschen
Industrie liegt noch weit unter der in Westdeutschland. Im zweiten Halbjahr 1994 wurde erst die Hälfte
des westdeutschen Niveaus erreicht (Tabelle 22). Bei Unternehmen, die vorwiegend lokale und regionale
Märkte bedienen, ist der Ost-West-Abstand am geringstea Bei Unternehmen, die im internationalen
Wettbewerb stehen, ist er am größten. Allerdings verdeckt diese Durchschnittsbetrachtung die enormen
Unterschiede: In allen Branchen gibt es Unternehmen, die dem westdeutschen Produktivitätsniveau sehr
nahe kommen oder es übertreffen, und andere, die noch große Rückstände aufweisen.

Schaubild 4 - Entwicklung von Produktion, Beschäftigung, Stundenproduktivität und Lohnstückkosten im ostdeutschen
Verarbeitenden Gewerbe 1991-1994 (1. Vierteljahr 1991=100)

Lohnstückkostenb
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3 6 9 12 3 6 9 12 3 6 9 12 3 6 9 12

1991 I 1 9 9 2 1993 1 9 9 4

aNettoproduktion je Arbeitsstunde. — bLohn- und Gehaltssume zu Nettoproduktion.
Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW.
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Tabelle 22 - Produktivität und Lohnstückkosten im ostdeutschen und im westdeutschen Verarbeitenden Gewerbe 1990-
1994a

Produktivität"
Neue Länder (DM)
Alte Länder (DM)
Neue Länder in vH der alten
Länder

Lohnstückkostenc

Neue Länder (DM)
Alte Länder (DM)
Neue Länder in vH der alten
Länder

1990

2. Hj.

8
43

18

105
68

156
aInlandskonzept. — TJruttowertschöpfung in

1991

l . H j .

7
43

17

130
66

198

Preisen von 1991
Produktionseinheit (BruttowertschÖpfung zu Preisen von 1991).

2. Hj.

10
44

23

132
70

188

1992

l . H j .

13
43

29

117
69

170

je Erwerbstätigen. —

2. Hj.

16
43

37

110
75

146

l . H j .

16
41

39

100
75

134

1993

2. Hj.

20
44

45

101
77

131

l.Hj.

20
45

45

95
73

130

1994

2. Hj.

23
47

48

100
74

135

- cBruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit je

Quelle: Berechnungen des DIW.

In der ostdeutschen Industrie sind — trotz schwieriger Ausgangsbedingungen — die Löhne nach der
Wende viel schneller als die Produktivität gestiegen. Erst seit Mitte 1992 hat sich die Situation geändert,
seitdem gehen die Lohnstückkosten trotz weiterhin erheblicher Lohnsteigerungen zurück. Das Gefälle
beim Kostenniveau hat sich noch nicht eingeebnet. Im zweiten Halbjahr 1994 waren die Lohnstück-
kosten im Verarbeitenden Gewerbe insgesamt noch um ein Drittel höher als in Westdeutschland.

Alles in allem ist der Anpassungsprozeß in der ostdeutschen Industrie in den letzten Jahren in beacht-
lichem Maße vorangekommen. Abgeschlossen aber ist er freilich noch lange nicht. Die industrielle Basis
ist schmal und muß erheblich breiter werden: Bei einem Bevölkerungsanteil von 19 vH tragen die neuen
Bundesländer nicht einmal 5 vH zur Industrieproduktion der Bundesrepublik bei.

b. Lage und Perspektiven der Industrieunternehmen 1995 — Ergebnisse einer Unternehmens-
umffage

Vorbemerkung

Die Situation der Industrie in Ostdeutschland hat sich insgesamt deutlich gebessert Der gewaltige
Umbruchprozeß läßt sich mit einer Durchschnittsbetrachtung freilich nur unzureichend abbilden, da die
Ergebnisse von Marktführern und Grenzanbietern besonders weit streuen. So gibt es eine ganze Reihe
von modernen Betrieben, die effizienter arbeiten als ihre westlichen Konkurrenten. Andere, meist kleine-
re Neugründer, haben mit den typischen Problemen kleiner, schnell wachsender Unternehmen zu kämp-
fen. Ein Teil der privatisierten Betriebe hat inzwischen sicherlich die Gewinnschwelle erreicht, ein ande-
rer Teil hat die Sanierung noch vor sich. Um einen tieferen Einblick in die Lage der ostdeutschen Indu-
strie zu bekommen, als das anhand der verfügbaren Statistiken möglich ist, hat das DIW in der Zeit von
März bis Juni dieses Jahres wiederum eine Umfrage bei Industrieunternehmen durchgeführt.42 Von
2 800 Unternehmen, auf die rund 180 000 Arbeitsplätze entfallen, liegen verwertbare Fragebögen vor.
Das sind 400 Unternehmen mehr als bei der letzten Erhebung im Winter 1993/94. Inwieweit die
Unternehmen, die geantwortet haben, repräsentativ für die gesamte ostdeutsche Industrie sind, ist nicht
leicht einzuschätzen, da es keine verläßlichen Informationen über die Grundgesamtheit gibt.43 Es liegen
aber auch keine Hinweise auf systematische Ausfälle bei der Beantwortung der Fragebögen vor, und die
Zahl der eingegangenen Fragebögen ist recht hoch. Trotz der Unsicherheiten bei der Einschätzung der
Grundgesamtheit spricht nichts dagegen, die Antworten der Unternehmen als ein hinreichend getreues
Abbild der wirtschaftlichen Situation der ostdeutschen Industrie zu betrachten.
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Entwicklungshemmnisse

In der ostdeutschen Industrie gibt es den Befragungsergebnissen zufolge noch erhebliche Entwicklungs-
hemmnisse. So sehen sich die meisten Unternehmen mit Problemen konfrontiert, die sie als schwerwie-
gend einstufen. Zwar ist rächt auszuschließen, daß die Befragten dazu neigen, ihre Lage in dunkleren
Farben zu zeichnen, als es gerechtfertigt sein dürfte. Dennoch ist nicht zu verkennen, daß es vielen Un-
ternehmen schwerfällt, überhaupt Tritt zu fassen oder an die mit staatlicher Förderung erreichten Er-
folge anzuknüpfea Zwar meint die Hälfte der Unternehmen, ohne größere Schwierigkeiten im Wettbe-
werb bestehen zu können, ein ebenso großer Teil gibt aber an, in dieser Hinsicht noch erhebliche Pro-
bleme zu haben. Diese Verteilung hat sich gegenüber der letzten Umfrage nur wenig geändert (Schau-
bild 5).

Schaubild 5 - Unternehmen des ostdeutschen Verarbeitenden Gewerbes mit Problemen im Wettbewerb 1992,1993/94 und
1995

Private Unternehmen
davon:

Privatisierte und
reprivatisierte
THA-Unternehmen

Nach 1989 gegründete
Unternehmen

Vor 1990 privat
geleitete Unternehmen

davon:

Eigenständige
Unternehmen

Unternehmen im Eigentum
westdeutscher oder
ausländischer Unternehmen

Unternehmen im Besitz
der Treuhandnachfolge-
organisationen

Alle Unternehmen

0 20 40

U Frühjahr 1995 • Winter 1993/94

60 80 100 vH

Sommer 1992

Quelle: Befragungen des DIW.

Wie zuvor findet sich auch in der diesjährigen Befragung in der Gruppe der noch nicht privatisierten
ehemaligen Kombinatsbetriebe ein hoher Anteil von gravierenden Problemen. Die Zahl dieser vormals
zum Besitz der Treuhandanstalt und seit Jahresbeginn zur Beteiligungs-Management-Gesellschaft
Berlin mbH (BMGB) bzw. zur Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben (BVS) gehören-
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den Unternehmen ist mittlerweile aber nur noch gering. Auch viele der aus dem Bestand der Treuhand-
anstalt privatisierten Unternehmen haben noch erhebliche Probleme. Deutlich weniger Schwierigkeiten
haben dagegen jene Betriebe, die bereits zu DDR-Zeiten in privater Regie geführt wurden, und solche,
die erst nach dem Fall der innerdeutschen Grenzen gegründet wurden. Die mittelständischen Firmen tun
sich in der Regel schwerer als die — meist größeren — Betriebe im Eigentum westdeutscher und aus-
ländischer Unternehmen.

Die Tatsache, daß sich der Anteil der Unternehmen mit Schwierigkeiten im Vergleich zu den letzten
Erhebungen nur wenig verändert hat, darf nicht dahingehend interpretiert werden, daß es seitdem keine
Verbesserungen bei den Rahmenbedingungen für die Unternehmen oder nur geringe Anpassungsfort-
schritte bei den Unternehmen selbst gegeben hätte. Vielmehr ist das Gegenteil der Fall. Einige der
Schwierigkeiten belasten die Unternehmen wohl schon seit Beginn der Umstrukturierung. Andere dage-
gen, die früher nicht bedeutend waren oder als nicht bedeutend empfunden wurden, sind inzwischen stär-
ker in den Vordergrund getreten. Wieder andere, die von den Betrieben früher als erheblich angesehen
wurden, spielen nunmehr eine weniger wichtige Rolle oder gar keine mehr. Zu den „Dauerbrennern"
zählen die Lohnentwicklung und der Mangel an Kapital. Zu den Problemen, die in den Hintergrund ge-
treten sind, gehören die Umstellung der Produktion, die Erschließung neuer Märkte sowie die Belastung
mit Altschulden. Erheblich verstärkt haben sich die Klagen der Untemehmen über eine schlechte Zah-
lungsmoral — sehr häufig wird inzwischen eine angespannte Liquiditätslage als Problem genannt.
Früher handelte es sich in erster Linie um Probleme bei der Anpassung an marktwirtschaftliche Rah-
menbedingungen, nun stehen hingegen die für eine Aufbauphase typischen Schwierigkeiten im Vorder-
grund.

Dies alles ist vor dem Hintergrund zu sehen, daß sich die Unternehmensstruktur der ostdeutschen
Industrie in den letzten fünf Jahren stark gewandelt hat. 1990 wurde das Bild noch von den großen
Kombinaten und den zu ihnen gehörenden Betrieben bestimmt Die wenigen kleinen privaten oder
genossenschaftlichen Untemehmen spielten kaum eine Rolle. Inzwischen hat der Mittelstand erheblich
an Bedeutung gewonnen. Zu ihm zählt der größte Teil der Unternehmen (knapp 80 vH), und er stellt
etwa 40 vH der Arbeitsplätze. Den übrigen — an der Beschäftigung gemessen größeren — Teil der
ostdeutschen Industrie machen im wesentlichen die Zweigbetriebe westdeutscher und ausländischer
Untemehmen aus.

a. Kapitalmangel

An der Spitze der Problemliste der Untemehmen steht der Mangel an Kapital (Tabellen 23 und 24). Bei
vielen Unternehmen ist die Liquiditätslage angespannt, und die Möglichkeiten zur Finanzierung von
Investitionen sind eingeschränkt. Besonders häufig sind solche Schwierigkeiten erwartungsgemäß bei
den kleinen eigenständigen ostdeutschen Unternehmen zu finden. Unter den Betrieben in Besitz west-
deutscher und ausländischer Unternehmen sind diese Probleme hingegen vergleichsweise selten zu fin-
den, können sich diese doch auf finanzkräftige Muttergesellschaften stützen.44

Die finanzielle Anspannung der ostdeutschen Industrieunternehmen hat viele Gründe. Einer der
Gründe ist sicherlich die immer noch unzureichende Rentabilität der Produktion. Im letzten Jahr konnten
noch etwa 60 vH der beteiligten Untemehmen keinen Gewinn erwirtschaften, 30 vH kamen gerade auf
ein ausgeglichenes Betriebsergebnis, weitere 30 vH mußten Verluste hinnehmen (Schaubild 6, Tabelle
A5). Dabei ist allerdings zu beachten, daß ausgewiesene Verluste auch Folge der regen Investitionstätig-
keit sein können, denn hohe Abschreibungen schlagen sich in der Gewinn- und Verlustrechnung nieder.

Oftmals sind die Unternehmen durch Investitionen an die Grenze ihrer finanziellen Möglichkeiten ge-
langt. Diese ist bei kleinen ostdeutschen Betrieben in der Regel schneller erreicht als bei Zweigbetrieben
westdeutscher oder ausländischer Konzerne. Viele mittelständische Betriebe befinden sich auf einer
Gratwanderung: Auf der einen Seite ist es notwendig zu investieren, auf der anderen Seite muß der für
das Überleben notwendige finanzielle Handlungsspielraum gewahrt bleiben.
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Tabelle 23 - Probleme ostdeutscher Industrieunternehmen nach Entstehung und Eigentumsstatus 199S

Schlechte Zahlungsmaral der Kunden
Zu geringes Eigenkapital
7iir,riniif JIIWT Kngiyiui'^iTfiwrir

Angespannte Liquiditätslage
Zu schnell steigende IJShne und Gehalter
Fehlende Hnanzierungsmittel für Investitionen
Preiswertere Anbieter vergleichbarer Produkte
Schwerfällige kommunale Verwaltung
Mangel an qualifiziertem Personal
Veraltete Produktionsanlagen und -gebäude
Unzureichender Vertrieb
Unzureichende Infrastruktur am Standort
Noch nicht optimaler innerbetrieblicher Arbeits-
ablauf
Knappe bzw. teure Grundstücks- und Gewerbe-
flachen
Unzureichende Qualifikation vieler Mitarbeiter
Unzureichender Kundendienst/Service
Unzureichende QuaKtSt der Produkte

Private
Untemehmen

insgesamt

60
55
52
52
46
46
28
28
28
25
24
18

16

16
9
7
3

vor 1990
in privater

Hand

davon:

nach 1989
gegründet

ehemalige
Treuhandunter-

nehmen

privati-
sierte

reprivati-
sierte

davon:

eigenständige
Untemehmen

Untemehmen
im Eigentum
westdeutscher
oder auslän-

discher Unter-
nehmen

... vH der Untemehmen der jeweiligen Gruppe nannten als großes Problem

65
58
54
46
48
48
27
38
34
21
23
27

15

22
17
8
4

59
60
44
51
36

49
25
31
33
18
23
19

13

23
8
6
2

59
49
58
53
55
41
30
24
24
28
23
16

19

10
9
7
4

64
55
58
52
53
48
32
25
26
34
27
18

18

10
10
8
2

63
62
48
56
46
52
26
29
30
26
24
18

16

18
9
7
2

48
29
64
34
48
24
36
24
24
19
21
18

18

10
9
4
3

Untemehmen
im Besitz der

Treuhandnach-
folgeeinrich-

tungen

53
41
72
53
59
37
43
14
30
21
30
10

47

7
13
7
7

Quelle: Befragung des DIW vom Frühjahr 1995.

Tabelle 24 - Probleme privater ostdeutscher Industrieunternehmen nach der Beschäftigtengrößenklasse 1995

Schlechte Zahlungsmoral der Kunden
Zu geringes Eigenkapital
Zunehmender Konkurrenzdruck
Angespannte Liqudditiftslage
Zu schnell steigende Löhne und Gehälter
Fehlende Finanzieiungsmittel für Investitionen
Piaswertere Anbieter vergleichbarer Produkte
Schwerfällige kommunale Verwaltung

Mangelan qualifiziertem Personal
Veraltete Produktionsanlagen und -gebäude
Unzureichender Vertrieb
Onzinsi^icndfi Infnstnikmr am Stjuirinit
mir 1 llviläli. nHI»' UIUBBUUUW WH JlllllIHnt

Noch röcht optimaler innerbetrieblicher Arbeitsablauf
Knappe bzw. teure Grundstücks-und Gewerbe-
flächen
Unzureichende Qualifikation vieler Mitarbeiter
Unzureichender Kundendienst/Semce
Unzureichende QuaüXit der Produkte

Private Unter-
nehmen

insgesamt

60
55
52
52
46
46
28
28
28
25
24
18
16

16
9
7
3

Ibis 9 10 bis 19

iavon: Untemehmen mit...

20 bis 49 50 bis 99

Beschäftigter

100 bis 199

I

200 bis 499

... vH der Untemehmen der jeweiligen Gruppe nannten als großes Problem

61
62
42
51
34
52
22
30
29
23
33
22
10

27
8
9
1

63
66
47
55
39
54
25
30
29
25
26
19
14

20
8
8
2

66
58
50
52
51
46
28
31
34
31
21
19
18

15
11
6
3

59
49
60
55
52
44
36
27
27
23
20
18
21

10
11
7
3

50
35
61
46
54
34
30
17
20
16
16
10
20

7
7
5
4

46
29
73
46
60
31
36
15
25
19
19
13
19

6
8
4

2

500 und
mehr

24
9

74
20
75
13
41
28
17
13
17
15

22

0
7
2
2

Quelle: Befragung des DIW vom Frühjahr 199S.
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Schaubild 6 - Die Ertragslage aus Sicht der ostdeutschen Industrieunternehmen 1994 und 1995

... vH der Unternehmen erwirtschafteten bzw. erwarten ..,

akzeptablen Gewinn

geringen Gewinn

ausgeglichenes Ergebnis

deutliche Verluste

13

14

I

I B 9

r*s, f% 31

| 23

28

31

37

nicht zu bezifferndes/
abzuschätzendes Ergebnis

1995 1994

Quelle: Befragung des DIW vom Frühjahr 1995.

In dieser Situation ist es verständlich, daß viele Untemehmen — und besonders viele der kleineren —
über eine schlechte Zahlungsmoral ihrer Kunden klagen. Angesichts des schwachen finanziellen Funda-
ments, auf dem die Untemehmen stehen, können schon Außenstände in einem Ausmaß, wie sie in West-
deutschland üblich sind, Unternehmen zur Aufgabe zwingen. Die Zahlungsunfähigkeit und der Konkurs
eines einzelnen Betriebs kann wegen der labilen Situation, in der sich viele Betriebe befinden, rasch eine
Kettenreaktion auslösen und eine Folge von Konkursen nach sich ziehen. Eine Reihe von Untemehmen
berichtet, daß es solche Kettenreaktionen bereits gegeben hat.

Im Vergleich zu vorhergehenden Umfragen ist der Anteil der Unternehmen, die noch über einen
veralteten Anlagenbestand verfügen, weiter zurückgegangen. Er beträgt nun ein Viertel. Am häufigsten
finden sich Untemehmen mit veralteten Anlagen unter den mittelständischen Betrieben, bei nicht weni-
gen von ihnen kommt die Modernisierung der Bauten und des Maschinenparks nur schleppend voran. In
einigen Fällen gilt dies auch für ehemalige Treuhandbetriebe, die von westdeutschen oder ausländischen
Untemehmen übernommen wurden. Bei diesen dürfte die Sanierung in der Regel begonnen haben, und
es ist nur eine Frage der Zeit, bis die Erneuerung der Anlagen abgeschlossen ist.

ß. Lohnentwicklung

Zur angespannten finanziellen Situation haben zweifellos auch die kräftigen Lohnsteigerungen beige-
tragen. Entsprechend ausgeprägt ist nach wie vor die Kritik an der Lohnentwicklung. Ein erheblicher
Teil der Untemehmen hat daraus die Konsequenz gezogen und nimmt Abstand von der in Westdeutsch-
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land geübten Praxis, die Tariflöhne als Mindestlöhne zu betrachten. Vor allem die kleinen Betriebe
haben sich von der Lohnfindung über den Flächentarifvertrag abgekoppelt. So zahlen etwa 40 vH der
Betriebe mit bis zu 20 Beschäftigten nach eigenen Angaben Löhne, die geringer sind als die tarifvertrag-
lich vereinbarten; unter den Untemehmen mit 20 bis 100 Beschäftigten sind es reichlich 30 vH, bei den
Betrieben mit 100 bis 200 Beschäftigten sind es noch 20 vH, von den noch größeren Betrieben ist es gar
keiner. Im wesentlichen sind es kleine und mittelständische Betriebe, die Löhne „unter Tarif zahlen
(Tabelle 25). Entsprechend werden in Branchen mit einem hohen Besatz an kleinen Betrieben, wie der
Textil- und Bekleidungsindustrie, dem Druckgewerbe, der Holzbearbeitung, der Herstellung von EBM-
Waren und der Kunststoffverarbeitung, häufig Löhne unter Tarif gezahlt; in Industriezweigen hingegen,
deren Bild vergleichsweise stark von mittleren und großen Betrieben im Eigentum westdeutscher und
ausländischer Untemehmen geprägt wird, wie in der Stahlindustrie oder dem Straßenfahrzeugbau, ist
dies dagegen die Ausnahme. Im Straßenfahrzeugbau werden sogar in großem Umfang Löhne gezahlt,
die höher sind als die Tariflöhne.

Die Abkoppelung eines großen Teils der ostdeutschen Industrie von der kollektiven Lohnfindung
macht nicht nur den Gewerkschaften zu schaffen, sondern auch den Arbeitgeberverbänden. Die Bereit-
schaft, einem tariffähigen Arbeitgeberverband anzugehören, ist gering. Sie hat im Vergleich zum Winter
1993/94 — der Zeit der vorhergehenden Umfrage — weiter abgenommen. Nunmehr sind nach eigenen
Angaben nur noch 27 vH der Unternehmen einem Arbeitgeberverband angeschlossen (zuvor waren es
36 vH), und jedes dritte Unternehmen davon denkt über den Austritt nach (Tabelle 26). Abstand zu den

Tabelle 25 — Entlohnung der Beschäftigten in den ostdeutschen Industrieunternehmen 1995a

EntstehunglEigentumsstatus
Private Unternehmen
davon:

Eigenständige Untemehmen
Untemehmen im Eigentum westdeutscher oder ausländischer
Unternehmen

davon:
Privatisierte Treuhanduntemehmen
Reprivatisierte Treuhanduntemehmen
Untemehmen, die vor 1990 in privater Hand waren
Unternehmen, die nach 1989 gegründet wurden

Untemehmen im Besitz der Treuhandnachfolgeeinrichtungen

Ausgewählte Industriezweige
Steine und Erden
Eisen, NE-Metalle, Gießereien
Chemie
Holzbearbeitung
Stahlverformung, Oberflächenveredehing
Stahl-und Leichtmetallbau
Maschinenbau
Straßenfahrzeugbau
Elektrotechnik
EBM-Waren
Feinkeramik, Glas
xiolzvcrarocilung
Papier- und Pappeverarbeitung
Druck
Kunstoff
Textil/Bekleidung

Nahrangs- und GenuBmittel

Alle Unternehmen

"in Klammem: Ergebnisse vom Winter 1993/94.

... vH der Untemehmen der jeweiligen
Gruppe zahlen im wesentlichen

Tariflöhne

61 (60)

57(54)

76 (80)

67 (65)
53 (49)
57(45)
60(58)
75 (90)

79(81)
67 (70)
69(74)
47 (64)
57 (56)
70 (66)
61 (61)
69(59)
59(57)
45 (50)
72(82)
68(61)
48(56)
49(35)
56(53)
49 (49)
74(71)
61 (60)

Löhne über
Tarif

6 (5)

5 (5)

9 (8)

5 (4)
4 (4)
8 (8)
8 (7)
6 (2)

12 (10)
0 (0)
7 (0)

16 (7)
3 (3)
5 (7)
5 (4)

10 (8)
5 (3)

10 (4)
6 (5)
7 (9)
8 (0)
4 (3)
8 (8)
4 (3)
6 (7)

6 (5)

Löhne unter
Tarif

33 (35)

38 (41)

15(12)

28(31)
43 (47)
35(47)
32(34)
19 (8)

9 (9)
33(30)
24(24)
37 (29)
40(42)
25(27)
34(35)
21(33)
36(40)
45 (46)
22(13)
25 (30)
44 (44)
47 (62)
36 09)
47 (48)
20 (22)
33(35)

In der jeweiligen Gruppe sind... vH der
Arbeitskräfte in Untemehmen beschäftigt.

die im wesentlichen ...

Tariflöhne

78(79)

67 (68)

88(92)

83(84)
73(59)
62 (78)
67(64)
95(96)

86(88)
87(93)
91 (96)
53(72)
66(65)
86(85)
79 (86)
74(66)
81 (87)
54(61)
89(84)
76 (65)
72(82)
58 (68)
60 (85)
58C72)
83 (78)
79(83)

Löhne über
Tarif

6 (5)

5 (6)

6 (4)

4 (4)
4 (6)

13 (12)
12 (10)
2 (2)

12 (8)
0 (0)
5 (2)

21 (1)
1(13)
2 (6)
3 (2)

21 (20)
3 (1)
6 (4)
6 (8)
5(13)

10 (0)
3 (2)
9 (5)
4 (1)
7 (9)
5 (5)

zahlen

Löhne unter
Tarif

16 (16)

28(26)

6 (4)

13 (12)
23(35)
25 (10)
21 (26)
3 (2)

2 (4)
13 (7)
4 (2)

26 (27)
33 (22)
12 (9)
18 (12)
5(14)

16 (12)
40(35)

5 (8)
19C2)
18 (18)
39 (30)
31 (10)
38(27)
10 (13)
16 (12)

Quelle: Befragungen des DIW vom Winter 1993/94 und Frühjahr 1995.



47

Tabelle 26 - Ostdeutsche Industrieunternehmen nach ihrer Mitgliedschaft in einem tariffähigen Arbeitgeberverband 1995a

EntstehunglEigentumsstatus
Private Untemehmen
davon:

Eigenständige Untemehmen
Unternehmen im Eigentum westdeutscher oder ausländischer
Untemehmen

davon:
Privatisierte Treuhanduntemehmen
Reprivatisierte Treuhanduntemehmen
Untemehmen, die vor 1990 in privater Hand waren
Unternehmen, die nach 1989 gegründet wurden
Untemehmen im Besitz der Treuhandnachfolgeeinrichtungen

Ausgewählte Industriezweige
Steine und Erden
Eisen, NE-Metalle, Gießereien
Chemie
Holzbearbeitung
Metallverformung, Oberflächenveredelung
Stahl- und Leichtmetallbau
Maschinenbau
Straßenfahrzeugbau
Elektrotechnik
EBM-Waren
Feinkeramik, Glas
Holzverarbeitung
Papier- und Pappeverarbeitung
Druck
Kunststoff
TextilyBekleidung
Nahrungs- und Genußmittel
Alle Unternehmen

aIn Klammem: Ergebnisse vom Winter 1993/94.

... vH der Untemehmen sind in einem Arbeit-
geberverband..

Mitglied ...

und wollen es
bleiben

19(24)

12 (16)

42(40)

29(31)
19(25)
21(25)
10 (12)
62(66)

51 (59)
19(34)
27(37)
31(16)
9(13)

13(25)
15(24)
26(28)
12(17)
8(15)

25(37)
20(25)
13 (14)
17(17)
9(15)

11(21)
41 (47)
20(26)

und denken an
einen Austritt

7 (9)

7 (9)

10 (10)

14 (15)
9 (8)
3 (10)
3 (2)

16 (18)

6 (6)
19 (18)
3 (U)
8 (20)
9 (10)

11 (7)
9 (12)

17 (13)
7 (8)
7 (8)

13 (12)
7 (11)

51 (9)
13 (12)
2 (5)
3 (9)
7 (15)
7 (10)

kein
Mitglied

74(67)

81 (75)

48(50)

57(54)
72(67)
76(64)
87 (86)
20 (16)

43 (34)
62(48)
70(52)
61 (64)
82(77)
76 (68)
76(64)
57 (59)
81 (75)
85 (76)
62(51)
73(64)
82 (77)
70(71)
89 (80)
86 (70)
52(39)
73(64)

... vH der Beschattigten entfallen auf Unter-
nehmen, die in einem Arbeitgeberverband ...

Mitglied sind...

und es bleiben
wollen

47 (53)

24(31)

68 (67)

56(39)
38 (58)
25(59)
23(29)
96(88)

77(82)
72(67)
73(89)
43(15)
14(40)
48(65)
53(62)
63(45)
33(55)
24(34)
36(67)
35(37)
16 02)
9(14)

14(70)
28(46)
61 (54)
50(62)

Austritt denk«

14 (14)

14 (16)

15 (12)

19 (11)
9 (16)
3 (23)
4 (2)
3 (7)

11 (3)
16 (14)
2 (4)

18 (21)
23 (15)
15 (5)
13 (16)
24 (31)
25 (18)
13 (21)
17 (12)
7 (15)
7 (17)

44 (5)
1 (2)

11 (13)
9 (22)

14 (12)

kein
Mitglied sind

39 (33)

62 (53)

17 (21)

25 (50)
53 (26)
72 (19)
73 (69)

1 (5)

12 (15)
12 (19)
25 (7)
39 (65)
63 (45)
37 (30)
35 (23)
13 (24)
42 (27)
63 (45)
47 (21)
58 (48)
77 (51)
47 (81)
85 (28)
61 (41)
30 (24)
36 (24)

gue/fe: Befragungen des DIW vom Winter 1993/94 und vom Frühjahr 1995.

Verbänden halten vor allem die kleinen Betriebe: Von denen mit weniger als 20 Beschäftigten ist gerade
ein Zehntel Mitglied im Arbeitgeberverband, die großen Untemehmen sind hingegen praktisch alle Ver-
bandsmitglieder.

Viele Neugründer sind nicht zu einem Beitritt zu den Arbeitgeberorganisationen bereit, und nicht we-
nige Mitglieder kehren ihnen nun den Rücken. Spürbar ist die wachsende Distanz zu den Verbänden
allerdings nur bei den eigenständigen Unternehmen. Bei den Tochterfirmen westdeutscher oder im Aus-
land ansässiger Unternehmen hat der schon bei der letzten Umfrage weit über dem Durchschnitt liegende
Anteil an Verbandsmitgliedem sogar noch zugenommen.

Der Organisationsgrad ist in den einzelnen Industriezweigen sehr unterschiedlich. Generell gilt, daß in
Branchen, in denen größere Betriebe das Bild bestimmen, der Anteil der Verbandsmitgliedschaft ver-
gleichsweise hoch ist, dagegen ist er in den vom Mittelstand geprägten Zweigen klein. Ein ähnliches
Muster dürfte es auch innerhalb der westdeutschen Industrie geben. Wahrscheinlich ist es aber dort
nicht so stark konturiert.

Reichlich zwei Fünftel der ostdeutschen Untemehmen, die keinem Verband angeschlossen sind, ent-
lohnen untertariflich. Aber auch nicht wenige der ostdeutschen Verbandsmitglieder zahlen niedrigere
Löhne und Gehälter als die tariflich vereinbarten (Tabelle 27). Die Distanz zu den Verbänden wächst
offenbar noch, denn die Befragungsergebnisse zeigen, daß diejenigen Untemehmen, die den Austritt aus
der Arbeitgeberorganisation in Betracht ziehen, besonders oft die Lohnentwicklung kritisieren.
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Tabelle 27 - Ostdeutsche Industrieunternehmen nach ihrer Mitgliedschaft in einem tariffähigen Arbeitgeberverband und
der Entlohnung ihrer Beschäftigten 1995

... vH der Unternehmen zahlen ...
im wesentlichen Tariflöhne
in erheblichem Umfang Löhne über Tarif
in der Regel Löhne unter Tarif

Alle
Untemehmen

Unternehmen, die...

Mitglied in einem Arbeitgeber-
verband sind und...

... es bleiben wol-
len

... an einen Aus-
tritt denken

nicht Mitglied in
einem Unter-
nehmensver-

band sind

61 86 82 52
6 9 6 6

33 5 12 42

Quelle: Befragung des DIW vom Frühjahr 1995.

Die Abkoppelung von der allgemeinen Lohnentwicklung hat sich offenbar für viele der kleineren
mittelständischen Betriebe ausgezahlt. Jedenfalls haben sie nicht so häufig wie die großen Betriebe das
Problem, mit der Konkurrenz nicht mithalten zu können. Bei den größten Untemehmen hingegen — und
hier insbesondere bei denen, die früher zur Treuhandanstalt gehörten — kam es in der Regel nicht zu
einer solchen Abkoppelung von der allgemeinen Lohnentwicklung. Dies wirkt sich im Wettbewerb be-
sonders dann nachteilig aus, wenn die Modernisierung der Anlagen noch nicht abgeschlossen ist oder die
Arbeitsabläufe noch nicht optimal organisiert sind. Freilich dürften sich die meisten der Erwerber von
Treuhanduntemehmen zum Ausgleich für diese absehbare Belastung Zugeständnisse der Treuhandan-
stalt eingehandelt haben. Ein Teil der Lasten trägt dann der Staat.

y. Fachkräftemangel

Ein Viertel der Unternehmen hat Probleme, auf dem Arbeitsmarkt die benötigten Fachkräfte zu finden
(Tabelle A6). Vergleichsweise häufig ist der Fachkräftemangel bei neugegründeten Unternehmen, die
ihren Mitarbeiterstamm aufbauen. Aber auch anderen Unternehmen fällt es teilweise schwer, das benö-
tigte Personal zu finden; darunter sind auch solche, die ihren Personalstand reduzieren wollen. Gesucht
werden insbesondere Facharbeiter. Daneben mangelt es an Arbeitskräften, die auf der mittleren Ange-
stelltenebene oder als Führungskräfte eingesetzt werden sollen. Häufig sind hier Personen mit Kennt-
nissen im Vertrieb gefragt, der bei nicht wenigen Unternehmen noch eine Schwachsteile ist.

S. Andere Probleme

Nach wie vor gibt es Klagen darüber, daß Gewerbegrundstücke und -flächen knapp und daher teuer
seien (Tabelle 24). Dieser Befund ist auf den ersten Blick überraschend, da vielerorts in den neuen
Bundesländern Gewerbegebiete geschaffen wurden und ein Teil der angebotenen Flächen brachliegt. Als
überteuert gelten Grundstücke in den großen Städten und in deren unmittelbarer Nähe. Das macht nicht
wenigen der dort ansässigen kleinen Betriebe zu schaffen. Eine Reihe von ihnen ist in innerstädtischen
Quartieren angesiedelt und muß abwandern. Viele Betriebe meinen, sich nicht ohne weiteres weitab von
ihrem jetzigen Standort auf dem „flachen Land" ansiedeln zu können, wo es oft reichlich Gewerbeflä-
chen gibt. Sie meinen, auf die Nähe zu ihren Kunden angewiesen zu sein.

Immer noch recht häufig wird kritisiert, daß die öffentlichen Verwaltungen vor Ort zu schwerfällig
seien. Zweifellos hat sich die Funktionsfähigkeit der Ämter verbessert, sie werden von den Unternehmen
jetzt aber auch viel stärker als in der Anfangsphase in Anspruch genommen — für Grundbucheintragun-
gen, Baugenehmigungen, Subventionen und vieles andere mehr. Sicherlich ist diese Kritik an den Ver-
waltungen in vielen Fällen berechtigt; alles in allem ist sie aber bei einem vollständigen Neuaufbau von
Unternehmensstrukturen und Verwaltung wohl unvermeidlich.
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Kapazitätsauslastung und Auftragslage

Von der überwiegenden Mehrheit der Untemehmen wurde die Auslastung ihrer Produktionskapazitäten
als „gut" oder „befriedigend" eingeschätzt. Bei der Auftragslage ist das Bild sogar noch etwas besser
(Schaubild 7, Tabelle A7). Gleichwohl gibt es eine nicht unerhebliche Zahl von Untemehmen, bei denen
die Kapazitätsauslastung und die Auftragslage unbefriedigend sind. Solche Unternehmen finden sich in
größerer Zahl in jedem Industriezweig und in jeder Größenklasse, bei mittelständischen Betrieben eben-
so wie bei Zweigbetrieben westdeutscher und ausländischer Konzerne, bei früheren Treuhanduntemeh-
men ebenso wie bei Unternehmen, die erst nach der Wende gegründet worden sind. Unternehmen, denen
es schwerfällt, sich am Markt zu behaupten, gibt es also in allen Teilen der Industrie. In einigen Zwei-
gen gibt es sie aber besonders häufig — ein Indiz dafür, daß es sich nicht nur um betriebsspezifische
Probleme, sondern auch um solche von Branchen handelt

Schaubild 7 - Kapazitätsauslastung und Auftragslage der ostdeutschen Industrieunternehmen 1995

... vH der Unternehmen beurteilen ihre...

51 51

Auf die Unternehmen, die die jeweilige Einschätzung abgeben,
entfallen... vH aller Beschäftigten

Kapazitätsauslastung

als...

Auftragslage

§H eher gut f j ] befriedigend ^ j sehr schlecht

Quelle: Befragung des DIW vom Frühjahr 1995.

Kapazitätsauslastung

H eher gut f j befriedigend

Auftragslage

S sehr schlecht

So sind offenbar die Absatzmöglichkeiten im Nahrungs- und Genußmittel produzierenden Gewerbe
wenig günstig (Tabelle A7). Dort gibt es regionale Überkapazitäten, und eine Reihe von Untemehmen
versucht noch, in die Listung der großen Einzelhandelsketten aufgenommen zu werden. Deutlich
schlechter als der Durchschnitt der ostdeutschen Industrie ist ebenfalls die Lage der Chemieindustrie.
Hier steht bei einer Reihe von Großbetrieben die Sanierung noch bevor. Andere Untemehmen halten an
Produkten fest, bei denen die ausländischen Konkurrenten kostengünstiger produzieren oder für die es
weltweit Überkapazitäten gibt. Dazu zählen Industriezweige wie die Stahlindustrie und der Schiffbau.
Unverkennbar ist aber, daß in weiten Teilen der ostdeutschen Industrie die Signale eindeutig auf Expan-
sion stehen. Dazu hat auch die verbesserte allgemeine Konjunkturlage beigetragen. Sie wirkt sich auch
in den Branchen günstig aus, die für den überregionalen Absatz produzieren, wie dem Straßenfahr-
zeugbau, der Elektrotechnik und dem Maschinenbau.

Absatzmärkte

Der wichtigste Absatzmarkt für die Untemehmen der ostdeutschen Industrie sind immer noch die neuen
Bundesländer. Dort wurde 1994 knapp die Hälfte des gesamten Umsatzes erwirtschaftet, reichlich ein
Drittel davon mit Kunden in der unmittelbaren Umgebung (Tabelle 28). Auf Westdeutschland entfallt
ein weiteres Drittel des Umsatzes. Osteuropa spielt mit einem Umsatzanteil von 7 vH als Absatzmarkt
nur noch eine untergeordnete Rolle, aber auch mit dem westlichen Ausland wird nur ein geringer Teil
des Umsatzes (ein Zehntel) getätigt. Gegenüber 1993 hat sich die regionale Absatzstruktur verschoben,
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und zwar zugunsten des westdeutschen Absatzmarktes. Damit setzt sich eine Entwicklung fort, die
bereits bei der letzten Umfrage vom Winter 1993/94 zu beobachten war.

Tabelle 28 - Regionale Verteilung der Umsätze von Unternehmen des ostdeutschen Verarbeitenden Gewerbes 1994

Entstehung/Eigentumsstatus

Private Unternehmen
davon:

Eigenständige private Unternehmen
Unternehmen im Eigentum westdeutscher
oder ausländischer Untemehmen

davon:
Privatisierte Treuhanduntemehmen
Reprivatisierte Treuhanduntemehmen
Unternehmen, die vor 1990 in privater Hand
waren
Untemehmen, die nach 1989 gegründet wur-
den

Unternehmen im Besitz der Treuhandnachfolge-
einrichtungen
Größenklasse
Unternehmen mit... Beschäftigten

1 bis 9
10 bis 19
20 bis 49
50 bis 99

100 bis 199
200 bis 499
500 und mehr

Ausgewählte Industriezweige

Steine und Erden
Eisen, NE-Metalle, Gießereien
Chemie
Stahl- und Leichtmetallbau
Maschinenbau
Elektrotechnik
EBM-Waren
Holzverarbeitung
Druck
Kunststoff
Textil
Emährungsgewerbe
Sitz der Konkurrenz
Untemehmen, deren Hauptkonkurrenten

in der näheren Umgebung
in der näheren Umgebung oder anderswo
in den neuen Ländern
in den alten Ländern oder im Ausland
überall

oncliccifl ein/1!
ollaaSolg S11LU.
Alle Industrieunternehmen
Nachrichtlich: 1993
aIm Radius von rund 30 km.

Vom gesamten Umsatz entfallen... vH

nähere
Umgebung8

18

26

15

15
20

44

27

24

55
45
31
18
22
18
10

43
2
4

22
6

12
12
16
63
18
12
31

71

34
8

18

19
19

übrige neue
Länder

32

33

31

31
39

25

32

40

23
26
35
36
34
34
30

48
22
46
30
24
23
38
41
18
23
22
47

17

51
24
42

33
36

übrige alte
Länder

31

32

31

34
24

25

28

23

19
26
28
32
30
31
32

8
55
19
33
32
36
39
36
18
40
49
13

8

12
42
25

30
27

auf die jeweilige Region

Osteuropa

7

3

9

8
9

1

3

8

1
1
2
5
6
7

11

0
1

18
13
19
5
2
2
0
7
1
5

1

0
9
8

7
8

übriges
Ausland

12

6

14

12
8

5

10

5

2
2
4
9
8

10
17

1
20
13
2

19
24
9
5
1

12
16
4

3

3
17
7

11
10

Quelle: Befragung des DIW vom Frühjahr 1995.



51

Stabil ist die Kundenstruktur der ostdeutschen Industrie. Derzeit sind knapp zwei Drittel der Kunden
andere Industrieunternehmen, zur Jahreswende 1993/94 war der Anteil etwa gleich hoch (Schaubild
AI). Typische industrielle Zulieferbranchen sind Gießereien, Teile des Stahl- und Maschinenbaus sowie
der Elektrotechnik und die Herstellung von EBM-Waren. In diesen Branchen ist der Anteil des Absatzes
in die alten Länder im Vergleich zur gesamten ostdeutschen Industrie vergleichsweise hoch. Die Steine-
und Erdenindustrie liefert vor allem an das Baugewerbe in Ostdeutschland; auch für das Druckgewerbe,
die Holzverarbeitung sowie die Emährungsindustrie steht der ostdeutsche Markt im Vordergrund.

Unternehmen, die einem westdeutschen oder ausländischen Unternehmensverbund oder Konzern an-
gehören, liefern vielfach an andere Betriebe im Untemehmensverbund. Dies hat ein Viertel der Unter-
nehmen mit einem Drittel der Beschäftigten dieses Typs angegeben. Vergleichsweise stark ausgeprägt
sind die konzerninternen Verflechtungen im Straßenfahrzeugbau, im Maschinenbau und in der Chemi-
schen Industrie.

Ein erheblicher Teil der ostdeutschen Industrie steht im überregionalen Wettbewerb. Reichlich zwei
Drittel der Unternehmen haben angegeben, daß ihre Hauptkonkurrenten aus den altenLändem stammen.
Bei einem knappen Drittel sind es ausländische Konkurrenten, vorwiegend aus West- und Osteuropa
(Schaubild 8). Insgesamt gesehen hat sich die Einschätzung seit der letzten Umfrage 1993/94 nicht ver-
ändert. Große Untemehmen sehen sich stärker als kleine Untemehmen überregionaler Konkurrenz aus-
gesetzt — was nicht überraschend ist (Tabelle A8). Analog dazu sehen sich die vorwiegend lokal ausge-
richteten eigenständigen Unternehmen stärker als Konzemuntemehmen mit der Vor-Ort-Konkurrenz
konfrontiert. Gleichwohl hat auch ein erheblicher Teil der Untemehmen mit einem eng begrenzten Lie-
ferradius Konkurrenten aus den alten Ländern oder dem Ausland.

Schaubild 8- Sitz der Hauptkonkurrenten der ostdeutschen Industrieunternehmen 1993/94 und 1995

Am Ort oder in der H g [
näheren Umgebung i

Anderswo in den P ™
neuen Ländem

Anderswo in den j ü ü
alten Ländem

Im Ausland H Ü

darunter: ^ ™

In Westeuropa |§§§§

In Osteuropa I H Ü

| 25

69

73

Die Haupthonkurrenten haben bei... vH der Unternehmen
ihren Sitz im jeweiligen Gebiet.

1995 1993/94

Quelle: Befragungen des DIW vom Winter 1993/94 und vom Frühjahr 1995.
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Die ostdeutsche Industrie erwartet für 1995 Umsatzsteigerungen von etwa einem Fünftel gegenüber
dem Vorjahr, dies wäre ein höherer Zuwachs als derjenige, der von 1993 auf 1994 erwirtschaftet wurde
(Tabelle A9). Große Erwartungen werden vor allem in die Auslandsmärkte gesetzt. Der Absatz dorthin
soll um etwa die Hälfte zulegen. Auch in die alten Länder soll deutlich mehr als 1994 geliefert werden.
Dabei fällt auf, daß solche Unternehmen, deren Hauptkonkurrenten in den alten Ländem oder im Aus-
land ansässig sind und die damit besonders starker Konkurrenz ausgesetzt sind, die höchsten Umsatzer-
wartungen hegea Insgesamt sind die Untemehmen also sehr optimistisch — und zwar nicht nur was die
Umsätze, sondern auch was die Ertragslage anbelangt. So meinen viele Unternehmen, die im letzten Jahr
noch Verluste machten, in diesem Jahr auf ein ausgeglichenes Ergebnis oder sogar in die Gewinnzone zu
kommen.

Natürlich sind diese Erwartungen mit erheblichen Unsicherheiten behaftet. Immerhin haben aber —
anders als bei der letzten Umfrage — diesmal nur ganz wenige Unternehmen angegeben, die Entwick-
lung nicht einschätzen zu können; zudem hat sich gezeigt, daß die bei der letzten Umfrage angegebenen
Umsatzerwartungen etwa mit den tatsächlich erreichten Umsätzen übereinstimmten.

Investitionstätigkeit

Die weitere Entwicklung der Industrie in Ostdeutschland wird ganz wesentlich von Umfang und Tempo
der Investitionstätigkeit bestimmt In den vergangenen Jahren ist eine beachtliche Investitionsdynamik
erreicht worden. In vielen Untemehmen ist die Basis für moderne Produktion vorhanden; insgesamt
allerdings ist die Kapitalausstattung noch nicht ausreichend, um die Leistungskraft Westdeutschlands
erreichen zu können.

Über Umfang und Struktur der Investitionstätigkeit in der Industrie liegen nur wenige aktuelle Infor-
mationen vor. Daher sind im Rahmen der hier vorgestellten Umfrage — wie in den Jahren zuvor — die
Unternehmen zu Angaben über ihre derzeitige und ihre künftige Investitionstätigkeit gebeten worden.
Den Befragungsergebnissen zufolge haben 1994 knapp 90 vH der Industrieunternehmen investiert, 1993
waren es vier Fünftel. Das Volumen der Investitionen war 1994 allerdings um ein Zehntel niedriger als
1993.45

Die Schwerpunkte der Investitionstätigkeit waren 1994 die Mineralölverarbeitung, die Herstellung
von Steinen und Erden, die Chemische Industrie und die Emährungsindustrie. Etwas geringer war die
Investitionsdynamik im Investitionsgüterbereich wie im Maschinenbau, in der Elektrotechnik und im
Stahl- und Leichtmetallbau/Schienenfahrzeugbau. Auf all die genannten Branchen entfielen knapp zwei
Drittel der gesamten Investitionen des Jahres 1994. Die Rangfolge hat sich aber im Vergleich zum Vor-
jahr verschoben: 1993 war der Anteil der Investitionen des Straßenfahrzeugbaus und der Emährungs-
industrie deutlich höher.

Je Beschäftigten gerechnet, wurden 1994 reichlich 29 000 DM investiert (Tabelle 29). Die Unter-
schiede beim Niveau und bei der Entwicklung der Investitionstätigkeit sind freilich groß. Eigenständige
ostdeutsche Untemehmen investierten 1994 rund 20 000 DM je Beschäftigten; das sind zwei Drittel der
Summe, die Investoren aus Westdeutschland und dem Ausland aufgebracht haben. Im Vorjahr war die
Differenz noch größer. Gegenüber 1993 hat die Investitionstätigkeit der westdeutschen oder ausländi-
schen Investoren allerdings spürbar nachgelassen, während sie sich bei den eigenständigen Untemehmen
praktisch nicht geändert hat.46 Unternehmen, die von den Nachfolgeeinrichtungen der Treuhandanstalt
gehalten werden, investierten 1994 pro Kopf gerechnet deutlich mehr als private Unternehmen. 1993
waren die Investitionen der noch nicht privatisierten Unternehmen doppelt so hoch wie 1994. Die star-
ken Schwankungen sind wohl darauf zurückzuführen, daß zu dieser Gruppe nur noch wenige Unter-
nehmen gehören und daher größere Investitionsvorhaben eines einzelnen Unternehmens den Durch-
schnittswert stark beeinflussen.
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Tabelle 29 - Investitionen je Beschäftigten in der ostdeutschen Industrie* (DM)

1993 1994 1995b

Entstehung!Eigentumsstatus
Private Unternehmen
davon:

Eigenständige private Unternehmen
Untemehmen im Eigentum westdeut-
scher oder ausländischer Unternehmen
davon:

Privatisierte Treuhanduntemehmen
Reprivatisierte Treuhanduntemehmen
Untemehmen, die vor 1990 in privater Hand waren
Unternehmen, die nach 1989 gegründet, wurden

Unternehmen im Besitz der Treuhandnachfolgeeinrichtungen
Größenklasse
Unternehmen mit... Beschäftigten

1
10
20
50
100
200
500

bis
bis
bis
bis
bis
bis

9
19
49
99
199
499

und mehr
Einhaltung von Investitionsverpflichtungen
Private Unternehmen, die gegenüber der Treuhandanstalt Investitions-
verpflichtungen ...

nicht eingegangen sind,
eingegangen sind und...

mehr investierten als zugesagt
die Zusagen erfüllt haben
die Zusagen nicht einhalten konnten

Alle Industrieunternehmen

aStand: Januar 1995. — ''Planansätze.

32 200 26100 26 600

19 400
41300

29 500
31800
29100
41700
47 600

41400
35 100
27 000
22 400
23 000
36 200
43 900

30 900
33 600
42 300
22 500
15 400
32 900

19 700
30 700

24 200
34 500
27 100
26 700
83 400

33 100
24100
25 100
23 000
40 500
29000
27 700

21200
29 300
34 600
24 400
13 300
29100

19 600
31600

26 800
21100
28 300
29100
27 200

51400
33 600
24 300
18 200
26100
30 800
27 300

24 900
28 100
25 900
32100
32 300
26800

Quelle: Befragung des DIW vom Frühjahr 1995.

Ein erheblicher Teil der Investitionen ist im Zusammenhang mit der Privatisierung von Treuhandbe-
trieben angeschoben worden. Die Treuhandanstalt hat mit den Käufern ihrer Unternehmen in der Regel
Zusagen über Arbeitsplätze und Investitionen ausgehandelt und dafür Zugeständnisse beim Kaufpreis
gemacht Diese Untemehmen haben den Befragungsergebnissen zufolge im Jahr 1994 je Beschäftigten
29 000 DM investiert; dies sind 8 000 DM mehr als bei solchen, die ohne derartige „Anschubsubven-
tionen" ausgekommen sind (21 000 DM je Beschäftigten). Beim weit überwiegenden Teil der mit Inve-
stitionszusagen privatisierten Untemehmen — bei etwa zwei Dritteln — lagen die tatsächlich getätigten
Investitionen nach Angaben der Untemehmen noch über dem im Rahmen des Verkaufs vereinbarten
Umfang. Diese Untemehmen haben immerhin 35 000 DM je Beschäftigten investiert. Nur wenige Käu-
fer — etwa ein Zehntel — haben ihre Zusagen nicht erfüllt. Deren Investitionstätigkeit lag 1994 bei
13 000 DM und somit auch weit unter Industriedurchschnitt. Als Grund nannten die betreffenden Unter-
nehmen in der Regel die schlechte Auftragslage bzw. finanzielle Engpässe.

Eine Abschätzung der Investitionsentwicklung im laufenden Jahr ist immer mit großen Unsicherheiten
verbunden. Dies liegt auch daran, daß ein großer Teil der Untemehmen — reichlich ein Zehntel — zum
Zeitpunkt der Befragung selbst noch nicht absehen konnte, ob und wieviel sie 1995 investieren wollen
(Tabelle A10). Bei kleinen und mittelgroßen Untemehmen ist die Unsicherheit besonders groß. Zudem
sind von den Unternehmen, deren Kapazitätsauslastung und Auftragslage unbefriedigend ist, ein Fünftel
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unschlüssig, während bei den übrigen Untemehmen der Anteil der Unschlüssigen deutlich niedriger
liegt.

Die Unternehmen, die bereits eine Entscheidung getroffen haben, wollen —im Durchschnitt
betrachtet — ihre Investitionen 1995 gegenüber 1994 um knapp ein Zehntel zurückfahren (Tabelle 29).
Dieses Ergebnis ist vor allem auf die rückläufigen Investitionen der Untemehmen zurückzuführen, die
noch im Besitz einer Treuhandnachfolgeeinrichtung sind. Die privat geführten Untemehmen beabsichti-
gen dagegen, 1995 aller Voraussicht nach etwa gleich viel wie 1994 zu investieren, die eigenständigen
ebenso wie die konzernabhängigen. Kapazitätserweiterungen haben aber nur noch wenige Untemehmen
vor. Nach den Befragungsergebnissen geben nur 14 vH der Unternehmen an, 1995 zum Zweck der
Kapazitätserweiterung zu investieren (Tabelle AI 1). Vor allem bei den größeren Betrieben ist die Phase
der Erweiterung zunächst abgeschlossen. Alles in allem deuten die Ergebnisse dieser Umfrage darauf
hin, daß aus dem derzeitigen Untemehmensbestand heraus in diesem Jahr wohl nicht mit einem weiteren
Anstieg der Investitionen in der Industrie zu rechnen ist, aber auch nicht mit einem Rückgang.

c. Fazit

Die Lage des Verarbeitenden Gewerbes in den neuen Bundesländern hat sich weiter gebessert. Die
Produktion dürfte den verfügbaren Indikatoren zufolge in diesem Jahr wiederum kräftig wachsen, und
auch die Beschäftigung dürfte zunehmen. Im Handwerk dürfte sich der schon seit längerem anhaltende
Arbeitsplatzaufbau fortsetzen. In der Industrie jedoch dürfte der Beschäftigungsabbau weitergehen; er
ist aber nicht mehr sehr stark. Die an der Umfrage beteiligten Industrieuntemehmen wollen ihre Beleg-
schaften im Schnitt um 3 vH reduzieren. Zu dem Befragtenkreis zählen allerdings nicht jene Unterneh-
men, die erst im Laufe dieses Jahres mit der Produktion beginnen und damit neue Arbeitsplätze schaf-
fen. Nach wie vor entstehen im Schnitt zusätzliche Arbeitsplätze nur bei den nach 1990 gegründeten
Unternehmen; bei den Altbetrieben wird die Beschäftigung insgesamt gesehen weiter abgebaut (Schau-
bild 9).

Viele Industrieuntemehmen können sich inzwischen gut im Wettbewerb behaupten. Ebenso viele tun
sich jedoch noch schwer. Sie haben sich zumeist mit Schwierigkeiten auseinanderzusetzen, die typisch
für eine Aufbauphase sind, wie Zahlungsverzögerungen und Finanzierungsengpässen.

Die Wirtschaftsförderung hat hier zwar in erheblichem Maße Lücken gefüllt, sie leidet aber weiterhin
daran, daß es eine zu große Vielfalt an Maßnahmen gibt und zu viele Stellen, die bei der Beantragung
und Auszahlung der Fördermittel eingeschaltet werden müssen. Notwendig ist eine Straffung der Förde-
rung auf wenige Instrumente. Das setzt eine größere Abstimmung zwischen den an der Förderung betei-
ligten politischen Instanzen voraus, mehr Zielgenauigkeit und eine einfachere Inanspruchnahme der För-
derung.

Daneben gibt es aber auch immer noch ein gravierendes Rentabilitätsproblem in der ostdeutschen
Wirtschaft. Die Unternehmen müssen Löhne zahlen, die nur ein kleiner Teil der Industrie schon erwirt-
schaften kann. Die Belegschaft weiter deutlich zu reduzieren, dürfte aber bei steigender Nachfrage und
Produktion in der Regel nur schwer durchsetzbar und auch technisch zunehmend weniger machbar sein.
Daher ist es nicht verwunderlich, daß der Lohnkostendruck weiterhin ganz oben auf der Problemskala
der Unternehmen steht. Hilfen von außen, die den Untemehmen nach der Wende in vielen Fällen das
Überleben gesichert haben, laufen jetzt allmählich aus. Um eine Dauersubventionierung zu vermeiden,
müssen die Unternehmen jetzt die Gewinnschwelle aus eigener Kraft erreichen. Das kann nur gelingen,
wenn die Lohnsteigerungen deutlich unterhalb der Produktivitätszuwächse bleiben. Lohnerhöhungen von
weit über 10 vH, wie sie etwa in diesem Jahr für das Investitionsgüter produzierende Gewerbe ausge-
handelt wurden, zwingen viele, vor allem aber kleine und mittlere Unternehmen, mit ihren Belegschaften
Lohnvereinbarungen zu treffen, die hinter den vereinbarten Tarifen zurückbleiben. Das kann nicht im
Interesse der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen sein.
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Schaubild 9 - Von den ostdeutschen Industrieunternehmen erwartete Beschäftigungsentwicklung für das Jahr 1995

Private Unternehmen

davon:

Privatisierte
THA-Unternehmen

Reprivatisierte
THA-Untemehmen
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Unternehmen
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ausländischer Unternehmen
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Quelle: Befragung des DIW vom Frühjahr 1995.
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Das Investitionsniveau im Verarbeitenden Gewerbe ist noch hoch, gesichert ist die für den Aufhol-
prozeß notwendige Zunahme der Investitionstätigkeit für die nächsten Jahre aber keineswegs. Die An-
schubfinanzierung, die von der Treuhandanstalt im Zuge der Privatisierung zugesagt wurde, führt zwar
1996 in der Industrie noch einmal zu einem kräftigen Investitionsschub. Um danach aber eine Verlang-
samung der Investitionstätigkeit und damit des Aufholprozesses zu vermeiden, ist die Zeit zur Anpas-
sung der Tariflöhne an das westdeutsche Niveau zu strecken, und es ist eine Fortführung der Investi-
tionsförderung für die insgesamt noch schwache Industrie unumgänglich.

Insgesamt gesehen bleibt das Verarbeitende Gewerbe die Achillesferse bei der Umstrukturierung der
ostdeutschen Wirtschaft. Die Schwäche dieses Wirtschaftszweiges, vor allem die seines industriellen
Teils, wiegt deswegen so schwer, weil von diesem Wirtschaftszweig die Wachstumsmöglichkeiten ande-
rer wichtiger Wirtschaftszweige — und so der Gesamtwirtschaft — entscheidend mitbestimmt werden.
Abgesehen von Gebieten und Staaten, die ein wirtschaftliches Standbein durch den Tourismus haben
oder die wie Liechtenstein und Luxemburg als Steueroasen bei den Finanzdienstleistungen stark sind,
entscheidet in den entwickelten Ländern die Stärke der Industrie letztlich über die gesamtwirtschaftliche
Entwicklung. Das gilt für die Bundesrepublik in besonderem Maße, und auch für Ostdeutschland gibt es
— von einzelnen Gebieten abgesehen, die möglicherweise vom Tourismus leben können — dazu keine
Alternative. Solange in Ostdeutschland die Industrie schwach ist, können auch die anderen Wirtschafts-
zweige nicht im erforderlichen Umfang wachsen, und das enorme Leistungsbilanzdefizit mit dem Rest
der Welt kann ebenso wenig abgebaut werden wie der Bedarf an Transfers von West nach Ost. Die Ent-
wicklung im Verarbeitenden Gewerbe ist also letztlich das Maß dafür, inwieweit die Transformation
einer staatlich gelenkten Wirtschaft zu einer aus eigener Kraft florierenden Marktwirtschaft gelungen
ist Betrachtet man es auf diese Weise, liegt das Ziel der Transformation noch in weiter Feme.
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4. Baugewerbe: Im Sog des Baubooms

Die wirtschaftliche Entwicklung Ostdeutschlands war in den vergangenen fünf Jahren entscheidend von
der Dynamik im Baubereich geprägt. Die DDR hatte die gesamte Bausubstanz in einem beklagens-
werten Zustand hinterlassen. Insoweit ist es nicht verwunderlich, daß sich das Baugewerbe von Anfang
an zu einer Triebkraft des wirtschaftlichen Aufbaus entwickelte. Angeschoben durch öffentliche Trans-
fers, waren vom Frühjahr 1991 an Baunachfrage und Produktion steil aufwärts gerichtet (Schaubilder
A2 und A3). Der Bauboom wird sich 1995 und voraussichtlich auch 1996 fortsetzen und maßgeblich
für die wirtschaftliche Erholung in Ostdeutschland bleiben.

Der Anpassungsprozeß im Baugewerbe ist insgesamt gut vorangekommen. Gleichwohl ist die Ent-
wicklung innerhalb der Sparten, der Betriebsgrößen- und der Eigentümergruppen unterschiedlich einzu-
schätzen. Neben vielen Gewinnern gibt es fast überall Unternehmen, deren wirtschaftliche Lage noch
nicht stabil ist

a. Entwicklung der Baukonjunktur

Das Bauvolumen wird im Jahr 1995 in konstanten Preisen etwa 2,5mal so hoch sein wie im Jahr 1991
(Tabelle 30). 1994 hat das Baugewerbe nahezu ein Fünftel zur gesamten BruttowertschÖpfung in
Ostdeutschland beigetragen, fast dreimal soviel wie in Westdeutschland (Tabelle 4). 16 vH aller be-
schäftigten Arbeitnehmer in Ostdeutschland waren im Baugewerbe tätig, in Westdeutschland waren es
nur 7 vH. Die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten erhöhte sich 1994 gegenüber 1993
um rund 80 000 (+16,8 vH), darunter etwa 57 000 im Bauhauptgewerbe (+16,4 vH).47

Tabelle 30 - Entwicklung des Bauvolumens* in Ostdeutschland0 1991-1996 (Mrd. DM und Veränderung gegenüber dem
Vorjahr in vH (Klammerwerte))

1991 1992 1993 1994 1995C 1996C

Bauvolumen insgesamt
In jeweiligen Preisen
In Preisen von 1991
Nach Baubereichen
Wohnungsbau
Wirtschaftsbau
öffentlicher und Verkehrsbau
Nach Produzentengruppen
Bauhauptgewerbe

Hochbau
Tiefbau

Ausbaugewerbe
Übrige Bereiche0

aDas Bauvolumen ist die Summe der in einem Jahr im Inland erbrachten Bauleistungen des Bauhauptgewerbes und des Ausbaugewerbes, des
Verarbeitenden Gewerbes, zuzüglich des Weites der mit der Ausführung von Baumaßnahmen zusammenhängenden Dienstleistungen, der
Außenanlagen und der Eigenleistungen der Bauherren im Wohnungsbau. Das Bauvolumen wird vom DIW berechnet. Nachunternehmerleistun-
gen von baugewerblichen Betrieben sind doppelt erfaßt. — DNach Lage der Baustellen in Ostdeutschland und Westdeutschland. — 'Prognose
des DIW. — "Verarbeitendes Gewerbe, baubezogene Dienstleistungen, Außenanlagen, selbsterstellte Anlagen.

55,60
55,60

17,51
21,30
16,79

27,42
16,76
10,66
16,41
11,77

(•)

(•)

0
0
(•)

(•)
(•)
(•)
(•)

(•)

86,30
78,72

25,05
30,40
23,27

37,31
21,24
16,07
26,06
15,35

(55,2)
(41.6)

(43,0)
(42,7)
(38,6)

(36,1)
(26,7)
(50,8)
(58,8)
(30.4)

111,85
96,32

33,03
37,20
26,08

45.03
26,06
18.97
33,31
17,98

(29,6)
(22,4)

(31.9)
(22,4)
(12,1)

(20,7)
(22,7)
(18,0)
(27,8)
(17,1)

142,43
118,61

45,82
43,23
29.55

54,40
33,16
21,24
42,89
21,32

(27.3)
(23,1)

(38,7)
(16.2)
(13.3)

(20,8)
(27.3)
(12.0)
(28,8)
(18.6)

168.7
136,5

57.3
47.3
31.9

60,0
37,6
22,4
51,8
24,8

(18.5)
(15,1)

(25,0)
(9.5)
(8,0)

(10,3)
(13,3)

(5.6)
(20,7)
(16.1)

191,0
150,8

67.3
50,7
32,9

65,7
42,2
23,5
58,3
26,8

(13,2)
(10.5)

(17,5)
(7.0)
(3.0)

(9.5)
(12.3)

(4,8)
(12.5)

(8.5)

Quelle: Berechnungen des DIW.

In den ersten Jahren nach der Wende dominierten der Wirtschaftsbau und der öffentliche Bau. Inzwi-
schen holt aber der Wohnungsbau auf. Die Bauinvestitionen nahmen 1994 gegenüber dem Vorjahr (in
konstanten Preisen) um 21,7 vH zu. Mittlerweile wird etwa ein Viertel der gesamtdeutschen Bauinvesti-
tionen in Ostdeutschland getätigt. Die Bausparte mit dem höchsten Anteil ist nach wie vor der Wirt-
schaftsbau. Zwar verringerte sich dessen Gewicht in den vergangenen Jahren zugunsten des Wohnungs-
baus merklich; er ist jedoch noch immer deutlich höher als in den alten Bundesländern (Tabelle 31).
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Tabelle 31 - Bauinvestitionen in Ostdeutschland 1991-1994 (Anteile in vH)

Wohnungsbau
Wirtschaftsbau
Öffentlicher Bau

1991 1992 1993 1994 Nachrichtlich:
Westdeutschland 1994

33,1 31,4 33,0 38,0 57,0
44,4 45,3 45,5 42,2 28,3
22,5 23,3 21,5 19,8 14,7

Quelle: Statistisches Bundesamt

Seit 1993 entwickelte sich der Wohnungsbau zur treibenden Kraft der Baukonjunktur. Die hohen Zu-
wächse ergaben sich vor allem aus vermehrten Kapitalanlagen, nachdem die hohen Sonderabschreibun-
gen bis Ende 1996 verlängert wurden. Dazu beigetragen haben aber auch die Altschuldenregelung für
die Wohnungsbaugesellschaften, die fortschreitende Klärung von Eigentumsfragen und die schrittweise
Erhöhung der Mieten. Allerdings ist der Anteil der Wohnungsbautätigkeit an den gesamten in Ost-
deutschland erbrachten Bauleistungen mit 38 vH noch deutlich niedriger als in Westdeutschland
(57 vH).

Die Lage im Baugewerbe ist durch die weiterhin expansiv zunehmende Nachfrage gekennzeichnet.
Die Auftragsbestände im Bauhauptgewerbe stiegen im Verlauf des Jahres 1994 in allen Sparten weiter
an. Besonders profitierte der Wohnungsbau (Tabelle 32).

Tabelle 32 - Auftragsbestände im Bauhauptgewerbe Ostdeutschlands nach Bausparten 1991-1994

Bauhauptgewerbe insgesamt (Mill. DM)
Veränderung gegenüber Vorjahr, nominal (vH)
Veränderung gegenüber Vorjahr, real (vH)
nach Baubereichen:
Wohnungsbau (Mill. DM)

Veränderung gegenüber Vorjahr, nominal (vH)
Veränderung gegenüber Vorjahr, real (vH)

Wirtschaftsbau (Mill. DM)
Veränderung gegenüber Vorjahr, nominal (vH)
Veränderung gegenüber Vorjahr, real (vH)

Öffentlicher B au (Mill. DM)
Veränderung gegenüber Vorjahr, nominal (vH)
Veränderung gegenüber Vorjahr, real (vH)

1991

6937

1044

2 642

3 250

•

1992

10 641
53,4
42,7

1646
57,6
45,2

4 591
73,7
60,8

4404
35,5
27,4

1993

. 14 675
37,9
33,0

3 466
110,6
100,4
5 981

30,3
27,0

5 228
18,7
16,1

1994

18 185
23,9

5 091
46,9

7 437
24,3

5 657
8,2

Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des IWH.

Die Struktur der Baugenehmigungen nach Wohngebäuden und Nichtwohngebäuden beginnt sich in
Ostdeutschland stärker zugunsten der Wohngebäude zu verschieben (nach Angaben des Statistischen
Bundesamtes entfielen 1993 auf Wohngebäude 42,2 vH der Baugenehmigungen, 1994 waren es schon
50,2 vH). Die Baugenehmigungen erstrecken sich sowohl im Wohnungsbau als auch im Nichtwoh-
nungsbau zu 80 bis 90 vH auf neue Gebäude. Die in Mehrfamilienhäusern genehmigten Eigentumswoh-
nungen dienen fast ausschließlich der Kapitalanlage; sie wurden überwiegend an westliche Kapitalan-
leger erteilt.

Die Baugenehmigungen für Nichtwohngebäude erstreckten sich 1994 zu fast 60 vH auf Handels- und
Lagergebäude (30,3 vH) sowie Büro- und Verwaltungsgebäude (27,5 vH) — dieser hohe Anteil ist
sicherlich auch eine Folge der hohen Anreize aus dem Fördergebietsgesetz. 12,9 vH der Baugenehmi-
gungen entfielen auf Fabrik-und Werkstattgebäude.

Das Volumen der im Jahr 1994 gemeldeten Fertigstellungen im Wohn- und Nichtwohnbau wird auf
32,6 Mrd. DM veranschlagt. Diese Größe liegt deutlich unter dem Volumen der erteilten Baugenehmi-
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gungen. Selbst wenn man unterstellt, daß nicht alle genehmigten Bauten in nächster Zeit zur Ausführung
gelangen, ist dies ein deutlicher Hinweis auf eine anhaltende, dynamische Bautätigkeit.

b. Umstrukturierung in der Bauwirtschaft

Die Umstrukturierung des ostdeutschen Baugewerbes ist gut vorangekommen, aber längst noch nicht
abgeschlossen. Die Zahl der Betriebe erhöhte sich deutlich. Im Bauhauptgewerbe verdoppelte sie sich
von fast 7 000 im Jahr 1991 auf fast 14 000 im Jahr 1994 (Tabelle 33). Besonders der Anteil mittel-
ständischer Untemehmen nahm zu (Schaubild 10). Gleichfalls erhöhte sich die Zahl der Beschäftigten
von 1991 bis 1994 um ein Drittel.

Tabelle 33 - Betriebe und Beschäftigte im Bauhauptgewerbe Ostdeutschlands 1991-1994a

Anzahl der Betriebe
Veränderung gegenüber dem Vorjahr (vH)

Anzahl der Beschäftigten
Veränderung gegenüber dem Vorjahr (vH)

aJeweils Ende Juni.

1991 1992 1993 1994

6 995 8 743 11043 13 914
25,0 26,3 26,0

327 197 340 940 373 448 434 765
4,2 9,5 16,4

Quelle: Statistisches Bundesamt

Schaubild 10 - Struktur des Bestands an Betrieben nach Betriebsgrößenklassen in Ostdeutschland 1991-1994*
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Quelle: Statistisches Bundesamt
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Betriebe mit 20 und mehr Beschäftigten haben in Ostdeutschland ein wesentlich höheres Gewicht
(40,7 vH) als in Westdeutschland (17,2 vH). Dabei ist die Streuung zwischen den einzelnen Ländem
sehr groß. Insbesondere in Mecklenburg-Vorpommern und in Brandenburg ist der Anteil von Betrieben
mit mehr als 20 Beschäftigten sehr hoch.

Nach wie vor ist die Unternehmenslandschaft starken Veränderungen unterworfen. Das kommt darin
zum Ausdruck, daß das Verhältnis von Neugründungen zu Abgängen 1994 im Bauhauptgewerbe bei
3,8 zu 1 lag. Die hohe Gründungsintensität ist oft eine Folge der Ausgliederung gewerkespezifischer
Abteilungen von Großbetrieben. Die daraus resultierende Spezialisierung der Betriebe hat die Ge-
werkestruktur bereits erkennbar verändert So ist der Anteil der Hoch- und Tiefbaubetriebe ohne aus-
geprägten Produktionsschwerpunkt an den Betrieben des Bauhauptgewerbes wesentlich geschrumpft,
während der Anteil der spezialisierten Untemehmen des Hoch- und Spezialbaus erheblich zugenommen
hat (Tabelle 34).

Tabelle 34 - Betriebe im ostdeutschen Bauhauptgewerbe nach Gewerken 1991-1994

Hoch- und Tiefbau ohne ausgeprägte Schwer-
punkte
Hochbau (ohne Fertigteilbau)
Fertigteilbau im Hochbau
Tiefbau (ohne Straßenbau)
Straßenbau
Gerüstbau, Fassadenreinigung
Spezialbau
Stukkateurgewerbe, Gipserei, Verputzerei
Zimmerei, Ingenieurholzbau
Dackdeckerei
Insgesamt

1991

Anzahl

1979
1492

63
714
337
136
448
87

357
1382
6 995

vH

28
21

1
10
5
2
6
1
5

20
100

1992

Anzahl

2 405
1975

71
940
434
191
634
123
431

1539
8743

vH

28
23

1
11
5
2
7
1
5

18
100

1993

Anzahl

2724
2 543

102
1341

561
283

1002
198
510

1779
11043

vH

25
23

1
12
5
3
9
2
5

16
100

1994

Anzahl

3 089
3 431

138
1739

698
377

1478
310
627

2027
13 914

vH

22
25

1
12
5
3

11
2
5

15
100

Quelle: Statistisches Bundesamt.

Mit der Umstrukturierung der Bauuntemehmen vollzog sich auch eine deutliche Veränderung in der
Zusammensetzung des Personalbestands zugunsten des gewerblichen Personals, das 1994 einen Anteil
von 85 vH der Zahl aller Beschäftigten erreichte. In einigen Berufen, wie bei Polieren und technischen
Angestellten, gibt es einen deutlichen Facharbeitermangel.

Innerhalb des Bauhauptgewerbes konnten die Handwerksbetriebe ihre Position ausbauen. Nach Aus-
sage des Zentralverbandes des deutschen Baugewerbes sind dort inzwischen mehr als drei Viertel aller
Betriebe und annähernd zwei Drittel der Beschäftigten dem Handwerk zuzurechnea Bemerkenswert ist,
daß die Handwerksbetriebe rund zwei Drittel der gewerblichen Lehrlinge des Baugewerbes ausbilden.
Der Anteil der gewerblichen Lehrlinge am Personalbestand des ostdeutschen Baugewerbes liegt bei
7 vH und damit deutlich höher als in Westdeutschland (4 vH).

Über das Ausbaugewerbe liegen nur spärliche Informationen vor, weil die Abschneidegrenze bei Be-
trieben mit weniger als 10 Beschäftigten in den jährlichen Totalerhebungen die Masse der Kleinbetriebe
unberücksichtigt läßt. Die außerordentlich hohen Zuwachsraten der Umsätze im Ausbaubereich lassen
jedoch den Schluß zu, daß Kleinbetriebe an dieser Entwicklung mindestens in gleichem Umfang partizi-
pieren. Die Zahl der Beschäftigten und die Zahl der Betriebsneugründungen dürften gerade im Bereich
kleinerer Handwerksbetriebe erheblich zugenommen haben (vgl. auch Abschnitt II.5).

Die Investitionsneigung der ostdeutschen Bauuntemehmen ist beachtlich. Die Investitionen je Be-
schäftigten im Bauhauptgewerbe lagen 1991 und 1992 deutlich höher als in Westdeutschland. Auch in
letzter Zeit hielt die rege Investitionstätigkeit an. Befragungen des IWH lassen erkennen, daß besonders
bei Ausbauuntemehmen—und hier vor allem bei den kleinen Unternehmen mit weniger als 20 Beschäf-
tigten — im Sog der wachsenden Wohnungsmodemisierung die Investitionsaktivitäten weiter zugenom-
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men haben. Dennoch hat das ostdeutsche Baugewerbe weiterhin einen deutlichen Abstand in der maschi-
nentechnischen Ausstattung der Betriebe gegenüber dem Baugewerbe Westdeutschlands (Tabelle 35).
Dies dürfte auch eine Ursache für den noch bestehenden Produktivitätsrückstand sein.

Tabelle 35 - Ausstattung der Betriebe des Bauhauptgewerbes in Ostdeutschland mit Maschinen und Geräten 1993 und
1994 (Anzahl pro 1 000 Beschäftigte)

Betonmischer
Turmkrane
Bauaufzüge
Mörteltorder- und Verputzgeräte
Transporter
Ladegeräte
Stahlrohrgerüstea

Grabenverbaua

akg pro 1 000 Beschäftigte.

Ostdeutschland

1993 1994

Nachrichtlich:
Westdeutschland

1994

64 59 85
6 8 32

27 27 30
11 12 19
73 85 88
28 31 45

326 396 505
38 58 77

Quelle: Statistisches Bundesamt.

Der Rationalisierung und der Spezialisierung ist es maßgeblich zuzuschreiben, daß die Produktivität
im ostdeutschen Baugewerbe, gemessen am Umsatz pro geleistete Arbeitsstunde, kontinuierlich gestei-
gert werden konnte. Lag die Produktivität 1991 noch bei etwa 55 vH des Niveaus der alten Länder, so
erreichte sie in Preisen von 1991 im Jahr 1994 gut 70 vH.48 Der Tiefbaubereich hat dabei die größten
Fortschritte erzielt. Im Straßenbau entsprach das Produktivitätsniveau bereits 1993 annähernd dem
westdeutschen Niveau. Im Tiefbau lag es 1994 bei real 82 vH, im Hochbau hingegen erst bei 69 vH
(Tabelle 36).

Tabelle 36 - Entwicklung des baugewerblichen Umsatzes pro geleistete Arbeitsstunde im ostdeutschen Baugewerbea

1991-1994 (Westdeutschland =100)

Bauhauptgewerbe
Nach Baubereichen

Wohnungsbau
Gewerblicher und Industrieller Bau
öffentlicher Bau und Verkehrswesen

Nach Produzentengruppen
Hochbau
Tiefbau
darunter: öffentlicher Straßenbau

Ausbaugewerbe
aIn Preisen von 1991. — bGeschätzt.

1991

55°

55"

1992

61

62
51
67

56
70
84
61

1993

68

62
60
75

63
77
96
69

1994

73

68
66
82

69
82
95
71

Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des IWH.

Die wirtschaftliche Situation der Bauuntemehmen ist offenbar sehr unterschiedlich. Als ein Maßstab
dafür kann das Verhältnis von Gesamtkosten zur Gesamtleistung, gemessen an Bruttoproduktionswert
oder Gesamtumsatz, dienea49 Die Ergebnisse der Kostenstrukturerhebung für die Jahre 1991 und 1992
deuten darauf hin, daß vor allem kleine und mittlere Untemehmen sowohl im Ausbau- als auch im Bau-
hauptgewerbe eine relativ günstige Kosten- und Ertragslage erreicht haben. Bei Unternehmen mit weni-
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ger als 200 Beschäftigten lagen die Gesamtkosten der Produktion deutlich unter dem Bruttoproduktions-
wert (Tabelle A12). Dagegen wiesen die Unternehmen mit 200 bzw. 500 und mehr Beschäftigten im
Bauhauptgewerbe einen Verlust von 3 bzw. 10 DM und im Ausbaugewerbe von knapp 1 DM aus, je-
weils bezogen auf 100 DM Bruttoproduktion. Die negativen Erträge mögen allerdings auch zum Teil
dadurch bedingt sein, daß die größeren Untemehmen im höheren Maße Sonderabschreibungsmöglich-
keiten nutzen können als kleinere.

Im Jahr 1994, für das noch keine amtlichen Erhebungsdaten vorliegen, hat sich entsprechend einer
Unternehmensbefragung des IWH die relativ günstige Entwicklung bei den kleinen und mittleren Unter-
nehmen fortgesetzt. Die Untemehmen mit weniger als 250 Beschäftigten heben sich mit einem positiven
Ertrags-Kosten-Saldo wiederum signifikant von den Großuntemehmen ab. Auf 100 DM Gesamtumsatz
erzielten kleine und mittlere Untemehmen einen Überschuß von 3,40 DM, während die Großunter-
nehmen durchschnittlich 8 DM Verlust auswiesen (Schaubild II) .5 0

Schaubild 11 - Zur Erlös-Kosten-Relation im Baugewerbe Ostdeutschlands nach Betriebsgrößengruppen 1994

Gesamtkosten in Relation zum Gesamtumsatz
(Gesamtumsatz = 100)

Gewinne und Verluste
(in vH der Untemehmen)

96,6 96,6
107,9

43
31

1 bis 19 20 bis 24 250 und mehr 1 bis 19 20 bis 249 250 und mehr

Gewinn Q kostendeckend B Verlust

Quelle: Befragungen des IWH.

Darüber hinaus bestätigt die Selbsteinschätzung der Ertragslage durch die Unternehmen dieses Bild.
Danach haben 1994 etwa 60 vH der kleinen und 50 vH der mittleren Unternehmen mit Gewinn produ-
ziert, jedoch nur 43 vH der größeren Unternehmen. Bei den mittelgroßen Untemehmen trifft dies immer-
hin noch für 17 vH zu, während laut Umfrage nur 6 vH der kleinen Untemehmen durch Verluste be-
droht sind.

Die Ertragslage hat sich vor allem im Ausbaugewerbe deutlich verbessert (Tabelle 37). Der Anteil
der mit Verlust arbeitenden Betriebe lag 1994 nur noch bei 8 vH (1993: 15 vH). Im Bauhauptgewerbe
arbeiteten dagegen noch 20 vH mit Verlusten (1993: 21 vH). Diese Tatsache dürfte vor allem auf den
im Vergleich zum Ausbaugewerbe deutlich stärkeren Wettbewerbsdruck zurückzuführen sein.

Tabelle 37 - Unternehmen im ostdeutschen Baugewerbe nach ihrer Ertragslage41993 und 1994

Bauhauptgewerbe
Ausbaugewerbe
aSelbsteinschätzung durch die

Von 100 Unternehmen arbeiteten

mit Gewinn

1993 1994

kostendeckend

1993 1994

51 51 28 29
57 53 28 39

beteiligten Unternehmen.

mit Verlust

1993 1994
21 20
15 8

Quelle: Befragungen des IWH.
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Starker Wettbewerbsdruck im Bauhauptgewerbe zeigt sich in verschiedener Hinsicht. So ging 1994
ein erheblicher Teil des Auftragsvolumens, fast 20 vH, an Unternehmen mit Sitz außerhalb der neuen
Bundesländer, im Wirtschaftsbau einschließlich Bahn und Post waren es sogar 30 vH des Auftrags-
volumens. Ein weiteres Indiz für die schwache Position ostdeutscher Untemehmen ist die hohe Zahl von
Konkursen. Bezogen auf je 1 000 Unternehmen, war 1994 die Zahl der Insolvenzen fast doppelt so
hoch wie in Westdeutschland; die Insolvenzquote ist von 1991 bis 1994 um das 13fache gestiegen (Ta-
belle 38).

Die Insolvenzen konzentrieren sich auf Betriebe des Bauhauptgewerbes und darunter auf die soge-
nannte Bauindustrie. Diese Betriebe sind am stärksten dem überregionalen Wettbewerb ausgesetzt. Da-
gegen waren die knapp 30 000 Handwerksbetriebe 1994 nur mit einem Sechstel an den Insolvenzen be-
teiligt

In diesem Jahr muß mit einem weiteren Anstieg der Konkurse gerechnet werden. Es deutet sich an,
daß auch immer mehr größere Betriebe zahlungsunfähig werden. Diese Betriebe müssen nun dafür Tri-
but zollen, daß sie nicht mit genügend Nachdruck umstrukturiert haben oder daß alle Bemühungen er-
folglos geblieben sind.

Zahlreiche Bauunternehmer in den neuen Bundesländern klagen darüber, daß sie von ausländischen
„Billiganbietem" aus dem Markt gedrängt werden. Für eigenkapitalschwache, junge Untemehmen ist
dies in der Tat ein ernstzunehmendes Problem, das aber in einer offenen Marktwirtschaft zur Normalität
gehört. Den Wettbewerb mit überregionalen Anbietern können die Untemehmen nur durch strenge Ko-
stendisziplin, hohe Qualität, Termintreue und ein am Markt ausgerichtetes Leistungsangebot bestehen.
Auch beschert die schlechte Zahlungsmoral der Kunden vielen Untemehmen große Liquiditätsprobleme.
Drei Viertel der vom IWH befragten Untemehmen des Bauhauptgewerbes und annähernd zwei Drittel
der Ausbauunternehmen fühlen sich dadurch in ihren Geschäftsaktivitäten beeinträchtigt. Nicht selten
werden auch mangelnde Erfahrung in der Vertragsgestaltung als Grund für Zahlungsverzögerungen an-
gegeben.

Ein Teil der Schwierigkeiten liegt aber auch auf einem anderen Gebiet: Es gibt noch immer Nach-
holbedarf bei der Spezialisierang der Bauproduktion, bei der Material- und Bausteilenversorgung sowie
auch im Personal-, Kosten-, Finanz- und Vertragsmanagement. Im Personalbereich fehlen vor allem
qualifizierte Poliere, Meister und Vorarbeiter. Gerade solche Fachkräfte sind unentbehrlich, um ein hin-
reichendes Produktivitätsniveau zu erreichea

Sorge bereiten die stark steigenden Personalkosten. Diese haben sich ebenso wie die Materialkosten
und die Kosten für die Fremdleistungen dem westdeutschen Niveau angepaßt.

Tabelle 38 - Insolvenzen im Baugewerbe Ostdeutschlands 1991-1994

Insgesamt
Bauhauptgewerbe
Ausbaugewerbe
Bauindustrie
Bauhandwerk
Nachrichtlich:
Insolvenzquote8 im Bauhaupt-
gewerbe in...

Ostdeutschland
Westdeutschland

1991

27
26

1
21
6

4
18

1992 1993

Anzahl

122 461
97 335
25 126

102 378
20 83

11 30
20 23

1994

1027
720
307
866
161

52
28

1991-1994

Anzahl

1637
1178

459
1367

270

29
22

aInsolvenzen je 1 000 Untemehmen; Werte aufgerundet — x = keine sinnvolle Angabe möglich.

vH
100,0
72,0
28,0
83,5
16,5

X

X

Quelle: Befragungen des IWH.
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c. Ausblick

Die positive Entwicklung in der ostdeutschen Bauwirtschaft wird sich fortsetzen. Dafür sprechen be-
sonders die hohen Investitionen im Untemehmensbereich, der rasche Ausbau der Infrastruktur sowie die
kräftige Förderung im Wohnungsbau.

Die Bautätigkeit wird immer stärker durch den Wohnungsbau getragen. Neubau und Modernisierung
könnten 1995 gegenüber 1994 um 25 vH zunehmen (1996: 17,5 vH) (Tabelle 30). Dabei wird die staat-
liche Förderung eine wichtige Rolle spielen. Starke Impulse gehen von den bis Ende 1996 geltenden Re-
gelungen des Fördergebietsgesetzes für Mietwohnungen aus. Allerdings wird die Investitionsbereitschaft
im Wohnungsbau durch die niedrigeren Einkommen, die geringeren Ersparnisse der ostdeutschen Bevöl-
kerung und durch die Arbeitslosigkeit geschwächt (vgl. auch Abschnitt II.9).

Im öffentlichen Bau und Wirtschaftsbau werden die hohen Wachstumsraten der letzten Jahre wohl
nicht erreicht. Viel wird hier davon abhängen, wieviel die Kommunen investieren und ob die privatisier-
ten Untemehmen die gegenüber der Treuhandanstalt gegebenen Investitionszusagen einhalten. Unter
günstigen Voraussetzungen könnten die öffentlichen Bauinvestitionen 1995 um 8 vH (1996: 3 vH) und
die Investitionen im Wirtschaftsbau um 9,5 vH (1996: 7 vH) steigen. Insgesamt dürften die Bauinvesti-
tionen in den neuen Bundesländern 1995 um rund 15 vH und 1996 nochmals um 10 vH zulegea Die
Bauwirtschaft wird somit noch einige Jahre Motor für den Aufschwung in Ostdeutschland bleiben. In
ihrem Schlepptau werden auch andere Branchen wie die Steine- und Erdenindustrie, die Zementindu-
strie, die Hersteilung von Kunststoffwaren, die Holzbearbeitung und der Stahlbau kräftig expandieren.

5. Handwerk: Expansive Entwicklung durch günstige Nachfragebedingungen

a. Bisherige Entwicklung

Das ostdeutsche Handwerk ist insgesamt gesehen im Anpassungsprozeß schon weit vorangekommen.
Eine Reihe günstiger Nachfragefaktoren, insbesondere die lebhafte Baukonjunktur, erleichtern den
Übergang in die Marktwirtschaft. Auch kam es vielen Betrieben entgegen, daß sie zumeist nur in ge-
ringem Maße mit Konkurrenz aus dem Westen konfrontiert waren. Von Ende 1989 bis Ende 1994 nahm
die Zahl der Betriebe (einschließlich derjenigen im handwerksähnlichen Gewerbe) um rund 61 000 zu.
Ende 1994 waren rund 128 500 Handwerksbetriebe bei den Handwerkskammern registriert; die Zahl
der handwerksähnlichen Gewerbe dürfte bei 18 000 gelegen haben. Mit 94 Handwerksbetrieben je
10 000 Einwohner wurde die Betriebsdichte Westdeutschlands (98) annähernd erreicht (Tabelle 39). Die
Zahl der Beschäftigten erhöhte sich im gleichen Zeitraum von rund 450 000 um über 700 000 auf rund
1,2 Millionen.51 Das Handwerk ist also einer der größten Arbeitgeber in Ostdeutschland. Mit 8 Be-
schäftigten entspricht die durchschnittliche Betriebsgröße mittlerweile der in Westdeutschland. Der Um-
satz wurde kontinuierlich ausgeweitet, zuletzt (1994 gegenüber 1993) um etwa 15 vH (Tabelle 40).

Tabelle 39 - Betriebsdichte3 in Ostdeutschland und Westdeutschland 1989 und 1994

1989 1994b 1989 1994°

52 94 Westdeutschland 97 98Ostdeutschland

Handwerksbetriebe (einschließlich handwerksähnlicher Gewerbe) je 10 000 Einwohner. — "Einwohnerzahl: Stand 30.
September 1994.

Quelle: Statistisches Amt der DDR; Statistisches Bundesamt; Zentralverband des Deutschen Handwerks; Berechnungen des
IWH.
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Tabelle 40 - Entwicklung des ostdeutschen Handwerks 1989-1994

1989a 1992 1993 1994

Betriebe" (Anzahl)
Beschäftigte0 (Tsd.)
Umsatz, nominal0 (Mrd. DM)

85 390 131437 138 491 146245
450 850 1020 1 170

70 80 90
aDaten nach DDR-Systematik, daher mit den Folgejahren nur eingeschränkt vergleichbar. Nach der Umschlüsselung und
Abgrenzung auf die gültige Handwerksordnung, die vom Statistischen Bundesamt in Abstimmung mit den Statistischen
Landesämtern der neuen Länder und Berlin nachträglich durchgeführt worden ist, rund 80 000 Vollhandwerksbetriebe. —
"Einschließlich handwerksähnlicher Gewerbe. — cGrobe Schätzgrößen; Umsatz ohne handwerksähnlichem Gewerbe.

Quelle: Statistisches Amt der DDR; Statistisches Bundesamt; Zentralverband des Deutschen Handwerks.

Der transformationsbedingte Strukturwandel ist inzwischen weitgehend abgeschlossen. Die Bran-
chenstruktur der Betriebe hat sich an die des westdeutschen Handwerks angenähert. Die technische Aus-
stattung der Betriebe konnte erheblich verbessert werden. Damit gelang es, die Produktivitätslücke zu
den westdeutschen Betrieben im Schnitt auf knapp ein Viertel zu verringern.

Der Anpassungsprozeß verläuft jedoch längst nicht gleichförmig und für alle Handwerkszweige glei-
chermaßen vorteilhaft ab. Einer großen Zahl von Betrieben, denen die Anpassung an die marktwirt-
schaftlichen Bedingungen relativ problemlos gelungen ist, steht ebenso eine nicht geringe Zahl von Be-
trieben gegenüber, die mit der Umstellung nicht oder nur schwer fertig geworden sind. Dabei spielen die
Spezifika der Gewerbe, die Eigentumsverhältnisse, das regionale Umfeld sowie Erfahrungen und Alter
der Betriebsinhaber eine maßgebliche Rolle.

Die großen Fortschritte, die das Handwerk insgesamt bisher erreicht hat, können mehreren Faktoren
zugeschrieben werden:

- Zum einen besaßen die in der DDR noch verbliebenen rund 83 000 privaten Handwerksbetriebe
durch ihre auf 10 Personen begrenzte Betriebsgröße und durch das mehr oder minder ausgeprägte un-
ternehmerische Handeln der Inhaber und ihrer Beschäftigten vergleichsweise günstige Voraussetzun-
gen für das Weiterkommen unter marktwirtschaftlichen Verhältnissen.

- Zum arideren werden große Teile des Handwerks durch die Nachfrageentwicklung begünstigt Als
Folge der dynamischen Entwicklung der privaten und öffentlichen Bauinvestitionen in Ostdeutschland
hat sich das Bau- und Ausbauhandwerk kräftig entwickeln können. Das Kraftfahrzeughandwerk
konnte von der hohen Nachfrage nach Neu- und Gebrauchtwagen profitieren. Ahnlich wie das Bau-
und Ausbauhandwerk zählt es zu den Handwerken, die am meisten investiert haben. Auch anderen
Handwerken kam der große Nachholbedarf zugute. So konnte das Installationshandwerk durch die
Umstellung der Gasversorgung und die Umrüstung der Heizungsanlagen hohe Aufträge verbuchen.

Aufgrund dieser Bedingungen und vielfältiger Förderhilfen konnte sich die Lage in vielen — wenn
auch nicht in allen — Gewerken rasch konsolidieren und in nachfragebegünstigten Branchen sogar noch
verbessern. So hat sich die Zahl der Handwerksbetriebe im Bau- und Ausbaugewerbe sowie im Elektro-
und Metallhandwerk bereits bis Ende 1992 nahezu verdoppelt (Tabelle 41). Dagegen haben Nachfrage-
einbrüche das gesamte Bekleidungs-, Textil- und Lederhandwerk stark schrumpfen lassen. Ende 1994
bestanden hier noch knapp 6 000 Vollhandwerksbetriebe, etwa halb so viele wie 1989.

Nach der Statistik der Gewerbeanzeigen52 wurde 1990 etwa jedes 7. und in den darauf folgenden Jah-
ren etwa jedes 9. Gewerbe in Ostdeutschland im Handwerk angemeldet (Tabelle 42). Neben der großen
Zahl von Existenzgründungen aus dem Handwerk selbst, darunter viele von Frauen,53 entstanden zahl-
reiche neue Handwerksbetriebe aus der Ausgründung von Betriebsteilen der ehemaligen Kombinate der
Industrie, des Baugewerbes und des Dienstleistungsbereichs. Darüber hinaus eröffnete die befristete
Aussetzung der Bestimmungen der Handwerksordnung vielen Personen, die über ausreichende Erfah-
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Tabelle 41 - Handwerksbetriebe4 in Ostdeutschland nach Gewerbegruppen 1989-1994b

Bau und Ausbau
Elektro und Metall
Holz
Bekleidung, Textil und Leder
Nahrungsmittel
Gesundheit und Reinigung
Glas, Papier und Sonstige
Insgesamt**

1989°

12 736
26 744

9 974
11565
8 117
5 888
4 863

79 887
(85 390)

1992 1993

Anzahl

24 499
50 980

9 340
6 587
9 332

10 879
5 323

116 940
(131 437)

27 244
54 299

9 668
6 316
9 301

11680
5 188

123 696
(138 491)

1994

29 499
56 577

9 773
5 959
9 156

12 318
5 174

128 456
(146 245)

1992/1989 1993/1992 1994/1993

Veränderung (vH)

92,4
90.6
-6,4

-43,0
15,0
84,8

9,5
46,4

(53,9)
aAus Vergleichbarkeitsgründen ohne handwerksähnlichem Gewerbe. — ''Jeweils Jahresende
DDR-Systematik. — dIn Klammem: einschließlich handwerksähnlicher Gewerbe.

11.2
6,5
3,5

-4,1
-0,3

7,4
-2,5

5,8
(5,4)

8,3
4,2
1,1

-5,7
-1,6

5,5
-0,3

3,8
(5,6)

. — ^ a h l der Betriebe nach

Quelle: Statistisches Bundesamt; Zentralverband des Deutschen Handwerks; Berechnungen des IWH.

Tabelle 42 - Gewerbeanzeigen im Handwerk in Ostdeutschland 1990-1994

Anzahl der Anmeldungen
Anzahl der Abmeldungen
Anzahl der Nettozugänge
Anteil der Anmeldungen im Handwerk an allen Gewerbe-
anmeldungen (vH)

1990

38 190
6 843

31347

13,6

1991

27 207
12 109
15 098

9.3

1992

22 304
11011
11293

10,4

1993

20 630
11351
9 279

10,9

1994

19 838
12 573
7 265

11,6

Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des IWH.

rungen und Abschlüsse (z.B. als Meister der volkseigenen Industrie) verfügten, die Möglichkeit, einen
Handwerksbetrieb zu gründen. Inzwischen hat sich das Wachstum des Betriebsbestands merklich ver-
langsamt: 1993 und 1994 nahm die Zahl der Betriebe nur noch um jeweils 5 vH zu, wobei ein Teil der
Zuwächse aus der Aufnahme neuer Gewerbe in das Verzeichnis handwerksähnlicher Gewerbe resul-
tierte. Ein wesentlicher Grund dafür besteht zweifellos darin, daß inzwischen ein hohes Versorgungs-
niveau mit Handwerksleistungen erreicht worden ist.

Daten des Betriebsbestands nach Ländern zeigen, daß die Zahl der Handwerksbetriebe in wirtschaft-
lich schwächeren Räumen wesentlich kräftiger zugenommen hat als in entwickelten Regionea So hat
sich der Betriebsbestand in Mecklenburg-Vorpommern von Ende 1989 bis Ende 1994 mehr als ver-
doppelt, in Sachsen indes lediglich um die Hälfte ausgedehnt.

Ein Merkmal des Anpassungsprozesses ist, daß er mit einer hohen Fluktuation beim Betriebsbestand
einhergeht (Tabelle 43). Die große Zahl der Abgänge spiegelt den tiefgreifenden Strukturwandel wider,
der sich im ostdeutschen Handwerk vollzieht Viele Handwerksberufe, die in der DDR eine Existenz
hatten, wie Drechsler, Korbmacher, Böttcher, Scherenschleifer und Schirmmacher, standen nach der
Wende plötzlich vor dem „Aus". Die Zahl dieser Betriebe ist — trotz vielfältiger Überlebensbemühun-
gen, z.B. durch Präsenz auf Wochenmärkten— stark rückläufig. Einige Handwerke drohen in den
nächsten Jahren ganz auszusterben. Aufgrund des Zusammenbruchs der Industrie hatten es vor allem
jene Handwerksbetriebe schwer, die früher als Zulieferer für Industriebetriebe fungierten (z.B. Maschi-
nenbauer und Werkzeugmacher). Im Zuge des sich verbreiternden Aufschwungs im Verarbeitenden Ge-
werbe hat sich deren Lage seit 1993 wieder etwas aufgehellt. Wachsende Probleme bereitet dem Hand-
werk jedoch die Konkurrenz der großen Verbraucherzentren (z.B. Lebensmittel- und Baumärkte) auf der
„grünen Wiese". Dies hat vor allem das Lebensmittelhandwerk zu spüren bekommen. Im Verein mit zu-
nehmenden Filialisierungstendenzen geht deshalb die Betriebszahl, vor allem bei Bäckern und Flei-
schern, weiter zurück.
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Tabelle 43 - Zu- und Abgänge von Handwerksbetrieben im Kammerbezirk Halle (Saale) 199(M994a

1990 1991 1992 1993 1994

Anzahl der Zugänge 4 514(3 470) 3197(2 838) 2 540(2 257) 1710(1436) 2 099(1522)
Anzahl der Abgänge 887 (686) 1508(1163) 1149 (907) 926 (766) 1347(1069)
Saldo 3 627(2 784) 1689(1675) 1391(1350) 784 (670) 752 (453)
Abgänge in vH der Zugänge 19,6 (19,8) 47,2 (41,0) 45,1 (40,2) 54,2 (53,3) 64,2 (70,2)
aIn Klammern: Vollhandwerksbetriebe.

Quelle: Handwerkskammer Halle (Saale).

Für den gesamten Anpassungsprozess ist eine sehr differenzierte Entwicklung der Betriebe gleicher
Gewerke charakteristisch, was Hinweise auf die sehr unterschiedlichen Fähigkeiten der Betriebsinhaber
und Geschäftsführungen gibt. So gehörten — nach einer Untersuchung der Handwerkskammer Potsdam
im Jahr 1992 — Maurer, Kraftfahrzeugmechaniker und Elektroinstallateure zu den Gewerken mit den
höchsten Zugängen als auch zu denen mit den höchsten Abgängen. Bis zu einem Drittel der neu gegrün-
deten Betriebe scheiterte bereits in der Gründungsphase.

Die Branchenstruktur des ostdeutschen Handwerks hat sich in bemerkenswertem Tempo an die des
westdeutschen angeglichen (Tabelle 44). So sind, ähnlich wie in Westdeutschland, rund ein Viertel aller
ostdeutschen Handwerksbetriebe im Bau- und Ausbaugewerbe sowie 8 vH im Holzgewerbe tätig. Die
umfangreichen Investitionen in die Modernisierung und in die Instandsetzung der Wohnungen (z.B. der
Heizungen, der Bäder und der Küchen) haben mit zu dem höheren Gewicht der Betriebe in den Berei-
chen Zentralheizungs- und Lüftungsbau, Elektroinstallation und Klempnerei geführt. Im Elektro- und
Metallgewerbe ist der Anteil des ostdeutschen Handwerks deutlich höher, im Gesundheits- und Körper-
pflegegewerbe sowie im chemischen und im Reinigungsgewerbe dagegen geringer als in Westdeutsch-
land.

Tabelle 44 — Gewerbestruktur des Handwerks9 in Ostdeutschland und Westdeutschland nach Gewerbegruppen Ende 1994

Bau und Ausbau
Elektro und Metall
Holz
Bekleidung, Textil und Leder
Nahrungsmittel
Gesundheit und Reinigung
Glas, Papier und sonstige
Insgesamt

aEinschließlich handwerksähnlicher <

Ostdeutschland

Betriebsbe-
stand

Anzahl

35 726
57 288
11225
7 809
9 569

17 283
7 345

146 245

Sewerbe. — ^N

Struktur nachrichtlich:
Struktur 1989°

vH
24,4 15,9
39.2 33,5
7,7 12,5
5,3 14,5
6,6 10,1

11,8 7,4
5,0 6,1

100,0 100,0

Westdeutschland

Betriebsbe-
stand

Anzahl

166 214
209 411
49 865
43 731
54 818
97 907
21854

643 800

Struktur

vH
25,8
32,5
7,8
6,8
8,5

15,2
3,4

100,0

ur Handwerk gemäß Anlage A zur Handwerksordnung (Vollhand-
werk), Umschlüsselung auf die derzeit gültige Handwerksordnung.

Quelle: Statistisches Bundesamt; Zentralverband des Deutschen Handwerks; Berechnungen des IWH.

Im Jahr 1994 hat sich das Wachstums im ostdeutschen Handwerk insgesamt fortgesetzt, die Wachs-
tumsraten sind jedoch, nicht zuletzt aufgrund des erreichten Niveaus beim Betriebsbestand, bei der Be-
schäftigung und beim Umsatz, geringer ausgefallen als im Vorjahr. Auch die Investitionen sind nach
Angaben des Zentralverbandes des Deutschen Handwerks nicht mehr so hoch gewesen wie 1993.54 Dies
läßt vermuten, daß ein erheblicher Teil des Modemisierungsbedarfs abgedeckt werden konnte und die
Rückstände in der technischen Ausstattung der Betriebe gegenüber westdeutschen Handwerksbetrieben
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geringer geworden sind. Hinweise darauf finden sich in den Berichten einzelner Handwerkskammern. So
schätzt die Handwerkskammer Dresden, daß besonders in den letzten beiden Jahren die Modernisierung
und Rationalisierung vorangetrieben worden ist, vor allem in Bau- und Ausbaubetrieben, bei Kfz-Werk-
stätten, bei Druckerei-, Tischler- und Maschinenbaumechanikbetrieben, bei Bäckereien, Fleischereien
und Friseurgeschäften. Die Produktivität konnte somit weiter gesteigert werden. Im Ausbaugewerbe er-
reichten 1994 die meldepflichtigen ostdeutschen Betriebe (mit 20 und mehr Beschäftigten) 80 vH des
Umsatzes je Beschäftigten westdeutscher Betriebe. In vielen Handwerkszweigen, in denen nur eine rela-
tiv geringe technische Ausstattung notwendig ist (z.B. Gebäudereiniger, Uhrmacher und Friseure), wa-
ren die Produktivitätsrückstände meist gering und konnten bereits in den Anfangsjahren geschlossen
werden.

Die Bau- und Ausbauhandwerke waren auch im vergangenen Jahr weiterhin tonangebend. Sie be-
stimmten in Ostdeutschland stärker als in Westdeutschland die Handwerkskonjunktur. Während sich
das Kfz-Handwerk auf hohem Niveau stabilisierte, setzte sich der Abwärtstrend im Textil-, Beklei-
dungs- und Lederhandwerk fort. In den Metallhandwerken verbesserte sich die wirtschaftliche Lage nur
sehr wenig. Der Wettbewerb hat sich in fast allen Handwerkszweigen, besonders im Bausektor, weiter
verstärkt; die Zahl der Betriebsaufgaben aus wirtschaftlichen Gründen hat leicht zugenommea Im Be-
reich der Handwerkskammer Halle (Saale) stiegen sie beispielsweise 1994 um 6vH (348 von rund
14 000 Betrieben gegenüber 327 im Jahr 1993). Der Anteil der Betriebe, die aus wirtschaftlichen Grün-
den aufgaben, belief sich, gemessen an der Gesamtzahl der Löschungen 1994, auf knapp ein Drittel.
Personenbezogene Gründe wie Alter, Krankheit, Tod oder Umzug sowie andere Gründe wie Übergabe
oder Umwandlung der Betriebe waren ebenfalls zu je einem Drittel beteiligt.

Die Zahl der Insolvenzen im ostdeutschen Handwerk, die auf der Grundlage der Gesamtvoll-
streckungsordnung bei den zuständigen Kreisgerichten beantragt worden sind, hat sich von 43 im Jahr
1991 auf 266 im Jahr 1994 erhöht (Tabelle 45). Die Insolvenzquote stieg damit zwar deutlich an, sie
war aber deutlich niedriger als in Westdeutschland.

Nach den vorliegenden Einschätzungen des Zentralverbandes des Deutschen Handwerks sowie einzel-
ner Handwerkskammern zum Konjunkturverlauf im ersten Halbjahr 1995 (Ergebnisse des ersten Quar-
tals und Erwartungen für das zweite Quartal) kann davon ausgegangen werden, daß die insgesamt gün-
stige wirtschaftliche Entwicklung im ostdeutschen Handwerk andauert. Dabei setzt sich die Abschwä-
chung des Wachstumstempos fort. Auch die differenzierte Entwicklung innerhalb des Handwerks hält
an. Das Entwicklungsmuster ändert sich aber kaum.

Tabelle 45 - Insolvenzen im ostdeutschen Handwerka 1991-1994

1991 1992 1993 1994

Insolvenzen insgesamt
darunter

Verarbeitendes Gewerbe
Baugewerbe

Insolvenzquote" im Handwerk
Nachrichtlich: Westdeutschland

43 70 169 266

23 28 51 60
6 20 83 161
4 6 14 21
20 18 24 29

^hne handwerksähnlichem Gewerbe. —• "Zahl der Insolvenzen je 10 000 Handwerksbetriebe.

Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des IWH.

b. Entwicklungshemmnisse

Die Probleme für das Handwerk haben sich im Verlauf des Anpassungsprozesses gewandelt Während
in den ersten Jahren ungeklärte Eigentumsfragen sowie langwierige Planungs- und Genehmigungsver-
fahren große Bedeutung hatten, sind in letzter Zeit Liquiditäts- und Finanzierungsschwierigkeiten sowie
Managementprobleme in den Vordergrund getreten. Zwischen beiden besteht häufig ein Zusammenhang.
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Die finanzielle Lage vieler Betriebe ist angespannt. Die Gründe sind wachsende Kostenbelastungen
und ein sich verschärfender Wettbewerb. Angesichts der schwachen Eigenkapitalbasis sind nicht wenige
Betriebe gefährdet. In einer angespannten Liquiditätssituation befinden sich nach Einschätzung mehrerer
Handwerkskammern vor allem Betriebe des Bau- und Ausbaugewerbes. Die unzureichende Eigenmittel-
ausstattung behindere den Zugang zu Fremdkapital. Die Zahlungsmoral sei schlechter geworden,55 und
es gebe vermehrt Kundeninsolvenzen. Gerichtliche Schritte gegen Schuldner dauerten häufig zu lange.
Die schwache Eigenkapitalbasis erschwere zudem die Vorfinanzierung von Aufträgen, und die ange-
spannte Liquidität schränke die Teilnahme an Ausschreibungen umfangreicherer Losgrößen ein. Zwei-
fellos gebe es aber auch große Mängel bei der Betriebsführung. Eine Reihe von Kammern beurteilt die
Probleme in der Betriebsführung sogar als das derzeit größte Defizit im Handwerk. Nach Auffassung
der Handwerkskammer Halle (Saale) ist in den meisten Betrieben das Problembewußtsein zur Lösung
betriebswirtschaftlicher Fragen, wie zur Veränderung der Betriebsorganisation, der Entwicklung des
Marketing, der Qualifizierung der Betriebsabrechnung und des Auftragswesens, noch nicht genügend
ausgeprägt. Eine ungenügende Aussagefähigkeit betriebswirtschaftlicher Unterlagen, die den Banken
vorgelegt werden müssen, verzögere häufig die Gewährung von Krediten. Managementmängel sind of-
fenbar auch eine Ursache der Zunahme der Zahl der Insolvenzen. Sie resultieren möglicherweise daraus,
daß die Betriebe nur in geringem Maße Mittel für die Weiterbildung ihrer gewerblichen und kaufmänni-
schen Mitarbeiter einsetzen. Vergleiche der Handwerkskammer Potsdam mit Betrieben in anderen Re-
gionen der alten Bundesländer zeigen, daß vergleichsweise wenig Mitarbeiter zu Qualifizierungsmaß-
nahmen entsendet werden.

6. Handel: Großunternehmen geben den Ton an

Im Handel hat die Umstrukturierung am frühesten begonnen, und dort ist sie auch am schnellsten
vorangekommen. Bereits unmittelbar nach Öffnung der Grenzen überfluteten westliche Erzeugnisse die
ostdeutschen Märkte — angeboten zuerst von „fliegenden Händlern", nach und nach aber auch von den
Ladengeschäften der staatlichen Handelsorganisationen und der Konsumgenossenschaften. Zudem setzte
ein lebhafter Einkaufstourismus nach Westdeutschland ein. Schon vor der Bildung der Währungs-,
Wirtschafts- und Sozialunion war der Neuaufbau der Handelslandschaft in vollem Gange.

Von Beginn an nahmen die großen westdeutschen Handelsketten das Heft in die Hand. Häufig
wurden mit HO-Betrieben und Konsumgenossenschaften Bezugs-und Lieferverträge abgeschlossen.
Auf diese Weise bekamen sie einen großen Teil des ostdeutschen Handels schon vor der Privatisierung
unter ihren Einfluß. Die Folge war, daß das planwirtschaftliche Distributionssystem aus Einzelhandel,
Großhandel, Industrie und Dienstleistungsgewerbe rasch zusammenbrach. Das bekamen vor allem die
ostdeutschen Konsumgüterproduzenten zu spüren, deren Sortiment selbst dort aus dem Angebot ver-
schwand, wo es wettbewerbsfähig gewesen wäre.

a. Filialunternehmen dominieren die neue Handelslandschaft

Die Neuordnung des ostdeutschen Handels vollzog sich im wesentlichen auf zwei Ebenen: (1) durch die
Privatisierung von bestehenden Einrichtungen des staatlichen Handels und (2) durch Eröffnung neuer
Objekte, häufig auf der „grünen Wiese".

Im Einzelhandel ging die Privatisierung rasch vonstatten, im Großhandel zog sie sich dagegen über
einen längeren Zeitraum hin. Dabei war die Treuhandanstalt bestrebt, möglichst Käufer aus Ostdeutsch-
land zum Zuge kommen zu lassen, um dadurch die Basis für einen breiten Mittelstand zu schaffen. Auf
den ersten Blick sieht es so aus, als sei ihr das auch gelungen. Von den 8 500 Objekten des Einzel-
handels, die in der ersten Runde verkauft werden konnten — damals waren nur kleinere Ladengeschäfte
(bis 100 m2 Verkaufsfläche) im Angebot (Tabelle 46) —, gingen rund 90 vH an Personen mit Wohnsitz



Tabelle 46 - Privatisierung des staatlichen Einzelhandels in Ostdeutschland4

Quelle: ifo-Institut/Forschungsstelle für den Handel (FfH).
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Bestand an HO-Ladengeschäften am 31.12.1989
Schließungen bzw. Veräußerungen bis zur Gründung der GPH°
am 15.10.1990
Privatisierungen

1. Runde (26.11.-3.12.1990)
2. Runde (2.1.-21.1.1991)

Schließungen

Anzahl

22 000

5 800
10500
8 500
2000
5 700

aZahlen gerundet und teilweise geschätzt. — "Gesellschaft zur Privatisierung des Handels.

vH

100

26
48
39
9

26

in Ostdeutschland. In der zweiten Runde, in der rund 2 000 meistens größere Objekte einen Käufer
fanden, kamen Ostdeutsche immerhin in der Hälfte der Fälle zum Zuge. Die attraktiven großflächigen
Kaufhallen und Warenhäuser wurden aber ausschließlich an westdeutsche Handelskonzerne veräußert.
Die Treuhandanstalt hatte kaum eine andere Wahl. Aufgrund bestehender Vertragsbeziehungen waren
ihr weitgehend die Hände gebundea Auch befanden sich die meisten Häuser in schlechtem baulichem
Zustand, so daß nur kapitalstarke Investoren für ihre Sanierung in Frage kamea Auf diese Weise konn-
ten die westdeutschen Handelsketten rasch die Schlüsselpositionen besetzen. Einige konnten zudem aus
den sogenannten Paketverkäufen Vorteile ziehen, mit denen die Treuhandanstalt eine größere Zahl zu-
meist kleinerer Ladengeschäfte gebündelt veräußerte. Auch wenn das häufig mit der Auflage geschah,
diese an Dritte weiterzuveräußem, führte dies letztlich dazu, daß an manchen Standorten einzelne Groß-
untemehmen wie Rewe und Spar rasch eine marktbeherrschende Stellung erreichten.

Die Bemühungen der Treuhandanstalt, einen eigenständigen ostdeutschen Handel zu schaffen, sind
damit schon vom Ansatz her wenig erfolgversprechend gewesen. Inzwischen haben die westdeutschen
Handelsketten ihre Position durch den Bau großflächiger Einkaufszentren sowie Super- und Verbrau-
chermärkte weiter kräftig ausbauen können. Das läßt sich an der Verschiebung der Umsatzanteile ab-
lesen: Im Jahr 1991 entfielen auf westdeutsche Filialuntemehmen erst 29 vH aller Einzelhandelsumsätze
in Ostdeutschland, im Jahr 1992 bereits 40 vH und im Jahr 1994 sogar schon 49 vH. Entsprechend
sanken die Umsatzanteile ortsansässiger Unternehmen.

Bei der Eroberung des ostdeutschen Marktes verfolgten die westdeutschen Untemehmen im wesentli-
chen zwei Strategien: die des schnellen Markteintritts oder die der selektiven Standortwahl. Während es
einigen Konzernen darauf ankam, rasch hohe Marktanteile zu gewinnen, und sie zu diesem Zweck die
verfügbaren Objekte der HO-Handelsorganisation übernahmen, gingen andere behutsamer vor und er-
richteten neue Objekte an ausgesuchten Standorten. Inzwischen sind auch die „Schnellstarter", die an-
fangs oftmals recht wahllos Ladengeschäfte übernommen hatten, darum bemüht, sich besser zu positio-
nieren. So hat die Edeka-Gruppe, die derzeit in Ostdeutschland nach eigenen Angaben rund 1400 Ge-
schäfte betreibt, im letzten Jahr 200 Objekte neu eröffnet, aber auch 130 Objekte geschlossea Es wer-
den vor allem kleinere Ladenlokale (meistens mit weniger als 100 m2 Verkaufsfläche) aufgegeben.

Im Großhandel zeigten westdeutsche Unternehmen hingegen anfangs nur geringes Interesse an den
ostdeutschen Betrieben. Die großen Filialketten bauten statt dessen ihre eigenen Vertriebsketten aus. Sie
errichteten an verkehrsgünstigen Standorten rasch neue Logistikzentren, um von dort aus nicht nur ihre
eigenen Filialen, sondern auch eigenständige Einzelhändler zu bedienen. Die Treuhandanstalt hat die viel
zu großen Betriebe entflochten und zumeist in Teilen privatisiert — oder, wo ihr das nicht gelang, liqui-
diert. Häufig haben ehemalige Mitarbeiter ein Objekt erworben und sich selbständig gemacht. Sie
spielen in der ostdeutschen Großhandelslandschaft jedoch zumeist nur eine untergeordnete Rolle, sie
sind vor allem Nischenanbieter.

Es ist noch immer nicht möglich, die neuen Strukturen im Groß- und Einzelhandel Ostdeutschlands
mit hinreichender Genauigkeit abzubilden. Die verfügbaren Informationen sind nach wie vor lückenhaft
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und teilweise widersprüchlich. Man ist deshalb weiterhin auf Schätzungen angewiesen. Tiefgegliederte
Strukturzahlen wird erst die Handels- und Gaststättenzählung von Ende April 1993 liefern, die sich
noch in der Aufbereitung befindet

Zu den auffälligen Veränderungen in der ostdeutschen Handelslandschaft gehört die kräftige Zu-
nahme der Zahl der Unternehmen. Während es vor der Wende neben dem staatlichen und genossen-
schaftlichen Handel nur noch etwa 25 000 Selbständige gab, die privat oder in Kommission ein Han-
delsgeschäft betrieben, dürften es inzwischen reichlich 100 000 sein, darunter rund 85 000 im Einzel-
handel. Genaue Zahlen liegen darüber nicht vor. Bei dem Mikrozensus im Mai 1994 gaben (hochge-
rechnet) 109 000 Personen an, einer selbständigen Tätigkeit im Groß- und Einzelhandel oder in der
Handelsvermittlung nachzugehen; in ähnlicher Größenordnung liegen auch die Ergebnisse der Umsatz-
steuerstatistik für das Jahr 1992 (Tabelle 47).56

Tabelle 47 - Entwicklung der Zahl der Handelsunternehmen in Ostdeutschland 1990,1992 und

Insgesamt
Großhandel
Handelsvermittlung
Einzelhandel

Nachrichtlich:

Gewerbeanmeldungen0

Gewerbeabmeldungen0

aJeweüs April/Mai. — bUnt<
deutschland, ohne Ostberlin;.

Selbständige

nach Berufstätigen-
zählung

1990

44000
3000

300
38 000

1990

nach Mikrozensusa

1992

93 000
7 000
4000

82000

1992

1994

109000
7 000
6000

96 000

1994

1994

Nachrichtlich:
Untemehmen nach

Umsatzsteuerstatistik0

1992

101 300
12100
7 900

81300

136900 98 600 74100 x
12 500 62 200 59 300 x

»nehmen mit einem steuerbaren Jahresumsatz von 25 000 DM und mehr mit Sitz in Ost-
ahressummen. — Einschließlich Gastgewerbe. — x = keine sinnvolle Angabe möglich.

Quelle: Statistisches Bundesamt; Schätzungen des IfW.

Die Umsätze, die Handelsunternehmen in Ostdeutschland erzielen, lassen sich ebenfalls nur schätzen.
Sie dürften im Großhandel im Jahr 1994 bei 41 Mrd. DM und im Einzelhandel bei 122 Mrd. DM ge-
legen haben (Tabelle 48). Während der Einzelhandel mit einem Anteil von rund einem Siebtel am
gesamtdeutschen Einzelhandelsumsatz dort das Kaufkraftpotential praktisch ausschöpft, tut sich der
Großhandel schwer, eine angemessene Position im Markt zu finden: Untemehmen mit Sitz in Ost-
deutschland tragen bestenfalls ein Zwanzigstel zum gesamtdeutschen Großhandelsumsatz bei. Typische
Aufgaben des Großhandels wie Einkauf, Lagerhaltung und Transport wurden nach der Wende zum gro-
ßen Teil von den westdeutschen Filialuntemehmen übemommea die ihre Position inzwischen weiter
ausbauen konnten.

Tabelle 48 - Umsätze im Großhandel und Einzelhandel in Ostdeutschland 1991-1994

Großhandel
Einzelhandel
danmier:

Filialbetriebe westdeutscher Unternehmen

Mrd. DM

1991 | 1992 1993 1994

Nachrichtlich:
Anteil an Gesamtdeutschland

(vH)

1991 1994

46,9 41,8 40.8 41,1 4,6 4,1
106.0 109.8 112,6 122,0 11,7 13,4

24.4 42,8 51.8 59.8 . 27,4

Quelle: Statistisches Bundesamt; Schätzungen des IfW.



71

Die starke, mittlerweile beinah erdrückende Marktposition westdeutscher Großunternehmen läßt sich
an der Entwicklung ihrer Marktanteile ablesen: Im Einzelhandel konnten die Filialbetriebe westdeutscher
Unternehmen im Jahr 1994 rund drei Fünftel aller Umsätze in Ostdeutschland auf sich vereinigen, 1991
war es erst knapp ein Viertel. Die Umsatzanteile dieser Untemehmen waren damit mehr als doppelt so
hoch wie in Westdeutschland. Im Großhandel, für den keine statistischen Angaben vorliegen, ist die
Marktstellung westdeutscher Untemehmen vermutlich sogar noch stärker. Ostdeutsche Untemehmen
können sich nur durch die Spezialisierung auf schmale Nachfragesegmente oder auf lokale und regionale
Märkte halten.

Das Engagement westdeutscher Großunternehmen konzentriert sich auf die Massendistribution. So ist
der Lebensmitteleinzelhandel, der in Ostdeutschland bislang noch ein deutlich größeres Gewicht besitzt
als in Westdeutschland, bereits zu zwei Dritteln in deren Hand (Tabelle 49). Auffällig ist, daß die
Marktanteile dieser Untemehmen in Ostdeutschland deutlich höher sind als in Westdeutschland So
macht die Spar-Gruppe nach eigenen Angaben mittlerweile fast zwei Fünftel ihres Umsatzes in Ost-
deutschland, und bei der Edeka-Gruppe ist es knapp ein Viertel. Auch im Einzelhandel mit breitem, ge-
mischtem Sortiment, zu dem unter anderem die Kauf- und Warenhäuser zählen, beträgt der Umsatzan-
teil westdeutscher Konzerne inzwischen rund 45 vH. Lediglich im Facheinzelhandel, der in Ostdeutsch-
land noch nicht die Bedeutung hat wie in Westdeutschland, sind sie im Hintertreffen. In einigen Bran-
chen, etwa im Handel mit Bekleidung, Schuhen, Möbeln oder Drogerie- und Parfümeriewaren, haben sie
aber auch dort eine überaus starke Position.

Tabelle 49 - Marktstruktur im Einzelhandel Ostdeutschlands und Westdeutschlands nach Branchen und Sitz der Unter-
nehmen 1993

Lebensmitteleinzelhandel
Unternehmen mit Sitz in Ostdeutschland
Filialbetriebe westdeutscher Untemehmen

Facheinzelhandel
Unternehmen mit Sitz in Ostdeutschland
Filialbetriebe westdeutscher Untemehmen

Übriger Einzelhandel3

Unternehmen mit Sitz in Ostdeutschland
Filialbetriebe westdeutscher Unternehmen

Einschließlich Kauf- und Warenhäuser.

Anteil am Gesamtumsatz (vH)

Ostdeutschland Westdeutschland

41,2 26,5
14,7
26,5 15,5
33,8 50,9
25,8 -

8,0 6.5
25,0 22,6
13,6 -
11,4 6,2

Quelle: Statistisches Bundesamt

Das Engagement westdeutscher Großuntemehmen hat ohne Zweifel den Aufbau eines leistungs-
fähigen Handels in Ostdeutschland enorm beflügelt Ohne dieses Engagement wäre es nicht möglich ge-
wesen, ein hohes Versorgungsniveau bei intensivem Preiswettbewerb zu erreichea Die Kehrseite ist
freilich, daß sich die mittelständischen ostdeutschen Einzelhandelsunternehmen nur schwer entfalten
können. Diese sehen sich vielerorts sofort einer schier übermächtigen Konkurrenz gegenüber, ohne
selbst bereits im Markt Fuß gefaßt zu haben.57 Die vergleichsweise große Zahl von Untemehmen, die
sich bisher im Markt hält, täuscht. Ein Teil davon ist ausgesprochen umsatzschwach und muß als exi-
stenzgefährdet angesehen werden: Nach den Ergebnissen der Umsatzsteuerstatistik erzielte jeder vierte
der 100 000 Steuerpflichtigen im Handel 1992 einen steuerbaren Jahresumsatz von weniger als
100 000 DM. Mit solchen Umsätzen kann bestenfalls ein Zubrot zu einem anderen Einkommen verdient
werdea



72

b. Starke Differenzierung von Produktivität und Ertragslage

Nicht nur bei der Umsatzproduktivität, sondern auch bei den meisten anderen betriebswirtschaftlichen
Kennziffern schneiden Großuntemehmen im Schnitt deutlich besser ab als kleine Untemehmen. Den
Großuntemehmen ist es maßgeblich zuzuschreiben, daß der Handel in Ostdeutschland den Rückstand in
der Leistungskraft inzwischen deutlich verringert oder teilweise schon aufgeholt hat. So hatte im Einzel-
handel nach den Ergebnissen der Jahreserhebung, in der nur Untemehmen mit einem Jahresumsatz von
250 000 DM und mehr erfaßt werden, bereits im Jahr 1992 der Umsatz je Beschäftigten fast das west-
deutsche Niveau erreicht, der Rohertrag (Umsatz abzüglich Wareneingang zuzüglich Lagerbestands-
veränderung) je Beschäftigten war sogar etwas höher (Tabelle 50). Die Lohn- und Gehaltsquote (Lohn-
und Gehaltssumme bezogen auf den Rohertrag) war entsprechend niedriger. Im Großhandel war die
wirtschaftliche Lage der Unternehmen zwar bei weitem nicht so gut wie im Einzelhandel, sie hat sich
jedoch auch dort gegenüber dem Vorjahr stark verbessert: Der Umsatz und der Rohertrag je Beschäftig-
ten waren etwa halb so hoch wie in Westdeutschland; folglich war die Lohn- und Gehaltsquote gering-
fügig höher, obwohl die Vergütungen erst die Hälfte der westdeutschen Vergütung ausmachten.

Tabelle 50 - Betriebswirtschaftliche Kennziffern für Untemehmen im Großhandel und Einzelhandel in Ostdeutschland
1991 und 1992a-b

Umsatz je Untemehmen (Mill. DM)
Beschäftigte je Unternehmen (Anzahl)
Umsatz je Beschäftigten (1 000 DM)
Rohertrag je Beschäftigten (1 000 DM)
Rohertragsquote (vH)c

Bruttolohn- und -gehaltssumme je Beschäftig-
ten (1000 DM)
Lohn- und Gehaltsquoted

Investitionen je 1 000 DM Umsatz (DM)
Aufwendungen für gemietete oder gepachtete
Sachanlagen je 1 000 DM Umsatz (DM)

Großhandel

1991 1992

29(126) 18 (67)
83(276) 40(129)

345 (40) 444 (51)
49 (35) 78 (55)
14 (89) 18(107)

22 (46) 28 (55)
45(132) 36(105)
29(223) 53(379)

8(114) 11(144)
aUntemehmen mit einem Jahresumsatz von 250 000 DM (Einzelhandel) bzw. 1 Mill.

Einzelhandel

1991

3 (84)
16(100)

178 (62)
97 (95)
37(104)

18 (64)
19 (68)
35(205)

• (•)

1992

4 (79)
12 (75)

268 (91)
120(117)
45(128)

22 (76)
18 (65)
42(233)

• (•)

DM (Großhandel) und mehr mit
Sitz in Ostdeutschland. — "Klammerwerte: Ostdeutschland in vH von Westdeutschland. — cAhteil
dAnteil am Rohertrag.

am Umsatz. —

Quelle: Statistisches Bundesamt

Nach den Ergebnissen der Jahreserhebung haben die Untemehmen mit Sitz in Ostdeutschland 1992
kräftig investiert, und noch mehr gilt das vermutlich für die in Ostdeutschland tätigen Filialuntemehmen
mit Sitz in Westdeutschland. Die Investitionsausgaben dieser Unternehmen, bezogen auf die Umsätze,
waren deutlich höher als die der Unternehmen, die ausschließlich in Westdeutschland operieren. Darin
schlagen sich nicht nur die Investitionen in die Errichtung neuer Einkaufszentren und anderer
großflächiger Objekte nieder, sondern auch die Investitionen in die Modernisierung bestehender Laden-
objekte. Die Ergebnisse der Jahreserhebung überzeichnen allerdings die Investitionstätigkeit im Handel,
weil darin nur die größeren Untemehmen erfaßt werden. Die kleineren Untemehmen haben in der Mehr-
zahl bei weitem nicht so viel investiert. Ihnen fehlt häufig das Geld zur Modernisierung und Erweiterung
ihrer Läden. Nicht selten betreiben sie ihr Geschäft in angemieteten Räumen und haben keine Mög-
lichkeit, Grundstück und Gebäude zu erwerben. Ohne hinreichende Sicherheiten bekommen sie in der
Regel keine Kredite. Oftmals ist auch die Ertragskraft zu gering, um Tilgungen und Zinsen für Kredite
erwirtschaften zu können.
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In den Kennziffern für die Jahre 1991 und 1992 spiegelt sich das hohe Tempo des Strukturwandels in
diesen Jahren wider. So ist im Großhandel zwar die Zahl der in der Jahreserhebung erfaßten Unterneh-
men von etwa 11 000 auf 15 000 gestiegen, aber der durchschnittliche Umsatz je Untemehmen von
29 Mill. DM auf 18 Mill. DM gesunkea Die Zahl der Beschäftigten je Unternehmen hat sich von 83
auf 40 mehr als halbiert. Dahinter verbergen sich einerseits der starke Abschmelzungsprozeß bei den
privatisierten, ehemals staatlichen Betrieben des Groß- und Außenhandels und andererseits die Grün-
dung zahlreicher neuer Betriebe. Vor allem im Konsumgütergroßhandel tummeln sich zahlreiche
Kleinstbetriebe, bei denen auch der Absatz an Endverbraucher eine große Rolle spielt. Beim Einzelhan-
del ist eine ähnliche Entwicklung zu verzeichnen — der durchschnittliche Umsatz und die durchschnitt-
liche Zahl der Beschäftigten je Untemehmen sind von 1991 bis 1992 ebenfalls geschrumpft—, wenn-
gleich nicht ganz so ausgeprägt. Auch dort hängt dies mit der Umstrukturierung und Liquidierung ein-
stiger Großunternehmen wie den Konsumgenossenschaften und mit dem Markteintritt vieler tausend
neuer Unternehmen zusammen, die in aller Regel klein begonnen haben.58 Nur ein Teil davon befindet
sich schon in der Expansionsphase, in der zusätzliches Personal eingestellt wird.

Die Ergebnisse der Jahreserhebung beschreiben folglich nur die Situation bei den mittleren und größe-
ren Unternehmen. Die wirtschaftliche Lage der kleineren Untemehmen ist im ganzen weitaus ungün-
stiger. Deren Schwachpunkte sind vor allem eine geringe Flächenproduktivität, eine niedrigere Lager-
umschlagsgeschwindigkeit und eine höhere Kostenbelastung, insbesondere durch höhere Ladenmietea
Insbesondere in Branchen, in denen Filialbetriebe den Ton angeben, wie im Einzelhandel mit Textilien,
Bekleidung und Schuhen, mit Möbeln oder mit Kosmetik und Drogeriewaren, ist der Wettbewerbsdruck
groß.

Während sich in Westdeutschland zwischen größeren und kleineren Betrieben eine komplementäre
Arbeitsteilung herausgebildet hat, bei der sich die einen vorwiegend auf das Kernsortiment und die
anderen auf das Randsortiment spezialisiert haben, gibt es in Ostdeutschland viele kleinere Betriebe, die
gegen die Übermacht der Handelsriesen auf die Dauer nur geringe Chancen haben werden. Das hängt
nicht zuletzt damit zusammen, daß die Gesellschaft zur Privatisierung des Handels (GPH) beim Verkauf
der kleinen Ladengeschäfte —häufig auf Druck der Kommunen— versuchte, die überkommenen
Strukturen festzuschreiben: Der Käufer eines Schuhgeschäfts sollte dieses möglichst fortführen — ohne
Rücksicht darauf, ob die Lage oder der Zuschnitt der Räumlichkeiten geeignet waren oder ob die Miete,
die der Hauseigentümer forderte, zu erwirtschaften war. Viele Existenzgründer hatten damals ihre
Chancen wohl auch falsch eingeschätzt, zumal dann, wenn sie das einzige Geschäft einer Branche weit
und breit übernehmen konnten. Daß schon bald überlegene Konkurrenten auf den Plan treten könnten,
damit rechneten offenbar nur wenige.

c. Exzessives Flächenwachstum in Randlagen

Der Expansionsdrang der westdeutschen Großuntemehmen hat dazu geführt, daß das Defizit an Ver-
kaufsflächen rasch beseitigt werden konnte. Vor der Wende betrug die durchschnittliche Verkaufsfläche
je Einwohner nur 0,3 m2, inzwischen dürfte sie nach Schätzungen der Forschungssteile für den Handel,
Berlin, trotz der Schließung einer großen Zahl von Ladengeschäften bei 0,8 m2 liegen (Tabelle 51). In
Westdeutschland steht je Einwohner etwa 1 m2 Verkaufsfläche zur Verfügung.

Allerdings sind die Proportionen — die Aufteilung der Verkaufsfläche auf Einzelhandelsbranchen —
noch sehr unterschiedlich. Während sich früher im Osten die gesamte Ladenfläche etwa im Verhältnis
1:1 auf den Einzelhandel mit Lebensmitteln und den mit Nichtlebensmitteln verteilte, beträgt die Rela-
tion im Westen etwa 1:2. Inzwischen hat sich die Divergenz zwar etwas verringert — die Fläche hat
sich im Non-food-Bereich verdreifacht, im Food-Bereich hingegen verdoppelt —, aber mit 1:1,5 ist die
Relation Westdeutschlands noch nicht erreicht.
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Tabelle 51 - Verkaufsfläche im Einzelhandel Ostdeutschlands 1989 und 1993

Insgesamt
Lebensmittel
Nichtlebensmittel
Nachrichtlich: Westdeutschland insgesamt
Lebensmittel
Nichtlebensmittel

Insgesamt (Mill. m2)

1989 1993

Je Einwohner (m2)

1989 1993

5,2 12,0 0,31 0,75
2.7 4,8 0,16 0,30
2,5 7,2 0,15 0,45

60,0 65,5 0,95 1,00
22,9 . 0,35
43,9 . 0.65

Quelle: ifo-Institut/FfH; Schätzungen des IfW.

Diese Durchschnittsbetrachtung verdeckt allerdings große regionale Unterschiede in der Flächenver-
fügbarkeit. So ist in den meisten Ballungsräumen mittlerweile eine ebenso große Verkaufsfläche vorhan-
den wie in Westdeutschland, an einzelnen Orten ist sie sogar beträchtlich größer. Bei großflächigen
Objekten (Einkaufszentren, Super- und Verbrauchermärkte, Baumärkte, SB-Warenhäuser) ist vielerorts
die Sättigungsgrenze bereits erreicht, selbst bei Berücksichtigung eines kräftigen Kaufkraftzuwachses
binnen der nächsten Jahre. Dagegen werden in dünnbesiedelten Räumen die westdeutschen Vergleichs-
werte oft unterschritten.

Inzwischen fordert die rasante Expansion ihren ersten Tribut. Davon bleiben auch die Branchenriesen
nicht verschont. So haben namhafte Kaufhausketten angekündigt daß sie ihre Standortentscheidungen
in Ostdeutschland überprüfen wollen. An einigen Orten (Gotha, Dessau, Berlin) sollen ältere Kauf-
häuser geschlossen, an anderen Orten (Schwerin, Chemnitz, Brandenburg) sollen entgegen bisherigen
Planungen keine neuen gebaut werden, oder es steht die Verwendung der Objekte zur Disposition. So
hat die Kaufhalle GmbH, eine Tochter der Kaufhof AG, die Hälfte ihrer 40 Filialen in Ostdeutschland
auf den Prüfstand gestellt, und die Horten Konsument Warenhaus GmbH sucht nach neuen Konzepten
für ihre 14 Häuser, die sie zusammen mit dem Verband der Konsumgenossenschaften (VdK) betreibt.
Als Begründung werden unter anderem die hohen Umsatzverluste als Folge der starken Konkurrenz von
Seiten der zahlreichen Einkaufszentren vor den Toren der Stadt genannt

Aus den Bilanzdaten der Mitgliedsuntemehmen des Bundesverbandes der Filialbetriebe und Selbst-
bedienungs-Warenhäuser (BVS) läßt sich die betriebswirtschaftliche Problematik des starken Flächen-
wachstums ablesen. Bei diesen Untemehmen, die 1994 etwa ein Fünftel des Einzelhandelsumsatzes in
Ostdeutschland vereinten, ist im letzten Jahr die Umsatzproduktivität um 20 vH gesunken, nachdem sie
schon in den Jahren davor stagnierte (Tabelle 52). Trotzdem wird dort die Verkaufsfläche zunächst
noch wachsen, weil eine Reihe von Projekten kurz vor der Fertigstellung steht und nicht mehr rück-
gängig gemacht werden kann.

Tabelle 52 — Zur wirtschaftlichen Entwicklung bei den Filialbetrieben und Selbstbedienungs-Warenhäusern in Ostdeutsch-
land 1990-1994

Verkaufsstellen (Anzahl)
Verkaufsfläche (Mill. m2)
Umsatz (Mrd. DM)
Flächenproduktivität (Umsatz je m2 in DM)

1990 1991 1992 1993 1994

500 1088 1626 2 022 2 553
0,5 1,2 2,0 2,45 3,40
2,0 12,2 19,0 24,5 27,0

4 000 10 000 9 500 10 000 7 800

Quelle: Bundesverband der Filialbetriebe und Selbstbedienungs-Warenhäuser.

Während beim Bau neuer, großer Einkaufszentren die Investoren mittlerweile vorsichtiger operieren,
weü solche Objekte wegen des großen Flächenangebots zunehmend als problematisch erachtet werden,
schreitet die Komplettierung der zahlreichen kleineren Zentren weiter voran. Diese haben häufig mit
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einigen wenigen Anbietern, etwa einem Baumarkt, einem Lebensmittel-Discounter oder einem SB-Wa-
renhaus, begonnen. Man ist nun bestrebt, das Sortiment durch die Ansiedlung von Fachgeschäften und
Dienstleistern abzurunden, um den Standort aufzuwerten. Zudem sind spezialisierte Anbieter dabei, ihr
Sortiment zu verbreitem, um so die Flächenproduktivität zu steigern. Oftmals handelt es sich dabei um
höherwertige Waren, die üblicherweise im Fachgeschäft angeboten werden. Sollte diese Strategie erfolg-
reich sein, würde das dem innerstädtischen Einzelhandel weitere Kaufkraft entziehen.

Die zahlreichen „Stadtrandjumbos", die inzwischen die ostdeutsche Einzelhandelslandschaft charak-
terisieren, werden häufig von Verbandsvertretern, Kommunalpolitikem und selbst von Fachleuten als
Fehlentwicklung kritisiert, weil sie zu Lasten der kleinen und mittleren Branchen in Citylagen ginge. Die
Revitalisierung der Innenstädte werde dadurch erschwert. In der Tat wird heute ein großer Teil der
Einzelhandelsumsätze in Ostdeutschland in den Einkaufszentren und Gewerbeparks vor den Toren der
Städte erzielt Auch solche Filialanbieter, die üblicherweise in den Innenstädten ansässig sind, wie
Textil-, Bekleidungs- und Schuhgeschäfte, zieht es inzwischen an die Peripherie. Nach einer Erhebung
der Hauptgemeinschaft des Deutschen Einzelhandels (HDE) erwirtschafteten die Kleinuntemehmen ihre
Umsätze vorzugsweise in den Innenstädten und in Stadtteilzentren. Am Rande der Städte machen vor
allem größere Unternehmen das Geschäft. Dennoch sind in den Einkaufszentren auch kleinere und mitt-
lere Betriebe vertreten und erkämpfen sich dort ein Stück vom Umsatzkuchen (Tabelle 53).

Tabelle 53 - Umsatzstruktur im Einzelhandel Ostdeutschlands nach Unternehmensgröße und Standorten 1994

Untemehmen mit Umsätzen
unter 0,5 Mill. DM
0,5 bis unter 1,0 Mill. DM
1,0 bis unter 1,5 Mill. DM
1,5 bis unter 3 Mill. DM
über 3 Mill. DM

aAnteil an der Zahl der Unternehmen.

Gewicht3

} 64

30
6

Innenstadt

44
31
10
5

10

Stadtteil-
zentrum

41
32
12
7
8

Einkaufs-
zentrum

22
28
11
22
7

Gewerbegebiet

i 10
18
27
45

Quelle: Hauptgemeinschaft des deutschen Einzelhandels.

Wie man zu dieser Entwicklung auch stehen mag: Man hat sie zu respektieren. Die Käufer haben die
neuen Einkaufsmöglichkeiten angenommen. Viele schätzen es offenbar, wenn sie alle Dinge des tägli-
chen Bedarfs „unter einem Dach" einkaufen können, noch dazu an einem Ort, der für sie mit dem Auto
leicht zu erreichen ist. Den Innenstädten in Ostdeutschland mangelt es häufig an der notwendigen Ein-
kaufsatmosphäre. Die Läden sind häufig zu klein und in schlechtem baulichem Zustand. Das Angebot
ist folglich oftmals unvollständig und überteuert, schließlich sind Parkmöglichkeiten meistens rar oder
weit abgelegen. Das aber heißt, daß die Aufwertung der Citylagen nicht allein vom Handel erwartet
werden kann. Dazu müssen zunächst einmal die Städte ihren Beitrag leisten — bei der Sanierung der
Bausubstanz, der Umgestaltung von Straßen und Plätzen, dem Bau von Parkhäusern oder der Ver-
besserung des Öffentlichen Personennahverkehrs. Dann könnte auch der Handel in die Innenstädte
zurückkehren.

d. Perspektiven: Ein Muster auch für Westdeutschland?

Es heißt, im ostdeutschen Handel werde derzeit der Strukturwandel, der sich anderswo in mehreren
Jahrzehnten vollzogen hat, im Zeitraffertempo nachgeholt. Das stimmt, aber die Entwicklung dort ist
möglicherweise in Teilbereichen sogar schon weiter fortgeschritten als in Westdeutschland. Überall in
der Welt befindet sich der Handel in einer Phase einschneidender Veränderungen. Denkbar ist, daß die
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Entwicklung in Ostdeutschland ein Muster zeigt, das sich auch im westdeutschen Handel herausbilden
könnte:

- Der Wettbewerb im Handel wird immer schärfer. Er wird vor allem analog zum Wettbewerb im Be-
reich der Produktion globaler und internationaler. Im Massengeschäft sind die Großunternehmen wei-
ter auf dem Vormarsch; kleine und mittlere Untemehmen werden dadurch immer mehr in die Rolle
von Nischenanbietem abgedrängt

- Handelsmarken sind auf dem Vormarsch. Große Handelsketten kontrollieren nicht nur die Distribu-
tion, sondern gewinnen auch zunehmend Einfluß auf die Produktion. Beide, Produktion und Distribu-
tion, werden integrale Bestandteile einer Wertschöpfungskette. Dabei ebnet sich die traditionelle
Funktionstrennung zwischen Produzenten auf der einen und Groß- und Einzelhandel auf der anderen
Seite mehr und mehr ein. Bislang getrennte Distributionswege — Großhandelsvertrieb, Konzernver-
trieb, Verbundgruppenvertrieb, Niederlassungsvertrieb, Filialvertrieb, Direktvertrieb — gehen zuneh-
mend ineinander über.

- Die elektronische Steuerung des Waren-und Informationsflusses gewinnt rasch an Bedeutung.
,.Laser-Scanner" und ,3ar-Codes" überwachen zunehmend den Wareneingang und -ausgang; Just-in-
time-Lieferungen rund um die Uhr ersetzen die Lagerhaltung. Wer am schnellsten reagiert, dominiert
den Markt. Mit der Verbesserung der Logistik wird künftig das Geld verdient — hohe Distributions-
kosten sind seit jeher die Achillesferse des Handels.

- Kooperative Handelssysteme, vom Einkaufs- und Marketingverbund bis zum Franchisesystem, sind
weiter auf dem Vormarsch. Sie bieten kleinen und mittleren Unternehmen häufig die einzige Chance
zum Überleben. Der Kopf dieser „Konzemierung" sind meistens große Untemehmen. Mittelständi-
sche Verbundsysteme — bei ihnen vollzieht sich die Wülensbildung in der Regel in anderer Richtung,
und zwar von unten nach oben — geraten dadurch zunehmend unter Druck.

Vieles von alledem ist in Ostdeutschland schon weiter vorangeschritten als in Westdeutschland:
Filialisierte Großunternehmen und von diesen angeführte Verbundgruppen halten die Fäden in der Hand.
Mit ihrer Strategie des Jean sellings" haben sie die einzelnen Distributionsstufen — Einkauf, Transport
und Verteilung, Lagerung sowie Verkauf und Marketing — weitgehend integriert und überaus effizient
organisiert. Daraus erklärt sich auch die verhältnismäßig starke, flächenmäßige Zentralisierung dieser
Funktionen, wobei als Standorte verkehrsgünstige Randlagen bevorzugt werden.

7. Verkehrsgewerbe: Rasche Angleichung an westdeutsche Strukturen

Im ostdeutschen Verkehrsgewerbe ist die Talsohle offensichtlich durchschritten. Inzwischen ist wieder
ein steigendes Verkehrsaufkommen sowohl im Personen- als auch im Güterverkehr zu verzeichnen. Die
großen Anstrengungen in die Verbesserung des Angebots tragen nun Früchte. Im Zuge der Rationali-
sierung sinkt die Beschäftigung jedoch weiter.

a. Strukturelle Veränderungen in der Verkehrslandschaft

Die ersten Jahre nach der Wiedervereinigung waren durch eine rasche Neuverteilung des Verkehrsauf-
kommens auf die verschiedenen Verkehrsträger geprägt: Auffällig war die Verlagerung im Personenver-
kehr von Bussen und Bahnen zum privaten Pkw sowie im Güterverkehr von der Schiene zur Straße
(Tabellen 54 und 55). Diese Entwicklungen haben sich in letzter Zeit aber deutlich verlangsamt. Die
neuen Strukturen ähneln bereits denen in Westdeutschland. Im Personenverkehr macht der Individual-
verkehr nunmehr in beiden Landesteilen vier Fünftel des Verkehrsaufkommens aus. Während sich in
Westdeutschland zwei Bundesbürger ein Auto teilen, sind es in Ostdeutschland 2,3 (1989:4,3). Im Gü-
terverkehr ist seit der Wende die Bedeutung der Eisenbahn als ehemaliger Hauptverkehrsträger sowohl
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Tabelle 54 - Personenbeförderung in Ostdeutschland nach Verkehrsarten

Gesamtes Verkehrsaufkommen
lndividualverkehr
Öffentlicher Personenverkehr

Eisenbahnverkehr
Straßenverkehr
Luftverkehr

Individualverkehr
Öffentlicher Personenverkehr

Eisenbahnverkehr
Straßenverkehr
Luftverkehr

Nachrichtlich:
Pkw-Dichte je 1 000 Einwohner

1990

8 526
5 250
3 276

472
2 802

2

61,6
38,4

5,5
32,7
0,0

299

1991

8 361
6 280
2 081

328
1751

2

75,1
24,9

3,9
20,9
0,0

352

1992

1990-1994

1993 1994

Millionen Personen

8 284
6 360
1924

331
1590

3

8 773
6950
1823

326
1492

4

9 081
7 190
1891

411
1476

5

Nachrichtlich:
Westdeutschland 1994

43 716
35 920

7 796
1180
6 539

78

vH am gesamten Personenverkehr

76,8
23,2

4,0
19.2
0,0

393

79,2
20,8

3,7
17,0
0,0

410

79,1
20,8

4,5
16,2
0,1

429

82,2
17,8
2,7

15,0
0,2

501

Quelle: ifo-Institut; Berechnungen des IfW.

Tabelle 55 - Beförderte Transportmenge im ostdeutschen Güterfernverkehr nach Verkehrsträgem 1990-1994

Gesamte Transportmenge
Eisenbahn
Lastkraftwagen
Binnenschiffe
Sonstigea

Nachrichtlich:
Straßengütemahverkehr

Eisenbahn
Lastkraftwagen
Binnenschiffe
Sonstige

1990

290
232

25
19
14

337

80,0
8,6
6,6
4,8

aLuftfracht und Mineralölfernleitungen.

1991

186
112
51
11
12

360

60,2
27,4
5,9
6,5

1992

191
86
80
12
13

510

1993

Mill. t

183
76
80
13
14

603

1994

193
79
85
13
16

662

Nachrichtlich:
Westdeutschland 1994

1 066
281
489
223

73

2 624

vH am gesamten Transportvolumen

45,0
41,9

6,3
6,8

41,5
43,7

7,1
7,7

40,9
44,0

6,7
8,3

26,4
45,9
20,9

6,8

Quelle: ifo-Institut; Berechnungen des IfW.

absolut als auch relativ gravierend gesunken. Wurden 1990 noch vier Fünftel des gesamten Transport-
volurnens auf der Schiene transportiert, waren es 1994 nur noch zwei Fünftel. Dennoch ist der Anteil
der Bahn deutlich höher als in Westdeutschland, was wohl auch damit zusammenhängt, daß in Ost-
deutschland die Binnenschiffahrt mangels geeigneter Wasserstraßen eine vergleichsweise geringe Rolle
spielt. Der Transport per Lkw konnte deutlich an Boden gewinnen. Die Bedeutung dieses Verkehrsträ-
gers ist in West- und Ostdeutschland mittlerweile gleich groß.

Anders als in Westdeutschland, wo sich die Arbeitsteilung zwischen den verschiedenen Verkehrs-
trägem in mehreren Jahrzehnten herausbilden konnte, mußte das Transportwesen in Ostdeutschland fast
über Nacht auf eine neue Basis gestellt werden. Dafür war dreierlei entscheidend, nämlich

- die rasche Zunahme im Motorisierungsgrad der privaten Haushalte infolge steigender Kaufkraft und
eines besseren Angebots an Kraftfahrzeugen,
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- der starke Rückgang der Gütertransporte, besonders der Massenguttransporte, bei der Eisenbahn
wegen des Einbruchs bei der Industrieproduktion und der Braunkohleförderung sowie

- das Anschwellen der Straßengütertransporte von West- nach Ostdeutschland aufgrund der starken
Präferenz der Bevölkerung für Westwaren.

Es wird inzwischen allerdings schwieriger, die Entwicklungen in der ostdeutschen Verkehrslandschaft
zu verfolgen. Die datenerhebenden Institutionen gehen dazu über, aufgrund der Erfassungsprobleme nur
noch gesamtdeutsche Statistiken zu erstellen. Häufig wird die Frage aufgeworfen, ob eine getrennte Er-
fassung von Verkehrstatbeständen überhaupt noch Sinn macht. Wegen der engen Verflechtung der Wirt-
schaftsbeziehungen sind solche Daten, die noch zwischen alten und neuen Bundesländern unterscheiden,
auf alle Fälle mit Vorsicht zu interpretieren.

b. Zunehmender Wettbewerbsdruck im Güterverkehr

Das ostdeutsche Transportgewerbe hatte anfangs mit großen Problemen zu kämpfen. Von heute auf
morgen mußte es mit einem neuartigen, komplizierten Regelwerk fertig werden. Trotzdem ist den ost-
deutschen Betrieben der Übergang in die Marktwirtschaft recht gut gelungen. Die Gütermenge, die
durch ostdeutsche Transportunternehmen befördert wurde, stieg beachtlich (Tabelle 56). Die Betriebe
konnten von dem sprunghaft gestiegenen Verkehrsaufkommen einen Teil übernehmen — trotz der schar-
fen Konkurrenz westdeutscher Unternehmen, die dank ihres modernen Fahrzeugparks, ihrer gut ausge-
bauten Logistik und ihrer langjährigen Geschäftsbeziehungen zu Industrie- und Handelsfirmen sofort
das Heft in die Hand bekamea Schon kurz nach der Wende sind zahlreiche Transportgeschäfte über-
wiegend durch Ostdeutsche gegründet worden, und später, bei der Privatisierung der staatlichen Kraft-
verkehrsgesellschaften durch die Treuhandanstalt, ist ebenfalls eine größere Zahl von Investoren aus den
neuen Ländern zum Zuge gekommea Häufig wurden auch Gemeinschaftsunternehmen mit westdeut-
schen Spediteuren gegründet Derzeit dürften bis zu 10 000 ostdeutsche Straßentransportunternehmen
existieren, zu denen sich rund 1 000 Niederlassungen westdeutscher oder ausländischer Untemehmen
gesellea

Die Mehrzahl der ostdeutschen Untemehmen ist jedoch verhältnismäßig klein und fährt zumeist im
Nahverkehr, vor allem im Baustellenverkehr. Ein Teil von ihnen führt auch Transporte im Auftrag und
für Rechnung westdeutscher Untemehmen durch. Trotzdem spielen ostdeutsche Unternehmen nicht nur

Tabelle 56 - Straßengüterverkehr in Ostdeutschland 1991-1994

Straßengüterfemverkehr
Inländische Untemehmen

Westdeutsche Unternehmen
Ostdeutsche Unternehmen

Ausländische Unternehmen
Straßengüternahverkehr

Straßengüterfernverkehr
Inländische Unternehmen

Westdeutsche Untemehmen
Ostdeutsche Untemehmen

Ausländische Untemehmen
Straßengütemahverkehr

1991

51,1
46,2
24,6
21,6
5.0

360,0

13,8
11,9
5,9
6,0
1,9
7.0

1992

80,3
74,4
33,9
40,5
5,9

510,0

21,2
18,9
8,3

10,6
2.3

10.0

1993

Mill. t

79,7
73,8
35,0
38,8
5.9

603.0

Mrd. tkm

22.9
20.5
9.1

U.4
2,4

12.2

1994

85,2
78,9
37,0
41,9

6.3
662.1

Quelle: ifo-Institut
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die Rolle von Nischenanbietera Sie haben sich zum Teil auch im Femverkehr etablieren können — und
demonstrieren dort eine beachtliche Wettbewerbsstärke.

Trotzdem sind viele Unternehmen noch nicht über den Berg. Mit Wegfall der Grenzen im europäi-
schen Binnenmarkt und dem weitgehenden Verzicht auf Tarifregelungen für den innerdeutschen Trans-
port sowie der Einführung der Kabotagefreiheit am 1. Januar 1994 wurde der Wettbewerb auch für die
ostdeutschen Transportunternehmen schärfer. Ausländische Anbieter dürfen seitdem auf innerdeutschen
Routen ihre Transportdienste zu jedem beliebigen Preis anbieten (Kabotagefreiheit). Nach Schätzungen
des ifo-Instituts werden bereits 77 vH des Binnenverkehrs im bundesweiten Straßengüterfernverkehr mit
ausländischen Lkw durchgeführt.

Beim Grenzverkehr bekommen die Untemehmen in den neuen Ländern insbesondere den Wettbewerb
ihrer osteuropäischen Nachbarn zu spüren. Untemehmen aus Polen, Tschechien, Slowenien und sogar
aus der Ukraine und Rußland dringen mit niedrigen Tarifen — dank niedriger Löhne und längst abge-
schriebener Fahrzeuge — immer stärker in den ostdeutschen Markt ein. Nach Ermittlungen des
Bundesamtes für Güterverkehr gehen beispielsweise in den sächsischen Grenzregionen inzwischen fast
sämtliche Aufträge für Baustofftransporte bei kommunalen Straßenbaumaßnahmen an polnische Trans-
portunternehmen.

Ein Blick auf die Entwicklung der Frachteinnahmen zeigt, daß die ostdeutschen Transportunterneh-
men bereits 1993 erhebliche Einbußen hinnehmen mußten (Schaubild 12). Bis Ende 1993 galt noch eine
Preisbindung mit nach oben und unten festen Margen. Die Preise lagen jedoch bereits lange Zeit vor der
Aufhebung der Festentgelte an der erlaubten Untergrenze. Über die Entwicklung der Tarife und somit
über die Frachteinnahmen seit Beginn 1994 liegen nur Schätzungen vor. Wurden bis Ende 1993 auf-
grund der Tarifbindung mittels Frachtbrieferhebungen verläßliche Statistiken erstellt, so werden seither
vom Bundesamt für Güterverkehr interne Marktbeobachtungen durchgeführt, bei denen bundesweit rund
100 Unternehmen zu der Tarifentwicklung befragt werdea Demzufolge führte die 1994 in Kraft getre-
tene Aufhebung der Tarifbindung zu einem Preisverfall von — regional unterschiedlich — einem Viertel
bis zu einem Drittel. Sinkende Einnahmen ohne entsprechende Kostenentlastung trieben viele ostdeut-
sche Verkehrsunternehmen in den Konkurs. Dazu zählen auch viele Neugründungea Die Zahl der Insol-
venzen im ostdeutschen Straßenverkehrsgewerbe verdoppelte sich von 1993 auf 1994 nahezu (Schau-
bild 13).

Schaubild 12 - Frachteinnahmen im ostdeutschen gewerblichen Straßengüterfemverkehr 1991-1993

Mrd. DM
3,5 T
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Quelle: Bundesamt für Güterverkehr.
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Schaubild 13 - Zahl der Insolvenzen im Straßenverkehrsgewerbe 1991-1994

- Westdeutschland

-Ostdeutschland

1991 1992 1993 1994

Quelle: Bundesverband des Güterfernverkehrs.

Die ostdeutschen Transportunternehmen versuchen, den hohen Wettbewerbs- und Erlösdruck als
Folge der EG-Liberalisierung durch Kreativität und Flexibilität zu kompensieren. Viele steilen mittler-
weile Leistungen bereit, die über den reinen Transport hinausgehen, um so gleichsam im Paket eine hö-
here Wertschöpfung zu erreichen. Dazu zählen beispielsweise umfassende Lager-, Verpackungs- und
Verteildienste, auf die immer mehr Auftraggeber Wert legen. Dazu gehört aber auch die Kooperation
mit anderen mittelständischen ostdeutschen Unternehmen. So lassen sich durch standardisierbare Ar-
beitsabläufe und gemeinschaftliches Marketing Rationalisierungspotentiale erschließen.

Durch hohe Qualität der Transportdienste vermögen die ostdeutschen Unternehmen gegenüber der
osteuropäischen Konkurrenz zu bestehen, deren Transportqualität häufig nicht den Anforderungen deut-
scher Auftraggeber entspricht. Polnische Unternehmer kommen beispielsweise überwiegend bei der Be-
förderung geringwertiger Güter, bei einfachem Transportablauf oder bei Beförderungen ohne Termin-
druck zum Zuge. Bei qualitativ höheren Transportaufträgen, die z.B. den Einsatz von Spezialfahrzeu-
gen — insbesondere im Kühlgutverkehr — oder logistisches Know-how für die Transportabwicklung
erfordern, haben die ostdeutschen Untemehmen trotz ihrer vergleichsweise höheren Preisforderungen
bessere Chancen.

Außerdem kann das ostdeutsche Transportgewerbe von der Errichtung eines bundesweiten Logistik-
netzes profitieren, das mit Hilfe des Kombinierten Verkehrs eine zeitsparende und effiziente Beförde-
rungsalternative anbieten soll. So werden in sechs ostdeutschen Großstadtregionen modernste Güterver-
kehrszentren zur Koordinierung und Optimierung von Güterströmen aufgebaut. Ihre Aufgabe wird es
unter anderem sein, den Straßengüternahverkehr einer Region zu bündeln und mittels Container- oder
Huckepackverkehr auf die Schiene zu verladen. Im, .Nachtsprung" werden dann ohne zeitraubende Ran-
gieraufenthalte mit Direktzügen die insgesamt 17 Güterverkehrszentren Deutschlands angefahren. Der-
artige Logistikzentren im Transportgewerbe ermöglichen erhebliche Kostensenkungen. Solche Zentren
bieten Größenvorteile, sonstige Weg- und Zeitersparnisse sowie eine hohe Informationsdichte. Die
Transportunternehmen geben damit zwar einen Hauptteil ihrer bisherigen Dienstleistung an den An-
bieter auf der Schiene ab, sie haben jedoch die Möglichkeit, mit der Koordinierung eines gesamten
Güterstroms einen neuen Mehrwertdienst anzubieten.

c. Steigende Fahrgastzahlen im Öffentlichen Personennahverkehr

Nach den starken Einbrüchen 1990/91 hat sich die Lage im Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV)
Ostdeutschlands wieder etwas verbessert. Die Gründe dafür sind vielschichtig: Wesentlich sind die Ver-
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besserungen auf der Angebotsseite wie die gestiegene Attraktivität des ÖPNV durch flexiblere Tarifsy-
steme, durch Fahrplanverbesserungen, durch Verkehrsverbünde sowie durch einen weitgehend erneuer-
ten Fahrzeugpark. Dadurch konnten viele Verkehrsteilnehmer dazu bewegt werden, auf Busse und
Bahnen umzusteigen. Mit dazu beigetragen haben aber auch die Stabilisierung der Beschäftigung sowie
veränderte Pendlerströme.

Die wirtschaftliche Lage im ÖPNV ist gleichwohl angespannt (Tabelle 57). 1992 wurde lediglich ein
Kostendeckungsgrad von 43 vH erreicht. Aktuelleres Datenmaterial ist zwar nicht verfügbar, aber es ist
zu vermuten, daß mittlerweile ein höherer Kostendeckungsgrad erreicht ist, der sich dem westdeutscher
Unternehmen — bei denen hohe Defizite zur Normalität gehören — annähert, da zum einen die Tarife
kräftig heraufgesetzt wurden, zum anderen die Produktivität je Beschäftigten stieg.

Tabelle 57 - Zur wirtschaftlichen Lage des Öffentlichen Personennahverkehrs in Ostdeutschland 1990-1993

Fahrgastzahlen (Mill.)
Personenkilometer2 (Mill.)
Durchschnittliche Platzausnutzung (vH)
Einnahmen insgesamt (Mill. DM)

je Fahrgast (Pf)
je Personenkilometer (Pf)

Aufwand je Fahrgast (Pf)
Fehlbetrag je Fahrgast (Pf)
Kostendeckungsgrad (vH)
Mill. Platzkilometer je Beschäftigten

"Ohne Ostberlin. — b1992.

1990 1991

1 748 1 076
11320 7 019

23,6 21,6
957

69
11

171
119

30,6
0,85

1992

1328
13 821

19,9
1037

100
16

223
126

43,4
1,29

1993

1369
14 827

20,7
1417

103
15

1.31

Nachrichtlich:
Westdeutschland 1993

7 298
58 508

20,9
9 998

137
21

244°
94°

61.3°
1.69

Quelle: Verband Deutscher Verkehrsuntemehmen.

Bei anhaltend hohem Defizit im operativen Geschäft haben die Untemehmen kräftig investiert in den
ersten Jahren vor allem in die Infrastruktur sowie in den Ausbau und in die Erneuerung von Gleisan-
lagen und Streckenausrüstungen, danach vor allem in die Erneuerung der Fahrzeugparks (Tabelle 58).
Das ist unverzichtbar, um die Kunden zufriedenzustellen und somit die Einnahmen zu steigern.

Tabelle 58 - Investitionen der Unternehmen des Öffentlichen Personennahverkehrs in Ostdeutschland 1990-1993

Bruttoanlageinvestitionen insge-
samt
Gleisanlagen
Tunnel-/Hochbaus trecken
Streckenausrüstungen
Fahrzeuge
Übrige Anlagen

1990

Mill. DM vH

269,7 100,0
68,4 25,3
12,3 4,6
37,1 13,8
70,7 26,2
81,2 30,1

1991

Mill. DM

581,1
240,4

7,1
49,8

159,9
123,9

vH

100,0
41,4

1,2
8,6

27,5
21,3

1992

Mill. DM

1 053,3
253,7

1.1
61,6

517,9
219,0

vH

100,0
24,1

0,1
5,8

49,1
20,8

1993

Mill. DM

1 087,6
181,4
23,3
70,7

589,9
213,3

vH

100,0
16,7
2,1
6,5

55,1
19,6

Quelle: Verband Deutscher Verkehrsuntemehmen.

Investitionshemmnisse, die anfänglich eine große Rolle spielten, sind mittlerweile weitgehend be-
seitigt. So konnte die Kommunalisierung und Privatisierung der Verkehrsbetriebe durch die Treuhand-
anstalt 1993 abgeschlossen werden. Die in der Anfangszeit erteilten „einstweiligen Erlaubnisse", die den
Verkehrsuntemehmen jeweils nur für ein halbes Jahr erteilt wurden, führten zu großer Planungs- und
hivestitionsunsicherheit. Mittlerweile sind diese Erlaubnisse fast vollständig in langjährige Genehmigun-
gen umgewandelt wordea
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Die Erneuerung der Infrastruktur im ÖPNV wird durch die finanzielle Förderung von Investitionen
seitens des Bundes auf der Grundlage des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG) unterstützt
Ein Teil der Mittel, die zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden vergeben werden, ist
speziell für die Förderung der Investitionen im ÖPNV bestimmt (Tabelle 59). Bis 1996 stehen bundes-
weit jährlich 6,28 Mrd. DM an Bundesmitteln für Zwecke der ÖPNV-hivestitionsfinanzierung zur Ver-
fügung. Die neuen Länder sollen grundsätzlich davon knapp ein Viertel erhalten. Wegen des großen
Nachholbedarfs galt jedoch für die Jahre 1993 und 1994 eine Ausnahmeregelung, nach der den neuen
Ländern 30 vH der Mittel zur Verfügung standen. Ab 1997 werden die Fördermittel auf der Grundlage
des GVFG insgesamt halbiert, und zwar um rund 3 Mrd. DM. Um denselben Betrag werden dagegen
die Mittel für die neuen Länder zur Förderung des ÖPNV auf der Grundlage des Regionalisierungs-
gesetzes aufgestockt

Tabelle 59 - Finanzierungsmittel für Investitionen im Rahmen des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes in Ostdeutsch-
land 1992-1996 (Mill. DM)

Insgesamt
Länderprogramme ÖPNV/KStB
Bundesprogramm ÖPNV

1992 1993 1994 1995 1996

1154,8 1911.9 1911,9 1517,8 1517,8
923,8 1529,5 1529,5 1214,2 1214,2
231,0 382,4 382,4 303,6 303,6

Quelle: Verband Deutscher Verkehrsuntemehmen.

d. Beschleunigter Ausbau der Infrastruktur

Eine moderne und bedarfsgerechte Infrastruktur ist eine wesentliche Voraussetzung für das Funktionie-
ren wirtschaftlicher Abläufe. Unzureichende Infrastruktur ist nicht nur ein Hemmschuh bei den tägli-
chen Transaktionen, sie ist auch ein Investitionshemmnis. Nach der Wende war die Infrastruktur in den
neuen Ländern in einem kläglichen Zustand. Der Großteil der Straßen stammte noch aus der Vorkriegs-
zeit und wurde nur notdürftig instand gehalten. Den Anforderungen des modernen Verkehrs konnten sie
wegen des mangelhaften Belages, der geringen Breite und der schlechten Vernetzung nicht standhalten.
Nicht ganz so schlimm sah es beim Schienennetz aus, da in der DDR die Bahn Priorität besaß. Die Ver-
netzung war bereits vor der Wende recht dicht, ein Großteil der Strecken war jedoch eingleisig, Signal-
anlagen und Stellwerke waren veraltet. Der Zustand der Trassen ließ oft nur eine geringe Reisege-
schwindigkeit zu.

Somit ist der Aufbau einer leistungsfähigen Infrastruktur eine enorme Herausforderung. Im Mittel-
punkt stehen dabei die 17 Verkehrsprojekte Deutsche Einheit (Tabelle A13). Sie sind Bestandteil des
Bundesverkehrswegeplans 1992 und genießen oberste Priorität. Hierfür wurden insgesamt 57 Mrd. DM
an Mitteln bereitgestellt Davon entfallen 30 Mrd. DM auf neun Schienenprojekte, 26 Mrd. DM auf sie-
ben Straßenprojekte sowie 4,5 Mrd. DM auf ein Wasserstraßenprojekt. Die Länder sind zur Durch-
führung der Projekte verpflichtet, sie haben aber ein Mitspracherecht bei der Festlegung der Trassen.
Gegenstand der Vorhaben sind im wesentlichen Ausbau und Modernisierung bestehender Strecken so-
wie in geringerem Umfang Neubau einiger Teilabschnitte zwecks Lückenschluß und besserer Vernet-
zung. Die sieben Straßenprojekte betreffen ausschließlich den Aus- und Neubau von Autobahnen. Hier-
durch sollen die Anbindung der Ballungsräume in Ostdeutschland an das Verkehrsnetz in Westdeutsch-
land sowie die Verbindung der Zentren in Ostdeutschland untereinander erreicht werden. Verkehrseng-
pässe in regionalen Straßennetzen sollen abgebaut, Ortsdurchfahrten entlastet und somit Fahrzeiten ver-
kürzt werdea Gegenstand der neun Schienenprojekte sind vorwiegend der zweigleisige Ausbau beste-
hender Strecken auf Fahrgeschwindigkeiten von mindestens 160 km/h, der Einbau modemer Signal- und
Telekommunikationsanlagen, der Bau elektronischer Steilwerke sowie der Neubau einiger Streckenteile
zwecks Lückenschluß. Auch hier werden eine bessere Anbindung an das Eisenbahnnetz in Westdeutsch-
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land, eine engere Vernetzung der Zentren in Ostdeutschland und eine erhebliche Reduzierung der Reise-
zeiten angestrebt.

Die Umsetzung der Vorhaben kommt insgesamt gesehen gut voran: Die Planungen werden zügig
durchgeführt. Ließen sich nach altem bundesdeutschem Planungsrecht derartige Investitionsvorhaben er-
fahrungsgemäß in einem Zeitraum von 10 bis 15 Jahren planen, so ermöglichen neue Gesetze, die Pla-
nungszeiten auf drei bis fünf Jahre zu verkürzen. Unterstützt wird die zügige Durchsetzung der Bau-
vorhaben durch die Delegierung der Projektbetreuung an eigens für die Verkehrsprojekte Deutsche Ein-
heit geschaffene Planungs- und Baugesellschaften. Diese praktizieren neue Formen der Auftragsver-
gabe. So werden sowohl beim Straßen- als auch beim Schienenbau nicht mehr wie bisher kleinere Lose
ausgeschrieben, sondern es werden gleich größere Streckenabschnitte im Paket vergeben. Dies erweist
sich als recht vorteilhaft.

Bei den Schienenprojekten sind die Vorplanungen, von wenigen Ausnahmen abgesehen, abgeschlos-
sen. Die Bauarbeiten sind größtenteils in vollem Gange, zahlreiche Streckenabschnitte sind bereits fer-
tiggestellt. Einigen Projekten, wie dem Ausbau der Strecke Erfurt-Nürnberg, drohen jedoch Verzögerun-
gen aufgrund der Einsprüche von Naturschützern. Auch soll es, dem Vernehmen nach, Engpässe bei der
Finanzierung geben. Bei den Autobahnprojekten sind die Planfeststellungsverfahren teilweise eingeleitet,
teilweise auch bereits abgeschlossen. Einige Abschnitte befinden sich in Bau, erst wenige andere sind
fertiggestellt.

Daneben wird der Ausbau der innerörtlichen Verkehrswege durch das Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetz gefördert. Dennoch gibt es finanzielle Engpässe, die eine plangemäße Durchführung gefähr-
den. Abhilfe soll das .JFemstraßenbauprivatfinanzierungsgesetz für Brücken und Tunnel" schaffen, das
die Beteiligung Privater bei der Planung, dem Bau, der Finanzierung und dem Betrieb von Brücken und
Tunneln bei Bundesfemstraßen ermöglicht Zur Refinanzierung können Mautgebühren erhoben werdea
So wurde im Oktober 1994 die Wamowquerung bei Rostock europaweit ausgeschrieben. Anfang Juni
1995 haben drei Bietergemeinschaften ihr Angebot für ein Betreibermodell abgegeben. Im Herbst 1995
soll die Entscheidung fallen. Weiterhin ist eine zweite feste Verbindung zur Insel Rügen für eine der-
artige Finanzierung im Gespräch. Mit Hilfe eines Ideenwettbewerbs soll zunächst die Durchführbarkeit
geprüft werden.

Falls alle Vorhaben wie geplant verwirklicht werden, dürfte Ostdeutschland in einigen Jahren über
eine Verkehrsinfrastruktur verfügen, die der in Westdeutschland nicht mehr viel nachsteht. Im Augen-
blick besteht freilich die Gefahr, daß wegen der Finanznot der öffentlichen Hände nicht jedes Projekt im
vorgesehenen Zeitrahmen oder in der vorgesehenen Form realisiert werden kann. So notwendig es ist,
daß bei leeren Kassen sämtliche Ausgaben auf den Prüfstand gehören — an denen für Verkehrsprojekte
in Ostdeutschland sollte zu allerletzt gespart werden. Der Ausbau der Infrastruktur muß höchste Priori-
tät behalten.

8. Freie Berufe: Den Neuanfang gemacht

a. Gründungsgeschehen

Freie Berufe hatten in einer sozialistischen Wirtschaftsordnung keinen Platz. Sie waren in der DDR bis
zur Bedeutungslosigkeit geschrumpft und mußten sich nach der Wende nahezu vollständig erneuern.59

Nach dem Übergang zur Marktwirtschaft gab es zeitweise in einzelnen Berufen einen regelrechten Nie-
derlassungsboom. Insgesamt wurden Ende 1994 rund 71 000 Selbständige in den Freien Berufen in Ost-
deutschland verzeichnet. Dir Anteil an allen Selbständigen lag bei etwa 15 vH (Tabellen 60 und 61). An
die Gründungsphase schließt sich nun offenbar eine Konsolidierungsphase an.

In den einzelnen Berufsgruppen zeigt das Gründungsgeschehen ein recht differenziertes Bild. Am
raschesten ließen sich Ärzte, Zahnärzte und Apotheker nieder, viele schon um die Jahreswende 1990/91.
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Tabelle 60 - Selbständige in Freien Berufen und Selbständige insgesamt in Ostdeutschland 1991-1994

1991 1992 1993 1994 Nachrichtlich:
Westdeutschland 1994

Selbständige in Freien Berufen (Tsd.) 39 65 70 71
Anteil an allen Selbständigen (vH) 11 17 16 15

Selbständige insgesamt*1 (Tsd.) 348 392 429 465
Anteil an allen Erwerbstätigen (vH) 4 6 7 7

aErgebnisse des Mikrozensus, jeweils April oder Mai.

493
17

2 823
10

Quelle: Statistisches Bundesamt; Institut für Freie Berufe.

Tabelle 61 - Anzahl der Selbständigen in Freien Berufen in Ostdeutschland nach Berufssparten 1990-1994a

Arzte
Zahnärzte
Tierärzte
Apotheker
Andere Freie Heilberufe
Rechtsanwälte
Patentanwälte
Nur-Notare
Steuerberater/-bevollmächtigte
Wirtschaftsprüfer/vereidigte Buchprüfer
Unternehmensberater
Andere wirtschafts- und steuerberatende Freie
Berufe
Architekten
Beratende Ingenieure
Andere technische und naturwissenschaftliche
Freie Berufe
Freie Kulturberufe
Insgesamt

1.10.1990b

650
900

.
50

.
1600

100
250
350

350

16000

1990

6000
4000

600

2000

370
2500

72

600
2000

22500

1991

14 370
7 800
2150
2000

2900
230
460

2800
150
500

2100
3 300

m

59500

1992

15 800
8 700
2040
2100
6 350
3 050

210
530

2 600
150
500

3 650
2 500
3 650

2650
10 800
65 300

1993

18 000
9150
2000
2 200
6 300
3400

200
560

2 500
150
500

3 700
3 900
4400

2 750
10500
70 200

1994b

16790
9 630
2 050
2450
6 380
3 700

150
560

2 800
150
550

3 800
4460
4600

2 850
10 500
71400

aJahresendstände. — ^1994 wurden 2 000 Freiberufler, die bis dahin statistisch Ostdeutschland zugerechnet worden sind.
aufgrund einer veränderten regionalen Zuordnung auf Westdeutschland übertragen.

Quelle: Institut für Freie Berufe.

Bei den Apothekern war dafür die frühe Privatisierung der Apotheken durch die Treuhandanstalt aus-
schlaggebend, bei den Ärzten und Zahnärzten die Erwartung, daß die Polikliniken, die tragende Säule
des staatlichen Gesundheitswesens, ihnen keine attraktiven und sicheren Zukunftsaussichten bieten wür-
den. Bei den Niederlassungsfoimen überwiegt die Neugründung von Einzelpraxen.60 Praxisübemahmen
haben vor allem 1990 und 1991 im Zusammenhang mit der Ausgliederung aus den Polikliniken eine
größere Rolle gespielt. Anders als in den alten Ländern kommt es bislang nur selten zu einer Praxisüber-
nahme aufgrund des Ausscheidens bisheriger Inhaber. In den letzten beiden Jahren haben die Grün-
dungsaktivitäten deutlich nachgelassen. Dies ist auf das Erreichen von „Sättigungsgrenzen" in einzelnen
Regionen und für einzelne Fachgruppen sowie auf die Niederlassungsbeschränkungen durch das Ge-
sundheitsstrukturgesetz zurückzuführen. In anderen Freien Heilberufen, so etwa bei Tierärzten, Heb-
ammen, Psychologen und Physiotherapeuten, erfolgten die Niederlassungen weitaus zurückhaltender.
Hier waren die wirtschaftlichen Voraussetzungen für eine selbständige Tätigkeit oft ungünstig.

Bei den rechts- und wirtschaftsberatenden Berufen verlief das Gründungsgeschehen ebenfalls recht
lebhaft, dennoch blieb das Angebot teilweise weit hinter der Nachfrage zurück. Es konnte anfangs fast
nur von Westdeutschen gedeckt werden, insbesondere bei Steuerberatern und Steuerbevollmächtigten
sowie bei Wirtschaftsprüfem und vereidigten Buchprüfern.61 Sie operierten teüs von den westlichen
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Bundesländern aus, ließen sich teilweise aber auch in den neuen Ländern nieder. Inzwischen werden
nach Abschluß ihrer Ausbildung vermehrt ostdeutsche Berufsangehörige tätig.

In den naturwissenschaftlich-technischen Freien Berufen verlief das Gründungsgeschehen teilweise
verhalten. Einerseits fehlte es ihnen an Nachfrage, andererseits machte ihnen die Konkurrenz westdeut-
scher Architekten und Ingenieure arg zu schaffen. Deren Angebote wurden bevorzugt, weil man bei
westdeutschen Berufsangehörigen Leistungsvorteile vermutete. Heute sind diese Anfangsschwierigkeiten
weitgehend überwunden. In Teilen der naturwissenschaftlich-technischen Freien Berufe gibt es inzwi-
schen sogar Angebotsengpässe.

b. Investitionen

In den Investitionen spiegeln sich unter anderem die berufsgruppenspezifischen Gründungsbedingungen
wider. So sind bei Ärzten, Zahnärzten und Apothekern hohe Investitionssummen notwendig. Entspre-
chend hohe Fremdfinanzierungsanteüe sind auch Ausdruck relativ geringer Gründungsrisiken und guter
Einkommenserwartungen (Tabelle 62). Angehörige anderer Freier Berufe haben deutlich weniger inve-
stiert. Darin drückt sich nicht nur der geringere Kapitalbedarf aus, sondern auch das höhere Gründungs-
risiko. Der überwiegende Teil der Investitionen wird fremdfinanziert — aüerdings mit berufsgruppen-
spezifischen Unterschieden —, was angesichts des zumeist geringen Vermögens der ostdeutschen Exi-
stenzgründer nicht verwundem kann. Oft wird in diesem Zusammenhang eine restriktive Haltung der
Geschäftsbanken bei der Vergabe von Gründungskrediten beklagt62 Offenbar schätzen die Banken die
Gründungsrisiken vielfach höher ein als die niederlassungswüligen Freiberufler.

Insgesamt sind in den vergangenen fünf Jahren nach Schätzungen des Instituts für Freie Berufe,
Nürnberg, von den Freiberuflern etwa 11 Mrd. DM investiert worden. Für einzelne Berufe — Ärzte,
Zahnärzte und Apotheker — ist eine eingehendere Analyse und ein Vergleich mit den westdeutschen
Strukturen möglich. Das Investitionsvolumen war bei ostdeutschen Ärzten und Zahnärzten anfangs be-
trächtlich niedriger als bei westdeutschen; diese Unterschiede haben sich inzwischen aber deutlich ver-
ringert (Tabellen 63 und 64). Bei den ostdeutschen Apothekern dagegen war das Investitionsvolumen

Tabelle 62 - Investitionen und Betriebsergebnisse bei Selbständigen in Freien Berufen in Ostdeutschland 1991/1992

Arzte
Zahnärzte
Tierärzte
Apotheker
Psychologen
Hebammen
Physiotherapeutische Berufe
Rechtsanwälte
Patentanwälte
Notare
Steuerberater/-bevollmächtigte
Wirtschaftsprüfer/vereidigte Buchprüfer
Untemehmensberater
Architekten
Beratende Ingenieure
Künstler
aDurchschnittliche Investitionen je Niederlassung. -

Investitionen
(DM)a

280000
290 000

86000
630000

30000
13 000
46000
62000
38 500

162 500
96 600

148 000
70 000
61000
53 000

darunter

Fremdkapital (vH)b

80,0
92,1
34,0
96,0
41,9
18,7
53,5
38,0
21,7
53,0
37,5
41.1
29,4
31,0
42,0

- "Durchschnittliche Fremdkapitalanteile an

Betriebsüberschüsse
(DM/Jahr)c

89000
117 000
50 000

114000
41500

5 800
22500
53 000
24900

135 000
47187

107 500
50000
85 200

114 665
6700

ier Gesamtinvestition.
— cDurchschnittliche Überschüsse der Betriebseinnahmen über die Betriebsausgaben je Selbständigen.

Quelle: Institut für Freie Berufe.
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Tabelle 63 - Ausgabenstruktur bei der Niederlassung von Zahnärzten in Ostdeutschland und Westdeutschland 1990-1994
(Anteile in vH)

Behandlungszimmer
Bau-, Umbaumaßnahmen
Betriebsmittel8

Nachrichtlich:
Investitionsvolumen (1 000 DM)D

Substanzwert/Neuanschaffungen
Firmenwert (Goodwill)
Bau-, Umbaumaßnahmen
Betriebsmittel*
Nachrichtlich:
Investitionsvolumen (1 000 DM)0

Ostdeutschland

1990

60
24
16

240

1 Cffi
} OO

15
19

207

1991

61
23
16

295

fLfC
OO

14
20

290

1992

61
24
15

405

1993 1994

Westdeutschland

1990 1991

Praxisneugründungen

65
19
16

431

69
12
19

416

68 65
10 14
22 21

448 452

Praxisübernahmen

.

37 47
34 28
7 5

22 20

359 384
aEingeräumte Kreditlinie. — "Je Praxis. — 'Behandlungszimmer (Übernahmewert).

1992

67
12
20

492

46
30
4

20

431

1993

65
13
22

481

51
25
4

19

429

1994

66
12
22

495

52
23
5

19

477

Quelle: Deutsche Apotheker- und Ärztebank e.G.; Institut der Deutschen Zahnärzte.

Tabelle 64 - Ausgabenstruktur bei der Niederlassung8 von Ärzten0 in Ostdeutschland und Westdeutschland 1991/92 und
1993/94 (Anteile in vH)

Praxisausstattung0

Bau-und Umbaumaßnahmen
Betriebsmittel4

Nachrichtlich:
Investitionsvolumen (1 000 DM)e

aNur Praxisneugründungen. — "Ohne Zahnärzte. —
— eJe Praxis.

Ostdeutschland

1991/92 1993/94

Westdeutschland

1991/92 1993/94

55 66 63 65
24 13 13 11
21 20 25 25

203 312 314 322

Einschließlich medizinischer Geräte. — "Eingeräumte Kreditlinie.

Quelle: Deutsche Apotheker- und Ärztebank e.G.; Zentralinstitut für die kassenärztliche Versorgung.

bei der Gründung oder Übernahme einer Apotheke im Durchschnitt höher als bei den westdeutschen
(Tabelle 65). Der Grund hierfür liegt darin, daß die ostdeutschen Apotheken im Durchschnitt größer
sind als die westdeutschen: Sie versorgen etwa doppelt so viele Einwohner (Tabeüe 66). Dies bedingt
höhere Aufwendungen sowohl für Umbau und Modernisierung der Geschäftsräume als auch für bauli-
che Maßnahmea Die Struktur der Niederlassungsinvestitionen zeigt für ost- und westdeutsche Ärzte,
Zahnärzte und Apotheker in den Grundzügen eine weitgehende Übereinstimmung. Lediglich für Bau-
und Umbaumaßnahmen mußten die ostdeutschen Existenzgründer anfangs einen deutlich höheren Anteü
ihrer Investitionsmittel aufwenden. Dies erklärt sich mit dem aügemein schlechteren Zustand der Ge-
bäude in Ostdeutschland. Inzwischen sind die Aufwendungen für Bau- und Umbaumaßnahmen rückläu-
fig. Dies beruht jedoch häufig wohl nur auf einer Verlagerung der Kosten. Wurden Bau- und Umbau-
maßnahmen anfangs vielfach in der Regie der Existenzgründer durchgeführt, werden Modernisierungs-
maßnahmen nun zunehmend von den Vermietern oder Eigentümern der Gebäude übernommen, so daß
die Verringerung des Investitionsvolumens einhergeht mit einem modernisierungsbedingten Anstieg der
Mietkosten. Lediglich bei der Übernahme bestehender Praxen sind die Aufwendungen für Bau- und Um-
baumaßnahmen auch weiterhin höher als in Westdeutschland.
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Tabelle 65 - Ausgabenstruktur bei der Niederlassung von Apothekern in Ostdeutschland und Westdeutschland 1992-1994
(Anteile in vH)

Warenlager
Geschäfts ausstattung
B au-/Umbaumaßnahmen
Sonstiges
Betriebsmittel8

Nachrichtlich:
Investitionsvolumen0 (1 000 DM)

Warenlager
Geschäftsausstattung
Firmenwert
B au-/Umbaumaßnahmen
Sonstiges0

Betriebsmittel8

Nachrichtlich:
Investitionsvolumen0 (1 000 DM)

Ostdeutschland

1992

18
47
16
6

13

744

10
19
42
11
9
9

1230

1993

17
45
16
8

14

782

14
27
35
15
0

10

863

1994

Westdeutschland

1992

Neugründungen

18
52
10
5

15

732

19
47
10
10
14

619

Übernahmen

15
20
40

8
4

12

886

16
16
51

2
4

11

684

1993

23
42

9
11
15

612

18
5

60
2
4

11

716
aEingeräumte Kreditlinie. — "Durchschnittsbeträge je Selbständigen. — cAls Restgröße ermittelt.

1994

19
47

4
16
14

665

19
9

56
1
4

12

633

Quelle: Deutsche Apotheker- und Ärztebank e.G.

Tabelle 66 - Versorgungsdichte8 bei Selbständigen in Freien Berufen in Ostdeutschland und Westdeutschland Anfang
1995

Arzte
Zahnärzte
Tierärzte
Andere Freie Heilberufe
Apotheker
Rechtsanwälte
Patentanwälte
Nur-Notare
Steuerberater/-bevollmächtigte
Wirtschaftsprüfer/vereidigte Buchprüfer
Unternehmensberater
Andere wirtschafts-/steuerberatcnde Freie Berufe
Architekten
Ingenieure
Andere technische/naturwissenschafth'che Freie Berufe
Freie Kulturberufe

"Selbständige je 100 000 Einwohner.

Ostdeutschland

104
60
13
40
15
23

1
3

17
1
3

24
28
29
18
65

Westdeutschland

146
62
11
68
30
89
2
2

68
14
14
38
65
30
28

114

Ostdeutschland zu
Westdeutschland

0,7
1,0
1,2
0,6
0,5
0,3
0,5
2,1
0,3
0,1
0,2
0.6
0,4
0,9
0,6
0,6

Quelle: Statistisches Bundesamt; Institut für Freie Berufe.

Es fällt auf, daß bei den ostdeutschen Existenzgründem sowohl für Ärzte als auch für Zahnärzte und
Apotheker in der Regel geringere Betriebsmittelkredite ausgewiesen werden als bei den westdeutschen
KoUegen. In der Regel erlaubt die Höhe der eingeräumten Betriebsmittelkredite Rückschlüsse über die
erwartete Dauer der Anlaufphase. In Ostdeutschland dürfte aufgrund geringerer Versorgungsdichten die
Anlaufphase tendenzieü kürzer sein als in Westdeutschland, und es wird dort für das persönliche Ein-
kommen des Praxis- oder Geschäftsinhabers im Durchschnitt ein niedrigerer Betrag veranschlagt.
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c. Versorgungsdichte

Das Angebot freiberuflicher Leistungen ist inzwischen in den neuen Ländern beachtlich angestiegen,
wenn auch in den einzelnen Berufsgruppen sehr unterschiedlich. Dementsprechend hat sich die Versor-
gungsdichte erhöht (Tabelle 66). Diese Größe ist allerdings ein Indikator des Angebots, und Vergleiche
sind nur insoweit aussagefähig, wie man von gleichartigen Nachfragestrukturen ausgehen kann. Dies
aber ist für Ostdeutschland und Westdeutschland nur in sehr eingeschränktem Maße der Fall. Lediglich
im Gesundheitswesen—jedenfalls soweit es Ärzte und Zahnärzte betrifft — kann man annähernd ver-
gleichbare Nachfragestrukturen annehmen. Hier jedoch kommt im rasch gewachsenen Angebot freibe-
ruflicher Leistungen vor allem die Entstaatlichung des ostdeutschen Gesundheitswesens zum Ausdruck,
nicht eine generelle Ausweitung der medizinischen Versorgung.

Für die Leistungen der rechts- und wirtschaftsberatenden Berufe sollte transformationsbedingt eine
teüweise höhere Nachfrage bestehen als in Westdeutschland. Trotzdem ist die Versorgungsdichte noch
immer sehr gering, was indes nicht unbedingt als Angebotslücke interpretiert werden kann. Häufig wer-
den die Aufgaben von westdeutschen Berufsangehörigen wahrgenommen. Besonders spüren die Selb-
ständigen in naturwissenschaftlich-technischen Freien Berufen die Konkurrenz westdeutscher An-
bieter.63 Die Freien Kulturberufe leiden vor allem darunter, daß sie bei den Ausgaben der öffentlichen
Haushalte am unteren Ende der Prioritätenliste stehen.

d. Kostenstruktur und Einkommenssituation niedergelassener Zahnärzte

Der Vergleich von Kostenstruktur und Einnahmensituation für die niedergelassenen Zahnärzte in Ost-
und Westdeutschland —nur für diese Berufsgruppe liegen brauchbare aktuelle Daten vor— zeigt
einerseits deutliche Niveau- und Strukturunterschiede, läßt andererseits eine Tendenz zur Angleichung
erkennbar werden (Tabelle 67). Die unterschiedlichen Kostenstrukturen sind sowohl gründungsbe-

Tabelle 67 - Einnahmen8 und Ausgaben bei niedergelassenen Zahnärzten in Ostdeutschland und Westdeutschland 1992
und 1993

Einnahmeüberschuß0

GesamteinnahmenCl<1

Betriebsausgaben41

Personalausgaben
Materialausgaben
Raumkosten
Zinsen für Praxisdarlehen
Abschreibungen
Übrige Betriebsausgaben

Nachrichtlich:
Fremdlaborausgaben

1992

1000
DM

154
346
192
57
24
16
11
54
29

179

vH

X

X

100
30
13
8
6

28
15

93

Ostdeutschland

1993

1000
DM

142 x
347 x
205 100

67 33
22 11
19 9
14 7
51 25
33 16

121 41
aEinnahmen aus selbständiger zahnärztlicher Tätigkeit. —

Veränderung
1993 gegen-
über 1992

vH

-8
0
7

17
-8
23
21
-7
11

-33

- bSteuerliche

Westdeutschland

1992

1000
DM

204
518
314
142
37
28
26
34
49

177

vH

X

X

100
45
12
9
8

11
16

44

1993

1000
DM

179
481
302
134
35
28
24
34
46

150

Einnahmenüberschüsse
cSumme der über die Kassenzahnärztliche Vereinigung (KZV) und der nicht über
clOhne Fremdlaborkosten. — x = keine sinnvolle Angabe möglich.

X

X

100
44
12
9
8

11
15

50

Veränderung
1993 gegen-
über 1992

vH

-12
_7
-4
-6
-4

2
-4
-1
-5

-15

je Praxisinhaber. —
die KZV vereinnahmten Beträge. —

Quelle: Zahnärztliche Mitteilungen.
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dingt — die Abschreibungen der ostdeutschen Zahnärzte sind höher — als auch anpassungsbedingt: Der
Anstieg der Personalkosten in Ostdeutschland (+17 vH 1993 gegenüber 1992) resultiert größtenteüs aus
der Annäherung der Löhne der ostdeutschen Beschäftigten an das westdeutsche Niveau, zu einem klei-
neren Teü auch aus der Ausweitung der Beschäftigung. Der starke Anstieg der Raumkosten (+23 vH)
erklärt sich im wesentlichen aus den Mietpreissteigerungen im Zuge der Grundmietenerhöhungen ebenso
wie durch Modernisierungsmaßnahmen, zum Teü auch daraus, daß Zahnärzte aus den Räumen der
ehemaligen Polikliniken nun zunehmend in neue Praxisräume umziehea Der Anstieg der Zinsen für
Praxisdarlehen (+21 vH) hat seinen Grund darin, daß für viele Existenzgründer, die Eigenkapitalhüfe
erhalten haben, die ans- und tügungsfreie Zeit zu Ende gegangen ist. In den hohen Fremdläborkosten
der ostdeutschen Zahnärzte — sie machten 1992 immerhin 93 vH der bereinigten Betriebskosten
aus64 — spiegelt sich ein hoher Nachholbedarf der Patienten an zahnprofhetischen Leistungen wider. Er
wurde nach Ankündigung des Gesundheitsstrukturgesetzes vielfach bereits im Jahr 1992 wirksam.

Der Einkommensrückstand der ostdeutschen Zahnärzte reduzierte sich von 25 vH im Jahr 1992 auf
20 vH im Jahr 1993, der Rückstand bei den Umsätzen verminderte sich von 33 vH auf 27 vH. Auch die
technische Ausstattung der Zahnarztpraxen hat sich der in Westdeutschland angenähert. Die Lage bei
den Zahnärzten zeigt einige wichtige Merkmale, die auch für die Lage in anderen Freien Berufen typisch
sind. So dürfte die Entwicklung der Löhne, Mieten und teüweise auch der Zinsen in anderen Be-
rufsgruppen ähnlich sein.

e. Beschäftigung

In den Freien Berufen in Ostdeutschland waren Mitte 1994 etwa 172 000 Personen sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigt, davon mehr als die Hälfte bei Ärzten, Zahnärzten und Apothekern (Tabelle 68).65

Auf jeden Selbständigen kamen etwa 2,2 Beschäftigte.66 Tatsächlich ist aber der Umfang der Beschäf-
tigten um einiges höher. Hinzuzuzählen sind mithelfende Familienangehörige, freie Mitarbeiter und ge-
ringfügig Beschäftigte. Über deren Zahl gibt es keine Auskünfte. Jeder fünfte Selbständige hat zudem
ein Ausbüdungsverhältnis begründet; insgesamt gibt es in Ostdeutschland 16 000 Auszubildende in den
Freien Berufea Hinter diesen Zahlen verbirgt sich, wenn auch anhand der verfügbaren Daten nicht
vollständig belegbar, ein beachtliches Beschäftigungswachstum. Viele Existenzgründer haben zunächst
als Ein-Mann-Untemehmen begonnen, schon um die wirtschaftlichen Risiken gering zu halten. Auch
gab es anfangs in einigen Berufen einen ausgeprägten Mangel an Fachkräften für die Gehilfenberufe.
Mit der Festigung der Existenzea mit dem Überschreiten einer gewissen Einkommensschwelle und mit
dem allmählichen Abbau der Qualifizierungsdefizite ist die Zahl der Beschäftigungsverhältnisse jedoch
ausgeweitet worden. Die Tatsache, daß die Beschäftigung dieses Volumen erreicht hat, deutet darauf
hin, daß sich viele Selbständige in Freien Berufen konsolidiert haben.

Tabelle 68 - Anzahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in Freien Berufen nach Berufsgruppen in Ostdeutsch-

land 1994

Arzte
Zahnärzte
Tierärzte
Apotheker
Rechtsanwälte
Notare

Insgesamt

42 500
34 500

2 700
16000
6 800
4 200

darunter:
Auszubildende

2 9 0 0
5 500

100
900

2100
650

Stcuerberater/S teuerbevollmächtigte
Wirtschaftsprüfer/vereidigte Buchprüfer
Architekten
Beratende Ingenieure
Andere Freie Berufe
Insgesamt

Insgesamt

14 500
1200

17 000
16000
16 600

172 000

darunter
Auszubildende

2 800
100
450
250
250

16000

Quelle: Institut für Freie Berufe.
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f. Frauen in Freien Berufen

In Ostdeutschland ist der Anteü von Frauen an den Selbständigen in Freien Berufen mehr als doppelt so
hoch wie in Westdeutschland (Tabelle 69). Die insgesamt größere Rolle der ostdeutschen Frauen als
Selbständige in den Freien Berufen ist zum großen Teü Folge einer höheren Beteiligung der Frauen am
Erwerbsleben in der DDR. Dies war einer der grundlegenden Unterschiede der Arbeitsmärkte in Ost und
West. Inwieweit dieser Unterschied Bestand haben wird, muß abgewartet werden. Für Westdeutschland
kann man generell von einer leicht steigenden Tendenz der Frauenanteüe ausgehen.67 Für Ostdeutsch-
land kann man annehmen, daß die Frauen gerade in den Segmenten des Arbeitsmarktes, die durch eine
höhere Qualifizierung gekennzeichnet sind — wie in den Freien Berufen —, ihre Stellung mittelfristig
im großen und ganzen halten werdea

Tabelle 69 - Anteil der Frauen an der Zahl der Selbständigen in Freien Berufen in Ostdeutschland und Westdeutschland
Ende 1993 (vH)a

Ärztinnen
Zahnärztinnen
Tierärztinnen
Apolhekerinnen
Rechtsanwältinnen
Patentanwaltinnen

Ostdeutschland

68
67
17
69
26
10

Westdeutschland

26
26
26
37
18
6

aKammermitglieder. — Ttlr die ausgewiesenen Berufe.

Notarinnen
Wirtschaftsprüferinnen
Buchprüferinnen
Architektinnen
Beratende Ingenieurinnen
Insgesamt0

Ostdeutschland

49
7

11
14
11
45

Westdeutschland

3
5

10
9
2

20

Quelle: Institut für Freie Berufe.

9. Wohnungswirtschaft: Deckelung der Mieten behindert Modernisierung

Die deutsche Vereinigung hat die Wohnungswirtschaft in Ostdeutschland vor große Anpassungsauf-
gaben gestellt In der DDR war das Wohnungswesen voüständig reguliert. Wohnraum war zwar bülig,
aber knapp. Größe und Ausstattung der meisten Wohnungen blieben hinter den Standards im Westen
weit zurück, und viele Wohngebäude waren dringend sanierungsbedürftig.

Im Einigungsvertrag wurde festgelegt, die Mieten in Ostdeutschland „unter Berücksichtigung der Ein-
kommensentwicklung schrittweise" anzuheben. Inzwischen sind die Mieten kräftig, auf etwa das Sieben-
fache ihres ursprünglichen Niveaus, angestiegen.68 Gleichwohl haben die verfügbaren Realeinkommen
der ostdeutschen Haushalte, in deren Berechnung neben den Preisen für die übrigen Güter des Waren-
korbs auch die der Mieten eingeht, von 1990 bis 1994 um rund ein Drittel zugenommen. Der Staat hat
die Umstrukturierung der Wohnungswirtschaft von Anfang an nachdrücklich unterstützt. Er hat sowohl
die Investitionen zur Verbesserung des Wohnraumangebots gefördert als auch die Nachfrage der Haus-
halte mit Hilfe des Wohngeldes gestärkt. Nicht zuletzt aufgrund dieser Förderaktivitäten konnten der
Wohnungsneubau und die Modernisierung des Wohnungsbestands in Gang gebracht werden. Dazu
haben auch die Anhebung der Bestandsmieten und die Lösung des Altschuldenproblems beigetragen.
Von 1991 bis 1994 wurden insgesamt 120 Mrd. DM im Wohnungsbau investiert. Mehr als die Hälfte
der Mittel diente der Renovierung und Modernisierung des Altbaubestands. 1994 betrugen die Inve-
stitionen rund 46 Mrd. DM, zwei Fünftel mehr als im Vorjahr. Dies waren 20 vH des Volumens der
Wohnbauinvestitionen in Westdeutschland (225 Mrd. DM). Angesichts des großen Rückstands in der
Wohnungsversorgung ist das jedoch nicht viel.
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a. Stand der Neuordnung, insbesondere der Privatisierung

Ungeklärte Vermögensfragen

Die Neuordnung der Vermögensfragen bei den ostdeutschen Wohnungsunternehmen hat noch keinen
befriedigenden Stand erreicht. Obwohl die gesetzlichen Möglichkeiten einer erleichterten Vermögenszu-
ordnung geschaffen worden sind, gibt es weiterhin Schwierigkeiten und Verzögerungen. Insbesondere in
den Gebieten des sogenannten komplexen Wohnungsbaus, den Plattenbausiedlungen, liegen vielfach
noch keine Zuordnungsbescheide vor. Sie sind jedoch Voraussetzung für die Eintragung des Eigentums
in das Grundbuch.69 Bei den Kapitalgesellschaften — ihre Hauptanteüseigner sind die Kommunen —
hatten Ende 1994 zwar etwa 70 vH der Geseüschaften das Eigentum an den Grundstücken und Wohn-
gebäuden erlangt. Doch befinden sich auf diesen bereits zugeordneten Grundstücken lediglich knapp
30 vH der kommunalen Wohnungen (Tabeüe 70). Ähnlich schleppend erfolgt bei den Genossenschaften
die Zuordnung der von ihnen bebauten Grundstücke.70 Ende 1994 befanden sich erst knapp 40 vH der
genossenschaftlichen Wohnungen auf Grundstücken, die ihnen bereits zugeordnet waren.

Ähnlich unbefriedigend ist der Verfahrensstand bei der Entscheidung über Restitutionsansprüche. Auf
etwa 520 000 der von den Untemehmen bewirtschafteten Wohnungen haben Alteigentümer Ansprüche
geltend gemacht. Ende 1994 lagen rechtskräftige Entscheidungen lediglich in rund 30 vH der Fälle vor.
Bei den übrigen 70 vH — dies sind rund 363 000 Wohnungen — können Instandsetzung und Moderni-
sierung demzufolge nicht oder nicht zügig in Angriff genommen werden.

Tabelle 70 - Ungeklärte Eigentums- und Vermögensfragen bei den ostdeutschen Wohnungsunternehmen 1994

Wohnungen der Kapitalgesellschaften0

Zuordnung aus kommunalem Vermögen beantragt
Abschließend geregelt
Nicht abschließend geregelt

Mit Restitutionsansprüchen behaftet
Abschließend geregelt
Nicht abschließend geregelt

Grundstückserwerb nach Sachenrechtsbereinigungsgesetz
Wohnungen der Genossenschaften

Zuordnung der Grundstücke beantragt
Abschließend geregelt
Nicht abschließend geregelt

Mit Restitutionsansprüchen behaftet
Wohnungen der Unternehmen insgesamt
darunter

Wohnungen, für die der Grundstückserwerb dem Sachenrechtsbereinigungsgesetz
unterliegt

Gerundet. — "Überwiegend in kommunaler Trägerschaft.

1994

Tsd.a vH

2 000 100

580 29
1420 71

550 27
160 8
360 18

1100 100

410 37
690 63

10 1
3100 100

90 3

Quelle: Gesamtverband der Wohnungswirtschaft.

Altschuldenhilfe

Im Rahmen der Solidarpaktvereinbarungen wurde die Altschuldenhilfe für die ostdeutschen Wohnungs-
untemehmen mit einer Privatisierungsverpflichtung verknüpft. Diejenigen Unternehmen, die von der an-
gebotenen Altschuldenkappung — Erlaß der 150 DM/m2 übersteigenden Altschulden — Gebrauch ma-
chen, müssen im Laufe von 10 Jahren mindestens 15 vH ihres vom Teilschuldenerlaß begünstigten
Wohnungsbestands privatisieren. Von den Privatisierungserlösen müssen die Wohnungsunternehmen, je
nach Zeitpunkt des Verkaufs, zwischen 20 vH und 90 vH an den Erblastenfonds abführen.71 Darüber
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hinaus bietet das Altschuldenhüfegesetz die Möglichkeit der Zinshüfe, d.h. die Übernahme der Zinszah-
lungen auf die Altschulden durch Bund und Länder bis Mitte 1995. Erst von diesem Zeitpunkt an
müssen die Unternehmen die verbleibenden Altschulden und Zinsen aus eigenen Mitteln bedienen.

Mit Altschulden von über 150 DM/m2 waren insgesamt 75 vH der Unternehmen für insgesamt 94 vH
des Wohnungsbestands belastet (Tabeüe AI 5). Knapp 300 Untemehmen mit einem Bestand von rund
310000 Wohnungen haben ausschließlich Zinshilfe beantragt. Etwa die Hälfte dieser Untemehmen
hatte eine Altschuldenbelastung von weniger als 150 DM/m2. Etwa 150 Unternehmen mit rund 150 000
Wohnungen haben weder Teüentlastung noch Zinshüfe beantragt. Unternehmen, die trotz einer Schul-
denhöhe von über 150 DM/m2 auf Altschulden- und Zinshüfe verzichtet haben, woüten in der Regel die
mit diesen Hufen verbundenen Auflagen vermeidea

Die Unternehmen schöpfen die angebotenen Entiastungsmöglichkeiten weitgehend aus. So beantrag-
ten rund 86 vH der Untemehmen für insgesamt 95 vH des Wohnungsbestands Altschulden- und/oder
Zinshüfe (Tabeüe 71). Damit summieren sich die beantragten Kappungs- bzw. Entlastungsbeträge auf
26,7 Mrd. DM. Die Kreditanstalt für Wiederaufbau, die mit der Abwicklung der Altschuldenhüfe be-
traut ist, hat bis Ende 1994 Teüentlastungen im Umfang von 14,7 Mrd. DM, die sich auf anerkannte
Altverbindlichkeiten von 24,7 Mrd. DM beziehen, zugesagt. Zinshüfe wurde 1994 auf anerkannte
Altverbindlichkeiten von 51,1 Mrd. DM gewährt. Mitte 1995 belaufen sich die anerkannten Altschulden
auf gut 54 Mrd. DM. Im ganzen gesehen, wird der Altschuldenkompromiß von der Wohnungswirtschaft
akzeptiert. Probleme sahen anfangs nur die Unternehmen, deren Bestand einen relativ hohen Anteü an
„Wendewohnungen" umfaßt. Ihre durchschnittliche Zinsbelastung lag auch nach der Kappung noch
deutlich über jenem Wert von 1 DM/m2, der bei den Kompromißverhandlungen als Zielgröße betrachtet
worden war.72 Für sie wurde eine Härtefallregelung getroffen.

Tabelle 71 - Inanspruchnahme des Altschuldenhilfegesetzes durch die ostdeutschen Wohnungsunternehmen (Stand: 1993)

Untemehmen

Anzahl vH

Wohnungen

Anzahl in Mill. vH
Insgesamt
Anträge insgesamt
darunter

Anträge auf Teilentlastung" und Zinshilfe
Anträge auf Zinshilfe

Verzicht auf Antragstellung0

1 110
960

670
290
150

100a

86

60
26
14

3,23
3,08

2,77
0,31
0,15

100a

95

86
10
5

aVon den 1 240 Mitgliedsuntemehmen des Gesamtverbands der Wohnungswirtschaft, die insgesamt rund 3,4 Mill. Woh-
nungen bewirtschaften, haben sich ander Jahresumfrage 1993 rund 1 100Unternehmen (91 vH) beteiligt. Sie bewirt-
schaften rund 3,2 Mill. Wohnungen (95 vH). — bErlaß der Altschulden, die 150 DM/m2 übersteigen. — Unternehmen,
die keine Altschulden haben oder deren Altschulden geringer sind als 150 DM/m2.

Quelle: Gesamtverband der Wohnungswirtschaft

Privatisierung

Aus der Inanspruchnahme der Altschuldenhilfe resultiert für die Unternehmen die Verpflichtung, bis
zum Jahr 2003 rund 330 000 Wohnungen zu privatisieren (Tabeüe 72). Die Untemehmen woüen aber
auch eine Reihe von Privatisierungen unabhängig von ihren Verpflichtungen nach dem Altschuldenhüfe-
gesetz durchführen. Noch größer ist das Potential der Privatisierung, wenn man die Rückgaben von
Wohnungen an Alteigentümer mit berücksichtigt. Die Zahl der Restitutionsfälle ist mehr als anderthalb-
mal so groß wie die Zahl der Wohnungen, die nach dem Altschuldenhüfegesetz zu privatisieren sind,
und allein die Zahl der noch nicht beschiedenen Fälle bei den kommunalen Wohnungsunternehmen ist
größer als der Gesamtumfang der Privatisierungsverpflichtung (Tabeüe 70).
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Tabelle 72 - Pläne zur Wohnungsprivatisierung in Ostdeutschland bis 2003

Geplante Privatisierungen
Privatisierungsverpflichtungen nach AHGa

Privatisierungsabsichten unabhängig vom AHG
Von Untemehmen, die...

über ihre Privatisierungspflicht hinausgehen
nur Zinshilfe beansprucht haben
keine Leistung nach AHG beansprucht haben

Rückgabe restitutionsbehafteter Wohnungen
Insgesamt
aAltschuldenhilfegesetz.

Anzahl der Wohnungen

380000
333 000
47 000

32 700
11900
2400

564 000
944000

Quelle: Gesamtverband der Wohnungswirtschaft.

Tabelle 73 - Wohnungsprivatisierung in Ostdeutschland 1990-1994

1990-1992
1993
1994
Insgesamt
darunter

Privatisierungen nach dem AHGC

bis Ende 1993
1994

Anzahl der privatisierten Wohnungen4*''

insgesamt

24 900
28 900
21000
74 800

48 500
14700

an bisherige Mieter

700
10 600

9 260

an Dritte

21900
10400

5 440

Gerundet. — "Ohne Restitution von Wohnungen. — cAnrechenbar auf die Privatisierungsverpflichtung laut Altschul-
denhüfegesetz.

Quelle: Gesamtverband der Wohnungswirtschaft.

Bei der Privatisierung nach dem Altschuldenhüfegesetz soüen die Untemehmen vorzugsweise die
Einzelprivatisierung betreiben und dabei die Wohnungen den bisherigen Mietern zum Kauf anbieten. Bis
Ende 1994 hatten die Untemehmen etwa 20 vH ihrer Privatisierungsverpflichtung erfüllt. Insgesamt ver-
äußerten sie seit der Wende rund 75 000 Wohnungen (Tabelle 73).73 Die Privatisierung wurde von
manchen Unternehmen auch schon vor der Altschuldenregelung mit Nachdruck betrieben, wobei Ver-
käufe an Dritte überwogen. Erst mit dem Altschuldenhüfegesetz haben die Käufe durch bisherige Mieter
an Gewicht gewonnen. Gleichwohl erfolgen auch weiterhin zahlreiche Verkäufe an Dritte. Inzwischen
ist entschieden worden, daß auch Verkäufe an Dritte auf die Erfüllung der Privatisierungsverpflichtung
angerechnet werden können, wenn sich die Erwerber verpflichten, die Wohnungen später den Mietern
zum Kauf anzubieten (sogenannte mietemahe Privatisierungen). Im laufenden Jahr planen die Unter-
nehmen, rund 74 000 weitere Wohnungen zu privatisieren. Dann hätten sie ihre Privatisierungsver-
pflichtung Ende 1995 zu etwa 40 vH erfüllt. Jedoch stehen einer zügigen Fortführung Hindernisse ent-
gegen:

Ungeklärte Vermögensfragen. Altbaubestände, die aufgrund ihrer Lage im Stadtgebiet und des Zu-
schnitts ihrer Wohnungen in der Regel gut für eine Veräußerung an die Mieter geeignet wären, stehen
vielfach wegen ungeklärter vermögensrechtlicher Fragen — oft infolge fehlender Grundbücher — nicht
rasch genug für eine Privatisierung zur Verfügung. Hier bestraft die im Zeitablauf progressive Erlösab-
führungspflicht die Unternehmen für Verzögerungen, die sie nicht zu vertreten haben.
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Sanierungsbedarf. Der Privatisierung geht in der Regel mindestens eine Sanierung des Gemeinschafts-
eigentums voran, und Sanierungsmaßnahmen erhöhen die Preise, zu denen die Wohnungen den Mietern
zum Kauf angeboten werden. Bei hohem Sanierungsbedarf scheuen die Mieter dann nicht selten die fi-
nanziellen Belastungen, die mit dem Eigentumserwerb verbunden sind. Viele Mieter möchten weiterhin
zur Miete wohnen, denn Sanierungsmaßnahmen gelten größtenteils als „Instandhaltung und Instand-
setzung", deren Kosten grundsätzlich nur dann umgelegt werden können, wenn die Mieter dem zu-
stimmen.
Geringes Kaufinteresse der Mieter. Viele Mieter zeigen sich recht zurückhaltend, was den Erwerb ihrer
Wohnung angeht. Die Gründe hierfür liegen in ihrer Einkommens- und Vermögenssituation, in ihrem
bereits fortgeschrittenen Alter oder in einer mangelnden Attraktivität der Privatisierungsobjekte, z.B. bei
Plattenbauten.74

hi einer Reihe von Fällen können sogenannte mietemahe Formen der Privatisierung leichter realisiert
werden als der direkte Verkauf an einzelne Mieter. Folgende Modeüe sind bislang schon, und in der Re-
gel mit Erfolg, praktiziert worden: GenossenschaftsmodeUe (Gründung von eigentumsorientierten Mie-
tergenossenschaften, sogenannte Genossenschaftsprivatisierung), Zwischenerwerbermodelle (En-bloc-
Verkauf an Investoren) und Fondslösungen (Verkauf an institutionelle Anleger in geschlossenen Immo-
bilienfonds).

Gemeinsam ist diesen Modellen, daß sie die spätere Veräußerung der Wohnungen an die Mieter — in
Form einer Verpflichtung des Zwischenerwerbers und einer Option für den Mieter — beinhalten. Bei
der Genossenschaftsprivatisierung bringt ein Wohnungsunternehmen, oder die Treuhandliegenschaftsge-
seüschaft, einen Teü des Wohnungsbestands in eine neue, von den Mietern zu gründende Genossen-
schaft eia Die Mieter erhalten dabei eine eigentumsähnliche Wohn- und Mietsicherheit sowie ein Vor-
kaufsrecht, falls die Genossenschaft die Wohnungen später veräußert. Zwischenerwerbermodeüe
beruhen auf dem Verkauf von Wohnungen an Dritte (Investoren, BeteiligungsgeseUschaften oder
Bauträger). Diese erwerben sie und verpflichten sich, sie zu einem späteren Zeitpunkt an die Mieter zu
privatisieren. Im Rahmen von Fondslösungen übernehmen geschlossene Immobilienfonds das Eigentum
an den zu privatisierenden Wohnungen. Die Wohnungen soüen in der Regel später weiterveräußert
werden, wobei den Mietern ein Vorkaufsrecht eingeräumt wird.

Als weitere Alternativen zur Einzelprivatisierung werden Erbbaurechte und dingliche Dauerwohn-
rechte diskutiert. Hierbei handelt es sich um eigentumsähnliche Rechte, die von den Mietern mit einem
relativ geringen Kapitaleinsatz erworben werden können. Die Wohnungsunternehmen fordern die Aner-
kennung auch dieser Privatisierungsinstrumente, denn ihr Einsatz ermögliche durch problemgerechte
Lösungen eine Beschleunigung der Privatisierung und damit — angesichts der progressiven Abfüh-
rungspflicht — höhere Privatisierungserlöse für die Unternehmen.

b. Mieteinnahmen und Bestandsinvestitionen

In der DDR waren die Mietpreise staatlich reglementiert und auf sehr niedrigem Niveau festgeschrieben:
Die Kaltmieten lagen 1989 durchschnittlich bei nur 1 DM/m2. Damit konnte der Wohnungsbestand ko-
stendeckend bewirtschaftet werden; Investitionen zur Erhaltung und Modernisierung des Wohnungsbe-
stands rentierten sich nicht und unterblieben weitgehend. Die Defizite der Wohnungswirtschaft wurden
größtenteüs aus dem Staatshaushalt gedeckt.

hi Ostdeutschland sind die Bestandsmieten weiterhin preisgebunden.75 Sie wurden bislang durch zwei
Grundmietenverordnungen angehoben. Die erste Grundmietenverordnung ermöglichte ab Oktober 1991
die Anhebung der Mieten um durchschnittlich 1 DM/m2. Es gab Differenzierungsspielräume von
+/-0.15 DM je nach Wohnungsausstattung und Gemeindegröße. Außerdem wurde die verbrauchsbezo-
gene Abrechnung der Betriebskosten eingeführt. Die .kalten" Betriebskosten können seitdem voüstän-
dig, die „warmen" Betriebskosten konnten bis zur zweiten Grundmietenverordnung bis zu einem
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Höchstbetrag von 3 DM/m2 (Kappungsgrenze) auf die Miete umgelegt werden.76 Die Solleinnahmen
aus der Grundmiete stiegen auf monatlich 2 DM/m2 (Tabelle 74). Damit konnten die Wohnungsunter-
nehmen nun immerhin die Verwaltungskosten bestreiten und die dringendsten Reparaturen durchführen.
Bei den „warmen" Betriebskosten erwirtschafteten sie teüweise weiterhin hohe Defizite aufgrund der
Höchstgrenze bei der Umlegung. Folglich mußten sie ihre Investitionspläne stark einschränken. Sie hat-
ten für 1992 zunächst Instandhältungs-, Instandsetzungs- und Modemisierungsmaßnahmen im Umfang
von rund 6 Mrd. DM geplant, konnten jedoch nur ein Volumen von rund 3,3 Mrd. DM verwirklichen.
Davon entfiel der Löwenanteü auf Instandhaltung und Instandsetzung. Lediglich für rund 60 000 Woh-
nungen, knapp 2 vH des Bestands, konnte mit mietenwirksamen Modernisierungen begonnen werdea

Tabelle 74 - Mieteinnahmen ostdeutscher Wohnungsuntemehmen 1991-1994

Einnahmen aus der Grundmietea insgesamt (Mill. DM)
darunter:

Aus Modemisierungsumlage (Mill. DM)
Nachrichtlich:
Grundmiete je m2 Wohnfläche" (DM/m2)

Solleinnahmen je Monat. — "Jeweils im Dezember.

1991

367

2

1992

386

5

2

1993

730

20

3,90

1994

840

4,80

Quelle: Gesamtverband der Wohnungswirtschaft.

Die zweite Grundmietenverordnung ermöglichte eine Anhebung der Mieten um einen Sockelbetrag
von 1,20 DM/m2 ab Januar 1993. Darüber hinaus konnte die Miete durch sogenannte Beschaffenheits-
zuschläge, differenziert nach Gebäudezustand und Wohnungsausstattung, angehoben werdea Auf die-
sem Wege ergaben sich weitere Mieterhöhungsspielräume, zunächst von monatlich 2,10 DM/m2 ab
Januar 1993 und dann von monatlich 0,60 DM/m2 ab Januar 1994. Die Einnahmen aus der Grundmiete
stiegen damit insgesamt auf monatlich 3,90 DM/m2 im Dezember 1993 und 4,50 DM/m2 im Januar
1994. Bis Ende 1994 stieg die durchschnittliche Grundmiete, vor aüem durch Modemisierungsumlagen,
auf 4,77 DM/m2 (Tabelle 74). Die Kappungsgrenze für die Umlegung der „warmen" Betriebskosten
wurde im Januar 1994 auf monatlich 2,50 DM gesenkt, doch per Saldo verbesserte sich die Einnahme-
situation der Wohnungsunternehmen soweit, daß sie beginnen konnten, den Investitionsstau abzubauen.
1993 und 1994 wurde das Investitionsvolumen, insbesondere bei den Modemisierungsmaßnahmen, be-
trächtlich ausgeweitet (Tabelle 75).

Tabelle 75 - Bestandsinvestitionen ostdeutscher Wohnungsunternehmen 1991-1994

Instandhaltung und Instandsetzung
Aufgewendete Mittel (Mill. DM)
Aufwand je Wohnunga (DM)

Modernisierung''
Aufgewendete Mittel (Mill. DM)
Wohnungen (Tsd.)
Aufwand je Wohnung0 (DM)

Insgesamt (Mill. DM)
aBezogen auf den Gesamtbestand der Wohnungen.
sierten Wohnungen.

1991

2 840
890

450
60

7 400
3 290

1992

4970
1480

2550
260

9780
7 520

• 1993

5 920
1830

4970
560

8 940
10 890

— "Mietenwirksame Modernisierung. — bezogen

1994

5 400

7 700

13 000

auf die moderni-

Quelle: Gesamtverband der Wohnungswirtschaft.
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Die privaten Wohnungseigentümer haben anscheinend gegenüber den Wohnungsunternehmen einen
erheblichen Vorlauf bei den Modemisierungsmaßnahmen (Tabelle 76). Während die kommunalen Woh-
nungsuntemehmen gut ein Fünftel ihrer Wohnungen modernisierten, waren es bei privaten Vermietern
anteilsmäßig etwa doppelt so viele. Für diese Unterschiede gibt es vor aüem folgende Gründe: Die
Wohnungen der kommunalen Unternehmen sind insgesamt in einem schlechteren Zustand als die der
Privaten. Die Untemehmen müssen deshalb in einem größeren Umfang einen aus der Vorwendezeit
herrührenden Stau nicht durchgeführter Instandhaltungs- und Instandsetzungsmaßnahmen abarbeiten.
Da sie durch diese Maßnahmen ihre Finanzierungsspielräume anfangs weitgehend ausschöpften, fällt
ihnen die Finanzierung schwerer.

Tabelle 76 - Modemisierungsmaßnahmen an Wohnungen in Ostdeutschland nach Eigentümern 1992-1994a (vH)

Gegenstand der
Modernisierung

Insgesamt Selbstgenutzte
Wohnungen

Mietwohnungen

Insgesamt darunter. Wohnungen im Besitz .

kommunaler
Untemehmen

privater Eigen-
tümer

Küche
Bad/WC
Heizung
Fenster
Sonstiges
Insgesamt1'

6,8
10,2
16,3
19,1
19,6
41,0

10,2
18,0
27,8
32,6
37,0
68,7

4,9
6,9

11,9
14,0
13,1
30,2

4,6
4,4
4,9
7,9

10,9
22,0

7,5
13,7
24,1
25,3
16,2
46,0

aAnteile bezogen auf alle Wohnungen des jeweiligen Typs. — "Wohnungen, in denen mindestens eine der genannten
Maßnahmen durchgeführt wurde.

Quelle: DIW.

Die hohen Mietpreissteigerungen bei Wohnungen von privaten Eigentümern, insbesondere bei frei-
stehenden Ein- und Zweifamilienhäusern, sind somit auch Ausdruck umfangreicher Modemisierungs-
aktivitäten (Tabelle A16).

Die Wohnungsunternehmen wollen ihre Modemisierungsanstrengungen 1995 verstärken, sehen sich
in ihren Finanzierungsmöglichkeiten jedoch beschränkt. Sie argumentieren vor aüem damit, daß sie ent-
sprechend den Vereinbarungen des Altschuldenkompromisses ab dem 1. Juli 1995 zur Bedienung der
Altschulden herangezogen werden. Das Mietenüberleitungsgesetz soll ihnen aber bis Ende 1997 die
dafür benötigten Mieterhöhungsspielräume verschaffen und die Einführung des Vergleichsmietensy-
stems vorbereiten. Es sieht vor, daß beim Altwohnungsbestand

- der Mietzins in bestehenden Verträgen in zwei Schritten um insgesamt 20 vH erhöht werden kann.77

Die Anhebung soü im ersten Schritt 15 vH betragen und zum 1. August bzw. 1. September 1995
wirksam werdea Der zweite Schritt soü zum 1. Januar 1997 durchgeführt werden — aüerdings nur
in größeren Gemeinden;78

- die Umlage von Modemisierungskosten auf 3 DM/m2 begrenzt wird;
- bei neuen Mietverhältnissen das Niveau der Mieten in bestehenden Verträgen um bis zu 15 vH über-

schritten werden darf. Diese Kappungsgrenze soü für zwei Jahre bis Mitte 1997 gelten. Ab Juli 1997
soll sie entfallen, so daß die Miete bei Neuabschluß eines Vertrages dann um bis zu 20 vH angehoben
werden kann.

Gleichzeitig mit dem Mietenüberleitungsgesetz sind die Gültigkeitsdauer des Wohngeldsondergesetzes
bis Ende 1996 verlängert und die Wohngeldleistungen durch Anhebungen des Freibetrags sowie der Ein-
kommensgrenze verbessert worden.
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Die Bestimmungen des Mietenüberleitungsgesetzes — sie dürften zu einem Anstieg der Mieten von
durchschnittlich etwa 0,70 DM/m2 führen — schaffen also nur einen begrenzten Mieterhöhungs-
spielraum. Sie begrenzen die Ertragskraft der Untemehmen und folglich ihre Investitionsmöglichkeiten.
Ähnlich wirkt die Kappungsgrenze von 3 DM/m2 bei der Umlegung der Modemisierungskosten. Die
Wohnungsunternehmen geben an, aufgrund dieser Beschränkungen das für 1995 geplante Investitions-
volumen von 20 Mrd. nur etwa zur Hälfte realisieren zu können.

Mit dem Mietenüberleitungsgesetz ist die Angleichung der „Spielregeln" für die ostdeutsche Woh-
nungswirtschaft durchaus noch nicht abgeschlossen, denn es führt noch nicht das Vergleichsmietensy-
stem eia Vielmehr schafft es pauschalierte Mieterhöhungsmöglichkeiten, von denen erwartet wird, daß
sie — anknüpfend an die Beschaffenheitszuschläge der zweiten Grundmietenverordnung — zu einer
weiteren Differenzierung der Mietenstruktur nach Wohnwerten führen und so die Einführung des Ver-
gleichsmietensystems vorbereitea Und auch beim Vergleichsmietensystem handelt es sich keineswegs
um eine Freigabe der Mieten, sondern um eine spezifische Form der staatlichen Regulierung der Mietea

c. Förderung von Eigentumsbildung und Modernisierung

Mit dem Beschluß des Mietenüberleitungsgesetzes ist zwar ein Teü der Unsicherheit über den künftigen
Kurs in der Mietenpolitik und damit eines der schwerwiegenden Investitionshindemisse ausgeräumt.
Andere Hindemisse bestehen aber fort:79

- Die Beleihbarkeit von Grundstücken und Gebäuden ist immer noch stark eingeschränkt. Schwer
wiegt, daß die Fragen des freien Besicherungsspielraums für die mit Altschulden belasteten Gebäude
noch nicht geklärt sind. Zudem kann die Aktivseite der Unternehmensbüanzen gegenwärtig nicht zu-
verlässig bewertet werden, denn die Entlastung durch das Altschuldenhüfegesetz ist erst dann tat-
sächlich gegeben, wenn die Unternehmen ihre Privatisierungsverpflichtung erfüllt haben — eine Fra-
ge, die sich erst im Jahr 2003 beantworten läßt. Soweit sie ihre Verpflichtungen dann nicht erfüllt
haben sollten, droht ihnen eine entsprechende Wiederanlastung der Altschulden.

- Die Besicherung langfristiger Darlehen durch Grundpfandrechte ist oft noch nicht möglich. Denn
dort, wo die Eigentumsverhältnisse bzw. die Ansprüche auf Rückübertragung noch nicht geklärt sind,
wo getrennte Eigentumsansprüche auf Grundstücke und Gebäude bestehen, wo die Vermessung noch
nicht erfolgt ist und wo Zuordnungsbescheide nach dem Vermögenszuordnungsgesetz noch nicht er-
teüt sind oder wo Grundbuchauskünfte fehlen, können auch Grundpfandrechte nicht besteüt und nicht
eingetragen werden. Übergangsbürgschaften können diese Probleme allenfalls lindem, nicht aber lö-
sen, da sie nur einen unzureichenden Sicherungswert haben.

Zudem ist die Vermögensbüdung sowohl bei den Privaten als auch bei den Wohnungsunternehmen
nach wie vor gering. Investitionen müssen daher mit höheren Fremdkapitalanteüen finanziert werden,
und die Kreditgeber müssen höhere Risiken übernehmen, als es bei höheren Eigenkapitalanteüen der Faü
wäre (Tabelle AI7). Die Kreditnehmer sind jedoch nur begrenzt in der Lage, die aus einem höheren
Fremdkapitalanteü resultierenden höheren Finanzierungskosten zu tragen, da die laufenden Einkommen
vielfach noch gering sind. Liquiditätsengpässe erschweren Investitionen gerade in der Anfangsphase.
Diese Schwierigkeit wächst sich zu einem echten Hindernis aus, wenn etwa das für die Inanspruch-
nahme von Fördermitteln erforderliche Eigenkapital nicht nachgewiesen werden kann oder, wie beim
Einsatz von KfW-Krediten, die Liquidität durch hohe Tügungsraten beansprucht wird.

Solange es nicht gelingt, diese Hürden aus dem Weg zu räumen, brauchen die Wohnungsuntemehmen
ebenso wie private Vermieter und Eigenheimbesitzer auch künftig die „Steighüfe" der Investitionsförde-
rung. Das gegenwärtig bestehende Förderinstrumentarium im Bereich des Wohnungsbaus ist vielge-
staltig. Es umfaßt folgende Maßnahmen:
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- Maßnahmen der steuerlichen Förderung. Dies sind im wesentlichen die Sonderabschreibungen für
die Erstellung und umfassende Sanierung von Mietwohnungen nach dem Fördergebietsgesetz sowie
der Abzug von Sonderausgaben für den Erwerb von Wohneigentum (§ lOe EStG) und für Moderni-
sierungs- und Erhaltungsmaßnahmen bei selbstgenutztem Wohneigentum nach dem Fördergebiets-
gesetz.

- Wohnraummodernisierungsprogramm der Kreditanstalt für Wiederaufbau. Dieses Programm ist
mit einem Volumen von 60 Mrd. DM ausgestattet und bietet zinsgünstige Darlehen mit bis zu fünf
tilgungsfreien Jahren und einer Laufzeit von bis zu 25 Jahren. Besonders günstige Konditionen
werden bei Krediten zur Instandsetzung und Modernisierung von Plattenbauten eingeräumt.80

- Zahlreiche Länderprogramme zur Förderung des sozialen Wohnungsbaus, zum Eigentumserwerb
sowie zur Modernisierung und Instandsetzung. Finanzhüfen des Bundes (1993: 1,25 Mrd. DM) er-
gänzen die Ausstattung der Länderprogramme.

In diesem Rahmen hat der Bund den Wohnungs- und Städtebau in Ostdeutschland von 1990 bis 1994
mit Finanzhilfen von rund 42 Mrd. DM unterstützt.81 Davon entfaüen etwa 9 Mrd. DM auf Zuschüsse
und 33,2 Mrd. DM auf zinsverbüligte Kredite, ausgereicht von der Kreditanstalt für Wiederaufbau. Mit
diesen Krediten wurde ein Investitionsvolumen von schätzungsweise 130 Mrd. DM angeschoben. Rund
3 Mill. Wohnungen, etwa 45 vH des Wohnungsbestands in Ostdeutschland, profitierten von der Förde-
rung der Modemisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen.

Ungeachtet der spürbaren Verbesserungen in der Wohnqualität, die inzwischen erreicht wurden, stellt
sich die Frage, inwieweit die eingesetzten Förderinstrumente geeignet sind, die jeweilige Zielsetzung zu
erreichea Sonderabschreibungen begünstigen jene Investoren, die ihre Abschreibungsveriuste mit hohen
anderweitigen Einkünften verrechnen können, Abzüge vom zu versteuernden Einkommen begünstigen
vor allem Investoren mit einem hohen Grenzsteuersatz, und die Begrenzung des Schuldzinsabzugs be-
nachteiligt Bauherren und Erwerber von Eigenheimen, die nur über wenig Eigenkapital verfügen und
daher einen hohen Anteü von Fremdkapital zur Finanzierung ihrer Investition brauchen. In der Regel
haben Hauseigentümer und die Erwerber von Wohneigentum in Ostdeutschland ein geringeres Einkom-
men und einen niedrigeren Steuersatz als Westdeutsche. Die steuerliche Förderung ermuntert daher vor
allem westdeutsche Investoren, sich in Ostdeutschland zu engagieren.82 Vor diesem Hintergrund wird
vielfach am Markt vorbei gebaut.

Die im Juni 1995 auf Regierungsebene beschlossenen Änderungen der steuerlichen Wohneigentums-
förderung dürften die bisherige Begünstigung der westdeutschen Investoren vermindern. Die Umstellung
der Förderung vom Sonderausgabenabzug nach § lOe EStG auf eine einheitliche Bauzulage begünstigt
die Bezieher niedriger Einkommen und kommt damit vor allem den ostdeutschen Haushalten zugute.83

Ähnliches gut für die Anhebung der Einkommensgrenzen und des Förderhöchstbetrags bei der Bauspar-
förderung, wenngleich der bisherige Sonderausgabenabzug für Bausparbeiträge abgeschafft wird. Diese
Änderungen soüen bundesweit gelten. Spezieü für die neuen Länder ist vorgesehen, weitere Finanzie-
rungshilfen in Form von Bürgschaften anzubietea

Bis Ende 1994 wurden in Ostdeutschland mit Hufe zinsverbilligter Kredite aus dem Wohnraummo-
dermsierungsprogramm der Kreditanstalt für Wiederaufbau knapp 2 Mill. Wohnungen, etwa ein Drittel
des Bestands, instand gesetzt und/oder modernisiert (Tabeüe AI8). Dafür wurden Kredite im Umfang
von 33,2 Mrd. DM ausgereicht, so daß das insgesamt 60 Mrd. DM umfassende Programm zu über
50 vH ausgeschöpft wurde.84 Eine besonders hohe Inanspruchnahme verzeichnet das 10 Mrd. DM um-
fassende Teüprogramm zur Modernisierung von Plattenbauten: Es war Ende 1994 bereits zu drei Vier-
teln ausgeschöpft; inzwischen dürften die Mittel nahezu vollständig vergeben sein.

Die maximale Förderung mit einem Kreditbetrag von 500 DM/m2 wurde 1994 von knapp einem Vier-
tel der Kreditnehmer ausgeschöpft. 1993 war dies erst bei einem Sechstel der Kreditzusagen der Faü.
Durchschnittlich erreichten die Investitionen 1994 ein Volumen von 450 DM/m2 (1993: 300 DM/m2),
dabei wurden durchschnittlich 305 DM/m2 als Kredit zugesagt (1993: 235 DM/m2). Die Zurückhaltung,
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die darin zum Ausdruck kommt, dürfte einen Grund in unsicheren Einkommenserwartungen haben,
einen anderen aber auch darin, daß die Kosten von Instandsetzungsmaßnahmen nicht auf die Miete um-
gelegt werden können. Westdeutsche Wohnstandards werden mit den bisher durchgeführten Modernisie-
rungsmaßnahmen in der Regel wohl noch nicht erreicht.

Am lebhaftesten haben — vor allem zu Beginn — private Haushalte die Förderkredite nachgefragt
(Tabellen AI 8 und A19). Vor aüem selbstnutzende Eigentümer hatten nur selten Schwierigkeiten bei der
Besicherung der Kredite. Die Wohnungsunternehmen waren dagegen sowohl durch ungeklärte Eigen-
tumsfragen als auch durch hohe Altschulden und geringe Mieteinnahmen in der Besicherung und Bedie-
nung von Krediten stark beschränkt. Erst mit dem Altschuldenkompromiß und der zweiten Grundmie-
tenverordnung hat sich ihre Lage so weit verbessert, daß auch sie die angebotenen Förderkredite zu-
nehmend nachfragten.

Der Vorsprung, den die privaten Haushalte bei der Wohriraunimodernisierung haben, zeigt sich in
einem durchschnittlich höheren Investitionsvolumen, spiegelt sich in der Art der durchgeführten Mo-
dernisierungsmaßnahmen und schlägt sich in der Mietenstruktur nieder (TabeUe A19). Während die Pri-
vaten schon zu Beginn der Förderung zwei Drittel der zugesagten Kredite für Energiesparmaßnahmen
und lediglich ein Drittel für Maßnahmen der Instandsetzung sowie der Gebrauchs- und Wohnwertver-
besserung einsetzten, war dieses Verhältnis bei den Wohnungsunternehmen anfangs genau umgekehrt.
Sie mußten zunächst einen großen Stau unterlassener histandhaltungs- und Instandsetzungsmaßnahmen
abbauen, ehe sie in nennenswertem Umfang mit mietenwirksamen Modernisierungen beginnen konnten.

Bei den privaten Wohnungseigentümern sind es vor allem die Besitzer freistehender Ein- und Zwei-
familienhäuser, die schon früh begannen, umfangreiche Maßnahmen durchzuführen. Private Eigentümer
von Mehrfamilienhäusern dagegen haben vermutlich deutlich weniger in die Wohnraummodernisierung
investiert. Dies zeigt ein Blick auf die Mietenstruktur nach Gebäudetypen (TabeUe AI 6). Allein für
Wohnungen in freistehenden Ein- und Zweifamilienhäusern ist die Angleichung an das westdeutsche
Mietenniveau schon so gut wie vollzogen.

III. Wirtschaftspolitische Folgerungen: Förderung zielgerechter gestalten

Fünf Jahre nach der wirtschaftlichen Vereinigung sind die Fortschritte beim Aufbau einer neuen Wirt-
schaftsbasis in Ostdeutschland unübersehbar: Die gesamtwirtschaftliche Produktion steigt nun schon im
vierten Jahr hintereinander mit einer beachtlichen Rate, und auch der überregionale Absatz, obgleich
aües in allem noch schwach, nimmt inzwischen stetig zu. Selbst am Arbeitsmarkt sind erste Anzeichen
einer Besserung erkennbar. Die großen Anstrengungen auf vielen Gebieten — bei der Privatisierung,
Sanierung und Umstrukturierung der Unternehmen, bei der Reorganisation der Verwaltung und beim
Ausbau sowie der Modernisierung der Infrastruktur — zahlen sich nun aus. Wer aüerdings, wie es in
diesem Bericht geschieht, nüchtern Büanz zieht, darf nicht nur Positionen auf der Habenseite addieren,
sondern muß auch gegenrechnen, was weiterhin auf der Sollseite steht. Die Schäden aus vierzig Jahren
sozialistischer Planwirtschaft, aber auch die Folgen von Fehlem, die bei der Einführung der Marktwirt-
schaft gemacht wurden, sind längst nicht beseitigt. Der Rückstand, den die ostdeutsche Wirtschaft im
Vergleich zur westdeutschen Wirtschaft hat, ist im ganzen immer noch groß. Doch das sollte Anlaß
sein, das Ziel — die Schaffung einer aus eigener Kraft lebensfähigen Wirtschaft — fest im Auge zu be-
halten und den eingeschlagenen Weg beharrlich weiterzugehen.

Es spricht vieles dafür, daß sich der Wachstumsprozeß in Ostdeutschland mit ähnlich hohem Tempo
wie bisher fortsetzen wird. Zahlreiche Investitionsvorhaben sind auf den Weg gebracht, sie werden nach
und nach produktionswirksam. Auch die Erweiterung und Ergänzung des Produktsortiments durch
marktgängige Produkte macht große Fortschritte. Allerdings gibt es noch immer viele Unternehmen, de-
nen es aus den unterschiedlichsten Gründen nicht gelungen ist, ihre Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern
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— etwa weü sie wegen finanzieller Engpässe nicht in der Lage sind, in erforderlichem Maße in neue
Anlagen und neue Produkte zu investieren, oder weü sie betriebliche Ineffizienzen nicht in den Griff
bekommea Zudem sind nicht in allen Branchen die Perspektiven günstig. Eine Reihe von Produktionen
ist aufgrund von kaum zu beseitigenden Standortnachteüen in ganz Deutschland auf Dauer kaum zu
halten, bei anderen Produktionen müssen sich die Untemehmen in Ostdeutschland mit einer weit über-
legenen westlichen Konkurrenz auseinandersetzen. Noch ist die Konstitution der ostdeutschen Wirt-
schaft nicht als so robust einzuschätzen, daß ein Verzicht auf externe Unterstützung möglich wäre.
Noch gibt es Standortnachteüe, die potentielle Investoren abschrecken.

In der Vergangenheit ließ sich die Wirtschaftsförderung für Ostdeutschland damit rechtfertigen, daß
sie transfotmationsbedingte Standortnachteüe ausgleichen und darüber hinaus ein Fördergefäüe zu-
gunsten ostdeutscher Standorte schaffen sollte. Die Bereitstellung von Fördermitteln für unterschiedliche
Zwecke war eine wesentliche Voraussetzung dafür, daß sich im Wechselspiel von Zerstörung und Auf-
bau die dynamischen Kräfte so schneü durchsetzen konnten. Insoweit war die Wirtschaftsförderung er-
folgreich. Ohne sie wäre kaum ein so kräftiger Strom privater Investitionen in Gang gekommen. Nach
fünf Jahren „Aufbau-Ost" bedarf es freilich der Prüfung, ob die bisherige Förderpraxis in Umfang und
Ausgestaltung der Problemlage im Osten Deutschlands noch angemessen ist.

GenereU gut für Subventionen, daß sie auch Investitionen anregen, die unter Marktbedingungen nicht
rentabel sind. Es besteht dabei die Gefahr, daß diese Investitionen zu Subventionsfällen werden, die den
Staatshaushalt dauerhaft belasten. Hierauf wurde bereits im letzten Bericht eindringlich hingewiesen. Es
wurden konkrete Vorschläge zur Umgestaltung der Wirtschaftsförderung in Ostdeutschland unterbrei-
tet85 Sie laufen darauf hinaus, das Fördervolumen schrittweise zurückzuführen, die Fördermittel auf
wenige Ziele zu konzentrieren und das Förderinstrumentarium zu vereinfachen.

Das Thema schlägt auch in der Öffentlichkeit hohe Wellen. Freilich geht dort die Diskussion teüweise
am Kern des Problems vorbei. Sie dreht sich im wesentlichen um die Frage, ob die Fördermittel den
Vorschriften entsprechend eingesetzt werden. Auch eilige Kontroüen der Rechnungshöfe, Finanzämter
und staatlichen Verwaltungen haben sich fast ausschließlich auf diesen Aspekt konzentriert. So wurde
bei Überprüfungen moniert, daß begünstigte Investitionsgüter im Westen statt im Osten eingesetzt wer-
den, daß bei der Beantragung von Fördermitteln der Zeitpunkt der Anschaffung bzw. Fertigsteüung der
Wirtschaftsgüter oft falsch deklariert wird, daß die Abgrenzung zwischen beweglichen und unbe-
weglichen Wirtschaftsgütem häufig mißachtet wird, daß die Frist für den Verbleib der Wirtschaftsgüter
im Betrieb nicht immer eingehalten wird und daß zahlreiche Investoren die Fördermittel zu Unrecht
erhalten. Demgegenüber sind die Besorgnisse der Institute grundsätzlicher Natur. Sie befürchten, daß
nämlich durch die Fördermaßnahmen Investitionen in Gang gesetzt werden, die sich gesamtwirtschaft-
lich nicht rentieren. Diese Besorgnisse wären auch dann nicht ausgeräumt, wenn die Investoren sich
strikt an die Vorschriften hielten, die der Gesetzgeber vorgibt.

Um es nochmals deutlich auszusprechen: Die Institute halten es für erforderlich, Investitionen in
Ostdeutschland auch weiterhin zu fördern. Leitschnur muß es dabei sein, solche Standortnachteüe der
Unternehmen auszugleichen, die das Erbe sozialistischer Planwirtschaft sind. Sie sind inzwischen zwei-
feüos geringer geworden. Engpässe in der Verwaltung, im Telekommunikationsnetz oder in der Ver-
kehrsinfrastruktur werden zwar auch heute noch von vielen Unternehmen als Investitionshemmnis
gesehen, jedoch für weniger gravierend erachtet als noch vor wenigen Jahren. Dies spricht für eine
Befristung und degressive Ausgestaltung der Investitionsförderung.

Die drei Institute, das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin, das Institut für
Weltwirtschaft, Kiel, und das Institut für Wirtschaftsforschung Haue sind sich einig, daß bei der Inve-
stitionsförderung auch eine größere Zielgenauigkeit angestrebt werden soüte. Sie haben jedoch unter-
schiedliche Auffassungen darüber, wie dies am besten erreicht werden kann:

Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin, und das Institut für Wirtschaftsforschung
Halle vertreten die Meinung, daß nicht aUe Branchen in Ostdeutschland in gleicher Weise Standortnach-
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teüe haben. Keine gravierenden Nachteüe dürften diejenigen Bereiche haben, die kaum oder gar nicht im
überregionalen Wettbewerb stehen und teüweise indirekt durch die transfergestützte Nachfrage begün-
stigt werden, wie z.B. das Baugewerbe, die Kreditinstitute oder der Einzelhandel. Hier die Investitions-
tätigkeit weiter zu fördern, ist schon allein deshalb nicht sehr sinnvoü; ein Fördergefälle gegenüber
Westdeutschland zu erhalten, ist auf keinen Faü zu rechtfertigen.

Ganz anders ist die Situation in der Industrie und in all den Bereichen, die direkt mit westlichen An-
bietern konkurrieren. Im Verarbeitenden Gewerbe etwa ist der Rückstand selbst bei den bestehenden
Unternehmen beträchtlich, weü die Möglichkeit der Preisüberwälzung wegen des Drucks der westlichen
Konkurrenz häufig nicht besteht. Hinzu kommt, daß der schwache Besatz mit Untemehmen und Ar-
beitsplätzen in diesem Bereich eine gesunde wirtschaftliche Entwicklung Ostdeutschlands insgesamt
noch nicht erlaubt. Soü hier ein rascheres Wachstum erreicht werden, muß ein deutliches Fördergefäüe
zugunsten Ostdeutschlands erhalten bleiben. Angesichts der besonderen Umstände, denen die Wirtschaft
in den neuen Bundesländern ausgesetzt war und ist, ist aber temporär eine Bündelung der Wirtschafts-
förderung sinnvoü. Für eine gewisse Zeit sollten daher die Investitionszulage und andere den Unter-
nehmen gewährte Hilfen stärker als bisher auf das Verarbeitende Gewerbe konzentriert werdea

Das Institut für Weltwirtschaft, Kiel, hält es dagegen nicht für sinnvoü, einzelne Branchen gezielt zu
fördern. Es unterstützt deshalb nicht den Vorschlag, die Investitionszulagen und andere Maßnahmen
stärker auf das Verarbeitende Gewerbe zu konzentrieren. Ziel der Förderung sollte es bleiben, generelle
Standortnachteüe, die Investoren in Ostdeutschland noch immer haben, zu beseitigen. Die Wirtschafts-
politik soüte jedoch nicht versuchen, solche Nachteüe zu kompensieren, die aus unterschiedlichen
Marktbedingungen herrühren. Daß das Verarbeitende Gewerbe mehr als andere Branchen im überregio-
nalen Wettbewerb steht, ist nach Auffassung des Instituts für Weltwirtschaft kein überzeugender Grund
für eine Sonderförderung.

Im übrigen ist es nahezu unmöglich, Branchen mit überregionalem Absatz zuverlässig zu identifi-
zieren. Die bisherige Förderpraxis versucht das bereits vergeblich. Bei der Gewährung des hivestitiöns-
zuschusses wird das sogenannte Exportbasiskriterium zugrunde gelegt Danach sind nur Betriebe förde-
rungswürdig, die „der Art nach" auf überregionalen Märkten tätig sind. Es gibt eine Positivliste der
begünstigten Branchen. Sie umfaßt das gesamte Verarbeitende Gewerbe, 13 Dienstleistungszweige
sowie 21 handwerkliche Gewerke, bei denen überregionaler Absatz vermutet wird. Dabei wird ein Min-
destabsatzradius von 30 km zugrunde gelegt. In den Genuß der Förderung kommen somit auch viele
Betriebe, die nur für lokale und regionale Märkte produzieren, wie Teüe der Baustoffindustrie oder des
Emährungsgewerbes. Nicht in den Genuß der Förderung kommen dagegen das Baugewerbe, Teüe des
Großhandels, das Transport- und Lagergewerbe sowie einige produktionsorientierte Dienstleistungs-
branchen, obwohl auch sie überregional tätig sind.

Bei der bisherigen — flächendeckenden Förderung — konnte es nicht ausbleiben, daß auch Fehl-
investitionen getätigt wurden. So etwas ist unvermeidlich, wenn die Förderpolitik nach dem Prinzip von
„trial and error" vorgehen muß. Derartige Fehlinvestitionen müssen nolens volens abgeschrieben wer-
den. Gegebenenfalls müssen auch schlagzeüenträchtige Untemehmenszusammenbrüche hingenommen
werdea Sie gehören zu einer Marktwirtschaft. Aufgabe des Staates ist es nicht, Unternehmen, die im
Markt keine Überiebenschancen haben, dauerhaft unter seine Fittiche zu nehmen. Die Politik muß hier
stark bleiben und im Zweifel Unternehmen auch dann sterben lassen, wenn bereits erhebliche Förder-
mittel geflossen sind.

Für viele in ihrer Existenz gefährdete Untemehmen kann die Investitionsförderung ohnehin nicht der
Rettungsanker sein, denn ihre SchwachsteUe ist häufig gar nicht der Kapitalstock und auch nicht das
Produktsortiment. Meistens hapert es an anderen Steüen. So fehlt es vielfach an der Fähigkeit, die
Waren in geforderter Qualität und Stückzahl sowie zur exakten Zeit zum Kunden zu bringen, diesem
termingerecht Wartungs- sowie Reparaturarbeiten zu garantieren oder bei ihm wirkungsvoü Produkt-
informationen zu plazieren. Entsprechend schwach ist die Position der Untemehmen auf den Absatz-
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markten. Auch innerbetriebliche Defizite, so bei der Kostenrechnung, der Organisation oder dem
Marketing, spielen eine gewichtige Roüe.

Priorität muß der weitere Ausbau der Infrastruktur haben — als wesentlicher Beitrag zur Verminde-
rung der Standortnachteüe Ostdeutschlands und zur Verbesserung der Investitionsbedingungea Dazu
gehört insbesondere der Ausbau der Verkehrsinfrastruktur. Auf diesem Gebiet ist zwar schon viel ge-
schehen, aber lange Staus auf Autobahnen und innerörtlichen Straßen sowie niedrige Fahrgeschwindig-
keiten auf den Schienenwegen gehören in Ostdeutschland nach wie vor zum AUtag. Wie es heißt, sollen
einige Vorhaben aus dem Verkehrswegeplan, .Deutsche Einheit" wegen knapper finanzieüer Mittel auf-
geschoben werden. Das wäre fatal, denn je schneUer der Ausbau der Infrastruktur vorankommt, um so
schneüer kann auch auf Subventionen an Unternehmen verzichtet werden.

Daneben ist die Sicherung des sozialen Netzes in Ostdeutschland unumgänglich. Bei hohem Wirt-
schaftswachstum nimmt die Fähigkeit zu, Einkommen zu erwirtschaften sowie Steuern und Sozialab-
gaben zu entrichten. Damit vermindert sich die Abhängigkeit von sozialen Transfers. Von großer Be-
deutung ist die positive Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt, weü die Transfers zur Finanzierung der Ar-
beitslosenversicherung den weitaus größten Posten büden. Doch selbst wenn sich die Arbeitslosenquote
weiter zurückbüdet, wird das Erbe des planwirtschaftlichen Systems noch lange auf den Schultern der
Steuer- und Beitragszahler lasten. Viele Arbeitskräfte sind in einem vergleichsweise frühen Alter aus
dem Erwerbsleben ausgeschieden. Insgesamt wurden etwa 1,2 Millionen Personen durch verschiedene
Vorruhestandsregelungen dem Arbeitsmarkt entzogen. Die finanzieUen Auswirkungen dieser Maß-
nahmen werden in Form geringerer Steuern und Sozialversicherungsbeiträge sowie höherer Rentenlei-
stungen noch viele Jahre spürbar sein. Hinzu kommt, daß zahlreiche Arbeitskräfte durch Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen und Weiterbüdung vor offener Arbeitslosigkeit bewahrt werden.

Der Aufbau neuer wirtschaftlicher Strukturen wird schließlich noch immer in erheblichem Maße von
der Lohnpolitik belastet. In vielen Bereichen steigen die Löhne in diesem Jahr erneut kräftig. So kommt
es im Investitionsgüter produzierenden Gewerbe, in dem der Rückstand gegenüber der westlichen Kon-
kurrenz besonders groß ist, zu Lohnerhöhungen von bis zu 15 vH, verglichen mit 7,5 vH im Durch-
schnitt der gesamten ostdeutschen Wirtschaft. Auch in der Chemischen Industrie wurde jüngst ein Ab-
schluß von, alles in aUem, deutlich über 10 vH vereinbart. Auf diese Weise werden Fördermaßnahmen
des Staates konterkariert — sie sind dann nichts anderes als die Alimentation kräftig steigender
Einkommen. Die Anpassung der Löhne an das Westniveau zu strecken, wäre ein positives Signal an die
Adresse der Investorea Dies würde es auch dem Staat erleichtem, den Aufbauprozeß finanzieü weiter
zu unterstützen.
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Anhang

Tabelle AI - Endenergieverbrauch nach Energieträgern in Ostdeutschland und Westdeutschland 1989-1993 (Mill. t Stein-
kohleneinheiten (SKE)a und vH (Klammerwerte))

Steinkohle

Braunkohle

Übrige feste Brennstoffe

Kraftstoffe

Leichtes Heizöl

Übrige Heizöle

Übrige Mineralölprodukte

Naturgase

Übrige Gase

Elektrizität

Femwärme

Insgesamt

Steinkohle

Braunkohle

Übrige feste Brennstoffe

Kraftstoffe

Leichtes Heizöl

Übrige Heizöle

Übrige Mineralölprodukte

Naturgase

Übrige Gase

Elektrizität

Femwärme

Insgesamt

1989

3,3
(4,3)
32,5

(41,9)
2,0

(2,6)
10,4

(13,4)
_

1,2
0,6)
0,2

(0,3)
5,5

(7,1)
4,3

(5,5)
10,9

(14,1)
7,3
(9,4)
77,6

(100,0)

17,8
(7,2)
1,8

(0,7)
2,9

(1,2)
71,5

(29,0)
39,1

(15,9)
6,3

(2,6)
0,2

(0,1)
46,8

(19,0)
8,8

(3,6)
45,0

(18,3)
6,2

(2,5)
246,4

(100,0)

1990

3,0
(4,4)
29,8

(42,1)
1,4

(2,0)
11,2

(16,3)
0,1

(0,2)
0,7

(1,0)
0,0

(0.0)
4,0

(5,8)
3,4

(5,0)
9,1

(13,3)
6,8

(9,9)
68,6

(100,0)

16,5
(6,5)
1,8

(0,7)
3,0

(1,2)
74,9

(29,6)
42,7

(16,8)
5,8

(2,3)
0,3

(0,1)
48,6

(19,2)
7,9

(3,1)
45,7

(18,0)
6,3

(2,5)
253,5

(100,0)

1991 1992

Ostdeutschland

2,0 1,4
(3,9) (3,1)
15,1 9,4

(29,7) (20,5)
0,6 0,5

0,2) (1,1)
10,9 11,7

(21,5) (25,6)
2,3 3,8

(4,5) (8,3)
0,8 0,7

(1,6) (1,5)
0,0 0,0

(0,0) (0,0)
4,3 4,8

(8,5) (10,5)
2,7 2,0

(5,3) (4,4)
6,4 6,1

(12,6) (13,3)
5,7 5,4

(11,2) (11,8)
50,8 45,8

(100,0) (100,0)

1993

1,2
(2,6)
7,0

(15,2)
0,5

(1,1)
12,4

(26,8)
4,6

(10,0)
0,6

(1,3)
0,0

(0,0)
6,9

(14,9)
1.4

(3,0)
6,1

(13,2)
5,5

(11.9)
46,2

(100,0)
Westdeutschland

16,2 14,8
(6,1) (5,6)
1,8 1,7

(0,7) (0,6)
3,0 3,0

(1,1) (1,1)
75,7 77,4

(28,3) (29,3)
48,8 47,0

(18,3) (17,8)
5,6 5,6

(2,1) (2,1)
0,3 0,3

(0,1) (0,1)
53,3 53,4

(20,0) (20,2)
8,2 7,2

(3,1) (2,7)
47,0 47,2

(17,6) (17,9)
7,2 6,9

(2,7) (2,6)
267,1 264,5

(100,0) (100,0)
a l t SKE = 29,308 GJ. — bJahresdurchschnittliche Veränderung 1990/93.

12,8
(4,8)
1.5

(0.6)
2,8

(l.D
79,7

(29,8)
47,9

(17,9)
5,4

(2,0)
0,4

(0,2)
56,1

(21,0)
7,1

(2,7)
46,8

(17.5)
7,3

(2,7)
267,8

(100,0)

Jahresdurchschnittliche
Veränderung 1989/93

(vH)

-22,35

-31,88

-29,29

4,50

258,30"

-15,91

-100,0

5,83

-24,46

-13,51

-6,83

-12,16

-7,91

-4,46

-0,87

2,75

5,21

-3,78

18,92

4,64

-5,22

0,99

4,17

2,10

Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen; Berechnungen des IfW.
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Tabelle A2 - Bruttostromerzeugunga in Ostdeutschland und Westdeutschland nach Energieträgern 1989-1993 (GWh und
vH (Klammerwerte))

1989

1990

1991

1992

1993

1989/1993

1989

1990

1991

1992

1993

1989/1993

Steinkohle

250
(0,2)
300

(0,3)
400

(0.5)
337

(0,5)
303

(0,4)

4,9

130 332
(29,6)

140 543
(31,3)

149 423
(32,6)

141 608
(30,6)

145 413
(32,1)

2,8

öffentliche Versorgung,
holz.

Braunkohle

97 550
(82,0)

88 272
(87,9)

74 304
(92,0)

68 254
(91,5)

66183
(91,1)

-9,2

82 843
(18,8)

82 590
(18,4)

83 987
(18,3)

86 351
(18,7)

81327
(18,0)

-0,5

Erdgas

2 502
(2,1)

2 498
(2.5)

2 477
(3.1)

2 347
(3,1)

2 521
(3.5)

1 Heizöl Kernenergie

Ostdeutschland

1110
(0,9)

1050
(1,1)

1515
(1.9)

1185
(1.6)

1068
(1,5)

12 281
(10,3)
5 309
(5,3)

-
(-)

-
(-)

—
(-)

Wasserkraft

1567
0,3)

1346
(1.3)

1480
(1.8)

1601
(2.1)

1672
(2,3)

Jahresdurchschnittliche Veränderung (vH)

0,2

34 737
(7,9)

35 909
(8.0)

33 779
(7,4)

30 533
(6,6)

29 813
(6,6)

-1,0 -100,0

Westdeutschland

9 796
(2,2)

9 712
(2,2)

12 062
(2,6)

10 728
(2,3)

8 123
(1.8)

149 390
(33,9)

147 159
(32,7)

147 429
(32,1)

158 805
(34,3)

153 477
(33,9)

1,6

19146
(4,3)

18 366
(4,1)

16 995
(3.7)

19 501
(4,2)

19 989
(4,4)

Jahresdurchschnittliche Veränderung (vH)

-3,8

industrielle Eigenanlagen

-4,6 0.7 1,1

sowie Bundes(Reichs-)bahn. — Erzeugte

Sonstige13

3 721
(3,1)

1605
(1.6)
543

(0.7)
862

(1.2)
890

(1,2)

-30,1

14 650
(3,3)

15 215
(3.4)

15 006
(3,3)

14 884
(3,2)

14 426
(3,2)

-0,4

Insgesamt

118 981
(100,0)

100 380
(100,0)
80 719
(100,0)
74 586
(100,0)
72 637
(100,0)

-11,6

440 894
(100,0)

449 494
(100,0)

458 681
(100,0)

462 410
(100,0)

452 568
(100,0)

0,7

Gase, Müll und Brenn-

Quelle: Vereinigung Deutscher Elektrizitätswerke; Berechnungen des IfW.
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Tabelle A3 - Produktion im Verarbeitenden Gewerbe in Ostdeutschland (2. Halbjahr 1990 = 100)a

Insgesamt
Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe

Mineralölverarbeitung
Gewinnung und Verarbeitung von Steinen
und Erden
Eisenschaffende Industrie
NE-Metallerzeugung, -halbzeugwerke
Gießerei
Eisen-, Stahl- und Tempergießereien
Chemische Industrie
Holzbearbeitung
Zellstoff- und Papiererzeugung
Gummiverarbeitung

Investitionsgüter produzierendes Gewerbe
Stahlverformung
Stahl- und Leichtmetallbau
Maschinenbau
Straßenfahrzeugbau
Schiffbau
Elektrotechnik
Feinmechanik, Optik, Uhren
Herstellung von EBM-Waren
Herstellung von Büromasch., ADV-Geräten

Verbrauchsgüter produzierendes Gewerbe
Herstellung von Musikinstrumenten,
Spielwaren
Feinkeramik
Herstellung und Verarbeitung von Glas
Holzverarbeitung
Papier- und Pappeverarbeitung
Druckerei, Vervielfältigung
Herstellung von Kunststoffwaren
Ledererzeugung
Lederverarbeitung
Textilgewerbe
Bekleidungsgewerbe

Nahrungs- und Genußmittelgewerbe

1991

l .Hj .

64,5
72,4

118,0

52,4
73,3
81,6
60,8
63,5
73,4
67,3

108,7
59,1
55,0
73,7
93,4
50,1
55,7
53,7
47,5
30,1

109,2
42,1
67,8

33,9
48,2
90,2
77,6
72,3

101,8
59,2
29,0
34,2
45,8
43,7
90,4

2. Hj.

67,6
79,3

130,6

71,9
59,0
84,3
50,2
51,8
82,8
54,8

105,4
58,3
57,4
76,1

125,3
53.1
42,5
46,6
48,0
17,1

109,7
25,7
70,4

45,5
50,7
83,9
73,7
75,9

125,5
72,4
29,9
27,1
40,1
37,9
91,0

1992

l .Hj .

62,2
79,0

129,4

81,3
60,1
91,6
49,0
50,0
76,1
46,3
90,2
46,7
47,5
70,6

124,5
33,5
46,5
32,4
43,3
16,6

122,0
24,2
71,0

30,8
53,8
83,1
79,8
79,1

124,6
101,9
25,9
21,8
35,1
27,8
91,7

2. Hj.

66,3
77,9

134,5

111,9
60,3
88,3
36,3
37,4
55,5
38,0
87,2
40,0
53,9
91,4

156,0
31,7
63,3
37,5
52,2
41,7

120,2
16,3
71,9

40,1
55,4
77,4
78,2
79,5

133,1
119,2

18,4
21,7
29,2
23,7
96,9

aIndex der Nettoproduktion fachlicher Unternehmensteile; arbeitstäglich bereinigt.

1993

l .Hj .

64,7
79,6

129,3

114,3
54,7
93,6
37,0
36,8
56,8
35,8
86,0
48,4
50,2
99,6

136,6
28,9
77,6
38,8
46,5
18,1

126,8
19,5
75.1

30,2
56,6
82,6
91,1
89,9

120,8
158,9

15,2
16,0
29,8
26,6
94,7

2. Hj.

75,4
91,4

137,3

158,5
64,8
94,6
35,8
35,1
58,5
42,7
98,7
46,1
60,8

101,4
189,5
34,7
89,6
39,5
53,5
23,6

131,1
22,0
85,3

47,4
45,5
98,5

101,2
95,6

131,8
219,8

7,8
15,9
32,2
28,2

104,5

1994

l .Hj .

79,9
102,1
141,0

180,1
72,8
97,2
42,6
42,0
64,9
53,2

126,3
58,7
62,0

106,4
175,3
31,7

111,8
42,9
57,8
23,7

135,0
48,5
93,6

47,8
51,1

112,1
104,2
116,1
144,4
269,3

10,2
18,1
37,4
30,2

110,3

2. Hj.

89,6
117,7
147,2

237,6
75,0
65,8
46,5
45,5
73,1
64,2

141,8
62,6
69,9

122,9
205,1

36,0
114,4
34,4
66,8
26,1

145,5
57,8

103,4

60,5
51,0

131,6
106,9
137,8
156,2
343,0

8,5
18,4
35,9
30,0

119,0

Quelle: Statistisches Bundesamt.
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Tabelle A4 - Exportquote im Verarbeitenden Gewerbe in Ostdeutschland 1991-1994 (Ausfuhr in vH des Umsatzes)

Insgesamt
Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe

Mineralölverarbeitung
Gewinnung und Verarbeitung von
Steinen und Erden
Eisenschaffende Industrie
NE-Metallerzeugung, -halbzeugwerke
Gießerei
Chemische Industrie
Holzbearbeitung
Zellstoff- und Papiererzeugung
Gummiverarbeitung

Investitionsgüter produzierendes Gewerbe
Stahl- und Leichtmetallbau
Maschinenbau
Straßenfahrzeugbau
Schiffbau
Elektrotechnik
Feinmechanik, Optik, Uhren
Herstellung von EBM-Waren
Herstellung von Büromaschinen,
ADV-Geräten

Verbrauchsgüter produzierendes Gewerbe
Herstellung von Musikinstrumenten,
Spielwaren
Feinkeramik
Herstellung und Verarbeitung von Glas
Holzverarbeitung
Papier- und Pappeverarbeitung
Druckerei, Vervielfältigung
Herstellung von Kunststoffwaren
Ledererzeugung
Lederverarbeitung
Textilgewerbe
Bekleidungsgewerbe

Nahrungs- und Gemißmittelgewerbe

1991

l .Hj .

12,7
14,0
6,7

1,2
28,0

6,0
3,3

18,7
2,3

19,2
14,8
17,1
27,5
17,8
10,9
46,4

9,2
22,7
7,2

32,2
11,8

25,8
23,8
17,7
11,1
8,5
5,6
6,6

20,0
14,7
13,5
7,5
4,1

2. Hj.

18,6
20,7

6,5

1,0
28,5

8,8
3,9

30,2
1,8

43,8
27,2
26,5
27,3
36,0

8,4
62,8
14,0
17,9
7,1

11,4
11,7

28,6
24,2
17,6
5,3
8,9
7,1

12,0
17,6
10,1
18,3
7,0
3.7

1992

l .Hj .

15,3
18,0
2,5

1,1
23,7
14,3
6,0

27,7
2,7

40,7
20,2
19,7
30,6
21,0
10,4
74,6

8,6
13,3
6,1

12,6
11,9

28,0
24,1
16,6
4,5
6,5
6,6

12,1
18,7
12,4
21,5

7,7
6,1

2. Hj.

13,9
12,7
3,1

0,6
28,3
15,3
4,7

18,3
3,4

28,9
10,8
20,1
22,4
32,4

8,4
29,2
10,9
17,3
5,1

27,4
8,8

22,2
26,5
14,5
4,1
7,0
6,9
6,6

15,9
8,1

12,3
5,4
5,3

1993

l .Hj .

12,6
13,1

1,2

0,9
23,2
11,9
10,3
24,0

7,9
35,4
11,0
17,0
17,8
28,2
11,6
0,0

11,3
17,2
5,0

.
9,3

21,1
25,2
15,2
5,0
7,8
7,4
6,9

15,5
6,0

14,4
5,3
5,8

2. Hj.

12,8
12,0
0,7

2,1
24,7
11,4
14,1
22,0
11,1
32,2
11,7
17,6
10,6
32,6
11,3
36,1
11,1
21,3
4,9

7,9

17,9
18,5
11,3
5,1
8,2
6,0
5,4

24,8
6,7

12,0
7,4
6,8

1994

l .Hj .

11,7
12,4
0,6

1,8
24,4
16,0
5,9

23,8
18,8
31,4
12,6
15,9
11,8
27,6

5,2
60,1
10,6
21,9

6,4

8,6

20,4
17.8
13,9
5,4

10,8
3,3
6,5

25,8
7,1

14,3
7,8
4,7

2. Hj.

11,4
11.4

1,2

0,6
25,4
16,1
7,1

22,1
19,9
34,7
12,1
14,2
9,3

23,8
9,5

40,7
9,0

21,7
6,7

8,5

17,9
19.0
12,9
5,3

14,7
2,8
5,4

28,1
9,3

15,4
8,9
7,2

Nachrichtlich:
Westdeutsch-

land 1994

28,7
27,0

2,6

7,4
35,8
35,4
18,8
41,5

42,8
28,3
37,8
11,1
43,6
44,6
46,6
32,4
35,4
23,8

18,9

28,9
27,4
28,4

9,4
18,7
7,1

21,6

22,8
28,4
21,5

9,5

Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW.
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Tabelle A5 - Die Ertragslage 1994 und 1995 aus der Sicht der ostdeutschen Industrieunternehmen

Entstehung/Eigentumsstatus

Private Untemehmen
davon:

Eigenständige
Untemehmen
Untemehmen im Eigentum
westdeutscher oder aus-
ländischer Untemehmen

davon:
Privatisierte Treuhand-
untemehmen
Reprivatisierte Treuhand-
Unternehmen
Untemehmen, die vor
1990 in privater Hand
waren
Untemehmen, die nach
1989 gegründet wurden

Untemehmen im Besitz der
Treuhandnachfolgeeinrich-
tungen

Größenklasse

Untemehmen mit... Be-
schäftigten

1 bis 9
10 bis 19
20 bis 49
SO bis 99

100 bis 199
200 bis 499
500 und mehr

Ausgewählte Industrie-
zweige

Steine und Erden
Eisen, NE-Metalle, Gieße-
reien
Chemie
Holzbearbeitung
Metallverformung, Ober-
fiächenveredelung
Suhl- und Leichtmetallbau
Maschinenbau
Straßenfahrzeugbau
Elektrotechnik
EBM-Waren
Feinkeramik, Glas
Holzverarbeitung
Papier- und Pappeverar-
beitung
Druck
Kunststoff
Teitü/Bekleidung
Nahrungs- und Genußmittel
Alle Unternehmen

... vH der Untemehmen erwirtschafteten 1994 ...

einen ak-
zeptablen
Gewinn

14

14

14

11

10

18

18

3

16
16
12
13
14
13
9

23

2
18
15

10
15
10
16
15
12
11
17

11
20
18
10
17
14

einen gerin-
gen Gewinn

23

24

20

19

20

29

27

9

22
27
27
19
17
14
11

29

17
17
38

23
28
19
17
25
24
32
23

40
13
24
17
21
23

edn ausge-
glichenes
Ergebnis

28

28

28

26

25

26

31

16

32
29
29
23
25
24
30

22

23
34
23

27
22
34
29
29
35
15
25

26
34
29
29
25
28

deutliche
Verluste

31

29

36

41

40

25

19

69

24
24
29
41
40
46
45

20

54
30
23

32
32
34
29
27
24
38
29

22
29
27
35
33
31

Ertragslage
1994 nicht

zu beziffern

4

5

3

3

5

3

5

3

6
4
4
3
4
3
4

6

3
1
5

8
4
3
7
4
4
4
6

2
5
2
9
2
5

... vH der Untemehmen erwarten für 1995 ...

einen ak-
zeptablen
Gewinn

13

13

12

12

16

16

16

0

12
15
13
12
11
14
8

19

6
20
20

14
14
8

14
14
11
15
12

16
12
21
9

11
13

einen gerin-
gen Gewinn

31

32

27

28

36

36

36

19

30
35
35
28
30
18
21

33

29
21
35

28
31
33
20
35
36
28
38

36
34
34
24
31
31

ein ausge-
glichenes
Ergebnis

37

37

42

41

27

27

34

22

36
34
38
45
38
37
34

31

46
40
33

36
41
38
44
34
36
45
34

40
35
36
45
31
37

deutliche
Verluste

9

7

12

13

9

9

4

56

8
6
6

10
14
26
32

6

16
11
10

9
7

11
9

10
8
9
5

2
7
3
9

15
9

Ertragslage
1995 nicht

abzuschät-

zen

9

10

7

7

12

12

10

3

14
10
9
5
7
6
6

10

3
7
3

14
7

10
13
7
9
4

12

6
13
7

13
12
9

Quelle: Umfrage des DIW vom Frühjahr 1995.
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Tabelle A6 — Ostdeutsche Industrieunternehmen mit schwer zu deckendem Fachkräftebedarf im Frühjahr 1995

Entstehung/Eigentumsstatus

Private Untemehmen
davon:

Eigenständige Untemehmen
Untemehmen im Eigentum westdeutscher oder ausländi-
scher Untemehmen

davon:
Privatisierte Treuhandunternehmen
Reprivatisierte Treuhandunternehmen
Untemehmen, die vor 1990 in privater Hand waren
Untemehmen, die nach 1990 gegründet wurden

Untemehmen im Besitz der Treuhandnachfolgeeinrichtungen

Beschäftig ungsentwicklung

Untemehmen, die von Anfang bis Ende 1995 mit einer ...
rechnen

Abnahme ihrer Beschäftigung
gleichbleibenden Beschäftigung
Zunahme der Beschäftigung

Alle Unternehmen

Von allen Untemehmen
haben... vH einen

schwer zu deckenden
Fachkräftebedarf

23

24

19

23
22
20
24
19

16
16
31
23

Umfang des schwer zu deckenden Fachkräfte-
bedarfs in vH der Beschäftigten ...

in den Untemehmen mit
Fachkräftebedarf

7

11

3

6
4

11
15

1

2
7

12
7

in allen Untemehmen

2

3

0

1
1
2
3
0

0
2
3
2

Quelle: Umfrage des DIW vom Frühjahr 1995.
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Tabelle A7 - Kapazitätsauslastung und Auftragslage im Frühjahr 1995 aus der Sicht der ostdeutschen Industrieunter-
nehmen

Entstehung/Eigentumsstatus

Private Unternehmen
davon:

Eigenständige Untemehmen
Untemehmen im Eigentum westdeutscher oder
ausländischer Untemehmen

davon:
Privatisierte Treuhanduntemehmen
Reprivatisierte Treuhanduntemehmen
Untemehmen, die vor 1990 in privater Hand waren
Unternehmen, die nach 1989 gegründet wurden

Unternehmen im Besitz der Treuhandnachfolge-
einrichtungen
Größenklasse
Untemehmen mit... Beschäftigten

1 bis 9
10 bis 19
20 bis 49
50 bis 99

100 bis 199
200 bis 499
500 und mehr

Ausgewählte Industriezweige
Steine und Erden
Eisen, NE-Metalle, Gießereien
Chemie
Holzbearbeitung
Metallverformung/Oberflächenveredelung
Stahl- und Leichtmetallbau
Maschinenbau
Straßenfahrzeugbau
Elektrotechnik
EBM-Waren
Feinkeramik, Glas
Holzverarbeitung
Papier- und Pappeverarbeitung
Druck
Kunststoff
Textil/Bekleidung
Nahrungs- und Genußmittel

Alle Unternehmen

... vH aller Untemehmen be-
werten ihre Kapazitätsaus-

lastung als .

eher gut

21

20

25

21
15
16
25

19

15
20
23
23
23
23
19

17
20
12
32
31
25
25
30
21
17
22
18
28
11
24
19
11
21

befriedi-
gend

51

51

48

52
45
51
51

49

46
52
51
52
51
53
48

46
63
40
50
47
54
52
50
49
58
53
50
39
57
49
52
49
50

eher
schlecht

28

28

28

27
40
33
24

32

39
28
25
25
27
24
33

38
18
48
18
22
21
23
20
X

25
25
32
33
32
26
29
40
29

... vH aller Unternehmen be-
werten

eher gut

29

29

30

29
24
24
32

22

22
29
31
33
31
32
26

24
29
21
40
47
36
29
43
30
25
30
23
26
23
36
23
20
29

ihre Auftragslage
als...

befriedi-
gend

51

52

49

52
48
55
52

56

51
52
53
48
51
53
45

55
60
54
43
37
47
54
40
46
59
64
52
51
62
49
55
53
51

eher
schlecht

20

19

21

19
28
21
16

22

27
19
16
19
18
15
29

21
11
25
18
16
17
17
17
25
16
6

25
24
15
15
22
27
20

Quelle: Umfrage des DIW vom Frühjahr 1995.
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Tabelle A8 - Sitz der Hauptkonkurrenten der ostdeutschen Industrieunternehmen 1995

Entstehung/Eigentumsstatus

Private Unternehmen
davon:

Eigenständige private Untemehmen
Unternehmen im Eigentum westdeutscher oder aus-
ländischer Unternehmen

davon:
Privatisierte Treuhanduntemehmen
Reprivatisierte Treuhandunternehmen
Untemehmen, die vor 1990 in privater Hand waren
Unternehmen, die nach 1989 gegründet wurden

Unternehmen im Besitz der Treuhandnachfolge-
einrichtungen
Größenklasse
Untemehmen mit... Beschäftigten

1 bis 9
10 bis 19
20 bis 49
50 bis 99

100 bis 199
200 bis 499
500 und mehr

Alle Industrieunternehmen
aMehrfachnennungen möglich.

Die Hauptkonkuirenten haben bei... vH der Unternehmen
ihren Sitza...

vor Ort oder
in der näheren

Umgebung

30

32

24

20
29
43
37

26

42
37
29
20
16
16
16
30

anderswo in
den neuen
Ländern

34

33

38

35
33
29
35

•• 3 6

30
34
37
32
36
36
41
34

anderswo in
den alten
Ländern

69

68

73

77
68
62
63

77

59
61
70
79
83
83
71
69

im Ausland

30

29

40

37
35
18
25

48

20
26
29
38
41
48
63
30

Quelle: Befragung des DIW vom Frühjahr 1995.
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Tabelle A9 - Erwartungen der Unternehmen des ostdeutschen Verarbeitenden Gewerbes über die Veränderung der
regionalen Verteilung ihrer Umsätze 1995 gegenüber 1994

Entstehung/Eigentumsstatus

Private Untemehmen
davon:

Eigenständige private Untemehmen
Unternehmen im Eigentum westdeutscher oder
ausländischer Untemehmen

davon:
Privatisierte Treuhanduntemehmen
Reprivatisierte Treuhanduntemehmen
Untemehmen, die vor 1990 in privater Hand waren
Untemehmen, die nach 1989 gegründet wurden

Untemehmen im Besitz der Treuhandnachfolgeeinrichtungen

Größenklasse

Untemehmen mit... Beschäftigten
1 bis 9

10 bis 19
20 bis 49
50 bis 99

100 bis 199
200 bis 499
500 und mehr

Ausgewählte Industriezweige

Steine und Erden
Chemie
Stahl- und Leichtmetallbau
Maschinenbau
Straßenfahrzeugbau
Elektrotechnik
EBM-Waren
Holzverarbeitung
Druck
Kunststoff
Textil
Bekleidung
Emährungsgewerbe

Sitz der Konkurrenz

Untemehmen, deren Hauptkonkurrenten ansässig sind...
in der näheren Umgebung
in der näheren Umgebung oder anderswo in den neuen
Ländem
in den alten Ländem oder im Ausland
überall

Alle Unternehmen

Nachrichtlich: 1994 gegenüber 1993

aIm Radius von rund 30 km.

Veränderung des Umsatzes in vH ...

in der nähe-
ren Umge-

bung*

11

15

9

9
11
37
13
18

44
8

13
11
12
4

19

7
12
35
16
14
16
13
19
50
10
9
5
4

11

8
9

16
12
15

anderswo in
den neuen
Ländem

16

19

15

14
19
18
23

5

25
27
18
16
20
9

13

11
12
44
14
0
6

13
21
12
30
22
19
12

15

8
11
20
15
4

anderswo in
den alten
Ländem

25

21

26

22
29
7

35
36

32
31
25
23
20
25
28

14
31

125
25
14
25
27
31

4
20
20
22
20

24

13
16
47
26
27

in
Osteuropa

1

10

0

-2
16
10
73

-«1

71
52
16
1

12
15
23

65
-17
-58

-2
51
20
48
18
0

-69
116
-12

12

-17

89
-15

4
-8

0

im übrigen
Ausland

47

45

47

52
17
18
42
25

77
114
30
31
45
31
55

16
20

-27
24

119
30
34
90
63
51
33
35
-4

-10

6
55
25
46
23

insgesamt

21

20

21

19
16
24
27
9

38
22
19
18
20
16
20

10
11
54
16
20
21
23
28
35
18
23
20
10

12

9
18
25
19
14

Quelle: Befragung des DIW vom Winter 1993/94.
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Tabelle A10 - Untemehmen der ostdeutschen Industrie mit oder ohne Investitionstätigkeit 1995

Entstehung/Eigentumsstatus
Private Unternehmen
davon:

Eigenständige private Unternehmen
Untemehmen im Eigentum westdeutscher oder aus-
ländischer Untemehmen

davon:
Privatisierte Treuhanduntemehmen
Reprivatisierte Treuhanduntemehmen
Untemehmen, die vor 1990 in privater Hand waren
Untemehmen, die nach 1989 gegründet wurden

Unternehmen im Besitz der Treuhandnachfolge-
einrichtungen
Größenklasse
Unternehmen mit... Beschäftigten

1 bis 9
10 bis 19
20 bis 49
50 bis 99

100 bis 199
200 bis 499
500 und mehr

Kapazitätsauslastung
Unternehmen mit...

eher guter Kapazitätsauslastung
normaler Kapazitätsauslastung
eher schlechter Kapazitätsauslastung

Auftragslage
Untemehmen mit...

eher guter Auftragslage
befriedigender Auftragslage
eher schlechter Auftragslage

Alle Unternehmen

Nachrichtlich:
1994

...

haben keine
Investitionen
vorgenommen
bzw. geplant

11

12

9

7
11
18
14

7

21
14
9
7
5
1
0

11
10
19

8
10
21
12

13

vH der Untemehmen

haben Investitionen
vorgenommen bzw.

geplant

75

73

81

84
72
64
70

77

58
68
78
85
89
96
94

84
77
64

82
76
61
75

87

können ihre
Investitionen nicht

absehen

14

15

10

9
17
18
16

16

21
18
13
8
6
3
6

14
13
17

10
14
18
13

-

Quelle: Befragung des DIW vom Frühjahr 1995.
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Tabelle All - Investitionsziele der ostdeutschen Industrieuntemehmen 1995

Entstehung/Eigentumsstatus
Private Unternehmen
davon:

Eigenständige private Unternehmen
Unternehmen im Eigentum westdeutscher oder ausländischer
Unternehmen

davon:
Privatisierte Treuhandunternehmen
Reprivatisierte Treuhanduntemehmen
Unternehmen, die vor 1990 in privater Hand waren
Unternehmen, die nach 1989 gegründet wurden

Unternehmen im Besitz der Treuhandnachfolgeeinrichtungen
Größenklasse
Unternehmen mit... Beschäftigten

1 bis 9
10 bis 19
20 bis 49
50 bis 99

100 bis 199
200 bis 499
500 und mehr

Alle Industrieunternehmen

Als Hauptziel ihrer Investitionen nannten ... vH der
Unternehmen, die investieren wollen, ...

Kapazitätser-
weiterung

14

14
13

10
6

14
21
4

23
17
10
11
10
14
2

14

Modernisie-
rung/Rationalisie-

rung

55

57
51

56
58
62
53
63

50
56
58
58
54
53
61
56

Ersatzbeschaffung

31

29
36

34
36
24
26
33

27
27
32
32
37
34
37
31

Quelle: Befragung des DfW vom Frühjahr 1995.

Tabelle A12 — Gesamtkosten und wichtige Kostenarten in Relation zum Bruttoproduktionswert im Baugewerbe nach Be-
triebsgrößengruppen in Ostdeutschland und Westdeutschland im Vergleich 1991 und 1992 (Bruttoproduktionswert = 100)

Unternehmen mit...
Beschäftigten

-

B auhauptgewerbea

20 bis 49
50 bis 99

100 bis 199
200 bis 499
500 und mehr

Ausbaugewerbea

20 bis 49
50 bis 99

100 bis 199
200 und mehr

Gesamtkosten

Ostdeutschland

1991 1992

101,8 101,5
95,8 93,9
97,1 96,6
99,6 98,7

102,1 103,3
105,7 110,4
94,5 96,2
91,9 95,0
94,4 95,3
95,2 97,4
99,3 100,7

Westdeutsch-
land

1992

95,2
95,0
94,8
93,9
94,5
96,8
92,3
91,0
93,5
91,7
94,8

Unternehmen mit 20 und mehr Beschäftigten.

Vorleistungen

Ostdeutschland

1991

56,7
48,1
50,6
54,4
56,4
62,0
51,6
50,1
50,0
54,9
53,0

1992

59,2
51,4
54,3
57,9
59,9
67,5
54,7
53,0
54,2
58,1
55,4

Westdeutsch-
land

1992

54,8
49,6
51,2
53,0
56,4
60,9
52,6
50,6
54,7
53,0
55,5

Personalkosten

Ostdeutschland

1991

39,4
41,4
39,9
39,3
40,3
38,4
38,9
37,6
40,2
36,2
42,4

1992

36,0
36,4
35,9
34,4
37,0
36,4
37,6
38,1
37,1
35,4
41,6

Westdeutsch-
land

1992

35,5
40,0
38,4
35,6
33,1
31,5
35,9
36,6
35,4
35,1
35,2

Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des IWH.
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Tabelle A13 - Verkehrsprojekte Deutsche Einheit

Projekt-Nr./ Bezeichnung Vorhaben Stand der Realisierung3

Die 9 Schienenprojekte

1. Lübeck/Hagenow Land-
Rostock-Stralsund, 262 km

2. Hamburg-Bachen-Berlin,
270 km

3. Uelzen-Salzwedel-Stendal,
113 km

4. Hannover-Stendal-Berlin,
265 km

5. Hebnstedt-Magdeburg-Berlin,
163 km

6. Eichenberg-Halle, 170 km

7. Bebra-Erfurt, 103 km

8. Nürnberg-Berlin, 521 km

9. Leipzig-Dresden, 115 km

Zweigleisiger Ausbau für 160 km/h
Elektrifizierung
Einbau moderner Sicherungstechnik
Reduzierang der Reisezeit von 2'46 h auf ZOO h

Zweigleisiger Ausbau für 160 km/h mit Option auf
200 km/h

Elektrifizierung
Neubau einiger Strekenteile
Einbau einer modernen Signal- und Telekommuni-

kationsanlage
Neubau einer Bahnstromleitung
Reduzierung der Reisezeit von 2'59 h auf 2'11 h

Zweigleisiger Ausbau für 160 km/h
Elektrifizierung
Lückenschluß
Einbau modemer Signal- und Telekommunikations-

anlagen
Neubau eines elektronischen Stellwerks
Neubau einer Bahnstromleitung
Reduzierung der Reisezeit von 1' 10 h auf 0'46 h

Ausbau und Elektrifizierung für 200 km/h
Neubau einer zweigleisigen Hochgeschwindig-

keitsstrecke parallel zur vorhandenen Strecke für
250 km/h

Neubau einiger angrenzender Streckenabschnitte
Reduzierung der Reisezeit von 2'50 h auf V46 h

Zweigleisiger Ausbau und Elektrifizierung für
160 km/h

Modernisierung der Bahnanlagen
Einbau modemer Signal- und Telekommunikations-

anlagen
Neubau von 240 km Bahnstromleitungen
Reduzierung der Reisezeit von 2'06 h auf 1'36 h

Zweigleisiger Ausbau für 120 km/h
Elektrifizierung
Modernisierung der Gleisanlagen und Brücken
Neugestaltung der Bahnsteigzugänge und Bahn-

steiganlagen
Reduzierung der Reisezeit von 3'05 h auf 2'14 h

Zweigleisiger Ausbau für 160 km/h, Teilabschnitt
mit Option auf 200 km/h

Neubau einiger Abschnitte
Einbau modemer Signal- und Telekommunikations-

anlagen
Neubau elektronischer Stellwerke
Neubau einer Bahnstromleitung

Ausbau der Strecke für 200 km/h und 250 km/h
Neubau elektronischer Stellwerke und Bahnstrom-

leitungen
Anpassung und Modernisierung von Bahnanlagen
Einbau modernisierter Signal- und Telekommuni-

kationsanlagen
Reduzierung der Reisezeit von 6'04 h auf 3'13 h

Ausbau der Strecke für 200 km/h
Anpassung und Modernisierung der Bahnanlagen
Einbau modemer Signal- und Telekommunikations-

anlagen
Bau einer Bahnstromleitung
Reduzierung der Reisezeit von 1'25 h auf 0'59 h

Vorplanung abgeschlossen
Einige Streckenabschnitte fertiggestellt, einige im

Bau
Fertigstellung für Mai 1999 geplant

Vorplanung abgeschlossen
Raumordnungsverfahren und Planfeststellung für die

Bahnstromleitung eingeleitet
Einige Streckenabschnitte fertiggestellt, einige im

Bau
Elektrifizierung im Bau
Fertigstellung des zweigleisigen Ausbaus und der

Elektrifizierung für 1996 geplant
Fertigstellung insgesamt für 1998 geplant

Vorplanung abgeschlossen
Oberbau einiger Streckenabschnitte fertiggestellt
Gleisumbau und Oberbau einiger Streckenabschnitte

im Bau
Fertigstellung für 1999 geplant

Planfeststellungsbeschlüsse liegen teilweise vor, Ver-
fahren teilweise eingeleitet

In Niedersachsen, Sachsen-Anhalt und in Berlin
liegende Streckenabschnitte im Bau, in Branden-
burg noch nicht begonnen

Fertigstellung 1997 geplant

Vorplanung abgeschlossen
Strecke Helmstedt-Magdeburg 1993 fertiggestellt
Auf dem Rest der Strecke Bauarbeiten kurz vor dem

Abschluß
Fertigstellung für 1995 geplant

1994 fertiggestellt

Einige Streckenabschnitte fertiggestellt
Elektrifizierung und elektronisches Stellwerk im

Bau
Fertigstellung für 1998 geplant

Nürnberg-Erfurt (192 km): Baubeginn 1995
Erfurt-Leipzig (121 km):
Raumordnungsverfahren abgeschlossen
Leipzig-Berlin (200 km): einige Streckenabschnitte

fertiggestellt, einige im Bau
Fertigstellung Leipzig-Berlin 1998
Fertigstellung insgesamt nach 2000 geplant

Einige Abschnitte fertiggestellt, einige im Bau
Fertigstellung für 1998 geplant
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nochTabelleA13

Projekt-Nr./ Bezeichnung

Die 7 Straßenprojekte

10. A20 Lübeck-Stettin, 324 km

11. A2 Hannover-Berlin/
A10 Berlin-Ring, 322 km

12. A9 Berlin-Nürnberg, 373 km

13. A38 Göttingen-Halle/
A143 Westumfahrung Halle,
192 km

14. A14 Magdeburg-Halle,
94 km

15. A44 KasseWEisenach/
A4 Eisenach-Görlitz,
435 km

16. A71 Erfurt-Schweinfurt/
A73 SuhHjchtenfels

Das Wasserstraßenprojekt

17. Hannover-Berlin, 280 km

aStand: Februar 1995.

Vorhaben

4streifiger Neubau

6streifiger Ausbau und Grundemeuerung

6streifiger Ausbau

4streifiger Neubau

4streif iger Neubau

4streifiger Neubau
östreifiger Ausbau
Anbau von Standstreifen

4streifiger Neubau

Ausbau der Wasserstraßen für Güterschiffe bis
20001 und Schubverbände bis 35001 Ladung

Stand der Realisierung8

Umweltverträglichkeitsstudien abgeschlossen
Planfeststellungsverfahren in Vorbereitung
Fertigstellung für 2000 geplant

Umweltverträglichkeitsstudien abgeschlossen
Planfeststellungsverfahren teilweise eingeleitet.

teilweise erteilt
Teilabschnitte im Bau
Gesamte Fertigstellung für 2001 geplant, Teile be-

reits ab 1998

Umweltveiträglidikeitsstudien teilweise abgeschlos-
sen, teilweise in Arbeit

Planfeststellungsverfahren teilweise eingeleitet.
teilweise abgeschlossen

Teilabschnitte unter Verkehr
Teilabschnitte im Bau
Fertigstellung für 2000 geplant

Umweltverträglichkeitsstudien abgeschlossen
Linienbestimmung größtenteils in Arbeit
Baubeginn 1995

Umweltverträglichkeitsstudien abgeschlossen
Teilweise Planfeststellung eingeleitet oder abge-

schlossen
Fertigstellung für 1999 geplant

Noch nicht alle Umweltverträglichkeitsstudien er-
stellt, teilweise vertiefende Untersuchungen erfor-
derlich

Teilweise Planfeststellungsverfahren abgeschlossen
Kleine Abschnitte im Bau
Fertigstellung für 1998 geplant

Umweltverträglichkeitsstudien abgeschlossen
Planfeststellungsverfahren teilweise eingeleitet

Umweltverträglichkeitsstudien für fast alle
Abschnitte abgeschlossen

Einleitung der meisten Planfeststellungsverfahren
1995 und 1996

Baubeginn in Abschnitten 1997, für einzelne Quer-
bauwerke und Unterabschnitte ab 1995 auf der
Grundlage von Plangenehmigungsverfahren

Quelle: Bundesministerium für Verkehr, Zusammenstellung des IfW.
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Tabelle A14 - Förderprogramme für Selbständige in Freien Berufen in Ostdeutschland 1990-1995a (Mill. DM)

Apotheker
Ärzte
Zahnärzte
Tierärzte
Andere Heilberufe
Rechtsanwälte/Notare
Wirtschaftsprüfer/Steuerberater
Architekten/Ingenieure
Künstler
Sonstige
Insgesamt
darunter

Anteil Frauen (vH)
Kreditbeträge
Kreditanträge

Nachrichtlich:
Anteil aller Freiberufler am Gesamtvolumen
des jeweiligen Förderprogramms (vH)

Kreditbeträge
Kreditanträge

Bürgschaften15

21
91
52

6
28

7
63
12

1
7

288

21
25

100
100

Eigenkapital-
hilfe'5

389
964
834

19
63
37
32

114
3
6

2460

52
56

19
26

Existenzgründungsförderung

ERP°
343
740
875
24
32
77
64

228
6

11
2 399

48
51

12
19

a l . Januar 1990- 31. März 1995. — "Bürgschaftsprogramm der Deutschen Ausgleichsbank

DtAb

170
364
215

11
40

4
4
8
0
1

816

52
57

52
62

für Angehörige

Insgesamt

922
2 158
1976

60
163
125
163
360

11
25

5 963

37
43

17
25

Freier Berufe.
— cEuropean Recovery Program; dieses Programm wurde für Angehörige Freier Heilberufe im Oktober 1991 ge-
schlossen.

Quelle: Deutsche Ausgleichsbank.

Tabelle A15 - Ostdeutsche Wohnungsunternehmen und ihre Wohnungen nach der Höhe der Altschuldenbelastung (Stand:
31.12.1993)

Höhe der durchschnittlichen Altschulden
pro m2 Wohnfläche

0 DM
1DM bis 150 DM

151DM bis 175 DM
176 DM bis 200 DM
201DM bis 250 DM
251DM bis 300DM
301DM bis 500 DM

mehr als 500 DM
Insgesamt

Unternehmen

Anzahl

93
190
73
61
95

122
396

84
1114

vH

8
17
7
5
9

11
36

8
100

Wohnungen

Anzahl

76 000
140 000
57 000
96000

266 000
538 000

1 765 000
296000

3 233 000

vH

2
4
2
3
8

17
55

9
100

Quelle: Gesamtverband der Wohnungswirtschaft.
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Tabelle A16 - Entwicklung der Kaltmieten81 in Ostdeutschland 1990-1994 (DM je m2)

Insgesamt
Gebäudezustand0

Gut
Teilweise renovierungsbedürftig
Ganz renovierungsbedürftig
Abbruchreif

Baujahr
Vor 1919
1919-1948
1949-1971
1972-1980
1981 und später

Wohndauer
Bis unter 5 Jahre
5 bis unter 12 Jahre
12 Jahre und mehr

Gemeindegröße
Bis unter 2 000 Einwohner
2 000 bis unter 20 000 Einwohner
20 000 bis unter 100 000 Einwohner
100 000 bis unter 500 000 Einwohner
500 000 und mehr Einwohner

Gebäudetyp
Landwirtschaftliche Wohngebäude
Ein- und Zweifamilienhaus freistehend
Ein- und Zweifamilienreihenhaus
Wohnhaus mit 3 bis 4 Wohnungen
Wohnhaus mit 5 bis 8 Wohnungen
Wohnhaus mit 9 und mehr Wohnungen
Hochhaus

Ausstattung
Ohne Bad/Dusche
Mit Bad/Dusche
Ohne modernem Heizsystem
Mit modernem Heizsystem

Eigentumsverhältnisse
Kommunale Wohnungen
Genossenschaftliche Wohnungen
Betriebs-, Werkswohnungen
Private Eigentümer
Nicht bekannt

1990

0,96
0,87
0,79
0,58

0,69
0,82
0,84
1,06
1,07

0,94
0,89
0,82

0,66
0,81
0,88
0,90
1,00

0,58
0,78
0,73
0,71
0,81
0,96
1.11

0,64
0,91
0,75
0,99

0,93
0,85
0,69
0,70
0,82

1991

1,04
0,96
0,85
0,98d

0,80
0,89
0,92
1,13
1,18

1,05
1,00
0,88

0,82
0,92
0,94

1,03

0,62
0,82
0,78
0,83
0,89
1,05
1,22

0,76
0,99
0,84
1,06

1,03
0,91
0,87
0,81
1,01

1992

4,14
4,00
3,78
2,57

3,57
3,79
3,84
4,46
4,37

4,08
4,07
3,86

3,61
3,84
3,96
4,03
4,24

3,29
4,03
3,60
3,73
3,68
4,20
4,57

3,72
4,00
3,62
4,24

4,21
3,81
3,47
3,60
3,39

1993

6,21
5,76
5,19
3,52

5,16
5,43
5,64
6,31
6,29

5,88
5,88
5,57

5,25
5,58
5,73
5,81
6,00

5,07
5,66
5,32
5,32
5,41
6,03
6,39

4,99
5,81
5,26
6,08

5,96
5,65
5,19
5,24
4,98

1994

6,92

7,60
6,93
6.23

6,25
6,61
7,22
7,44
7,23

7,02
7,04
6,78

6,79
7,39
6,81
6,83
6,74

5,82
8,04
6,37
6,77
6,69
7,01
7,55

6,13
7,01
6,41
7,35

6,85
6,85
6,22
7,04
9,78d

Nachrichtlich:
Mietrelation Ost-West

1994b

72

77
75
68

m

73
76
78
70
60

66
75
78

90
81
76
72
65

92
97
75
74
69
65
67

89
73
88
74

76,6
74,8
73,3
71,5
97,8d

aBruttokaltmiete als Summe aus Grundmiete und Mietnebenkosten (kalte Betriebskosten). — "Ostmiete in vH der West-
miete. — Beurteilung durch den Haushaltsvorstand. — dFallzahl unter 30.

Quelle: Berechnungen des DIW.



118

Tabelle A17 — Finanzierungsstruktur der Investitionen der Wohnungswirtschaft in Ostdeutschland und Westdeutschland
1993 und 1994 (vH)

Ostdeutschland

1993 1994

Westdeutschland

1993 1994

Kreditaufnahme
bei Banken
bei Bausparkassen
bei sonstigen Kreditgebern3

Sonstige Mittel0

Nachrichtlich:
Finanzierungsvolumen (Mrd. DM)

57
28
12
17
43

33

66
35
12
19
34

46

55
50

3
2

45

195

57
52

1
4

43

225
aIm wesentlichen Versicherungen; in Ostdeutschland einschließlich Beteiligungen westdeutscher Investoren. — "Eigen-
finanzierungsmittel sowie statistisch nicht erfaßte Finanzierungsvorgänge; als Restgröße ermittelt.

Quelle: Deutsche Bundesbank.

Tabelle A18 - Förderung der Wohnraummodernisierung in Ostdeutschland nach Antragstellem 1990-1994

Private Haushalte3

Genossenschaften
Wohnungsuntemehmenb

Gebietskörperschaften
Insgesamt

1991

Zugesagte Kredite

1992 1993 1994

Ausgereichte Kredite

1990-1994

Mrd. DM

5,6
0,2
0,8
0,3
6,9

5,6
0,7
0,9
0,3
7,5

4,7
1,6
0,9
0,5
7,7

5,0
3,6
3,4
0,5

12,5

vH

20,2 61
5,6 17
5,9 18
1,5 4

33,2 100

Einschließlich Kirchen- und Wohlfahrtsverbänden. — "Überwiegend in kommunaler Trägerschaft

Geförderte Wohnein-
heiten

1990-1994

Tsd.

787
474
538
152

1951

vH

40
24
28

8
100

Quelle: Kreditanstalt für Wiederaufbau.

Tabelle A19 - Förderung der Wohnraummodemisierung in Ostdeutschland nach Antragstellern und geförderten Wohnun-
gen 1990-1994

Zusagen (Anzahl in 1000)
Geförderte Wohnungen je Zusage
Durchschnittliche Wohnfläche
je geförderte Wohnung (m2)
Investitionen

je geförderte Wohnung (DM)
je m2 Wohnfläche (DM)

Zugesagte Kredite
je m2 Wohnfläche (DM)

Finanzierungsbeitrag0 (vH)

Private Haushal-
te3

450
1,8

93

33 000
350

2 75
79

Genossenschaf-
ten

3
182

58

15 000
260

205
79

Einschließlich Kirchen und Wohlfahrtsverbänden. — "Überwiegend i
sagten Kredite an der Investitionssumme.

Wohnungs-
untemehmen'5

4
129

58

17 000
284

189
67

Gebietskörper-
schaften

2
80

47

16000
334

206
62

Insgesamt

458
4,3

71

23 000
317

238
75

n kommunaler Trägerschaft. — °Anteil der zuge-

Quelle: Kreditanstalt für Wiederaufbau.
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Tabelle A20 - Förderung der Wohnraummodemisierung in Ostdeutschland nach Verwendungszwecken 1990-1994

Insgesamt
darunter:

Energieeinsparung
Instandsetzung
Gebrauchs- und Wohnwertver-
besserung3

Ausgereichte Kredite

1990-1994

Tsd.

458

274
135

36

vH

100

60
30

8

aZum Beispiel Schallschutz oder Verbesserung der Sanitärausstattung.

Mrd. DM

33,2

12,3
15,3

3,7

vH

100

37
46

11

1994

Mrd. DM vH

12,5 100

2,6 21
7,8 62

1,6 13

Quelle: Kreditanstalt für Wiederaufbau.

Schaubild AI - Kunden von Unternehmen der ostdeutschen Industrie 1993/94 und 1995

Industrieunternehmen

Bauunternehmen

Handelsketten

Sonstiger Handel

Öffentliche Auftraggeber

Bahn oder Post

Unternehmen der
Versorgungs Wirtschaft

Private Haushalte

Sonstige Abnehmer

Nachrichtlich:
Andere Unternehmen
innerhalb des Unter-
nehmensverbundes/
Konzerns

Von den Unternehmen liefern ... vH an die jeweiligen Kunden.

| 1995 [2 1993/94

Quelle: Befragung des DIW vom Winter 1993/94 und vom Frühjahr 1995.



120

Schaubild A2 - Produktion im Bauhauptgewerbe 1990-1994 (Indexwerte 2. Halbjahr 1990 = 100, Ursprungswerte und
Trendlinie)

250,01

200,0

150,0

100,0

50,0

8 10 12 2 4 6 B 10 12 2 4 6 8 10 12 2 4 6 8 10 12 2 4 6 8 10
1990 | 1991 | 1992 | igg3 | 1994

—Bauhauptgewerbe — Trendlinie Bauhauptgewerbe

Quelle: Statistisches Bundesamt.

Schaubild A3 - Auftragseingang im Bauhauptgewerbe 1990-1994 (Volumenindex 2. Halbjahr 1990=100)

450,0

400,0

350,0

300,0

250,0

200,0

150,0

100,0

50,0

0,0 \—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i—i-
8 10 12 2 4 6 8 10 12 2 4 6 8 10 12 2 4 6 8 10 12 2 4 6 8
1990 | 1991 | 1992 I 1993 I 1994

10 12

- BAUHAUPTGEWERBE

• Trendlinie Bauhauptgewerbe
HOCHBAU

Trendlinie Hochbau

TIEFBAU

- Trendlinie Tiefbau

Quelle: Statistisches Bundesamt.
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Endnoten

1 Die ersten zwölf Berichte wurden vom Institut für Weltwirtschaft in den Kieler Diskussionsbeiträgen Nr. 168, 169,
176,178, 183, 190/191, 198/199, 205/206, 218/219, 231, 236/237 und 245 veröffentlicht, vom Deutschen Institut für
Wirtschaftsforschung in den DIW-Wochenberichten Nr. 12/91, 24/91, 39-40/91, 51-52/91, 12-13/92, 39/92, 52/92,
13/93,41/93,15/94, 31/94 und 3/95. Vom Institut für Wirtschaftsforschung Halle wurden der neunte, zehnte, elfte und
zwölfte Bericht in dessen Forschungsreihe Nr. 6/93,1/94,6/94 und 1/95 veröffentlicht.

2 Die Anpassung der ostdeutschen Wirtschaft an marktwirtschaftliche Bedingungen spiegelt sich nicht nur in den
Produktionsmengen wider, sondern auch in den Preisen, mit denen diese bewertet werden. Die Preisstrukturen in
östlichen Planwirtschaften wichen erheblich von denen in westlichen Marktwirtschaften ab. Industriegüter, auf denen
häufig hohe Akzisen lagen, waren in der Regel überbewertet; Dienstleistungen, deren Preise häufig aus
sozialpolitischen Gründen niedrig gehalten wurden, waren hingegen unterbewertet. Nach dem Übergang zur
Marktwirtschaft glichen sich im Osten die Industriegüterpreise rasch an, die Preise für Dienstleistungen hingegen
weniger rasch. Bei Mieten und Verkehrstarifen ist die Anpassung noch nicht vollständig abgeschlossen.
Das Statistische Bundesamt benutzt bei den Berechnungen des Bruttoinlandsprodukt in konstanten Preisen das Jahr
1991 als Basis. Damals hinkte die Preisanpassung im Dienstleistungssektor noch weit hinter der im Produzierenden
Gewerbe her. Bei Zugrundelegung konstanter Preise wird folglich die Entwicklung der Wertschöpfung in wichtigen
Teilbereichen unterzeichnet dargestellt.

'j
J In der Kostenstrukturstatistik (deren Ergebnisse bisher nur für die Jahre 1991 und 1992 vorliegen) wird die

Ertragsschwäche der ostdeutschen Betriebe etwas überzeichnet, weil dort, anders als in den Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnungen, die steuerlichen Abschreibungen in Ansatz gebracht werden. Die hohen Investitionen schlagen
sich dabei auch in hohen Abschreibungen nieder, zumal die meisten Unternehmen hohe Sonderabschreibungen
vornehmen. Insofern sind hohe Verluste in der Anfangsphase nicht ungewöhnlich. Sie sind somit nicht nur Ausdruck
gegenwärtiger Wettbewerbsschwäche, sondern möglicherweise auch künftiger Stärke.

"* Albach, H., The Transformation of Firms and Markets: A Network Approach to Economic Transformation Processes in
East Germany. Discussion Papers 93-1. Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung, Forschungsschwerpunkt
Marktprozeß und Untemehmensentwicklung, Berlin 1993.

^ Dabei muß ins Bild gerückt werden, daß eine größere Zahl von Betrieben in Ostdeutschland mit ihren Mutter-
gesellschaften in Westdeutschland oder im westlichen Ausland verflochten sind. Aber das ändert das Bild vermutlich
nur graduell.

° Freilich gibt es zunehmend Probleme bei der räumlichen Zuordnung der Warenausfuhr. Diese wird im allgemeinen
beim Firmensitz des Unternehmens erhoben, bei ostdeutschen Betriebsstätten westdeutscher Unternehmen also den
alten Bundesländern zugeordnet.

' Zur Abgrenzung der Güter vgl. Naujoks, P., Strukturwandel unter dem Aspekt der Handelbarkeit von Gütern: Der Fall
der ostdeutschen Industrie. Kieler Arbeitspapiere 584. Institut für Weltwirtschaft, Kiel 1993.

° Krugman, P., Geography and Trade. Leuven 1991.

Lammers, K., Regionale Struktur- und Wachstumsunterschiede in der Bundesrepublik Deutschland — Wo steht Ost-
deutschland? Die Weltwirtschaft (2) 1994: 177-193; Horbach, J., und M. Junkernheinrich, Wachstum in den neuen
Bundesländern: Räumliche Entwicklungshemmnisse und -potentiale. Beihefte der Konjunkturpolitik (42) 1994: 9 3 -
129.

*" Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, Den Aufschwung sichern — Arbeits-
plätze schaffen. Jahresgutachten 1994/95. Stuttgart 1994.

* Bruttobodenproduktion, gemessen in Getreideeinheiten: Diese umfaßt die aggregierten Bodenleistungen aller landwirt-
schaftlich genutzten Flächen, unabhängig von ihrem Verwendungszweck. Zur Analyse der Entwicklung vgl. Hahn, T.,
S. Kruse und V. Niendieker, Produktion und Wertschöpfung der Landwirtschaft in Deutschland. Agrarwirtschaft 44
(4/5) 1995:159-175.

*2 Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Agrarwirtschaft in den neuen Ländern, Bonn, Januar
1995: 14.

1 3 Bundesregierung, Agrarbericht 1995, Bonn 1995: 23.

" Die Kapitalknappheit spiegelt sich nicht unbedingt in hohen Kreditzinsen wider, sondern nimmt — mit der Begrün-
dung fehlender Sicherheiten — häufig die Form der Kreditrationierung durch die Banken an.

" Der Viehbesatz in Vieheinheiten je 100 Hektar Landwirtschaftsfläche wird für 1993/94 nach Testbetriebsergebnissen
wie folgt angegeben: Einzeluntemehmen 27,4; Personengesellschaften 29,6; juristische Personen 67,6.

1 6 Bundesregierung, Agrarbericht 1995, Bonn 1995: 15.

* Ein Vergleich mit den Zahlen vor der Wende, als die Zahl der Beschäftigten mit 825 000 angegeben wurde, ist schwer
möglich, da in den landwirtschaftlichen Großbetrieben auch zahlreiche — nach jetziger Definition — nichtlandwirt-
schaftliche Arbeitskräfte beschäftigt waren.

1 8 Bundesregierung, Agrarbericht 1995, Bonn 1995: 10.
1 9 Bundesregierung, Agrarbericht 1995, Bonn 1995: 45.
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2 " König, W., Umstrukturierung und Neugründung landwirtschaftlicher Unternehmen. In K. Klare (Hrsg.), Entwicklung
der ländlichen Räume und der Agrarwirtschaft in den Neuen Bundesländern. Landbauforschung Völkenrode (Sonder-
heft 152) 1994: 63-79.

z l Diese Prämien erhalten sie allerdings auch dann, wenn sie diese „stillgelegten" Flächen mit nachwachsenden Roh-
stoffen bebauen, die sie dann zu Marktpreisen an Verarbeitungsunternehmen verkaufen.

2 2 Bundesregierung, Agrarbericht 1995, Bonn 1995: 55.
2 3 Die bei Einführung dieser Maßnahmen im Westen schon wenig überzeugende Begründung der Kompensation für ent-

gangenen Preisschutz oder für die Unterauslastung vorhandener Produktionskapazitäten im Fall der Flächenstillegung
entfällt für Ostdeutschland vollständig.

2** Der überregionale Ausgleich derzeit nicht ausgenutzter Milchquoten stellt nur dann eine Verbesserung dar, wenn er
für die Einzeluntemehmen Planungssicherheit bringt.

2^ Schrader, J.-V., Anpassungsprozesse in der ostdeutschen Landwirtschaft. Analyse und Bewertung. Kieler Diskussions-
beiträge 171/172. Institut für Weltwirtschaft, Kiel 1991.

2 ^ Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Für unsere landwirtschaftlichen Unternehmen, Bonn,
April 1995.

2 ' Für Mitglieder von GmbHs ist entscheidend, ob sie maßgeblichen Einfluß auf die Geschicke der Gesellschaft haben.
Für Genossenschaften gelten andere Kriterien, Zu Einzelheiten vgl. Mehl, P., Sozialrechtliche Behandlung unter-
schiedlicher Rechtsformen. In K. Klare (Hrsg.), Entwicklung der ländlichen Räume und der Agrarwirtschaft in den
Neuen Bundesländern. Landbauforschung Völkenrode (Sonderheft 152) 1994: 93.

2 ° Forstner, B., Steuerliche und förderpolitische Behandlung unterschiedlicher Rechtsformen. In K. Klare (Hrsg.), Ent-
wicklung der ländlichen Räume und der Agrarwirtschaft in den Neuen Bundesländern. Landbauforschung Völkenrode
(Sonderheft 152) 1994: 83 f.

" Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Die Umwandlung landwirtschaftlicher Unternehmen
nach dem neuen Umwandlungsrecht, Bonn, März 1995.

30 Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Agrarwirtschaft in den neuen Ländern, Bonn, Januar
1995:52.

3* Dunker, D., Finanzierungsmöglichkeiten für Agrargenossenschaften. Referat gehalten auf einer Tagung des Instituts
für Genossenschaftswesen in Berlin am 3. März 1995: 15.

3 2 In absehbarer Zeit dürfte sich auch das Bundesverfassungsgericht zur „Rechtmäßigkeit" von Altschulden äußern, nach-
dem eine ehemalige LPG eine Verfassungsbeschwerde eingereicht hat.

3 3 Eine nähere Begründung wurde in einem früheren Bericht zu den Anpassungsprozessen gegeben.

•** Zu Einzelheiten und vorläufigen Modellrechnungen über die sich ergebende Allokation der Flächen vgl. Klages, B.,
Privatisierung der Treuhandflächen. In K. Klare (Hrsg.), Entwicklung der ländlichen Räume und der Agrarwirtschaft
in den Neuen Bundesländern. Landbauforschung Völkenrode (Sonderheft 152) 1994: 105-120.

•" Doll, H., und K. Klare, Einfluß der Privatisierung von Treuhandflächen auf die Pacht- und Grundstücksmärkte. In K.
Klare (Hrsg.), Entwicklung der ländlichen Räume und der Agrarwirtschaft in den Neuen Bundesländern. Landbau-
forschung Völkenrode (Sonderheft 152) 1994: 121-131.

3 6 Gebietsstand: ehemalige DDR einschließlich Berlin-Ost.
3 ' Gebietsstand: Bundesrepublik Deutschland vor dem 3. Oktober 1990 einschließlich Berlin-West.
3 ° Bundesverband der Energie-Abnehmer e.V. (VEA), Presse und Information, Hannover, lfd. Jgg.
3 9 In den Grundzügen sieht diese Kompromißvereinbarung vor, daß (1) den Gemeinden, die eigene Stadtwerke gründen

wollen, das Vermögen an Netzen und Erzeugungsanlagen vor Ort durch Abspaltung unentgeltlich übertragen wird, (2)
die Gemeinden im Gegenzug auf ihren Anteil an der 49-vH-Marge am Kapital des regionalen Elektrizitätsversor-
gungsunternehmens verzichten und (3) sich die Stadtwerke betreibenden Gemeinden verpflichten, insgesamt etwa
70 vH der von ihnen verteilten Strommengen von den jeweiligen Regionalversorgungsuntemehmen zu beziehen.

™ Nach Aussagen von Herrn Dr. Klaus-Ewald Holst, Vorstandsvorsitzender der VNG, ist die Umstellung bereits im Juni
1995 abgeschlossen worden. Vgl. Die Wirtschaft. Die Stadtgas-Ära ist nun beendet. (24) 1995.

41 Die Handelsintensität einer Branche ist definiert als die Summe aus Exporten und Importen in vH des Produktions-
wertes. Zur Eingruppierung der Branchen in solche mit unter- und solche mit überdurchschnittlicher Handelsintensität
wird die Handelsintensität für Westdeutschland in den Jahren 1980 bis 1990 zugrunde gelegt. Klodt, H., Wieviel Indu-
strie braucht Ostdeutschland? Die Weltwirtschaft, (3) 1994: 320-333; sowie Ragnitz, J., Strukturwandel in der ost-
deutschen Industrie. Wirtschaft im Wandel, (6) 1995.

^ 2 Vorher wurden Umfragen in den Jahren 1991,1992 und zur Jahreswende 1993/94 durchgeführt. Vgl. hierzu Deutsches
Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin, Institut für Weltwirtschaft an der Universität Kiel, unter Mitarbeit des Insti-
tuts für Wirtschaftsforschung Halle, Gesamtwirtschaftliche und unternehmerische Anpassungsfortschritte in Ost-
deutschland, Vierter Bericht, Sechster Bericht, Siebter Bericht, Zehnter Bericht und Elfter Bericht. Kieler Diskus-
sionsbeiü-äge 178. 190/191, 198/199, 231 und 236/237; DIW-Wochenbericht 51-52/91, 38/92, 52/92, 15/94 und
31/94; IWH-Forschungsreihe 1/94 und 6/94.
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*" Ein Mangel der verfügbaren Sekundärstatistiken ist, daß Informationen für Handwerks- und Industriebetriebe nicht ge-
trennt ausgewiesen werden. Zudem fehlen aktuelle und detaillierte Strukturinforrnationen, die für eine Hochrechnung
geeignet wären.

4 4 Das gilt aber nicht in jedem Fall, denn auch von den ostdeutschen Tochtergesellschaften im Westen ansässiger Unter-
nehmen klagen nicht wenige über eine zu dünne Kapitaldecke; dabei handelt es sich um Zweigbetriebe mittelständi-
scher Unternehmen aus dem Westen.

4* Auf eine ähnliche Entwicklung deutet das Investitionsvolumen hin, das für die Gewährung von Investitionszuschüssen
im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" erhoben wird. Auch hier er-
gibt sich 1994 ein deutlicher Rückgang. Vgl. auch Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin, Institut für
Weltwirtschaft an der Universität Kiel, unter Mitarbeit des Instituts für Wirtschaftsforschung Halle, Gesamtwirtschaft-
liche und unternehmerische Anpassungsfortschritte in Ostdeutschland, Zwölfter Bericht. Kieler Diskussionsbeiträge
245; DIW-Wochenbericht 3/95; IWH-Forschungsreihe 1/95. Demgegenüber hat das ifo-Institut auf Basis seiner Inve-
storenrechnung Ost eine leichte Zunahme der Investitionen von 4 vH geschätzt. Vgl. Neumann, F., Investitionen in den
neuen Bundesländern: Dienstleistungsbereiche weiter expansiv, Industrieinvestitionen erhalten konjunkturelle Impul-
se: neue Ergebnisse der ifo Investorenrechnung Ost. ifo-Schnelldienst (5) 1995: 3-10. Die Unterschiede dürften vor
allem auf Abweichungen im Erhebungskonzept zurückzuführen sein.

4 6 Dies gilt im übrigen auch für 1993 gegenüber 1992. Vgl. dazu die Umfrage vom Winter 1993/94, Deutsches Institut
für Wirtschaftsforschung, Berlin, Institut für Weltwirtschaft an der Universität Kiel, unter Mitarbeit des Instituts für
Wirtschaftsforschung Halle, Gesamtwirtschaftliche und unternehmerische Anpassungsfortschritte in Ostdeutschland,
Zehnter Bericht. Kieler Diskussionsbeiträge 231; DIW-Wochenbericht 15/94; IWH-Forschungsreihe 1/94.

4 ' Diese Zunahme der Zahl der Beschäftigten erklärt sich auch mit der Erweiterung des Berichtskreises.
4 ° In jeweiligen Preisen gerechnet, wurden 1994 im Bauhauptgewerbe im Durchschnitt fast 80 vH und im Ausbau-

gewerbe 76 vH der westdeutschen Produktivität erzielt.

" Der Bruttoproduktionswert enthält neben dem Umsatz die Bestandsveränderung an unfertigen und fertigen Leistungen
sowie die selbsterstellten Anlagen. Laut der Kostenstrukturerhebung 1992 lagen diese Anteile bei 4,4 vH des Brutto-
produktionswertes im Bauhauptgewerbe bzw. bei 1,7 vH im Ausbaugewerbe.

^" Gewisse Abstriche an dieser Differenzierung ergeben sich vor allem wegen der nicht erfaßten Bestandsänderungen
und der selbsterstellten Bauten, die bei den größeren Unternehmen mit einem Anteil von 5 bis 6vH stärker ins
Gewicht fallen als bei den kleinen und mittleren Unternehmen (1,5 bis 4 vH).

-*l Die Datenbasis über das ostdeutsche Handwerk ist nach wie vor sehr schmal. Bisher wurden keine amtlichen Daten
veröffentlicht. Die hier getroffenen Einschätzungen beruhen auf Angaben des Zentralverbandes des Deutschen Hand-
werks und einzelner Handwerkskammern.

^ 2 Aufgrund der Merkmale der Gewerbestatistik (z.B. werden bei den Gewerbeanmeldungen auch Übernahmen von Ge-
werben und Verlegungen von Gewerbebetrieben aus anderen Meldebezirken erfaßt) wird das tatsächliche Existenz-
gründungsgeschehen allerdings überzeichnet

^ 3 Nach Recherchen, die auf der Grundlage der Inanspruchnahme öffentlich geförderter Programme durchgeführt worden
sind, gründeten von 1990 bis 1994 über 56 000 Frauen einen Handwerksbetrieb. Vgl. iwd-Informationsdienst des
Instituts der deutschen Wirtschaft 21 (16) 1995: 1.

•^ Zentralverband des Deutschen Handwerks, Konjunkturbericht (2), November 1994.

- " Nach Einschätzung des Bundesverbandes Inkasso hat sich das Zahlungsverhalten gewerblicher Schuldner in den neuen
Bundesländern weiter verschlechtert. Größtes „Sorgenkind" sei das Baugewerbe. Neben der Gastronomie und dem
Textileinzelhandel sei das Kfz-Gewerbe eine weitere Problembranche. Dabei lasse auch das Zahlungsverhalten der
öffentlichen Hand immer mehr zu wünschen übrig. Vgl. Handelsblatt, 5. Mai 1995.

•*" Auffällig ist beim Mikrozensus die vergleichsweise schwächere Besetzung im Großhandel und bei der Handelsvermitt-
lung sowie die entsprechend stärkere Besetzung beim Einzelhandel, doch mag das mit einer unzutreffenden Einord-
nung seitens der Befragten zusammenhängen. Die Übergänge zwischen einzelnen Handelsformen sind oftmals
fließend.

-1' Lachner, J. (Hrsg.), Entwicklung des Handels in den neuen Bundesländern: Stand und Probleme der Systemtransfor-
mation im Groß- und Einzelhandel sowie in der Handelsvermittlung. Ifo-Studien zu Handels- und Dienstleistungs-
fragen, 47, München und Berlin 1994.

•*° Nach der Statistik der ERP-Existenzförderung hatte jedes geförderte Unternehmen im Handel beim Start im Durch-
schnitt knapp 6 Beschäftigte.

•^ Ende 1989 gab es in Ostdeutschland lediglich 2 000 Personen, die nach bundesdeutschen Begriffen als Freiberufler
gelten konnten. In der DDR-Statistik wurde diese Berufsgruppe nach steuerrechtlichen Kriterien bestimmt und we-
sentlich weiter gefaßt. Demzufolge wurden für 1989 rund 16 000 Freiberufler ausgewiesen.

"" Die Gründung von Gemeinschaftspraxen und Praxisgemeinschaften spielt bislang in allen Berufsgruppen nur eine un-
tergeordnete Rolle. Nach Untersuchungen des Instituts für Freie Berufe liegen die Gründe hierfür einerseits in einer
generellen Skepsis gegenüber kooperativen Wirtschaftsformen, die aus den schlechten Erfahrungen mit erzwungenen
Kooperationen zu DDR-Zeiten herrührt, und andererseits wohl darin, daß die Beratung der Existenzgründer — sei es
von Seiten der Verbände, der Förderbanken oder der Geschäftsbanken — über die wirtschaftlichen Vorteile der Ko-
operation nicht intensiv genug ist, um die starken Vorbehalte zu überwinden.
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"* Westdeutsche Berufsangehörige, die in Ostdeutschland tätig sind, werden entsprechend ihrer Kammerzugehörigkeit
den alten Ländem zugerechnet

" 2 Die Niederlassung in Freien Berufen in den neuen Ländem wird umfangreich und vielfältig mit öffentlichen Mitteln
gefördert. Die wichtigsten Förderprogramme sind das Eigenkapitalhilfeprogramm des Bundes und das ERP-Existenz-
gründungsprogramm (Tabelle A14). Sie werden ergänzt durch Bürgschaftsprogramme, durch Förderhilfen für
Schulungen, Beratungen und Hospitationen sowie durch Hilfen zur Verbesserung der betrieblichen Ausbildungssi-
tuation und durch den Aufbau der Kammerorganisationen.

° 3 Aber auch administrative Hemmnisse spielen in einzelnen Fällen noch eine wichtige Rolle. So beklagen die Vermes-
sungsingenieure in Thüringen, daß die Katasterbeamten — allen Engpässen im öffentlichen Vermessungswesen zum
Trotz — die Bestellung von Freiberuflern vielfach verweigern.

"4 Die Fremdlaborkosten sind aufgrund ihres hohen Gewichts und großer Veränderungsraten der dominierende Faktor für
die Entwicklung der — unbereinigten — Betriebsausgaben. Sie sind jedoch für die Zahnärzte lediglich ein durch-
laufender Posten.

*" Andere Quellen weisen eine höhere Beschäftigung auf, da sie z.T. eine andere Abgrenzung vornehmen.

^ 6 In Westdeutschland kamen 1988 — für dieses Jahr liegen letztmals entsprechende Angaben vor — etwa 2,4 Beschäf-
tigte auf einen selbständig tätigen Freiberufler.

" ' Simon, L., und W. Oberlander, Frauen und Selbständigkeit: Chancen in Freien Berufen. In BFB-Jahrbuch. Bundesver-
band der Freien Berufe, Bonn 1995.

°° Vor der Wende lagen die Kaltmieten im Durchschnitt bei etwa 1 Mark je m2 und Monat

°9 Ist die Vermögenszuordnung abgeschlossen, erfolgt die Eintragung in das Grundbuch zumeist rasch.

'0 Die Genossenschaften hatten in der DDR zwar das Eigentum an den Gebäuden, in der Regel jedoch nicht an den
Grundstücken. Lediglich die vor dem Zweiten Weltkrieg gegründeten Genossenschaften waren auch Eigentümer der
von ihnen bebauten Grundstücke.

' * In der Regel erfahren die privatisierenden Wohnungsunternehmen trotz der Erlösabführungspflicht netto eine Entla-
stung. In einzelnen Fällen, d.h. bei einer ungünstigen Konstellation der Höhe von Privatisierungserlösen und Alt-
schulden, kann jedoch auch eine Nettobelastung auftreten. Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (Hrsg.), Woh-
nungspolitikfür die neuen Länder, Bonn 1994.

' 2 Bei diesen Unternehmen liegt die Zinsbelastung durchschnittlich bei 1,50 DM/m2, in einer Reihe von Fällen sogar bei
über 2 DM/m2.

' 3 Darüber hinaus hat die Treuhandliegenschaftsgesellschaft bislang rund 48 000 Wohnungen in 16 000 Wohngebäuden
veräußert. In den meisten Fällen traten die bisherigen Mieter als Käufer auf.

' 4 Erhebungen in Sachsen-Anhalt zeigten, daß insgesamt nur etwa 8 vH der Mieter kaufbereit waren. Es wird berichtet,
daß es mit hohem Beratungsaufwand gelinge, mehr als die Hälfte der Mieter der zur Privatisierung bestimmten
Wohnobjekte zum Kauf ihrer Wohnung zu bewegen. Söth, P.-J., Wunsch und Wirklichkeit des Altschuldenhilfe-
gesetzes — eine Bilanz. Der Langfristige Kredit (19) 1994: 644-647.

" Bei Erstvermietungen kann die Miete frei vereinbart werden, und künftige Mieterhöhungen können nach dem Ver-
gleichsmietenprinzip durchgeführt werden.

' " Mieter, bei denen die Heizungswärme nicht über den Vermieter zur Verfügung gestellt wird, sondern die selbst einen
Vertrag mit einem Wärmelieferanten geschlossen haben, müssen diesem allerdings, entsprechend ihrem Verbrauch,
den vollen Preis zahlen.

' ' Die maximal mögliche Mietanhebung beträgt 15 vH, wenn die Wohnung nicht mit einer Zentralheizung oder einem
Bad ausgestattet ist. Für Wohnungen in sehr schlechtem baulichem Zustand soll die Miete nicht erhöht werden kön-
nen.

'° In Gemeinden mit mindestens 200 000 Einwohnern und in Gemeinden, die an eine Kommune mit mindestens
100 000 Einwohnern angrenzen.

79 Expertenkommission Wohnungspolitik (Hrsg.), Wohnungspolitik für die neuen Länder, Bonn 1994.

° " Im allgemeinen Programm gilt ein Kredithöchstbetrag von 500 DM/m2 und ein Kumulierungsverbot im Hinblick auf
Landesfördermittel. Der Zinssatz beträgt 6,5 % für eine Laufzeit von 10 Jahren. Bei Investitionen in Plattenbauten
besteht kein Kumulierungsverbot, der Zinssatz beträgt 5,5 %.

°1 Einschließlich des Städtebauförderprogramms.

° 2 So wurde die beschleunigte Neubautätigkeit 1994 zu einem guten Teil von westdeutschen Investoren getragen, die die
hohen Sonderabschreibungen nach dem Fördergebietsgesetz in Anspruch nahmen (Deutsche Bundesbank, Monats-
bericht 47 (5) 1995).

" 3 Jeder Bauherr bzw. Erwerber eines Eigenheims soll acht Jahre lang eine Zulage von jährlich jeweils 5 000 DM für
Neubauten (5 vH von maximal 100 000 DM Baukosten) bzw. 2 200 DM für Altbauten (2,2 vH von maximal 100 000
DM Anschaffungskosten) erhalten. Außerdem wird das Baukindergeld von 1 000 DM auf 1 500 DM pro Jahr erhöht.
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Das Wohnraummodernisierungsprogramm wurde 1991 mit einem Volumen von 10 Mrd. DM aufgelegt. Es wurde
1992 auf 30 Mrd. DM und 1993 nochmals auf insgesamt 60 Mrd. DM aufgestockt. Davon sind 10 Mrd. DM für die
Modernisierung von Plattenbauten reserviert. Die Zinsverbilligung beträgt im allgemeinen Programmteil einen Pro-
zentpunkt, im Plattenbauprogramm zwei Prozentpunkte; sie wird aus dem Bundeshaushalt finanziert.

ftr
0D Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin, Institut für Weltwirtschaft an der Universität Kiel, unter Mitarbeit

des Instituts für Wirtschaftsforschung Halle, Gesamtwirtschaftliche und unternehmerische Anpassungsfortschritte in
Ostdeutschland, Zwölfter Bericht. Kieler Diskussionsbeiträge 245; DlW-Wochenbericht 3/95; IWH-Forschungsreihe
1/95.


